
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Haftungsbestimmungen 
Spedition + Logistik 

 

Gesetzestexte – Allgemeine Geschäftsbedingungen – Informationen  
 
 
 
 

 
 
 
 
 

Zur Verfügung gestellt von der 
 

Aktiv Assekuranz Makler GmbH 
 

 
 

Stand 06.2020 

 



2 

 

Aktiv Assekuranz Makler GmbH 
Informationen und Kontakte 
 
 
 
Aktiv Assekuranz Makler GmbH   
Hanauer Straße 67    
80993 München     
Tel.: +49 89 149708-0    
Fax: +49 89 149708-800   
info@aktiv-assekuranz.de     
www.aktiv-assekuranz.de    
 
 
 
Wenn Sie Fragen haben sprechen Sie gern folgende Personen an: 
 
Volker Jendricke (Geschäftsführer) 
Tel.:  +49 89 149708-560 
jendricke@aktiv-assekuranz.de 
 
Verkehrshaftungsversicherungen 
Werner Förg (Prokurist + Spartenleiter Verkehrshaftungsversicherungen) 
Tel.:  +49 89 149708-380 
foerg@aktiv-assekuranz.de 
 
Warentransportversicherungen 
Jörg Sekora (Prokurist + Spartenleiter Transportversicherungen) 
Tel.:  49 89 149708-530 
sekora@aktiv-assekuranz.de 
 
Kfz-Versicherungen 
Winfried Nibus (Prokurist + Spartenleiter Kfz-Versicherungen) 
Tel.:  +49 89 149708-680 
nibus@aktiv-assekuranz.de 
 
Sach- und Haftpflichtversicherungen 
Peter Skalicky (Prokurist + Spartenleiter Sach-/Haftpflichtversicherungen) 
Tel.:  +49 89 149708-210 
skalicky@aktiv-assekuranz.de 
 
Rechtsabteilung 
Philipp Stein (Leiter Rechtsabteilung) 
Tel.:  +49 89 149708-381 
stein@aktiv-assekuranz.de 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Stand 06.2020 



3 

 

Inhaltsverzeichnis 

 
 
 
 
 
1. Handelsgesetzbuch (HGB) §§ 407 bis 475h………………………………………………………………….     5 
 
2. Güterkraftverkehrsgesetz (GüKG)……………………………………………………………………………….   29 
 
3. Allgemeine Deutsche Spediteurbedingungen 2017 (ADSp 2017)………………………………..   49 
 
4.  Logistik-AGB (L-AGB)……………………………………………………………………………………………………   63 
 
5. Allgemeine Geschäftsbedingungen der Bundesfachgruppe Schwertransporte 
 und Kranarbeiten (AGB-BSK)…………………………………………………………………………………….....   71 
 
6. Übereinkommen über den Beförderungsvertrag im internationalen Straßen- 
 güterverkehr (CMR)……………………………………………………………………………………………………..    77 
 
7. Warschauer Abkommen (WA)……………………………………………………………………………………..   93 
 
8. Montrealer Übereinkommen (MÜ)………………………………………………………….………………….. 105 
 
9. Einheitliche Rechtsvorschriften für den Vertrag über die internationale Eisen- 
 Bahnbeförderung von Gütern (CIM, 1999)………………………………………………………………….. 121 
 
10. Haftungsübersicht………………………………………………………………………………………………………. 141 
 



4 

 

Notizen 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Herausgeber: 
Aktiv Assekuranz Makler GmbH 
Geschäftsführer: Volker Jendricke 
Hanauer Straße 67, 80993 München 
Tel.: +49 89 149708-0 
Fax: +49 89 149708-800 
info@aktiv-assekuranz.de 
www-aktiv-assekuranz.de 
 

 

Urheberrecht: 
Copyright 2020, Aktiv Assekuranz Makler GmbH. Dieser Auszug des Werkes „Haftungsbestimmungen für 
Frachtführer und Spediteure“ ist urheberrechtlich geschützt. Alle Rechte vorbehalten. Ein Teil der in 
„Haftungsbestimmungen für Frachtführer und Spediteure“ enthaltene Angaben unterliegt zudem dem 
Urheberrecht Dritter. Eine Vervielfältigung, auch nur auszugsweise, ist nur mit ausdrücklicher und schriftlicher 
Genehmigung des Herausgebers zulässig. Und auch im Einzelfall nur in den Grenzen der Bestimmungen des 
Urheberrechtesgesetzes der Bundesrepublik Deutschland in der jeweils gültigen Fassung. 
 
Haftungssausschluss: 
Die Aktiv Assekuranz Makler GmbH hat alle Informationen und Bestandteile des Werkes nach bestem Wissen 
und Gewissen zusammengestellt. Dennoch haftet sie nicht für die Vollständigkeit, Aktualität und technische 
Exaktheit der in diesem Werk zusammengestellten Informationen. 

 



 

5 

 

   1 
 
 

 HGB 

 

Handelsgesetzbuch 
(Auszug aus dem Vierten Buch – Handelsgeschäfte) in der Fassung des Transportrechtsreformgesetzes, in Kraft 
ab dem 01. Juli 1998, zuletzt geändert durch Artikel 190 Zehnte Zuständigkeitsverordnung vom 31. August 2015 

(BGBl. I S. 1474) 
 
 

Inhaltsübersicht 
 

Vierter Abschnitt: Frachtgeschäft 
  

Erster Unterabschnitt: Frachtgeschäft 
§ 407 Frachtvertrag 
§ 408 Frachtbrief. Verordnungsermächtigung 
§ 409 Beweiskraft des Frachtbriefs 
§ 410 Gefährliches Gut 
§ 411 Verpackung. Kennzeichnung 
§ 412 Verladen und Endladen. Verordnungsermächtigung 
§ 413 Begleitpapiere 
§ 414 Verschuldensunabhängige Haftung des Absenders in besonderen Fällen 
§ 415 Kündigung durch den Absender 
§ 416 Anspruch auf Teilbeförderung 
§ 417 Rechte des Frachtführers bei Nichteinhaltung der Ladezeit 
§ 418 Nachträgliche Weisungen 
§ 419 Beförderungs- und Ablieferungshindernisse 
§ 420 Zahlung. Frachtberechnung 
§ 421 Rechte des Empfängers. Zahlungspflicht 
§ 422 Nachnahme 
§ 423 Lieferfrist 
§ 424 Verlustvermutung 
§ 425 Haftung für Güter- und Verspätungsschäden. Schadensteilung 
§ 426 Haftungsausschluss 
§ 427 Besondere Haftungsausschlussgründe 
§ 428 Haftung für andere 
§ 429 Wertersatz 
§ 430 Schadenfeststellungskosten 
§ 431 Haftungshöchstbetrag 
§ 432 Ersatz sonstiger Kosten 
§ 433 Haftungshöchstbetrag bei sonstigen Vermögensschäden 
§ 434 Außervertragliche Ansprüche 
§ 435 Wegfall der Haftungsbefreiungen und -begrenzungen 
§ 436 Haftung der Leute 
§ 437 Ausführender Frachtführer 
§ 438 Schadensanzeige 
§ 439 Verjährung 
§ 440 Pfandrecht des Frachtführers 
§ 441 Nachfolgender Frachtführer 
§ 442 Rang mehrerer Pfandrechte 
§ 443 Ladeschein. Verordnungsermächtigung 
§ 444 Wirkung des Ladescheins. Legitimation 
§ 445 Ablieferung gegen Rückgabe des Ladescheins 
§ 446 Befolgung von Weisungen 
§ 447 Einwendungen 
§ 448 Traditionswirkung des Ladescheins 
§ 449 Abweichende Vereinbarungen über die Haftung 
§ 450 Anwendung von Seefrachtrecht 
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Zweiter Unterabschnitt: Beförderung von Umzugsgut 
§ 451 Umzugsvertrag 
§ 451a Pflichten des Frachtführers 
§ 451b Frachtbrief. Gefährliches Gut. Begleitpapiere. Mitteilungs- und Auskunftspflichten 
§ 451c (weggefallen) 
§ 451d Besondere Haftungsausschlussgründe 
§ 451e Haftungshöchstbetrag 
§ 451f Schadenanzeige 
§ 451g Wegfall der Haftungsbefreiungen und -begrenzungen 
§ 451h Abweichende Vereinbarungen 
  

Dritter Unterabschnitt: Beförderung mit verschiedenartigen Beförderungsmitteln 
§ 452 Frachtvertrag über eine Beförderung mit verschiedenartigen Beförderungsmitteln 
§ 452a Bekannter Schadensort 
§ 452b Schadensanzeige. Verjährung 
§ 452c Umzugsvertrag über eine Beförderung mit verschiedenartigen Beförderungsmitteln 
§ 452d Abweichende Vereinbarungen 
  
  

Fünfter Abschnitt: Speditionsgeschäft 
  
§ 453 Speditionsvertrag 
§ 454 Besorgung der Versendung 
§ 455 Behandlung des Gutes. Begleitpapiere. Mitteilungs- und Auskunftspflichten 
§ 456 Fälligkeit der Vergütung 
§ 457 Forderung des Versenders 
§ 458 Selbsteintritt 
§ 459 Spedition zu festen Kosten 
§ 460 Sammelladung 
§ 461 Haftung des Spediteurs 
§ 462 Haftung für andere 
§ 463 Verjährung 
§ 464 Pfandrecht des Spediteurs 
§ 465 Nachfolgender Spediteur 
§ 466 Abweichende Vereinbarungen über die Haftung 
  
  

Sechster Abschnitt: Lagergeschäft 
  
§ 467 Lagervertrag 
§ 468 Behandlung des Gutes. Begleitpapiere. Mitteilungs- und Auskunftspflichten 
§ 469 Sammellagerung 
§ 470 Empfang des Gutes 
§ 471 Erhaltung des Gutes 
§ 472 Versicherung. Einlagerung bei einem Dritten 
§ 473 Dauer der Lagerung 
§ 474 Aufwendungsersatz 
§ 475 Haftung für Verlust oder Beschädigung 
§ 475a Verjährung 
§ 475b Pfandrecht des Lagerhalters 
§ 475c Lagerschein. Verordnungsermächtigung 
§ 475d Wirkung des Lagerscheins. Legitimation 
§ 475e Auslieferung gegen Rückgabe des Lagerscheins 
§ 475f Einwendungen 
§ 475g Traditionswirkung des Lagerscheins 
§ 475h Abweichende Vereinbarungen 
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Vierter Abschnitt: Frachtgeschäft 
  

Erster Unterabschnitt: Allgemeine Vorschriften 
  
§ 407 Frachtvertrag 
(1) Durch den Frachtvertrag wird der Frachtführer verpflichtet, das Gut zum Bestimmungsort zu 

befördern und dort an den Empfänger abzuliefern. 

(2) Der Absender wird verpflichtet, die vereinbarte Fracht zu zahlen. 
(3) Die Vorschriften dieses Unterabschnitts gelten, wenn 
 1. das Gut zu Lande, auf Binnengewässern oder mit Luftfahrzeugen befördert werden soll 

und 
 2. die Beförderung zum Betrieb eines gewerblichen Unternehmens gehört. 
 Erfordert das Unternehmen nach Art oder Umfang einen in kaufmännischer Weise 

eingerichteten Geschäftsbetrieb nicht und ist die Firma des Unternehmens auch nicht nach §2 
in das Handelsregister eingetragen, so sind in Ansehung des Frachtgeschäfts auch insoweit die 
Vorschriften des Ersten Abschnitts des Vierten Buches ergänzend anzuwenden; dies gilt jedoch 
nicht für die §§348 bis 350. 

  
§ 408 Frachtbrief. Verordnungsermächtigung 
(1) Der Frachtführer kann die Ausstellung eines Frachtbriefs mit folgenden Angaben verlangen: 
 1. Ort und Tag der Ausstellung; 
 2. Name und Anschrift des Absenders; 
 3. Name und Anschrift des Frachtführers; 
 4. Stelle und Tag der Übernahme des Gutes sowie die für die Ablieferung vorgesehene 

Stelle; 
 5. Name und Anschrift des Empfängers und eine etwaige Meldeadresse; 
 6. die übliche Bezeichnung der Art des Gutes und die Art der Verpackung, bei gefährlichen 

Gütern ihre nach den Gefahrgutvorschriften vorgesehene, sonst ihre allgemein 
anerkannte Bezeichnung; 

 7. Anzahl, Zeichen und Nummern der Frachtstücke; 
 8. das Rohgewicht oder die anders angegebene Menge des Gutes; 
 9. die bei Ablieferung geschuldete Fracht und die bis zur Ablieferung anfallenden Kosten 

sowie einen Vermerk über die Frachtzahlung; 
 10. den Betrag einer bei der Ablieferung des Gutes einzuziehenden Nachnahme; 
 11. Weisungen für die Zoll- und sonstige amtliche Behandlung des Gutes; 
 12. eine Vereinbarung über die Beförderung in offenem, nicht mit Planen gedecktem 

Fahrzeug oder auf Deck. 
 In den Frachtbrief können weitere Angaben eingetragen werden, die die Parteien für 

zweckmäßig halten. 
(2) Der Frachtbrief wird in drei Originalausfertigungen ausgestellt, die vom Absender unterzeichnet 

werden. Der Absender kann verlangen, dass auch der Frachtführer den Frachtbrief 
unterzeichnet. Nachbildungen der eigenhändigen Unterschriften durch Druck oder Stempel 
genügen. Eine Ausfertigung ist für den Absender bestimmt, eine begleitet das Gut, eine behält 
der Frachtführer. 

(3) Dem Frachtbrief gleichgestellt ist eine elektronische Aufzeichnung, die dieselben Funktionen 
erfüllt wie der Frachtbrief, sofern sichergestellt ist, dass die Authentizität und die Integrität der 
Aufzeichnung gewahrt bleiben (elektronischer Frachtbrief). Das Bundesministerium der Justiz 
und Verbraucherschutz wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesministerium des 
Innern durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, die Einzel-
heiten der Ausstellung, des Mitführens und der Vorlage eines elektronischen Frachtbriefs sowie 
des Verfahrens einer nachträglichen Eintragung in einen elektronischen Frachtbrief zu regeln. 

  
§ 409 Beweiskraft des Frachtbriefs 
(1) Der von beiden Parteien unterzeichnete Frachtbrief dient bis zum Beweis des Gegenteils als 

Nachweis für Abschluss und Inhalt des Frachtvertrages sowie für die Übernahme des Gutes 
durch den Frachtführer. 
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(2) Der von beiden Parteien unterzeichnete Frachtbrief begründet ferner die Vermutung, dass das 

Gut und seine Verpackung bei der Übernahme durch den Frachtführer in äußerlich gutem 
Zustand waren und dass die Anzahl der Frachtstücke und ihre Zeichen und Nummern mit den 
Angaben im Frachtbrief übereinstimmen. Der Frachtbrief begründet diese Vermutung jedoch 
nicht, wenn der Frachtführer einen begründeten Vorbehalt in den Frachtbrief eingetragen hat; 
der Vorbehalt kann auch damit begründet werden, dass dem Frachtführer keine angemessenen 
Mittel zur Verfügung standen, die Richtigkeit der Angaben zu überprüfen. 

(3) Ist das Rohgewicht oder die anders angegebene Menge des Gutes oder der Inhalt der 
Frachtstücke vom Frachtführer überprüft und das Ergebnis der Überprüfung in den von beiden 
Parteien unterzeichneten Frachtbrief eingetragen worden, so begründet dieser auch die 
Vermutung, dass Gewicht, Menge oder Inhalt mit den Angaben im Frachtbrief übereinstimmt. 
Der Frachtführer ist verpflichtet, Gewicht, Menge oder Inhalt zu überprüfen, wenn der 
Absender dies verlangt und dem Frachtführer angemessene Mittel zur Überprüfung zur 
Verfügung stehen; der Frachtführer hat Anspruch auf Ersatz seiner Aufwendungen für die 
Überprüfung. 

  
§ 410 Gefährliches Gut 
(1) Soll gefährliches Gut befördert werden, so hat der Absender dem Frachtführer rechtzeitig in 

Textform die genaue Art der Gefahr und, soweit erforderlich, zu ergreifende 
Vorsichtsmaßnahmen mitzuteilen. 

(2) Der Frachtführer kann, sofern ihm nicht bei Übernahme des Gutes die Art der Gefahr bekannt 
war oder jedenfalls mitgeteilt worden ist, 

 1. gefährliches Gut ausladen, einlagern, zurückbefördern oder, soweit erforderlich, 
vernichten oder unschädlich machen, ohne dem Absender deshalb ersatzpflichtig zu 
werden, und 

 2. vom Absender wegen dieser Maßnahmen Ersatz der erforderlichen Aufwendungen 
verlangen. 

  
§ 411 Verpackung. Kennzeichnung 
 Der Absender hat das Gut, soweit dessen Natur unter Berücksichtigung der vereinbarten 

Beförderung eine Verpackung erfordert, so zu verpacken, dass es vor Verlust und Beschädigung 
geschützt ist und dass auch dem Frachtführer keine Schäden entstehen. Soll das Gut in einem 
Container, auf einer Palette oder in oder auf einem sonstigen Lademittel, das zur 
Zusammenfassung von Frachtstücken verwendet wird, zur Beförderung übergeben werden, hat 
der Absender das Gut auch in oder auf dem Lademittel beförderungssicher zu stauen und zu 
sichern. Der Absender hat das Gut ferner, soweit dessen vertragsgemäße Behandlung dies 
erfordert, zu kennzeichnen. 

  
§ 412 Verladen und Entladen. Verordnungsermächtigung 
(1) Soweit sich aus den Umständen oder der Verkehrssitte nicht etwas anderes ergibt, hat der 

Absender das Gut beförderungssicher zu laden, zu stauen und zu befestigen (verladen) sowie zu 
entladen. Der Frachtführer hat für die betriebssichere Verladung zu sorgen. 

(2) Für die Lade- und Entladezeit, die sich mangels abweichender Vereinbarung nach einer den 
Umständen des Falles angemessenen Frist bemisst, kann keine besondere Vergütung verlangt 
werden. 

(3) Wartet der Frachtführer auf Grund vertraglicher Vereinbarung oder aus Gründen, die nicht 
seinem Risikobereich zuzurechnen sind, über die Lade- oder Entladezeit hinaus, so hat er 
Anspruch auf eine angemessene Vergütung (Standgeld). 

(4) Das Bundesministerium der Justiz und Verbraucherschutz wird ermächtigt, im Einvernehmen 
mit dem Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur durch Rechtsverordnung, die 
nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, für die Binnenschifffahrt unter Berücksichtigung 
der Art der zur Beförderung bestimmten Fahrzeuge, der Art und Menge der umzuschlagenden 
Güter, der beim Güterumschlag zur Verfügung stehenden technischen Mittel und der 
Erfordernisse eines beschleunigten Verkehrsablaufs die Voraussetzungen für den Beginn der 
Lade- und Entladezeit, deren Dauer sowie die Höhe des Standgeldes zu bestimmen. 
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§ 413 Begleitpapiere  
(1) Der Absender hat dem Frachtführer alle Urkunden zur Verfügung zu stellen und Auskünfte zu 

erteilen, die für eine amtliche Behandlung, insbesondere eine Zollabfertigung, vor der 
Ablieferung des Gutes erforderlich sind. 

(2) Der Frachtführer ist für den Schaden verantwortlich, der durch Verlust oder Beschädigung der 
ihm übergebenen Urkunden oder durch deren unrichtige Verwendung verursacht worden ist - 
es sei denn, dass der Verlust, die Beschädigung oder die unrichtige Verwendung auf Umständen 
beruht, die der Frachtführer nicht vermeiden und deren Folgen er nicht abwenden konnte. 
Seine Haftung ist jedoch auf den Betrag begrenzt, der bei Verlust des Gutes zu zahlen wäre. 

  
§ 414 Verschuldensunabhängige Haftung des Absenders in besonderen Fällen 
(1) Der Absender hat, auch wenn ihn kein Verschulden trifft, dem Frachtführer Schäden und 

Aufwendungen zu ersetzen, die verursacht werden durch 
 1. ungenügende Verpackung oder Kennzeichnung, 
 2. Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit der in den Frachtbrief aufgenommenen Angaben, 
 3. Unterlassen der Mitteilung über die Gefährlichkeit des Gutes oder 
 4. Fehlen, Unvollständigkeit oder Unrichtigkeit der in §413 Abs. 1 genannten Urkunden 

oder Auskünfte. 
(2) Hat bei der Verursachung der Schäden oder Aufwendungen ein Verhalten des Frachtführers 

mitgewirkt, so hängen die Verpflichtung zum Ersatz sowie der Umfang des zu leistenden 
Ersatzes davon ab, inwieweit dieses Verhalten zu den Schäden und Aufwendungen beigetragen 
hat. 

(3) Ist der Absender ein Verbraucher, so hat er dem Frachtführer Schäden und Aufwendungen nach 
den Absätzen 1 und 2 nur zu ersetzen, soweit ihn ein Verschulden trifft. 

  
§ 415 Kündigung durch den Absender 
(1) Der Absender kann den Frachtvertrag jederzeit kündigen. 
(2) Kündigt der Absender, so kann der Frachtführer entweder 
 1. die vereinbarte Fracht, das etwaige Standgeld sowie zu ersetzende Aufwendungen 

unter Anrechnung dessen, was er infolge der Aufhebung des Vertrages an 
Aufwendungen erspart oder anderweitig erwirbt oder zu erwerben böswillig unterlässt, 
oder 

 2. ein Drittel der vereinbarten Fracht (Fautfracht) verlangen. Beruht die Kündigung auf 
Gründen, die dem Risikobereich des Frachtführers zuzurechnen sind, so entfällt der 
Anspruch auf Fautfracht nach Satz 1 Nr. 2; in diesem Falle entfällt auch der Anspruch 
nach Satz 1 Nr. 1, soweit die Beförderung für den Absender nicht von Interesse ist. 

(3) Wurde vor der Kündigung bereits Gut verladen, so kann der Frachtführer auf Kosten des 
Absenders Maßnahmen entsprechend §419 Abs. 3 Satz 2 bis 4 ergreifen oder vom Absender 
verlangen, dass dieser das Gut unverzüglich entlädt. Der Frachtführer braucht das Entladen des 
Gutes nur zu dulden, soweit dies ohne Nachteile für seinen Betrieb und ohne Schäden für die 
Absender oder Empfänger anderer Sendungen möglich ist. Beruht die Kündigung auf Gründen, 
die dem Risikobereich des Frachtführers zuzurechnen sind, so ist abweichend von den Sätzen 1 
und 2 der Frachtführer verpflichtet, das Gut, das bereits verladen wurde, unverzüglich auf 
eigene Kosten zu entladen. 

  
§ 416 Anspruch auf Teilbeförderung 
 Wird das Gut nur teilweise verladen, so kann der Absender jederzeit verlangen, dass der 

Frachtführer mit der Beförderung des bereits verladenen Teils des Gutes beginnt. In diesem Fall 
gebührt dem Frachtführer die volle Fracht, das etwaige Standgeld sowie Ersatz der 
Aufwendungen, die ihm durch das Fehlen eines Teils des Gutes entstehen; von der vollen Fracht 
kommt jedoch die Fracht für dasjenige Gut in Abzug, welches der Frachtführer mit demselben 
Beförderungsmittel anstelle des nicht verladenen Gutes befördert. Der Frachtführer ist 
außerdem berechtigt, soweit ihm durch das Fehlen eines Teils des Gutes die Sicherheit für die 
volle Fracht entgeht, die Bestellung einer anderweitigen Sicherheit zu fordern. Beruht die 
Unvollständigkeit der Verladung auf Gründen, die dem Risikobereich des Frachtführers 
zuzurechnen sind, so steht diesem der Anspruch nach den Sätzen 2 und 3 nur insoweit zu, als 
tatsächlich Gut befördert wird. 
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§ 417 Rechte des Frachtführers bei Nichteinhaltung der Ladezeit 
(1) Verlädt der Absender das Gut nicht innerhalb der Ladezeit oder stellt er, wenn ihm das 

Verladen nicht obliegt, das Gut nicht innerhalb der Ladezeit zur Verfügung, so kann ihm der 
Frachtführer eine angemessene Frist setzen, innerhalb derer das Gut verladen oder zur 
Verfügung gestellt werden soll. 

(2) Wird bis zum Ablauf der nach Absatz 1 gesetzten Frist kein Gut verladen oder zur Verfügung 
gestellt oder ist offensichtlich, dass innerhalb dieser Frist kein Gut verladen oder zur Verfügung 
gestellt wird, so kann der Frachtführer den Vertrag kündigen und die Ansprüche nach §415 Abs. 
2 geltend machen. 

(3) Wird das Gut bis zum Ablauf der nach Absatz 1 gesetzten Frist nur teilweise verladen oder zur 
Verfügung gestellt, so kann der Frachtführer mit der Beförderung des bereits verladenen Teils 
des Gutes beginnen und die Ansprüche nach §416 Satz 2 und 3 geltend machen. 

(4) Der Frachtführer kann die Rechte nach Absatz 2 oder 3 auch ohne Fristsetzung ausüben, wenn 
der Absender sich ernsthaft und endgültig weigert, das Gut zu verladen oder zur Verfügung zu 
stellen. Er kann ferner den Vertrag nach Absatz 2 auch ohne Fristsetzung kündigen, wenn 
besondere Umstände vorliegen, die ihm unter Abwägung der beiderseitigen Interessen die 
Fortsetzung des Vertragsverhältnisses unzumutbar machen. 

(5) Dem Frachtführer stehen die Rechte nicht zu, wenn die Nichteinhaltung der Ladezeit auf 
Gründen beruht, die seinem Risikobereich zuzurechnen sind. 

  
§ 418 Nachträgliche Weisungen 
(1) Der Absender ist berechtigt, über das Gut zu verfügen. Er kann insbesondere verlangen, dass 

der Frachtführer das Gut nicht weiterbefördert oder es an einem anderen Bestimmungsort, an 
einer anderen Ablieferungsstelle oder an einen anderen Empfänger abliefert. Der Frachtführer 
ist nur insoweit zur Befolgung solcher Weisungen verpflichtet, als deren Ausführung weder 
Nachteile für den Betrieb seines Unternehmens noch Schäden für die Absender oder Empfänger 
anderer Sendungen mit sich zu bringen droht. Er kann vom Absender Ersatz seiner durch die 
Ausführung der Weisung entstehenden Aufwendungen sowie eine angemessene Vergütung 
verlangen; der Frachtführer kann die Befolgung der Weisung von einem Vorschuss abhängig 
machen. 

(2) Das Verfügungsrecht des Absenders erlischt nach Ankunft des Gutes an der Ablieferungsstelle. 
Von diesem Zeitpunkt an steht das Verfügungsrecht nach Absatz 1 dem Empfänger zu. Macht 
der Empfänger von diesem Recht Gebrauch, so hat er dem Frachtführer die entstehenden 
Mehraufwendungen zu ersetzen sowie eine angemessene Vergütung zu zahlen; der 
Frachtführer kann die Befolgung der Weisung von einem Vorschuss abhängig machen. 

(3) Hat der Empfänger in Ausübung seines Verfügungsrechts die Ablieferung des Gutes an einen 
Dritten angeordnet, so ist dieser nicht berechtigt, seinerseits einen anderen Empfänger zu 
bestimmen. 

(4) Ist ein Frachtbrief ausgestellt und von beiden Parteien unterzeichnet worden, so kann der 
Absender sein Verfügungsrecht nur gegen Vorlage der Absenderausfertigung des Frachtbriefs 
ausüben, sofern dies im Frachtbrief vorgeschrieben ist. 

(5) Beabsichtigt der Frachtführer, eine ihm erteilte Weisung nicht zu befolgen, so hat er 
denjenigen, der die Weisung gegeben hat, unverzüglich zu benachrichtigen. 

(6) Ist die Ausübung des Verfügungsrechts von der Vorlage des Frachtbriefs abhängig gemacht 
worden und führt der Frachtführer eine Weisung aus, ohne sich die Absenderausfertigung des 
Frachtbriefs vorlegen zu lassen, so haftet er dem Berechtigten für den daraus entstehenden 
Schaden. Die Haftung ist auf den Betrag begrenzt, der bei Verlust des Gutes zu zahlen wäre. 

  
§ 419 Beförderungs- und Ablieferungshindernisse 
(1) Wird nach Übernahme des Gutes erkennbar, dass die Beförderung oder Ablieferung nicht 

vertragsgemäß durchgeführt werden kann, so hat der Frachtführer Weisungen des nach §418 
oder §446 Verfügungsberechtigten einzuholen. Ist der Empfänger verfügungsberechtigt und ist 
er nicht zu ermitteln oder verweigert er die Annahme des Gutes, so ist, wenn ein Ladeschein 
nicht ausgestellt ist, Verfügungsberechtigter nach Satz 1 der Absender; ist die Ausübung des 
Verfügungsrechts von der Vorlage eines Frachtbriefs abhängig gemacht worden, so bedarf es in  
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 diesem Fall der Vorlage des Frachtbriefs nicht. Der Frachtführer ist, wenn ihm Weisungen erteilt 

worden sind und das Hindernis nicht seinem Risikobereich zuzurechnen ist, berechtigt, 
Ansprüche nach §418 Abs. 1 Satz 4 geltend zu machen. 

(2) Tritt das Beförderungs- oder Ablieferungshindernis ein, nachdem der Empfänger auf Grund 
seiner Verfügungsbefugnis nach §418 die Weisung erteilt hat, das Gut an einen Dritten 
abzuliefern, so nimmt bei der Anwendung des Absatzes 1 der Empfänger die Stelle des 
Absenders und der Dritte die des Empfängers ein. 

(3) Kann der Frachtführer Weisungen, die er nach §418 Abs. 1 Satz 3 befolgen müsste, innerhalb 
angemessener Zeit nicht erlangen, so hat er die Maßnahmen zu ergreifen, die im Interesse des 
Verfügungsberechtigten die besten zu sein scheinen. Er kann etwa das Gut entladen und 
verwahren, für Rechnung des nach §418 oder §446 Verfügungsberechtigten einem Dritten zur 
Verwahrung anvertrauen oder zurückbefördern; vertraut der Frachtführer das Gut einem 
Dritten an, so haftet er nur für die sorgfältige Auswahl des Dritten. Der Frachtführer kann das 
Gut auch gemäß §373 Abs. 2 bis 4 verkaufen lassen, wenn es sich um verderbliche Ware 
handelt oder der Zustand des Gutes eine solche Maßnahme rechtfertigt oder wenn die 
andernfalls entstehenden Kosten in keinem angemessenen Verhältnis zum Wert des Gutes 
stehen. Unverwertbares Gut darf der Frachtführer vernichten. Nach dem Entladen des Gutes 
gilt die Beförderung als beendet. 

(4) Der Frachtführer hat wegen der nach Absatz 3 ergriffenen Maßnahmen Anspruch auf Ersatz der 
erforderlichen Aufwendungen und auf angemessene Vergütung, es sei denn, dass das Hindernis 
seinem Risikobereich zuzurechnen ist. 

  
§ 420 Zahlung der Frachtberechnung 
(1) Die Fracht ist bei Ablieferung des Gutes zu zahlen. Der Frachtführer hat über die Fracht hinaus 

einen Anspruch auf Ersatz von Aufwendungen, soweit diese für das Gut gemacht wurden und er 
sie den Umständen nach für erforderlich halten durfte. 

(2) Der Anspruch auf die Fracht entfällt, soweit die Beförderung unmöglich ist. Wird die 
Beförderung infolge eines Beförderungs- oder Ablieferungshindernisses vorzeitig beendet, so 
gebührt dem Frachtführer die anteilige Fracht für den zurückgelegten Teil der Beförderung, 
wenn diese für den Absender von Interesse ist. 

(3) Abweichend von Absatz 2 behält der Frachtführer den Anspruch auf die Fracht, wenn die 
Beförderung aus Gründen unmöglich ist, die dem Risikobereich des Absenders zuzurechnen 
sind oder die zu einer Zeit eintreten, zu welcher der Absender im Verzug der Annahme ist. Der 
Frachtführer muss sich jedoch das, was er an Aufwendungen erspart oder anderweitig erwirbt 
oder zu erwerben böswillig unterlässt, anrechnen lassen. 

(4) Tritt nach Beginn der Beförderung und vor Ankunft an der Ablieferungsstelle eine Verzögerung 
ein und beruht die Verzögerung auf Gründen, die dem Risikobereich des Absenders 
zuzurechnen sind, so gebührt dem Frachtführer neben der Fracht eine angemessene Vergütung. 

(5) Ist die Fracht nach Zahl, Gewicht oder anders angegebener Menge des Gutes vereinbart, so 
wird für die Berechnung der Fracht vermutet, dass Angaben hierzu im Frachtbrief oder 
Ladeschein zutreffen; dies gilt auch dann, wenn zu diesen Angaben ein Vorbehalt eingetragen 
ist, der damit begründet ist, dass keine angemessenen Mittel zur Verfügung standen, die 
Richtigkeit der Angaben zu überprüfen. 

  
§ 421 Rechte des Empfängers. Zahlungspflicht 
(1) Nach Ankunft des Gutes an der Ablieferungsstelle ist der Empfänger berechtigt, vom 

Frachtführer zu verlangen, ihm das Gut gegen Erfüllung der Verpflichtungen aus dem 
Frachtvertrag abzuliefern. Ist das Gut beschädigt oder verspätet abgeliefert worden oder 
verlorengegangen, so kann der Empfänger die Ansprüche aus dem Frachtvertrag im eigenen 
Namen gegen den Frachtführer geltend machen; der Absender bleibt zur Geltendmachung 
dieser Ansprüche befugt. Dabei macht es keinen Unterschied, ob Empfänger oder Absender im 
eigenen oder fremden Interesse handeln. 

(2) Der Empfänger, der sein Recht nach Absatz 1 Satz 1 geltend macht, hat die noch geschuldete 
Fracht bis zu dem Betrag zu zahlen, der aus dem Frachtbrief hervorgeht. Ist ein Frachtbrief nicht 
ausgestellt oder dem Empfänger nicht vorgelegt worden oder ergibt sich aus dem Frachtbrief 
nicht die Höhe der zu zahlenden Fracht, so hat der Empfänger die mit dem Absender 
vereinbarte Fracht zu zahlen, soweit diese nicht unangemessen ist. 
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(3) Der Empfänger, der sein Recht nach Absatz 1 Satz 1 geltend macht, hat ferner ein Standgeld 

oder eine Vergütung nach §420 Absatz 4 zu zahlen, ein Standgeld wegen Überschreitung der 
Ladezeit und eine Vergütung nach §420 Abs. 3 jedoch nur, wenn ihm der geschuldete Betrag bei 
Ablieferung des Gutes mitgeteilt worden ist. 

(4) Der Absender bleibt zur Zahlung der nach dem Vertrag geschuldeten Beträge verpflichtet. 
  
§ 422 Nachnahme 
(1) Haben die Parteien vereinbart, dass das Gut nur gegen Einziehung einer Nachnahme an den 

Empfänger abgeliefert werden darf, so ist anzunehmen, dass der Betrag in bar oder in Form 
eines gleichwertigen Zahlungsmittels einzuziehen ist. 

(2) Das auf Grund der Einziehung Erlangte gilt im Verhältnis zu den Gläubigern des Frachtführers als 
auf den Absender übertragen. 

(3) Wird das Gut dem Empfänger ohne Einziehung der Nachnahme abgeliefert, so haftet der 
Frachtführer, auch wenn ihn kein Verschulden trifft, dem Absender für den daraus 
entstehenden Schaden, jedoch nur bis zur Höhe des Betrages der Nachnahme. 

  
§ 423 Lieferfrist 
 Der Frachtführer ist verpflichtet, das Gut innerhalb der vereinbarten Frist oder mangels 

Vereinbarung innerhalb der Frist abzuliefern, die einem sorgfältigen Frachtführer unter 
Berücksichtigung der Umstände vernünftiger Weise zuzubilligen ist (Lieferfrist). 

  
§ 424 Verlustvermutung 
(1) Der Anspruchsberechtigte kann das Gut als verloren betrachten, wenn es weder innerhalb der 

Lieferfrist noch innerhalb eines weiteren Zeitraums abgeliefert wird, der der Lieferfrist 
entspricht, mindestens aber zwanzig Tage, bei einer grenzüberschreitenden Beförderung 
dreißig Tage beträgt. 

(2) Erhält der Anspruchsberechtigte eine Entschädigung für den Verlust des Gutes, so kann er bei 
deren Empfang verlangen, dass er unverzüglich benachrichtigt wird, wenn das Gut wieder 
aufgefunden wird. 

(3) Der Anspruchsberechtigte kann innerhalb eines Monats nach Empfang der Benachrichtigung 
von dem Wiederauffinden des Gutes verlangen, dass ihm das Gut Zug um Zug gegen Erstattung 
der Entschädigung, gegebenenfalls abzüglich der in der Entschädigung enthaltenen Kosten, 
abgeliefert wird. Eine etwaige Pflicht zur Zahlung der Fracht sowie Ansprüche auf 
Schadensersatz bleiben unberührt. 

(4) Wird das Gut nach Zahlung einer Entschädigung wiederaufgefunden und hat der 
Anspruchsberechtigte eine Benachrichtigung nicht verlangt oder macht er nach 
Benachrichtigung seinen Anspruch auf Ablieferung nicht geltend, so kann der Frachtführer über 
das Gut frei verfügen. 

  
§ 425 Haftung für Güter- und Verspätungsschäden. Schadensteilung 
(1) Der Frachtführer haftet für den Schaden, der durch Verlust oder Beschädigung des Gutes in der 

Zeit von der Übernahme zur Beförderung bis zur Ablieferung oder durch Überschreitung der 
Lieferfrist entsteht. 

(2) Hat bei der Entstehung des Schadens ein Verhalten des Absenders oder des Empfängers oder 
ein besonderer Mangel des Gutes mitgewirkt, so hängen die Verpflichtung zum Ersatz sowie der 
Umfang des zu leistenden Ersatzes davon ab, inwieweit diese Umstände zu dem Schaden 
beigetragen haben. 

  
§ 426 Haftungsausschluss 
 Der Frachtführer ist von der Haftung befreit, soweit der Verlust, die Beschädigung oder die 

Überschreitung der Lieferfrist auf Umständen beruht, die der Frachtführer auch bei größter 
Sorgfalt nicht vermeiden und deren Folgen er nicht abwenden konnte. 

  
§ 427 Besondere Haftungsausschlussgründe 
(1) Der Frachtführer ist von seiner Haftung befreit, soweit der Verlust, die Beschädigung oder die 

Überschreitung der Lieferfrist auf eine der folgenden Gefahren zurückzuführen ist: 
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 1. vereinbarte oder der Übung entsprechende Verwendung von offenen, nicht mit Planen 

gedeckten Fahrzeugen oder Verladung auf Deck; 
 2. ungenügende Verpackung durch den Absender; 
 3. Behandeln, Verladen oder Entladen des Gutes durch den Absender oder den 

Empfänger; 
 4. natürliche Beschaffenheit des Gutes, die besonders leicht zu Schäden, insbesondere 

durch Bruch, Rost, inneren Verderb, Austrocknen, Auslaufen, normalen Schwund, führt; 
 5. ungenügende Kennzeichnung der Frachtstücke durch den Absender; 
 6. Beförderung lebender Tiere. 
(2) Ist ein Schaden eingetreten, der nach den Umständen des Falles aus einer der in Absatz 1 

bezeichneten Gefahren entstehen konnte, so wird vermutet, dass der Schaden aus dieser 
Gefahr entstanden ist. Diese Vermutung gilt im Falle des Absatzes 1 Nr. 1 nicht bei 
außergewöhnlich großem Verlust. 

(3) Der Frachtführer kann sich auf Absatz 1 Nr. 1 nur berufen, soweit der Verlust, die Beschädigung 
oder die Überschreitung der Lieferfrist nicht darauf zurückzuführen ist, dass der Frachtführer 
besondere Weisungen des Absenders im Hinblick auf die Beförderung des Gutes nicht beachtet 
hat. 

(4) Ist der Frachtführer nach dem Frachtvertrag verpflichtet, das Gut gegen die Einwirkung von 
Hitze, Kälte, Temperaturschwankungen, Luftfeuchtigkeit, Erschütterungen oder ähnlichen 
Einflüssen besonders zu schützen, so kann er sich auf Absatz 1 Nr. 4 nur berufen, wenn er alle 
ihm nach den Umständen obliegenden Maßnahmen, insbesondere hinsichtlich der Auswahl, 
Instandhaltung und Verwendung besonderer Einrichtungen, getroffen und besondere 
Weisungen beachtet hat. 

(5) Der Frachtführer kann sich auf Absatz 1 Nr. 6 nur berufen, wenn er alle ihm nach den 
Umständen obliegenden Maßnahmen getroffen und besondere Weisungen beachtet hat. 

  
§ 428 Haftung für andere 
 Der Frachtführer hat Handlungen und Unterlassungen seiner Leute in gleichem Umfange zu 

vertreten wie eigene Handlungen und Unterlassungen, wenn die Leute in Ausübung ihrer 
Verrichtungen handeln. Gleiches gilt für Handlungen und Unterlassungen anderer Personen, 
deren er sich bei Ausführung der Beförderung bedient. 

  
§ 429 Wertersatz 
(1) Hat der Frachtführer für gänzlichen oder teilweisen Verlust des Gutes Schadenersatz zu leisten, 

so ist der Wert am Ort und zur Zeit der Übernahme zur Beförderung zu ersetzen. 
(2) Bei Beschädigung des Gutes ist der Unterschied zwischen dem Wert des unbeschädigten Gutes 

am Ort und zur Zeit der Übernahme zur Beförderung und dem Wert zu ersetzen, den das 
beschädigte Gut am Ort und zur Zeit der Übernahme gehabt hätte. Es wird vermutet, dass die 
zur Schadensminderung und Schadensbehebung aufzuwendenden Kosten dem nach Satz 1 zu 
ermittelnden Unterschiedsbetrag entsprechen. 

(3) Der Wert des Gutes bestimmt sich nach dem Marktpreis, sonst nach dem gemeinen Wert von 
Gütern gleicher Art und Beschaffenheit. Ist das Gut unmittelbar vor Übernahme zur 
Beförderung verkauft worden, so wird vermutet, dass der in der Rechnung des Verkäufers 
ausgewiesene Kaufpreis abzüglich darin enthaltener Beförderungskosten der Marktpreis ist. 

  
§ 430 Schadensfeststellungskosten 
 Bei Verlust oder Beschädigung des Gutes hat der Frachtführer über den nach §429 zu leistenden 

Ersatz hinaus die Kosten der Feststellung des Schadens zu tragen. 
  
§ 431 Haftungshöchstbetrag 
(1) Die nach den §§429 und 430 zu leistende Entschädigung wegen Verlust oder Beschädigung ist 

auf einen Betrag von 8,33 Rechnungseinheiten für jedes Kilogramm des Rohgewichts des Gutes 
begrenzt. 

(2) Besteht das Gut aus mehreren Frachtstücken (Sendung) und sind nur einzelne Frachtstücke 
verloren oder beschädigt worden, so ist der Berechnung nach Absatz 1 
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 1. die gesamte Sendung zu Grunde zu legen, wenn die gesamte Sendung entwertet ist, 

oder 
 2. der entwertete Teil der Sendung zu Grunde zu legen, wenn nur ein Teil der Sendung 

entwertet ist. 
(3) Die Haftung des Frachtführers wegen Überschreitung der Lieferfrist ist auf den dreifachen 

Betrag der Fracht begrenzt. 
(4) Die in den Absätzen 1 und 2 genannte Rechnungseinheit ist das Sonderziehungsrecht des 

Internationalen Währungsfonds. Der Betrag wird in Euro entsprechend dem Wert des Euro 
gegenüber dem Sonderziehungsrecht am Tag der Übernahme des Gutes zur Beförderung oder 
an dem von den Parteien vereinbarten Tag umgerechnet. Der Wert des Euro gegenüber dem 
Sonderziehungsrecht wird nach der Berechnungsmethode ermittelt, die der Internationale 
Währungsfonds an dem betreffenden Tag für seine Operationen und Transaktionen anwendet. 

  
§ 432 Ersatz sonstiger Kosten 
 Haftet der Frachtführer wegen Verlust oder Beschädigung, so hat er über den nach den §§429 

bis 431 zu leistenden Ersatz hinaus die Fracht, öffentliche Abgaben und sonstige Kosten aus 
Anlass der Beförderung des Gutes zu erstatten, im Fall der Beschädigung jedoch nur in dem 
nach §429 Abs. 2 zu ermittelnden Wertverhältnis. Weiteren Schaden hat er nicht zu ersetzen. 

  
§ 433 Haftungshöchstbetrag bei sonstigen Vermögensschäden 
 Haftet der Frachtführer wegen der Verletzung einer mit der Ausführung der Beförderung des 

Gutes zusammenhängenden vertraglichen Pflicht für Schäden, die nicht durch Verlust oder 
Beschädigung des Gutes oder durch Überschreitung der Lieferfrist entstehen, und handelt es 
sich um andere Schäden als Sach- oder Personenschäden, so ist auch in diesem Falle die 
Haftung begrenzt, und zwar auf das Dreifache des Betrages, der bei Verlust des Gutes zu zahlen 
wäre. 

  
§ 434 Außervertragliche Ansprüche 
(1) Die in diesem Unterabschnitt und im Frachtvertrag vorgesehenen Haftungsbefreiungen und 

Haftungsbegrenzungen gelten auch für einen außervertraglichen Anspruch des Absenders oder 
des Empfängers gegen den Frachtführer wegen Verlust oder Beschädigung des Gutes oder 
wegen Überschreitung der Lieferfrist. 

(2) Der Frachtführer kann auch gegenüber außervertraglichen Ansprüchen Dritter wegen Verlust 
oder Beschädigung des Gutes die Einwendungen nach Absatz 1 geltend machen. Die 
Einwendungen können jedoch nicht geltend gemacht werden, wenn 

 1. sie auf eine Vereinbarung gestützt werden, die von den in §4 Absatz 1 Satz 1 genannten 
Vorschriften zu Lasten des Absenders abweicht; 

 2. der Dritte der Beförderung nicht zugestimmt hat und der Frachtführer die fehlende 
Befugnis des Absenders, das Gut zu versenden, kannte oder infolge grober 
Fahrlässigkeit nicht kannte oder 

 3. das Gut vor Übernahme zur Beförderung dem Dritten oder einer Person, die von 
diesem ihr Recht zum Besitz ableitet, abhanden gekommen ist. 

 Satz 2 Nummer 1 gilt jedoch nicht für eine nach §449 zulässige Vereinbarung über die 
Begrenzung der vom Frachtführer zu leistenden Entschädigung wegen Verlust oder 
Beschädigung des Gutes auf einen niedrigeren als den gesetzlich vorgesehenen Betrag, wenn 
dieser den Betrag von 2 Rechnungseinheiten nicht unterschreitet. 

  
§ 435 Wegfall der Haftungsbefreiungen und -begrenzungen 
 Die in diesem Unterabschnitt und im Frachtvertrag vorgesehenen Haftungsbefreiungen und 

Haftungsbegrenzungen gelten nicht, wenn der Schaden auf eine Handlung oder Unterlassung 
zurückzuführen ist, die der Frachtführer oder eine in §428 genannte Person vorsätzlich oder 
leichtfertig und in dem Bewusstsein, dass ein Schaden mit Wahrscheinlichkeit eintreten werde, 
begangen hat. 
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§ 436 Haftung der Leute 
 Werden Ansprüche aus außervertraglicher Haftung wegen Verlust oder Beschädigung des Gutes 

oder wegen Überschreitung der Lieferfrist gegen einen der Leute des Frachtführers erhoben, so 
kann sich auch jener auf die in diesem Unterabschnitt und im Frachtvertrag vorgesehenen 
Haftungsbefreiungen und -begrenzungen berufen. Dies gilt nicht, wenn er vorsätzlich oder 
leichtfertig und in dem Bewusstsein, dass ein Schaden mit Wahrscheinlichkeit eintreten werde, 
gehandelt hat. 

  
§ 437 Ausführender Frachtführer 
(1) Wird die Beförderung ganz oder teilweise durch einen Dritten ausgeführt (ausführender 

Frachtführer), so haftet dieser für den Schaden, der durch Verlust oder Beschädigung des Gutes 
oder durch Überschreitung der Lieferfrist während der durch ihn ausgeführten Beförderung 
entsteht, so, als wäre er der Frachtführer. Vertragliche Vereinbarungen mit dem Absender oder 
Empfänger, durch die der Frachtführer seine Haftung erweitert, wirken gegen den 
ausführenden Frachtführer nur, soweit er ihnen schriftlich zugestimmt hat. 

(2) Der ausführende Frachtführer kann alle Einwendungen und Einreden geltend machen, die dem 
Frachtführer aus dem Frachtvertrag zustehen. 

(3) Frachtführer und ausführender Frachtführer haften als Gesamtschuldner. 
(4) Werden die Leute des ausführenden Frachtführers in Anspruch genommen, so gilt für diese 

§436 entsprechend. 
  
§ 438 Schadensanzeige 
(1) Ist ein Verlust oder eine Beschädigung des Gutes äußerlich erkennbar und zeigt der Empfänger 

oder der Absender dem Frachtführer Verlust oder Beschädigung nicht spätestens bei 
Ablieferung des Gutes an, so wird vermutet, dass das Gut vollständig und unbeschädigt 
abgeliefert worden ist. Die Anzeige muss den Verlust oder die Beschädigung hinreichend 
deutlich kennzeichnen. 

(2) Die Vermutung nach Absatz 1 gilt auch, wenn der Verlust oder die Beschädigung äußerlich nicht 
erkennbar war und nicht innerhalb von sieben Tagen nach Ablieferung angezeigt worden ist. 

(3) Ansprüche wegen Überschreitung der Lieferfrist erlöschen, wenn der Empfänger dem 
Frachtführer die Überschreitung der Lieferfrist nicht innerhalb von einundzwanzig Tagen nach 
Ablieferung anzeigt. 

(4) Eine Schadensanzeige nach Ablieferung ist in Textform zu erstatten. Zur Wahrung der Frist 
genügt die rechtzeitige Absendung. 

(5) Werden Verlust, Beschädigung oder Überschreitung der Lieferfrist bei Ablieferung angezeigt, so 
genügt die Anzeige gegenüber demjenigen, der das Gut abliefert. 

  
§ 439 Verjährung 
(1) Ansprüche aus einer Beförderung, die den Vorschriften dieses Unterabschnitts unterliegt, 

verjähren in einem Jahr. Bei Vorsatz oder bei einem dem Vorsatz nach §435 gleichstehenden 
Verschulden beträgt die Verjährungsfrist drei Jahre. 

(2) Die Verjährung beginnt mit Ablauf des Tages, an dem das Gut abgeliefert wurde. Ist das Gut 
nicht abgeliefert worden, beginnt die Verjährung mit dem Ablauf des Tages, an dem das Gut 
hätte abgeliefert werden müssen. Abweichend von den Sätzen 1 und 2 beginnt die Verjährung 
von Rückgriffsansprüchen mit dem Tag des Eintritts der Rechtskraft des Urteils gegen den 
Rückgriffsgläubiger oder, wenn kein rechtskräftiges Urteil vorliegt, mit dem Tag, an dem der 
Rückgriffsgläubiger den Anspruch befriedigt hat, es sei denn, der Rückgriffsschuldner wurde 
nicht innerhalb von drei Monaten, nachdem der Rückgriffsgläubiger Kenntnis von dem Schaden 
und der Person des Rückgriffsschuldners erlangt hat, über diesen Schaden unterrichtet. 

(3) Die Verjährung eines Anspruchs gegen den Frachtführer wird auch durch eine Erklärung des 
Absenders oder Empfängers, mit der dieser Ersatzansprüche erhebt, bis zu dem Zeitpunkt 
gehemmt, in dem der Frachtführer die Erfüllung des Anspruchs ablehnt. Die Erhebung der 
Ansprüche sowie die Ablehnung bedürfen der Textform. Eine weitere Erklärung, die denselben 
Ersatzanspruch zum Gegenstand hat, hemmt die Verjährung nicht erneut. 
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(4) Die Verjährung von Schadensersatzansprüchen wegen Verlust oder Beschädigung des Gutes 

oder wegen Überschreitung der Lieferfrist kann nur durch Vereinbarung, die im einzelnen 
ausgehandelt ist, auch wenn sie für eine Mehrzahl von gleichartigen Verträgen zwischen 
denselben Vertragsparteien getroffen ist, erleichtert oder erschwert werden. 

  

§ 440 Pfandrecht des Frachtführers 
(1) Der Frachtführer hat für alle Forderungen aus dem Frachtvertrag ein Pfandrecht an dem ihm zur 

Beförderung übergebenen Gut des Absenders oder eines Dritten, der der Beförderung des 
Gutes zugestimmt hat. An dem Gut des Absenders hat der Frachtführer auch ein Pfandrecht für 
alle unbestrittenen Forderungen aus anderen mit dem Absender abgeschlossenen Fracht-, 
Seefracht-, Speditions- und Lagerverträgen. Das Pfandrecht nach den Sätzen 1 und 2 erstreckt 
sich auf die Begleitpapiere. 

(2) Das Pfandrecht besteht, solange der Frachtführer das Gut in seinem Besitz hat, insbesondere 
solange er mittels Konnossements, Ladescheins oder Lagerscheins darüber verfügen kann. 

(3) Das Pfandrecht besteht auch nach der Ablieferung fort, wenn der Frachtführer es innerhalb von 
drei Tagen nach der Ablieferung gerichtlich geltend macht und das Gut noch im Besitz des 
Empfängers ist. 

(4) Die in §1234 Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bezeichnete Androhung des Pfandverkaufs 
sowie die in den §§1237 und 1241 des Bürgerlichen Gesetzbuchs vorgesehenen 
Benachrichtigungen sind an den nach §418 oder §446 verfügungsberechtigten Empfänger zu 
richten. Ist dieser nicht zu ermitteln oder verweigert er die Annahme des Gutes, so haben die 
Androhung und die Benachrichtigung gegenüber dem Absender zu erfolgen. 

  

§ 441 Nachfolgender Frachtführer 
(1) Hat im Falle der Beförderung durch mehrere Frachtführer der letzte bei der Ablieferung die 

Forderungen der vorhergehenden Frachtführer einzuziehen, so hat er die Rechte der 
vorhergehenden Frachtführer, insbesondere auch das Pfandrecht, auszuüben. Das Pfandrecht 
jedes vorhergehenden Frachtführers bleibt so lange bestehen wie das Pfandrecht des letzten 
Frachtführers. 

(2) Wird ein vorhergehender Frachtführer von einem nachgehenden befriedigt, so gehen 
Forderung und Pfandrecht des ersteren auf den letzteren über. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für die Forderungen und Rechte eines Spediteurs, der an der 
Beförderung mitgewirkt hat. 

  

§ 442 Rang mehrerer Pfandrechte 
(1) Bestehen an demselben Gut mehrere nach den §§397, 440, 464, 475b und 495 begründete 

Pfandrechte, so geht unter denjenigen Pfandrechten, die durch die Versendung oder durch die 
Beförderung des Gutes entstanden sind, das später entstandene dem früher entstandenen vor. 

(2) Diese Pfandrechte haben Vorrang vor dem nicht aus der Versendung entstandenen Pfandrecht 
des Kommissionärs und des Lagerhalters sowie vor dem Pfandrecht des Spediteurs, des 
Frachtführers und des Verfrachters für Vorschüsse. 

  

§ 443 Ladeschein. Verordnungsermächtigung 
(1) Über die Verpflichtung zur Ablieferung des Gutes kann von dem Frachtführer ein Ladeschein 

ausgestellt werden, der die in §408 Abs. 1 genannten Angaben enthalten soll. Der Ladeschein ist 
vom Frachtführer zu unterzeichnen; eine Nachbildung der eigenhändigen Unterschrift durch 
Druck oder durch Stempel genügt. 

(2) Ist der Ladeschein an Order gestellt, soll er den Namen desjenigen enthalten, an dessen Order 
das Gut abgeliefert werden soll. Wird der Name nicht angegeben, so ist der Ladeschein als an 
Order des Absenders gesellt anzusehen. 

(3) Dem Ladeschein gleichgestellt ist eine elektronische Aufzeichnung, die dieselben Funktionen 
erfüllt wieder Ladeschein, sofern sichergestellt ist, dass die Authentizität und die Integrität der 
Aufzeichnung gewahrt bleiben (elektronischer Ladeschein). Das Bundesministerium für Justiz 
und Verbraucherschutz wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesministerium des 
Innern durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, die 
Einzelheiten der Ausstellung, Vorlage, Rückgabe und Übertragung eines elektronischen 
Ladescheins sowie die Einzelheiten des Verfahrens einer nachträglichen Eintragung in einen 
elektronischen Ladeschein zu regeln.    
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§ 444 Wirkung des Ladescheins. Legitimation 
(1) Der Ladeschein begründet die Vermutung, dass der Frachtführer das Gut so übernommen hat, 

wie es im Ladeschein beschrieben ist; §409 Absatz 2 und 3 Satz 1 gelten entsprechend. 
(2) Gegenüber einem im Ladeschein benannten Empfänger, an den der Ladeschein begeben wurde, 

kann der Frachtführer die Vermutung nach Absatz 1 nicht widerlegen, es sei denn, dem 
Empfänger war im Zeitpunkt der Begebung des Ladescheins bekannt oder infolge grober 
Fahrlässigkeit unbekannt, dass die Angaben im Ladeschein unrichtig sind. Gleiches gilt 
gegenüber einem Dritten, dem der Ladeschein übertragen wurde. Die Sätze 1 und 2 gelten 
nicht, wenn der aus dem Ladeschein Berechtigte den ausführenden Frachtführer nach §437 in 
Anspruch nimmt und der Ladeschein weder vom ausführenden Frachtführer noch von einem 
für ihn zur Zeichnung von Ladescheinen Befugten ausgestellt wurde. 

 
(3) Die im Ladeschein verbrieften frachtvertraglichen Ansprüche können nur von dem aus dem 

Ladeschein Berechtigten geltend gemacht werden. Zugunsten des legitimierten Besitzers des 
Ladescheins wird vermutet, dass er der aus dem Ladeschein Berechtigte ist. Legitimierter 
Besitzer des Ladescheins ist, wer einen Ladeschein besitzt, der 

 1. auf den Inhaber lautet, 
 2. an Order lautet und den Besitzer als Empfänger benennt oder durch eine 

ununterbrochene Reihe von Indossamenten ausweist oder 
 3. auf den Namen des Besitzers lautet. 
  
§ 445 Ablieferung gegen Rückgabe des Ladescheins 
(1) Nach Ankunft des Gutes an der Ablieferungsstelle ist der legitimierte Besitzer des Ladescheins 

berechtigt, vom Frachtführer die Ablieferung des Gutes zu verlangen. Macht er von diesem 
Recht Gebrauch, ist er entsprechend §421 Absatz 2 und 3 zur Zahlung der Fracht und einer 
sonstigen Vergütung verpflichtet. 

(2) Der Frachtführer ist zur Ablieferung des Gutes nur gegen Rückgabe des Ladescheins, auf dem 
die Ablieferung bescheinigt ist, und gegen Leistung der noch ausstehenden, nach §421 Absatz 2 
und 3 geschuldeten Zahlungen verpflichtet. Er darf das Gut jedoch nicht dem legitimierten 
Besitzer des Ladescheins abliefern, wenn ihm bekannt oder infolge grober Fahrlässigkeit 
unbekannt ist, dass der legitimierte Besitzer des Ladescheins nicht der aus dem Ladeschein 
Berechtigte ist. 

(3) Liefert der Frachtführer das Gut einem anderen als dem legitimierten Besitzer des Ladescheins 
oder, im Falle des Absatzes 2 Satz 2, einem anderen als dem aus dem Ladeschein Berechtigten 
ab, haftet er für den Schaden, der dem aus dem Ladeschein Berechtigten daraus entsteht. Die 
Haftung ist auf den Betrag begrenzt, der bei Verlust des Gutes zu zahlen wäre. 

  
§ 446 Befolgung von Weisungen 
(1) Das Verfügungsrecht nach den §§418 und 419 steht, wenn ein Ladeschein ausgestellt worden 

ist, ausschließlich dem legitimierten Besitzer des Ladescheins zu. Der Frachtführer darf 
Weisungen nur gegen Vorlage des Ladescheins ausführen. Weisungen des legitimierten 
Besitzers des Ladescheins darf er jedoch nicht ausführen, wenn ihm bekannt oder infolge 
grober Fahrlässigkeit unbekannt ist, dass der legitimierte Besitzer des Ladescheins nicht der aus 
dem Ladeschein Berechtigte ist. 

(2) Befolgt der Frachtführer Weisungen, ohne sich den Ladeschein vorlegen zu lassen, haftet er 
dem aus dem Ladeschein Berechtigten für den Schaden, der diesem daraus entsteht. Die 
Haftung ist auf den Betrag begrenzt, der bei Verlust des Gutes zu zahlen wäre. 

  
§ 447 Einwendungen 
(1) Dem aus dem Ladeschein Berechtigten kann der Frachtführer nur solche Einwendungen 

entgegensetzen, die die Gültigkeit der Erklärungen im Ladeschein betreffen oder sich aus dem 
Inhalt des Ladescheins ergeben oder dem Frachtführer unmittelbar gegenüber dem aus dem 
Ladeschein Berechtigten zustehen. Eine Vereinbarung, auf die im Ladeschein lediglich 
verwiesen wird, ist nicht Inhalt des Ladescheins. 

(2) Wird ein ausführender Frachtführer nach §437 von dem aus dem Ladeschein Berechtigten in 
Anspruch genommen, kann auch der ausführende Frachtführer die Einwendungen nach Absatz 
1 geltend machen. 
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§ 448 Traditionswirkung des Ladescheins 
 Die Begebung des Ladescheins an den darin benannten Empfänger hat, sofern der Frachtführer 

das Gut im Besitz hat, für den Erwerb von Rechten an dem Gut dieselben Wirkungen wie die 
Übergabe des Gutes. Gleiches gilt für die Übertragung des Ladescheins an Dritte. 

  
§ 449 Abweichende Vereinbarungen über die Haftung 
(1) Soweit der Frachtvertrag nicht die Beförderung von Briefen oder briefähnlichen Sendungen zum 

Gegenstand hat, kann von den Haftungsvorschriften in §413 Absatz 2, den §§414, 418 Absatz 6, 
§422 Absatz 3, den §§425 bis 438, 445 Absatz 3 und §446 Absatz 2 nur durch Vereinbarung 
abgewichen werden, die im Einzelnen ausgehandelt wird, auch wenn sie für eine Mehrzahl von 
gleichartigen Verträgen zwischen denselben Vertragsparteien getroffen wird. Der Frachtführer 
kann sich jedoch auf eine Bestimmung im Ladeschein, die von den in Satz 1 genannten 
Vorschriften zu Lasten des aus dem Ladeschein Berechtigten abweicht, nicht gegenüber einem 
im Ladeschein benannten Empfänger, an den der Ladeschein begeben wurde, sowie gegenüber 
einem Dritten, dem der Ladeschein übertragen wurde, berufen. 

(2) Abweichend von Absatz 1 kann die vom Frachtführer zu leistende Entschädigung wegen Verlust 
oder Beschädigung des Gutes auch durch vorformulierte Vertragsbedingungen auf einen 
anderen als den in §431 Absatz 1 und 2 vorgesehenen Betrag begrenzt werden, wenn dieser 
Betrag 

 1. zwischen 2 und 40 Rechnungseinheiten liegt und der Verwender der vorformulierten 
Vertragsbedingungen seinen Vertragspartner in geeigneter Weise darauf hinweist, dass 
diese einen anderen als den gesetzlich vorgesehenen Betrag vorsehen oder 

 2. für den Verwender der vorformulierten Vertragsbedingungen ungünstiger ist als der in 
§431 Absatz 1 und 2 vorgesehene Betrag. 

 Ferner kann abweichend von Absatz 1 durch vorformulierte Vertragsbedingungen die vom 
Absender nach §414 zu leistende Entschädigung der Höhe nach beschränkt werden. 

(3) Ist der Absender ein Verbraucher, so kann in keinem Fall zu seinem Nachteil von den in Absatz 1 
Satz 1 genannten Vorschriften abgewichen werden, es sei denn, der Frachtvertrag hat die 
Beförderung von Briefen oder briefähnlichen Sendungen zum Gegenstand. 

(4) Unterliegt der Frachtvertrag ausländischem Recht, so sind die Absätze 1 bis 3 gleichwohl 
anzuwenden, wenn nach dem Vertrag sowohl der Ort der Übernahme als auch der Ort der 
Ablieferung des Gutes im Inland liegen. 

  
§ 450 Anwendung von Seefrachtrecht 
 Hat der Frachtvertrag die Beförderung des Gutes ohne Umladung sowohl auf Binnen- als auch 

auf Seegewässern zum Gegenstand, so ist auf den Vertrag Seefrachtrecht anzuwenden, wenn 
 1. ein Konnossement ausgestellt ist oder 
 2. die auf Seegewässern zurückzulegende Strecke die größere ist. 
  
  

Zweiter Unterabschnitt: Beförderung von Umzugsgut 
  
§ 451 Umzugsvertrag 
 Hat der Frachtvertrag die Beförderung von Umzugsgut zum Gegenstand, so sind auf den Vertrag 

die Vorschriften des Ersten Unterabschnitts anzuwenden, soweit die folgenden besonderen 
Vorschriften oder anzuwendende internationale Übereinkommen nichts anderes bestimmen. 

  
§ 451a Pflichten des Frachtführers 
(1) Die Pflichten des Frachtführers umfassen auch das Ab- und Aufbauen der Möbel sowie das Ver- 

und Entladen des Umzugsgutes. 
(2) Ist der Absender ein Verbraucher, so zählt zu den Pflichten des Frachtführers ferner die 

Ausführung sonstiger auf den Umzug bezogener Leistungen wie die Verpackung und 
Kennzeichnung des Umzugsgutes. 

  
§ 451 b Frachtbrief. Gefährliches Gut. Begleitpapiere. Mitteilungs- und Auskunftspflichten 
(1) Abweichend von §408 ist der Absender nicht verpflichtet, einen Frachtbrief auszustellen. 
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(2) Zählt zu dem Umzugsgut gefährliches Gut und ist der Absender ein Verbraucher, so ist er 

abweichend von §410 lediglich verpflichtet, den Frachtführer über die von dem Gut ausgehende 
Gefahr allgemein zu unterrichten; die Unterrichtung bedarf keiner Form. Der Frachtführer hat 
den Absender über dessen Pflicht nach Satz 1 zu unterrichten. 

(3) Der Frachtführer hat den Absender, wenn dieser ein Verbraucher ist, über die zu beachtenden 
Zoll- und sonstigen Verwaltungsvorschriften zu unterrichten. Er ist jedoch nicht verpflichtet zu 
prüfen, ob vom Absender zur Verfügung gestellte Urkunden und erteilte Auskünfte richtig und 
vollständig sind. 

 

§ 451c (aufgehoben) 
  

§ 451d Besondere Haftungsausschlussgründe 
(1) Abweichend von §427 ist der Frachtführer von seiner Haftung befreit, soweit der Verlust oder 

die Beschädigung auf eine der folgenden Gefahren zurückzuführen ist: 
 1. Beförderung von Edelmetallen, Juwelen, Edelsteinen, Geld, Briefmarken, Münzen, 

Wertpapieren oder Urkunden; 
 2. ungenügende Verpackung oder Kennzeichnung durch den Absender; 
 3. Behandeln, Verladen oder Entladen des Gutes durch den Absender; 
 4. Beförderung von nicht vom Frachtführer verpacktem Gut in Behältern; 
 5. Verladen oder Entladen von Gut, dessen Größe oder Gewicht den Raumverhältnissen 

an der Ladestelle oder Entladestelle nicht entspricht, sofern der Frachtführer den 
Absender auf die Gefahr einer Beschädigung vorher hingewiesen und der Absender auf 
der Durchführung der Leistung bestanden hat; 

 6. Beförderung lebender Tiere oder von Pflanzen; 
 7. natürliche oder mangelhafte Beschaffenheit des Gutes, der zufolge es besonders leicht 

Schäden, insbesondere durch Bruch, Funktionsstörungen, Rost, inneren Verderb oder 
Auslaufen, erleidet. 

(2) Ist ein Schaden eingetreten, der nach den Umständen des Falles aus einer der in Absatz 1 
bezeichneten Gefahren entstehen konnte, so wird vermutet, dass der Schaden aus dieser 
Gefahr entstanden ist. 

(3) Der Frachtführer kann sich auf Absatz 1 nur berufen, wenn er alle ihm nach den Umständen 
obliegenden Maßnahmen getroffen und besondere Weisungen beachtet hat. 

  

§ 451e Haftungshöchstbetrag 
 Abweichend von §431 Abs. 1 und 2 ist die Haftung des Frachtführers wegen Verlust oder 

Beschädigung auf einen Betrag von 620 Euro je Kubikmeter Laderaum, der zur Erfüllung des 
Vertrages benötigt wird, beschränkt. 

  

§ 451f Schadenanzeige 
 Abweichend von §438 Abs. 1 und 2 erlöschen Ansprüche wegen Verlust oder Beschädigung des 

Gutes, 
 1. wenn der Verlust oder die Beschädigung des Gutes äußerlich erkennbar war und dem 

Frachtführer nicht spätestens am Tag nach der Ablieferung angezeigt worden ist, 
 2. wenn der Verlust oder die Beschädigung äußerlich nicht erkennbar war und dem 

Frachtführer nicht innerhalb von vierzehn Tagen nach Ablieferung angezeigt worden ist. 
  
§ 451g Wegfall der Haftungsbefreiungen und -begrenzungen 
 Ist der Absender ein Verbraucher, so kann sich der Frachtführer oder eine in §428 genannte 

Person 
 1. auf die in den §§451d und 451e sowie in dem Ersten Unterabschnitt vorgesehenen 

Haftungsbefreiungen und Haftungsbegrenzungen nicht berufen, soweit der 
Frachtführer es unterlässt, den Absender bei Abschluss des Vertrages über die 
Haftungsbestimmungen zu unterrichten und auf die Möglichkeiten hinzuweisen, eine 
weitergehende Haftung zu vereinbaren oder das Gut zu versichern, 

 2. auf §451f in Verbindung mit §438 nicht berufen, soweit der Frachtführer es unterlässt, 
den Empfänger spätestens bei der Ablieferung des Gutes über die Form und Frist der 
Schadensanzeige sowie die Rechtsfolgen bei Unterlassen der Schadensanzeige zu 
unterrichten. 
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 Die Unterrichtung nach Satz 1 Nr. 1 muss in drucktechnisch deutlicher Gestaltung besonders 

hervorgehoben sein. 
  
§ 451h Abweichende Vereinbarungen 
(1) Ist der Absender ein Verbraucher, so kann von den die Haftung des Frachtführers und des 

Absenders regelnden Vorschriften dieses Unterabschnitts sowie den danach auf den 
Umzugsvertrag anzuwendenden Vorschriften des Ersten Unterabschnitts nicht zum Nachteil des 
Absenders abgewichen werden. 

(2) In allen anderen als den in Absatz 1 genannten Fällen kann von den darin genannten 
Vorschriften nur durch Vereinbarung abgewichen werden, die im einzelnen ausgehandelt ist, 
auch wenn sie für eine Mehrzahl von gleichartigen Verträgen zwischen denselben 
Vertragsparteien getroffen ist. Die vom Frachtführer zu leistende Entschädigung wegen Verlust 
oder Beschädigung des Gutes kann jedoch auch durch vorformulierte Vertragsbedingungen auf 
einen anderen als den in §451e vorgesehenen Betrag begrenzt werden, wenn der Verwender 
der vorformulierten Vertragsbedingungen seinen Vertragspartner in geeigneter Weise darauf 
hinweist, dass diese einen anderen als den gesetzlich vorgesehenen Betrag vorsehen. Ferner 
kann durch vorformulierte Vertragsbedingungen die vom Absender nach §414 zu leistende 
Entschädigung der Höhe nach beschränkt werden. 

(3) Unterliegt der Umzugsvertrag ausländischem Recht, so sind die Absätze 1 und 2 gleichwohl 
anzuwenden, wenn nach dem Vertrag der Ort der Übernahme und der Ort der Ablieferung des 
Gutes im Inland liegen. 

  
  

Dritter Unterabschnitt: Beförderung mit verschiedenartigen Beförderungsmitteln 
  
§ 452 Frachtvertrag über eine Beförderung mit verschiedenartigen Beförderungsmitteln 
 Wird die Beförderung des Gutes aufgrund eines einheitlichen Frachtvertrags mit 

verschiedenartigen Beförderungsmitteln durchgeführt und wären, wenn über jeden Teil der 
Beförderung mit jeweils einem Beförderungsmittel (Teilstrecke) zwischen den Vertragsparteien 
ein gesonderter Vertrag abgeschlossen worden wäre, mindestens zwei dieser Verträge 
verschiedenen Rechtsvorschriften unterworfen, so sind auf den Vertrag die Vorschriften des 
Ersten Unterabschnitts anzuwenden, soweit die folgenden besonderen Vorschriften oder 
anzuwendende internationale Übereinkommen nichts anderes bestimmen. Dies gilt auch dann, 
wenn ein Teil der Beförderung über See durchgeführt wird. 

  
§ 452a Bekannter Schadensort 
 Steht fest, dass der Verlust, die Beschädigung oder das Ereignis, das zu einer Überschreitung der 

Lieferfrist geführt hat, auf einer bestimmten Teilstrecke eingetreten ist, so bestimmt sich die 
Haftung des Frachtführers abweichend von den Vorschriften des Ersten Unterabschnitts nach 
den Rechtsvorschriften, die auf einen Vertrag über eine Beförderung auf dieser Teilstrecke 
anzuwenden wären. Der Beweis dafür, dass der Verlust, die Beschädigung oder das zu einer 
Überschreitung der Lieferfrist führende Ereignis auf einer bestimmten Teilstrecke eingetreten 
ist, obliegt demjenigen, der dies behauptet. 

  
§ 452b Schadensanzeige. Verjährung 
(1) §438 ist unabhängig davon anzuwenden, ob der Schadensort unbekannt ist, bekannt ist oder 

später bekannt wird. Die für die Schadensanzeige vorgeschriebene Form und Frist ist auch 
gewahrt, wenn die Vorschriften eingehalten werden, die auf einen Vertrag über eine 
Beförderung auf der letzten Teilstrecke anzuwenden wären. 

(2) Für den Beginn der Verjährung des Anspruchs wegen Verlust, Beschädigung oder 
Überschreitung der Lieferfrist ist, wenn auf den Ablieferungszeitpunkt abzustellen ist, der 
Zeitpunkt der Ablieferung an den Empfänger maßgebend. Der Anspruch verjährt auch bei 
bekanntem Schadensort frühestens nach Maßgabe des §439. 

  
§ 452c Umzugsvertrag über eine Beförderung mit verschiedenartigen Beförderungsmitteln 
 Hat der Frachtvertrag die Beförderung von Umzugsgut mit verschiedenartigen 

Beförderungsmitteln zum Gegenstand, so sind auf den Vertrag die Vorschriften des Zweiten  
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 Unterabschnitts anzuwenden. §452a ist nur anzuwenden, soweit für die Teilstrecke, auf der der 

Schaden eingetreten ist. Bestimmungen eines für die Bundesrepublik Deutschland 
verbindlichen internationalen Übereinkommens gelten. 

  
§ 452d Abweichende Vereinbarungen 
(1) Von der Regelung des §452b Abs. 2 Satz 1 kann nur durch Vereinbarung abgewichen werden, 

die im Einzelnen ausgehandelt ist, auch wenn diese für eine Mehrzahl von gleichartigen 
Verträgen zwischen denselben Vertragsparteien getroffen ist. Von den übrigen Regelungen 
dieses Unterabschnitts kann nur insoweit durch vertragliche Vereinbarung abgewichen werden, 
als die darin in Bezug genommenen Vorschriften abweichende Vereinbarungen zulassen. 

(2) Abweichend von Absatz 1 kann jedoch auch durch vorformulierte Vertragsbedingungen 
vereinbart werden, dass sich die Haftung bei bekanntem Schadensort (§452a) 

 1. unabhängig davon, auf welcher Teilstrecke der Schaden eintreten wird oder 
 2. für den Fall des Schadenseintritts auf einer in der Vereinbarung genannten Teilstrecke 

nach den Vorschriften des Ersten Unterabschnitts bestimmt. 
(3) Vereinbarungen, die die Anwendung der für eine Teilstrecke zwingend geltenden 

Bestimmungen eines für die Bundesrepublik Deutschland verbindlichen internationalen 
Übereinkommens ausschließen, sind unwirksam. 

  
  

Fünfter Abschnitt: Speditionsgeschäft 
  
§ 453 Speditionsvertrag 
(1) Durch den Speditionsvertrag wird der Spediteur verpflichtet, die Versendung des Gutes zu 

besorgen. 
(2) Der Versender wird verpflichtet, die vereinbarte Vergütung zu zahlen. 
(3) Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten nur, wenn die Besorgung der Versendung zum Betrieb 

eines gewerblichen Unternehmens gehört. Erfordert das Unternehmen nach Art oder Umfang 
einen in kaufmännischer Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb nicht und ist die Firma des 
Unternehmens auch nicht nach §2 in das Handelsregister eingetragen, so sind in Ansehung des 
Speditionsgeschäfts auch insoweit die Vorschriften des Ersten Abschnitts des Vierten Buches 
ergänzend anzuwenden; dies gilt jedoch nicht für die §§348 bis 350. 

  
§ 454 Besorgung der Versendung 
(1) Die Pflicht, die Versendung zu besorgen, umfasst die Organisation der Beförderung, 

insbesondere 
 1. die Bestimmung des Beförderungsmittels und des Beförderungsweges, 
 2. die Auswahl ausführender Unternehmer, den Abschluss der für die Versendung 

erforderlichen Fracht-, Lager- und Speditionsverträge sowie die Erteilung von 
Informationen und Weisungen an die ausführenden Unternehmer und 

 3. die Sicherung von Schadensersatzansprüchen des Versenders. 
(2) Zu den Pflichten des Spediteurs zählen ferner die Ausführung sonstiger vereinbarter auf die 

Beförderung bezogener Leistungen wie die Versicherung und Verpackung des Gutes, seine 
Kennzeichnung und die Zollbehandlung. Der Spediteur schuldet jedoch nur den Abschluss der 
zur Erbringung dieser Leistungen erforderlichen Verträge, wenn sich dies aus der Vereinbarung 
ergibt. 

(3) Der Spediteur schließt die erforderlichen Verträge im eigenen Namen oder, sofern er hierzu 
bevollmächtigt ist, im Namen des Versenders ab. 

(4) Der Spediteur hat bei Erfüllung seiner Pflichten das Interesse des Versenders wahrzunehmen 
und dessen Weisungen zu befolgen. 

  
§ 455 Behandlung des Gutes. Begleitpapiere. Mitteilungs- und Auskunftspflichten 
(1) Der Versender ist verpflichtet, das Gut, soweit erforderlich, zu verpacken und zu kennzeichnen 

und Urkunden zur Verfügung zu stellen sowie alle Auskünfte zu erteilen, deren der Spediteur 
zur Erfüllung seiner Pflichten bedarf. Soll gefährliches Gut versendet werden, so hat der 
Versender dem Spediteur rechtzeitig in Textform die genaue Art der Gefahr und, soweit 
erforderlich, zu ergreifende Vorsichtsmaßnahmen mitzuteilen. 
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(2) Der Versender hat, auch wenn ihn kein Verschulden trifft, dem Spediteur Schäden und 

Aufwendungen zu ersetzen, die verursacht werden durch 
 1. ungenügende Verpackung oder Kennzeichnung, 
 2. Unterlassen der Mitteilung über die Gefährlichkeit des Gutes oder 
 3. Fehlen, Unvollständigkeit oder Unrichtigkeit der Urkunden oder Auskünfte, die für eine 

amtliche Behandlung des Gutes erforderlich sind. 
 §414 Absatz 2 ist entsprechend anzuwenden. 
(3) Ist der Versender ein Verbraucher, so hat er dem Spediteur Schäden und Aufwendungen nach 

Absatz 2 nur zu ersetzen, soweit ihn ein Verschulden trifft. 
  

§ 456 Fälligkeit der Vergütung 
 Die Vergütung ist zu zahlen, wenn das Gut dem Frachtführer oder Verfrachter übergeben 

worden ist. 
  

§ 457 Forderungen des Versenders 
 Der Versender kann Forderungen aus einem Vertrag, den der Spediteur für Rechnung des 

Versenders im eigenen Namen abgeschlossen hat, erst nach der Abtretung geltend machen. 
Solche Forderungen sowie das in Erfüllung solcher Forderungen Erlangte gelten jedoch im 
Verhältnis zu den Gläubigern des Spediteurs als auf den Versender übertragen. 

  

§ 458 Selbsteintritt 
 Der Spediteur ist befugt, die Beförderung des Gutes durch Selbsteintritt auszuführen. Macht er 

von dieser Befugnis Gebrauch, so hat er hinsichtlich der Beförderung die Rechte und Pflichten 
eines Frachtführers oder Verfrachters. In diesem Fall kann er neben der Vergütung für seine 
Tätigkeit als Spediteur die gewöhnliche Fracht verlangen. 

  

§ 459 Spedition zu festen Kosten 
 Soweit als Vergütung ein bestimmter Betrag vereinbart ist, der Kosten für die Beförderung 

einschließt, hat der Spediteur hinsichtlich der Beförderung die Rechte und Pflichten eines 
Frachtführers oder Verfrachters. In diesem Fall hat er Anspruch auf Ersatz seiner Aufwendungen 
nur, soweit dies üblich ist. 

  

§ 460 Sammelladung 
(1) Der Spediteur ist befugt, die Versendung des Gutes zusammen mit Gut eines anderen 

Versenders auf Grund eines für seine Rechnung über eine Sammelladung geschlossenen 
Frachtvertrages zu bewirken. 

(2) Macht der Spediteur von dieser Befugnis Gebrauch, so hat er hinsichtlich der Beförderung in 
Sammelladung die Rechte und Pflichten eines Frachtführers oder Verfrachters. In diesem Fall 
kann der Spediteur eine den Umständen nach angemessene Vergütung verlangen, höchstens 
aber die für die Beförderung des einzelnen Gutes gewöhnliche Fracht. 

  

§ 461 Haftung des Spediteurs 
(1) Der Spediteur haftet für den Schaden, der durch Verlust oder Beschädigung des in seiner Obhut 

befindlichen Gutes entsteht. Die §§426, 427, 429, 430, 431 Abs. 1, 2 und 4, die §§432, 434 bis 
436 sind entsprechend anzuwenden. 

(2) Für Schaden, der nicht durch Verlust oder Beschädigung des in der Obhut des Spediteurs 
befindlichen Gutes entstanden ist, haftet der Spediteur, wenn er eine ihm nach §454 
obliegende Pflicht verletzt. Von dieser Haftung ist er befreit, wenn der Schaden durch die 
Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns nicht abgewendet werden konnte. 

(3) Hat bei der Entstehung des Schadens ein Verhalten des Versenders oder ein besonderer Mangel 
des Gutes mitgewirkt, so hängen die Verpflichtung zum Ersatz sowie der Umfang des zu 
leistenden Ersatzes davon ab, inwieweit diese Umstände zu dem Schaden beigetragen haben. 

  

§ 462 Haftung für andere 
 Der Spediteur hat Handlungen und Unterlassungen seiner Leute in gleichem Umfang zu 

vertreten wie eigene Handlungen und Unterlassungen, wenn die Leute in Ausübung ihrer 
Verrichtungen handeln. Gleiches gilt für Handlungen und Unterlassungen anderer Personen, 
deren er sich bei der Erfüllung seiner Pflicht, die Versendung zu besorgen, bedient. 
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§ 463 Verjährung 
 Auf die Verjährung der Ansprüche aus einer Leistung, die den Vorschriften dieses Abschnitts 

unterliegt, ist §439 entsprechend anzuwenden. 
 

§ 464 Pfandrecht des Spediteurs 
 Der Spediteur hat für alle Forderungen aus dem Speditionsvertrag ein Pfandrecht an dem ihm 

zur Versendung übergebenen Gut des Versenders oder eines Dritten, der der Versendung des 
Gutes zugestimmt hat. An dem Gut des Versenders hat der Spediteur auch ein Pfandrecht für 
alle unbestrittenen Forderungen aus anderen mit dem Versender abgeschlossenen Speditions-, 
Fracht-, Seefracht- und Lagerverträgen. §440 Absatz 1 Satz 3 und Absatz 2 bis 4 ist 
entsprechend anzuwenden. 

  

§ 465 Nachfolgender Spediteur 
(1) Wirkt an einer Beförderung neben dem Frachtführer auch ein Spediteur mit und hat dieser die 

Ablieferung zu bewirken, so ist auf den Spediteur §441 Absatz 1 entsprechend anzuwenden. 
(2) Wird ein vorhergehender Frachtführer oder Spediteur von einem nachfolgenden Spediteur 

befriedigt, so gehen Forderung und Pfandrecht des ersteren auf den letzteren über. 
  

§ 466 Abweichende Vereinbarungen über die Haftung 
(1) Soweit der Speditionsvertrag nicht die Versendung von Briefen oder briefähnlichen Sendungen 

zum Gegenstand hat, kann von den Haftungsvorschriften in §455 Absatz 2 und 3, §461 Absatz 1 
sowie in den §§462 und 463 nur durch Vereinbarung abgewichen werden, die im Einzelnen 
ausgehandelt wird, auch wenn sie für eine Mehrzahl von gleichartigen Verträgen zwischen 
denselben Vertragsparteien getroffen wird. 

(2) Abweichend von Absatz 1 kann die vom Spediteur zu leistende Entschädigung wegen Verlust 
oder Beschädigung des Gutes auch durch vorformulierte Vertragsbedingungen auf einen 
anderen als den in §431 Absatz 1 und 2 vorgesehenen Betrag begrenzt werden, wenn dieser 
Betrag 

 1. zwischen 2 und 40 Rechnungseinheiten liegt und der Verwender der vorformulierten 
Vertragsbedingungen seinen Vertragspartner in geeigneter Weise darauf hinweist, dass 
diese einen anderen als den gesetzlich vorgesehenen Betrag vorsehen, oder 

 2. für den Verwender der vorformulierten Vertragsbedingungen ungünstiger ist als der in 
§431 Absatz 1 und 2 vorgesehene Betrag. 

 Ferner kann durch vorformulierte Vertragsbedingungen die vom Versender nach §455 Absatz 2 
oder 3 zu leistende Entschädigung der Höhe nach beschränkt werden. 

(3) Von §458 Satz 2, §459 Satz 1 und §460 Absatz 2 Satz 1 kann nur insoweit durch vertragliche 
Vereinbarung abgewichen werden, als die darin in Bezug genommenen Vorschriften 
abweichende Vereinbarungen zulassen. 

(4) Ist der Versender ein Verbraucher, so kann in keinem Fall zu seinem Nachteil von den in Absatz 
1 genannten Vorschriften abgewichen werden, es sei denn, der Speditionsvertrag hat die 
Beförderung von Briefen oder briefähnlichen Sendungen zum Gegenstand. 

(5) Unterliegt der Speditionsvertrag ausländischem Recht, so sind die Absätze 1 bis 4 gleichwohl 
anzuwenden, wenn nach dem Vertrag sowohl der Ort der Übernahme als auch der Ort der 
Ablieferung des Gutes im Inland liegen. 

  

  

Sechster Abschnitt: Lagergeschäft 
  
§ 467 Lagervertrag 
(1) Durch den Lagervertrag wird der Lagerhalter verpflichtet, das Gut zu lagern und 

aufzubewahren. 
(2) Der Einlagerer wird verpflichtet, die vereinbarte Vergütung zu zahlen. 
(3) Die Vorschritten dieses Abschnitts gelten nur, wenn die Lagerung und Aufbewahrung zum 

Betrieb eines gewerblichen Unternehmens gehören. Erfordert das Unternehmen nach Art oder 
Umfang einen in kaufmännischer Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb nicht und ist die Firma 
des Unternehmens auch nicht nach § 2 in das Handelsregister eingetragen, so sind in Ansehung 
des Lagergeschäfts auch insoweit die Vorschriften des Ersten Abschnitts des Vierten Buches 
ergänzend anzuwenden; dies gilt jedoch nicht für die §§348 bis 350. 
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§ 468 Behandlung des Gutes. Begleitpapiere. Mitteilungs- und Auskunftspflichten 
(1) Der Einlagerer ist verpflichtet, dem Lagerhalter, wenn gefährliches Gut eingelagert werden soll, 

rechtzeitig in Textform die genaue Art der Gefahr und, soweit erforderlich, zu ergreifende 
Vorsichtsmaßnahmen mitzuteilen. Er hat ferner das Gut, soweit erforderlich, zu verpacken und 
zu kennzeichnen und Urkunden zur Verfügung zu stellen sowie alle Auskünfte zu erteilen, die 
der Lagerhalter zur Erfüllung seiner Pflichten benötigt. 

(2) Ist der Einlagerer ein Verbraucher, so ist abweichend von Absatz 1 
 1. der Lagerhalter verpflichtet, das Gut, soweit erforderlich, zu verpacken und zu 

kennzeichnen, 
 2. der Einlagerer lediglich verpflichtet, den Lagerhalter über die von dem Gut ausgehende 

Gefahr allgemein zu unterrichten; die Unterrichtung bedarf keiner Form. 
 Der Lagerhalter hat in diesem Falle den Einlagerer über dessen Pflicht nach Satz 1 Nr. 2 sowie 

über die von ihm zu beachtenden Verwaltungsvorschriften über eine amtliche Behandlung des 
Gutes zu unterrichten. 

(3) Der Einlagerer hat, auch wenn ihn kein Verschulden trifft, dem Lagerhalter Schäden und 
Aufwendungen zu ersetzen, die verursacht werden durch 

 1. ungenügende Verpackung oder Kennzeichnung, 
 2. Unterlassen der Mitteilung über die Gefährlichkeit des Gutes oder 
 3. Fehlen, Unvollständigkeit oder Unrichtigkeit der in §413 Abs. 1 genannten Urkunden 

oder Auskünfte. 
 §414 Absatz 2 ist entsprechend anzuwenden. 
(4) Ist der Einlagerer ein Verbraucher, so hat er dem Lagerhalter Schäden und Aufwendungen nach 

Absatz 3 nur zu ersetzen, soweit ihn ein Verschulden trifft. 
  
§ 469 Sammellagerung 
(1) Der Lagerhalter ist nur berechtigt, vertretbare Sachen mit anderen Sachen gleicher Art und 

Güte zu vermischen, wenn die beteiligten Einlagerer ausdrücklich einverstanden sind. 
(2) Ist der Lagerhalter berechtigt, Gut zu vermischen, so steht vom Zeitpunkt der Einlagerung ab 

den Eigentümern der eingelagerten Sachen Miteigentum nach Bruchteilen zu. 
(3) Der Lagerhalter kann jedem Einlagerer den ihm gebührenden Anteil ausliefern, ohne dass er 

hierzu der Genehmigung der übrigen Beteiligten bedarf. 
  
§ 470 Empfang des Gutes 
 Befindet sich Gut, das dem Lagerhalter zugesandt ist, beim Empfang in einem beschädigten 

oder mangelhaften Zustand, der äußerlich erkennbar ist, so hat der Lagerhalter 
Schadensersatzansprüche des Einlagerers zu sichern und dem Einlagerer unverzüglich Nachricht 
zu geben. 

  
§ 471 Erhaltung des Gutes 
(1) Der Lagerhalter hat dem Einlagerer die Besichtigung des Gutes, die Entnahme von Proben und 

die zur Erhaltung des Gutes notwendigen Handlungen während der Geschäftsstunden zu 
gestatten. Er ist jedoch berechtigt und im Falle der Sammellagerung auch verpflichtet, die zur 
Erhaltung des Gutes erforderlichen Arbeiten selbst vorzunehmen. 

(2) Sind nach dem Empfang Veränderungen an dem Gut entstanden oder zu befürchten, die den 
Verlust oder die Beschädigung des Gutes oder Schäden des Lagerhalters erwarten lassen, so hat 
der Lagerhalter dies dem Einlagerer oder, wenn ein Lagerschein ausgestellt ist, dem letzten ihm 
bekannt gewordenen legitimierten Besitzer des Scheins unverzüglich anzuzeigen und dessen 
Weisungen einzuholen. Kann der Lagerhalter innerhalb angemessener Zeit Weisungen nicht 
erlangen, so hat er die angemessen erscheinenden Maßnahmen zu ergreifen. Er kann 
insbesondere das Gut gemäß §373 verkaufen lassen; macht er von dieser Befugnis Gebrauch, so 
hat der Lagerhalter, wenn ein Lagerschein ausgestellt ist, die in §373 Abs. 3 vorgesehene 
Androhung des Verkaufs sowie die in Absatz 5 derselben Vorschriften vorgesehenen 
Benachrichtigungen an den letzten ihm bekannt gewordenen legitimierten Besitzer des 
Lagerscheins zu richten. 
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§ 472 Versicherung. Einlagerung bei einem Dritten 
(1) Der Lagerhalter ist verpflichtet, das Gut auf Verlangen des Einlagerers zu versichern. Ist der 

Einlagerer ein Verbraucher, so hat ihn der Lagerhalter auf die Möglichkeit hinzuweisen, das Gut 
zu versichern. 

(2) Der Lagerhalter ist nur berechtigt, das Gut bei einem Dritten einzulagern, wenn der Einlagerer 
ihm dies ausdrücklich gestattet hat. 

  
§ 473 Dauer der Lagerung 
(1) Der Einlagerer kann das Gut jederzeit herausverlangen. Ist der Lagervertrag auf unbestimmte 

Zeit geschlossen, so kann er den Vertrag jedoch nur unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von 
einem Monat kündigen, es sei denn, es liegt ein wichtiger Grund vor, der zur Kündigung des 
Vertrags ohne Einhaltung der Kündigungsfrist berechtigt. 

(2) Der Lagerhalter kann die Rücknahme des Gutes nach Ablauf der vereinbarten Lagerzeit oder bei 
Einlagerung auf unbestimmte Zeit nach Kündigung des Vertrags unter Einhaltung einer 
Kündigungsfrist von einem Monat verlangen. Liegt ein wichtiger Grund vor, so kann der 
Lagerhalter auch vor Ablauf der Lagerzeit und ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist die 
Rücknahme des Gutes verlangen. 

(3) Ist ein Lagerschein ausgestellt, so sind die Kündigung und das Rücknahmeverlangen an den 
letzten dem Lagerhalter bekannt gewordenen legitimierten Besitzer des Lagerscheins zu 
richten. 

  
§ 474 Aufwendungsersatz 
 Der Lagerhalter hat Anspruch auf Ersatz seiner für das Gut gemachten Aufwendungen, soweit 

er sie den Umständen nach für erforderlich halten durfte. 
  
§ 475 Haftung für Verlust oder Beschädigung 
 Der Lagerhalter haftet für den Schaden, der durch Verlust oder Beschädigung des Gutes in der 

Zeit von der Übernahme zur Lagerung bis zur Auslieferung entsteht, es sei denn, dass der 
Schaden durch die Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns nicht abgewendet werden konnte. 
Dies gilt auch dann, wenn der Lagerhalter gemäß §472 Abs. 2 das Gut bei einem Dritten 
einlagert. 

  
§ 475a Verjährung 
 Auf die Verjährung von Ansprüchen aus einer Lagerung, die den Vorschriften dieses Abschnitts 

unterliegt, findet §439 entsprechende Anwendung. Im Falle des gänzlichen Verlusts beginnt die 
Verjährung mit Ablauf des Tages, an dem der Lagerhalter dem Einlagerer oder, wenn ein 
Lagerschein ausgestellt ist, dem letzten ihm bekannt gewordenen legitimierten Besitzer des 
Lagerscheins den Verlust anzeigt. 

  
§ 475b Pfandrecht des Lagerhalters 
(1) Der Lagerhalter hat für alle Forderungen aus dem Lagervertrag ein Pfandrecht an dem ihm zur 

Lagerung übergebenen Gut des Einlagerers oder eines Dritten, der der Lagerung zugestimmt 
hat. An dem Gut des Einlagerers hat der Lagerhalter auch ein Pfandrecht für alle unbestrittenen 
Forderungen aus anderen mit dem Einlagerer abgeschlossenen Lager-, Fracht-, Seefracht- und 
Speditionsverträgen. Das Pfandrecht erstreckt sich auch auf die Forderung aus einer 
Versicherung sowie auf die Begleitpapiere. 

(29 Ist ein Orderlagerschein durch Indossament übertragen worden, so besteht das Pfandrecht dem 
legitimierten Besitzer des Lagerscheins gegenüber nur wegen der Vergütungen und 
Aufwendungen, die aus dem Lagerschein ersichtlich sind oder ihm bei Erwerb des Lagerscheins 
bekannt oder infolge grober Fahrlässigkeit unbekannt waren. 

(3) Das Pfandrecht besteht, solange der Lagerhalter das Gut in seinem Besitz hat, insbesondere 
solange er mittels Konnossements, Ladescheins oder Lagerscheins darüber verfügen kann. 

  
§ 475c Lagerschein. Verordnungsermächtigung 
(1) Über die Verpflichtung zur Auslieferung des Gutes kann von dem Lagerhalter, nachdem er das 

Gut erhalten hat, ein Lagerschein ausgestellt werden, der die folgenden Angaben enthalten soll: 
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 1. Ort und Tag der Ausstellung des Lagerscheins, 
 2. Name und Anschrift des Einlagerers, 
 3. Name und Anschrift des Lagerhalters, 
 4. Ort und Tag der Einlagerung, 
 5. die übliche Bezeichnung der Art des Gutes und die Art der Verpackung, bei gefährlichen 

Gütern ihre nach den Gefahrgutvorschriften vorgesehene, sonst ihre allgemein 
anerkannte Bezeichnung, 

 6. Anzahl, Zeichen und Nummern der Packstücke, 
 7. Rohgewicht oder die anders angegebene Menge des Gutes, 
 8. im Falle der Sammellagerung einen Vermerk hierüber. 
(2) In den Lagerschein können weitere Angaben eingetragen werden, die der Lagerhalter für 

zweckmäßig hält. 
(3) Der Lagerschein ist vom Lagerhalter zu unterzeichnen. Eine Nachbildung der eigenhändigen 

Unterschrift durch Druck oder Stempel genügt. 
(4) Dem Lagerschein gleichgestellt ist eine elektronische Aufzeichnung, die dieselben Funktionen 

erfüllt wie der Lagerschein, sofern sichergestellt ist, dass die Authentizität und die Integrität der 
Aufzeichnung gewahrt bleiben (elektronischer Lagerschein). Das Bundesministerium der Justiz 
und Verbraucherschutz wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesministerium des 
Innern, durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, die 
Einzelheiten der Ausstellung, Vorlage, Rückgabe und Übertragung eines elektronischen 
Lagerscheins sowie die Einzelheiten des Verfahrens über nachträgliche Eintragungen in einen 
elektronischen Lagerschein zu regeln. 

  
§ 475d Wirkung des Lagerscheins. Legitimation 
(1) Der Lagerschein begründet die Vermutung, dass das Gut und seine Verpackung in Bezug auf den 

äußerlich erkennbaren Zustand sowie auf Anzahl, Zeichen und Nummern der Packstücke wie im 
Lagerschein beschrieben übernommen worden sind. Ist das Rohgewicht oder die anders 
angegebene Menge des Gutes oder der Inhalt vom Lagerhalter überprüft und das Ergebnis der 
Überprüfung in den Lagerschein eingetragen worden, so begründet dieser auch die Vermutung, 
dass Gewicht, Menge oder Inhalt mit den Angaben im Lagerschein übereinstimmt. 

(2) Wird der Lagerschein an eine Person begeben, die darin als zum Empfang des Gutes berechtigt 
benannt ist, kann der Lagerhalter ihr gegenüber die Vermutung nach Absatz 1 nicht widerlegen, 
es sei denn, der Person war im Zeitpunkt der Begebung des Lagerscheins bekannt oder infolge 
grober Fahrlässigkeit unbekannt, dass die Angaben im Lagerschein unrichtig sind. Gleiches gilt 
gegenüber einem Dritten, dem der Lagerschein übertragen wird. 

(3) Die im Lagerschein verbrieften lagervertraglichen Ansprüche können nur von dem aus dem 
Lagerschein Berechtigten geltend gemacht werden. Zugunsten des legitimierten Besitzers des 
Lagerscheins wird vermutet, dass er der aus dem Lagerschein Berechtigte ist. Legitimierter 
Besitzer des Lagerscheins ist, wer einen Lagerschein besitzt, der 

 1. auf den Inhaber lautet, 
 2. an Order lautet und den Besitzer als denjenigen, der zum Empfang des Gutes berechtigt 

ist, benennt oder durch eine ununterbrochene Reihe von Indossamenten ausweist oder 
 3. auf den Namen des Besitzers lautet. 
  
§ 475e Auslieferung gegen Rückgabe des Lagerscheins 
(1) Der legitimierte Besitzer des Lagerscheins ist berechtigt, vom Lagerhalter die Auslieferung des 

Gutes zu verlangen. 
(2) Ist ein Lagerschein ausgestellt, so ist der Lagerhalter zur Auslieferung des Gutes nur gegen 

Rückgabe des Lagerscheins, auf dem die Auslieferung bescheinigt ist, verpflichtet. Der 
Lagerhalter ist nicht verpflichtet, die Echtheit der Indossamente zu prüfen. Er darf das Gut 
jedoch nicht dem legitimierten Besitzer des Lagerscheins ausliefern, wenn ihm bekannt oder 
infolge grober Fahrlässigkeit unbekannt ist, dass der legitimierte Besitzer des Lagerscheins nicht 
der aus dem Lagerschein Berechtigte ist. 

(3) Die Auslieferung eines Teils des Gutes erfolgt gegen Abschreibung auf dem Lagerschein. Der 
Abschreibungsvermerk ist vom Lagerhalter zu unterschreiben. 
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(4) Der Lagerhalter haftet dem aus dem Lagerschein Berechtigten für den Schaden, der daraus 

entsteht, dass er das Gut ausgeliefert hat, ohne sich den Lagerschein zurückgeben zu lassen 
oder ohne einen Abschreibungsvermerk einzutragen. 

  
§ 475f Einwendungen 
 Dem aus dem Lagerschein Berechtigten kann der Lagerhalter nur solche Einwendungen 

entgegensetzen, die die Gültigkeit der Erklärungen im Lagerschein betreffen oder sich aus dem 
Inhalt des Lagerscheins ergeben oder dem Lagerhalter unmittelbar gegenüber dem aus dem 
Lagerschein Berechtigten zustehen. Eine Vereinbarung, auf die im Lagerschein lediglich 
verwiesen wird, ist nicht Inhalt des Lagerscheins. 

  
§ 475g Traditionswirkung des Lagerscheins 
 Die Begebung des Lagerscheins an denjenigen, der darin als der zum Empfang des Gutes 

Berechtigte benannt ist, hat, sofern der Lagerhalter das Gut im Besitz hat, für den Erwerb von 
Rechten an dem Gut dieselben Wirkungen wie die Übergabe des Gutes. Gleiches gilt für die 
Übertragung des Lagerscheins an Dritte. 

  
§ 475h Abweichende Vereinbarungen 
 Ist der Einlagerer ein Verbraucher, so kann nicht zu dessen Nachteil von den §§475a und 475e 

Absatz 4 abgewichen werden. 
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Güterkraftverkehrsgesetz (GüKG) 
 

„Güterkraftverkehrsgesetz vom 22. Juni 1998 (BGBl. I S. 1485), zuletzt geändert durch Artikel 492 V vom 
31.08.2015 (BGBl I S. 1474) 

 
Das Gesetz wurde als Artikel 1 d. G v. 22.6.1998 I 1485 vom Bundestag mit Zustimmung des Bundesrates 
beschlossen. Es ist gem. Art. 9 Nr. 3 Satz 1 dieses G nach Maßgabe d. Art. 9 Nr. 1 und 2 mWv 1.7.1998 in Kraft 
getreten. 
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1. Abschnitt: Allgemeine Vorschriften 
  
§ 1 Begriffsbestimmungen 
(1) Güterkraftverkehr ist die geschäftsmäßige oder entgeltliche Beförderung von Gütern mit 

Kraftfahrzeugen, die einschließlich Anhänger ein höheres zulässiges Gesamtgewicht als 3,5 
Tonnen haben.  

(2) Werkverkehr ist Güterkraftverkehr für eigene Zwecke eines Unternehmens, wenn folgende 
Voraussetzungen erfüllt sind:  

 1. Die beförderten Güter müssen Eigentum des Unternehmens oder von ihm verkauft, 
gekauft, vermietet, gemietet, hergestellt, erzeugt, gewonnen, bearbeitet oder instand 
gesetzt worden sein.  

 2. Die Beförderung muss der Anlieferung der Güter zum Unternehmen, ihrem Versand 
vom Unternehmen, ihrer Verbringung innerhalb oder - zum Eigengebrauch - außerhalb 
des Unternehmens dienen.  

 3. Die für die Beförderung verwendeten Kraftfahrzeuge müssen vom eigenen Personal des 
Unternehmens geführt werden oder von Personal, das dem Unternehmen im Rahmen 
einer vertraglichen Verpflichtung zur Verfügung gestellt worden ist.  

 4. Die Beförderung darf nur eine Hilfstätigkeit im Rahmen der gesamten Tätigkeit des 
Unternehmens darstellen.  

(3) Den Bestimmungen über den Werkverkehr unterliegt auch die Beförderung von Gütern durch 
Handelsvertreter, Handelsmakler und Kommissionäre, soweit  

 1. deren geschäftliche Tätigkeit sich auf diese Güter bezieht,  
 2. die Voraussetzungen nach Absatz 2 Nr. 2 bis 4 vorliegen und  
 3. ein Kraftfahrzeug verwendet wird, dessen Nutzlast einschließlich der Nutzlast eines 

Anhängers 4 Tonnen nicht überschreiten darf.  
(4) Güterkraftverkehr, der nicht Werkverkehr im Sinne der Absätze 2 und 3 darstellt, ist 

gewerblicher Güterkraftverkehr.  
  
§ 2 Ausnahmen 
(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes finden keine Anwendung auf  
 1. die gelegentliche, nichtgewerbsmäßige Beförderung von Gütern durch Vereine für ihre 

Mitglieder oder für gemeinnützige Zwecke,  
 2. die Beförderung von Gütern durch Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 

öffentlichen Rechts im Rahmen ihrer öffentlichen Aufgaben,  
 3. die Beförderung von beschädigten oder reparaturbedürftigen Fahrzeugen aus Gründen 

der Verkehrssicherheit oder zum Zwecke der Rückführung,  
 4. die Beförderung von Gütern bei der Durchführung von Verkehrsdiensten, die nach dem 

Personenbeförderungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. August 1990 
(BGBl. I S. 1690) in der jeweils geltenden Fassung genehmigt wurden,  

 5. die Beförderung von Medikamenten, medizinischen Geräten und Ausrüstungen sowie 
anderen zur Hilfeleistung in dringenden Notfällen bestimmten Gütern,  

 6. die Beförderung von Milch und Milcherzeugnissen für andere zwischen landwirt-
schaftlichen Betrieben, Milchsammelstellen und Molkereien durch landwirtschaftliche 
Unternehmer im Sinne des Gesetzes über die Alterssicherung der Landwirte vom 29. 
Juli 1994 (BGBl. I S. 1890) in der jeweils geltenden Fassung,  

 7. die in land- und forstwirtschaftlichen Betrieben übliche Beförderung von land- und 
forstwirtschaftlichen Bedarfsgütern oder Erzeugnissen  

  a) für eigene Zwecke,  
  b) für andere Betriebe dieser Art  
   aa) im Rahmen der Nachbarschaftshilfe oder  
   bb) im Rahmen eines Maschinenringes oder eines vergleichbaren wirt-

schaftlichen Zusammenschlusses, sofern die Beförderung innerhalb eines 
Umkreises von 75 Kilometern in der Luftlinie um den regelmäßigen 
Standort des Kraftfahrzeugs, den Wohnsitz oder den Sitz des Halters im 
Sinne des § 6 Absatz 4 Nummer 1 der Fahrzeug-Zulassungsverordnung 
mit Zugmaschinen oder Sonderfahrzeugen durchgeführt wird, die nach 
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    § 3 Nr. 7 des Kraftfahrzeugsteuergesetzes in der Fassung der Bekannt-

machung vom 26. September 2002 (BGBl. I S. 3818), von der 
Kraftfahrzeugsteuer befreit sind,  

 8. die im Rahmen der Gewerbeausübung erfolgende Beförderung von Betriebsein-
richtungen für eigene Zwecke sowie  

 9. die Beförderung von Postsendungen im Rahmen von Universaldienstleistungen durch 
Postdienstleister gemäß § 1 Absatz 1 der Post-Universaldienstleistungsverordnung.  

(1a) Werden bei Beförderungen nach Absatz 1 Nr. 7 nicht von der Kraftfahrzeugsteuer befreite 
Fahrzeuge eingesetzt, hat der Beförderer dafür zu sorgen, dass während der Beförderung ein 
Begleitpapier oder ein sonstiger Nachweis mitgeführt wird, in dem das beförderte Gut, Be- und 
Entladeort sowie der land- und forstwirtschaftliche Betrieb, für den die Beförderung erfolgt, 
angegeben werden. Das Fahrpersonal muss das Begleitpapier oder den sonstigen Nachweis 
nach Satz 1 während der Beförderung mitführen und Kontrollberechtigten auf Verlangen zur 
Prüfung aushändigen oder in anderer Weise zugänglich machen.  

(2) § 14 bleibt unberührt. 
  
  

2. Abschnitt: Gewerblicher Güterkraftverkehr 
  
§ 3 Erlaubnispflicht 
(1) Der gewerbliche Güterkraftverkehr ist erlaubnispflichtig, soweit sich nicht aus dem unmittelbar 

geltenden europäischen Gemeinschaftsrecht etwas anderes ergibt.  
(2) Die Erlaubnis wird einem Unternehmer, dessen Unternehmen seinen Sitz im Inland hat, für die 

Dauer von bis zu zehn Jahren erteilt, wenn er die in Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
1071/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 zur Festlegung 
gemeinsamer Regeln für die Zulassung zum Beruf des Kraftverkehrsunternehmers und zur 
Aufhebung der Richtlinie 96/26/EG (ABl. L 300 vom 14.11.2009, S. 51) genannten 
Voraussetzungen für die Ausübung des Berufs eines Kraftverkehrsunternehmers erfüllt. Eine 
Erlaubnis, deren Gültigkeitsdauer abgelaufen ist, wird zeitlich unbefristet erteilt, wenn der 
Unternehmer die Berufszugangsvoraussetzungen nach wie vor erfüllt.  

(3) Der Erlaubnisinhaber erhält auf Antrag neben der Erlaubnis so viele Erlaubnisausfertigungen, 
wie ihm weitere Fahrzeuge und die für diese erforderliche finanzielle Leistungsfähigkeit nach 
der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 in der jeweils geltenden Fassung zur Verfügung stehen. 
Eigenkapital und Reserven, auf Grund deren beglaubigte Kopien der Gemeinschaftslizenz nach 
der Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. 
Oktober 2009 über gemeinsame Regeln für den Zugang zum Markt des grenzüberschreitenden 
Güterkraftverkehrs (ABl. L 300 vom 14.11.2009, S. 72) in der jeweils geltenden Fassung erteilt 
wurden, können im Verfahren auf Erteilung der Erlaubnis und Erlaubnisausfertigung nicht 
nochmals in Ansatz gebracht werden. Verringert sich nach der Ausstellung von Ausfertigungen 
der Erlaubnis der Fahrzeugbestand nicht nur vorübergehend, so hat das Unternehmen 
überzählige Ausfertigungen an die zuständige Behörde zurückzugeben. Stellt das Unternehmen 
den Betrieb endgültig ein, so hat es die Erlaubnis und alle Ausfertigungen unverzüglich 
zurückzugeben.  

(4) Die Erlaubnis kann befristet, unter Bedingungen oder mit Auflagen erteilt werden.  
(5) Eine Erlaubnis ist zurückzunehmen, wenn nachträglich bekannt wird, dass die Erlaubnis hätte 

versagt werden müssen. Eine Erlaubnis ist zu widerrufen, wenn nachträglich Tatsachen 
eintreten, die zur Versagung hätten führen müssen. Die Finanzbehörden dürfen die nach 
Landesrecht zuständigen Behörden davon in Kenntnis setzen, dass der Unternehmer die ihm 
obliegenden steuerrechtlichen Verpflichtungen wiederholt nicht erfüllt hat oder eine 
Vermögensauskunft nach § 284 der Abgabenordnung abgegeben hat.  

(5a) Rechtzeitig vor der Entscheidung über die Erteilung, die Rücknahme oder den Widerruf der 
Erlaubnis und von Erlaubnisausfertigungen gibt die nach Landesrecht zuständige Behörde dem 
Bundesamt für Güterverkehr, den beteiligten Verbänden des Verkehrsgewerbes, der fachlich 
zuständigen Gewerkschaft und der zuständigen Industrie- und Handelskammer Gelegenheit zur 
Stellungnahme. Vor der Entscheidung über die Erteilung, die Rücknahme oder den Widerruf von 
Erlaubnisausfertigungen kann die nach Landesrecht zuständige Behörde hiervon absehen.  
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(5b) Rechtfertigen Tatsachen die Annahme, dass der Unternehmer oder der Verkehrsleiter die 

Voraussetzungen hinsichtlich der Zuverlässigkeit nach Artikel 6 der Verordnung (EG) Nr. 
1071/2009 nicht erfüllt, kann dem Unternehmer oder dem Verkehrsleiter die Führung von 
Güterkraftverkehrsgeschäften untersagt werden. Das Untersagungsverfahren gegen diese 
Personen kann unabhängig vom Verlauf eines Verfahrens auf Widerruf der Erlaubnis fortgesetzt 
werden. Auf Antrag ist dem Unternehmer oder dem Verkehrsleiter die Führung von 
Güterkraftverkehrsgeschäften wieder zu gestatten, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, 
dass eine Unzuverlässigkeit im Sinne des Satzes 1 nicht mehr vorliegt. Vor Ablauf eines Jahres 
nach Bestandskraft der Untersagungsverfügung kann die Wiederaufnahme nur gestattet 
werden, wenn hierfür besondere Gründe vorliegen. Rechtzeitig vor der Entscheidung über die 
Untersagung der Führung von Güterkraftverkehrsgeschäften gegenüber dem Unternehmer oder 
dem Verkehrsleiter gibt die nach Landesrecht zuständige Behörde dem Bundesamt für 
Güterverkehr Gelegenheit zur Stellungnahme.  

(6) Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur wird ermächtigt, mit Zustimmung 
des Bundesrates durch Rechtsverordnung Vorschriften zu erlassen, durch die  

 1. die Anforderungen an die Berufszugangsvoraussetzungen zur Gewährleistung eines 
hohen Niveaus näher bestimmt werden und  

 2. a) das Verfahren zur Erteilung, zur Rücknahme und zum Widerruf der Erlaubnis und 
zur Erteilung und Einziehung der Erlaubnisausfertigungen einschließlich der 
Durchführung von Anhörungen, 

  b) Form und Inhalt, insbesondere die Geltungsdauer der Erlaubnis und der 
Ausfertigungen, 

  c) das Verfahren bei Eintritt wesentlicher Änderungen nach Erteilung der Erlaubnis 
und der Ausfertigungen, 

 3. die Voraussetzungen für die Erteilung zusätzlicher beglaubigter Kopien nach Maßgabe 
der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 in der jeweils geltenden Fassung sowie 

 4. die Voraussetzungen zur Rücknahme und zum Widerruf der Entscheidung über die 
Erteilung der beglaubigten Kopien entsprechend Artikel 12 Absatz 1 der Verordnung 
(EG) Nr. 1072/2009 in der jeweils geltenden Fassung 

 geregelt werden. 
(7) Die nach Landesrecht zuständigen Behörden führen dieses Gesetz, die Verordnungen (EG) Nr. 

1071/2009 und (EG) Nr. 1072/2009 und die auf diesem Gesetz beruhenden Verordnungen aus, 
soweit nicht etwas anderes bestimmt ist. Örtlich zuständig ist die Behörde, in deren 
Zuständigkeitsbereich das Unternehmen seine Niederlassung im Sinne von Artikel 5 der 
Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 hat. Soweit keine Niederlassung besteht, richtet sich die 
Zuständigkeit nach dem Wohnsitz des Betroffenen.  

  
§ 4 Unterrichtung der Berufsgenossenschaft 
 Die nach Landesrecht zuständige Behörde hat der zuständigen Berufsgenossenschaft 

unverzüglich die Erteilung der Erlaubnis mitzuteilen. Die Anzeigepflicht des Unternehmers nach 
§ 192 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch bleibt unberührt.  

  
§ 5 Erlaubnispflicht und Gemeinschaftslizenz 
 Die Gemeinschaftslizenz nach Artikel 3 und 4 der Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 gilt für 

Unternehmer, deren Unternehmenssitz im Inland liegt, als Erlaubnis nach § 3, es sei denn, es 
handelt sich um eine Beförderung zwischen dem Inland und einem Staat, der weder Mitglied der 
Europäischen Union noch anderer Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum, noch die Schweiz ist. Satz 1 gilt nicht für Inhaber von Gemeinschaftslizenzen 
aus der Republik Kroatien.  

  
§ 6 Grenzüberschreitender Güterkraftverkehr durch Gebietsfremde 
 Ein Unternehmer, dessen Unternehmen seinen Sitz nicht im Inland hat, ist für den 

grenzüberschreitenden gewerblichen Güterkraftverkehr von der Erlaubnispflicht nach § 3 
befreit, soweit er Inhaber der jeweils erforderlichen Berechtigung ist. Berechtigungen sind die  

 1. Gemeinschaftslizenz, 
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 2. Genehmigung auf Grund der Resolution des Rates der Europäischen Konferenz der 

Verkehrsminister (CEMT-Resolution) vom 14. Juni 1973 (BGBl. 1974 II S. 298) nach 
Maßgabe der Verordnung über den grenzüberschreitenden Güterkraftverkehr und den 
Kabotageverkehr (GüKGrKabotageV) vom 28. Dezember 2011 (BGBl. 2012 I S. 42) in der 
jeweils geltenden Fassung,  

 3. CEMT-Umzugsgenehmigung, 
 4. Schweizerische Lizenz für den gewerblichen Güterkraftverkehr auf Grund des 

Abkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft über den Güter- und Personenverkehr auf Schiene und Straße vom 
21. Juni 1999 (ABl. L 114 vom 30.4.2002, S. 91) in der jeweils geltenden Fassung oder  

 5. Drittstaatengenehmigung. 
  
§ 7 Mitführungs- und Aushändigungspflichten im gewerblichen Güterverkehr 
(1) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass bei einer Güterbeförderung im Inland, für die eine 

Erlaubnis nach § 3 oder eine Berechtigung nach § 6 erforderlich ist, während der gesamten Fahrt 
folgende Dokumente und Nachweise mitgeführt werden:  

 1. die Erlaubnis oder eine Erlaubnisausfertigung, eine beglaubigte Kopie der 
Gemeinschaftslizenz oder der Schweizerischen Lizenz, eine CEMT-Genehmigung, eine 
CEMT-Umzugsgenehmigung oder eine Drittstaatengenehmigung,  

 2. der für das eingesetzte Fahrzeug vorgeschriebene Nachweis über die Erfüllung 
bestimmter Technik-, Sicherheits- und Umweltanforderungen,  

 3. ein Begleitpapier oder ein sonstiger Nachweis, in dem das beförderte Gut, der Be- und 
Entladeort und der Auftraggeber angegeben werden.  

 Die Dokumente oder Nachweise nach Satz 1 Nummer 1 und 2 dürfen nicht in Folie einge-
schweißt oder in ähnlicher Weise mit einer Schutzschicht überzogen werden. Bei Kabotage-
beförderungen im Sinne des Artikels 8 der Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 hat der 
Unternehmer, der weder Sitz noch Niederlassung in Deutschland hat, dafür zu sorgen, dass 
Nachweise im Sinne des Artikels 8 Absatz 3 Unterabsatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 
für die grenzüberschreitende Beförderung und jede einzelne durchgeführte Kabotage-
beförderung während der Dauer der Beförderung mitgeführt werden.  

(2) Das Fahrpersonal muss die erforderliche Berechtigung und die Nachweise nach Absatz 1 
während der Fahrt mitführen und Kontrollberechtigten auf Verlangen zur Prüfung aushändigen. 
Das Begleitpapier oder der sonstige Nachweis nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 kann statt durch 
Aushändigen des Dokumentes auch auf andere geeignete Weise zugänglich gemacht werden. 
Ausländisches Fahrpersonal muss auch den Pass oder ein sonstiges zum Grenzübertritt 
berechtigendes Dokument mitführen und Kontrollberechtigten auf Verlangen zur Prüfung 
aushändigen. Langfristig Aufenthaltsberechtigte im Sinne der Richtlinie 2003/109/EG des Rates 
vom 25. November 2003 betreffend die Rechtsstellung der langfristig aufenthaltsberechtigten 
Drittstaatsangehörigen (ABl. L 16 vom 23.1.2004, S. 44) haben außerdem die langfristige 
Aufenthaltsberechtigung-EG mitzuführen und Kontrollberechtigten auf Verlangen auszu-
händigen.  

(3) (weggefallen) 
  
§ 7 a Haftpflichtversicherung 
(1) Der Unternehmer ist verpflichtet, eine Haftpflichtversicherung abzuschließen und aufrecht-

zuerhalten, die die gesetzliche Haftung wegen Güter- und Verspätungsschäden nach dem 
Vierten Abschnitt des Vierten Buches des Handelsgesetzbuches während Beförderungen, bei 
denen der Be- und Entladeort im Inland liegt, versichert.  

(2) Die Mindestversicherungssumme beträgt 600 000 Euro je Schadensereignis. Die Vereinbarung 
einer Jahreshöchstersatzleistung, die nicht weniger als das Zweifache der Mindest-
versicherungssumme betragen darf, und eines Selbstbehalts sind zulässig.  

(3) Von der Versicherung können folgende Ansprüche ausgenommen werden:  
 1. Ansprüche wegen Schäden, die vom Unternehmer oder seinem Repräsentanten 

vorsätzlich begangen wurden,  
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 2. Ansprüche wegen Schäden, die durch Naturkatastrophen, Kernenergie, Krieg, 

kriegsähnliche Ereignisse, Bürgerkrieg, innere Unruhen, Streik, Aussperrung, 
terroristische Gewaltakte, Verfügungen von hoher Hand, Wegnahme oder 
Beschlagnahme seitens einer staatlich anerkannten Macht verursacht werden,  

 3. Ansprüche aus Frachtverträgen, die die Beförderung von Edelmetallen, Juwelen, 
Edelsteinen, Zahlungsmitteln, Valoren, Wertpapieren, Briefmarken, Dokumenten und 
Urkunden zum Gegenstand haben.  

(4) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass während der Beförderung ein Nachweis über eine 
gültige Haftpflichtversicherung, die den Ansprüchen des Absatzes 1 entspricht, mitgeführt wird. 
Das Fahrpersonal muss diesen Versicherungsnachweis während der Beförderung mitführen und 
Kontrollberechtigten auf Verlangen zur Prüfung aushändigen. 

(5) (weggefallen) 
  
§ 7 b Einsatz von ordnungsgemäß beschäftigtem Personal 
(1) Ein Unternehmer, dessen Unternehmen seinen Sitz im Inland hat, darf bei Fahrten im Inland im 

gewerblichen Güterkraftverkehr einen Angehörigen eines Staates, der weder Mitglied der 
Europäischen Union, eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum noch Schweizer Staatsangehöriger ist, nur als Fahrpersonal einsetzen, wenn 
dieser im Besitz eines Aufenthaltstitels nach § 4 Abs. 3 des Aufenthaltsgesetzes, einer 
Aufenthaltsgestattung oder einer Duldung ist, die zur Ausübung der Beschäftigung berechtigen, 
oder eines solchen nicht bedarf (§ 4 Abs. 3 Satz 3 des Aufenthaltsgesetzes) oder im Besitz einer 
von einer inländischen Behörde ausgestellten gültigen Fahrerbescheinigung nach Artikel 5 der 
Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 ist. Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass ausländisches 
Fahrpersonal  

 1. den Pass, Passersatz oder Ausweisersatz und  
 2. den nach § 4 Abs. 3 des Aufenthaltsgesetzes erforderlichen Aufenthaltstitel, die 

Aufenthaltsgestattung oder die Duldung, die zur Ausübung der Beschäftigung 
berechtigen,  

 mitführt. Der Aufenthaltstitel kann für Zwecke dieses Gesetzes durch eine von einer 
inländischen Behörde ausgestellte gültige Fahrerbescheinigung nach Artikel 5 der Verordnung 
(EG) Nr. 1072/2009 ersetzt werden.  

(2) Das Fahrpersonal muss die Unterlagen nach Absatz 1 Satz 2 während der gesamten Fahrt 
mitführen und Kontrollberechtigten auf Verlangen zur Prüfung aushändigen.  

(3) Die Fahrerbescheinigung nach Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 wird von der nach 
Landesrecht zuständigen Behörde erteilt.  

  
§ 7 c Verantwortung des Auftraggebers 
 Wer zu einem Zwecke, der seiner gewerblichen oder selbständigen beruflichen Tätigkeit 

zuzurechnen ist, einen Frachtvertrag oder einen Speditionsvertrag mit einem Unternehmen 
abgeschlossen hat, darf Leistungen aus diesem Vertrag nicht ausführen lassen, wenn er weiß 
oder fahrlässig nicht weiß, dass der Unternehmer  

 1. nicht Inhaber einer Erlaubnis nach § 3 oder einer Berechtigung nach § 6 oder einer 
Gemeinschaftslizenz ist, oder die Erlaubnis, Berechtigung oder Lizenz unzulässig 
verwendet,  

 2. bei der Beförderung Fahrpersonal einsetzt, das die Voraussetzungen des § 7b Abs. 1 Satz 
1 nicht erfüllt, oder für das er nicht über eine Fahrerbescheinigung nach den Artikeln 3 
und 5 der Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 verfügt, 

 3. einen Frachtführer oder Spediteur einsetzt oder zulässt, dass ein solcher tätig wird, der 
die Beförderungen unter der Voraussetzung von  

  a) Nummer 1 
  b) Nummer 2 
  durchführt. 
 Die Wirksamkeit eines zu diesem Zwecke geschlossenen Vertrages wird durch einen Verstoß 

gegen Satz 1 nicht berührt.  
  
§ 7 d (weggefallen) 
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§ 8 Vorläufige Weiterführung des Güterkraftverkehrsgeschäfte 
(1) Nach dem Tode des Unternehmers darf der Erbe die Güterkraftverkehrsgeschäfte vorläufig 

weiterführen. Das gleiche gilt für den Testamentsvollstrecker, Nachlasspfleger oder 
Nachlassverwalter während einer Testamentsvollstreckung, Nachlasspflegschaft oder 
Nachlassverwaltung. 

(2) Die Befugnis nach Absatz 1 erlischt, wenn nicht der Erbe binnen drei Monaten nach Ablauf der 
für die Ausschlagung der Erbschaft vorgesehenen Frist oder eine der in Absatz 1 Satz 2 
genannten Personen binnen drei Monaten nach der Annahme ihres Amtes oder ihrer Bestellung 
die Erlaubnis beantragt hat. Ein in der Person des Erben wirksam gewordener Fristablauf wirkt 
auch gegen den Nachlaßverwalter. Die Frist kann auf Antrag einmal um drei Monate verlängert 
werden.  

(3) Im Falle der Erwerbs- oder Geschäftsunfähigkeit des Unternehmers oder des Verkehrsleiters 
darf ein Dritter, bei dem die Voraussetzungen nach den Artikeln 6 und 8 der Verordnung (EG) Nr. 
1071/2009 noch nicht festgestellt worden sind, die Güterkraftverkehrsgeschäfte bis zu sechs 
Monate nach Feststellung der Erwerbs- oder Geschäftsunfähigkeit weiterführen. Die Frist kann 
auf Antrag einmal um drei Monate verlängert werden.  

  
  

3. Abschnitt: Werkverkehr 
  
§ 9 Erlaubnis- und Versicherungsfreiheit 
 Der Werkverkehr ist erlaubnisfrei. Es besteht keine Versicherungspflicht. 
  
  

4. Abschnitt: Bundesamt für Güterverkehr 
  
§ 10 Organisation 
(1) Das Bundesamt für Güterverkehr (Bundesamt) ist eine selbständige Bundesoberbehörde im 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur. Es wird von 
dem Präsidenten geleitet.  

(2) Der Aufbau des Bundesamtes wird durch das Bundesministerium für Verkehr und digitale 
Infrastruktur geregelt.  

  
§ 11 Aufgaben 
(1) Das Bundesamt erledigt Verwaltungsaufgaben des Bundes auf dem Gebiet des Verkehrs, die ihm 

durch dieses Gesetz, durch andere Bundesgesetze oder auf Grund dieser Gesetze zugewiesen 
sind.  

(2) Das Bundesamt hat darüber zu wachen, dass  
 1. in- und ausländische Unternehmen des gewerblichen Güterkraftverkehrs und alle 

anderen am Beförderungsvertrag Beteiligten die Pflichten erfüllen, die ihnen nach 
diesem Gesetz und den hierauf beruhenden Rechtsvorschriften obliegen,  

 2. die Bestimmungen über den Werkverkehr eingehalten werden,  
 3. die Rechtsvorschriften über  
  a) die Beschäftigung und die Tätigkeiten des Fahrpersonals auf Kraftfahrzeugen 

einschließlich der aufenthalts-, arbeitsgenehmigungs- und sozialversicherungs-
rechtlichen Vorschriften,  

  b) die zulässigen Abmessungen sowie die zulässigen Achslasten und 
Gesamtgewichte von Kraftfahrzeugen und Anhängern,  

  c) die im internationalen Güterkraftverkehr verwendeten Container gemäß Artikel 
VI Abs. 1 des Internationalen Übereinkommens über sichere Container (CSC) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 2. August 1985 (BGBl. II S. 1009) in der 
jeweils durch Rechtsverordnung nach Artikel 2 des Zustimmungsgesetzes 
umgesetzten Fassung,  

  d) die Abgaben, die für das Halten oder Verwenden von Fahrzeugen zur 
Straßengüterbeförderung sowie für die Benutzung von Straßen anfallen,  

  e) (aufgehoben) 
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  f) die Beförderung gefährlicher Güter auf der Straße,  
  g) die Beförderungsmittel nach den Vorgaben des Übereinkommens über 

internationale Beförderungen leicht verderblicher Lebensmittel und über die 
besonderen Beförderungsmittel, die für diese Beförderungen zu verwenden sind 
(ATP), vom 1. September 1970 (BGBl. 1974 II S. 566) in der jeweils durch 
Rechtsverordnung nach Artikel 2 des Zustimmungsgesetzes umgesetzten 
Fassung,  

  h) die Beschaffenheit, Kennzeichnung und Benutzung von Beförderungsmitteln und 
Transportbehältnissen zur Beförderung von Lebensmitteln und Erzeugnissen des 
Weinrechts,  

  i) das Mitführen einer Ausfertigung der Genehmigung für die Beförderung von 
Kriegswaffen nach dem Gesetz über die Kontrolle von Kriegswaffen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 22. November 1990 (BGBl. I S. 2506) in der 
jeweils geltenden Fassung,  

  j) die Beförderung von Abfall mit Fahrzeugen zur Straßengüterbeförderung,  
  k) die zulässigen Werte für Geräusche und für verunreinigende Stoffe im Abgas von 

Kraftfahrzeugen zur Güterbeförderung,  
  l) die Ladung,  
  m) die nach Artikel 4 Abs. 1 in Verbindung mit Anhang I Nr. 10 der Richtlinie 

2000/30/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Juni 2000 über 
die technische Unterwegskontrolle von Nutzfahrzeugen, die in der Gemeinschaft 
am Straßenverkehr teilnehmen (ABl. EG Nr. L 203 S. 1) zu prüfenden technischen 
Anforderungen an Kraftfahrzeuge zur Güterbeförderung,  

  n) die Erlaubnis- und Ausweispflicht beim Führen von Kraftfahrzeugen zur 
Straßengüterbeförderung,  

  o) das Sonn- und Feiertagsfahrverbot sowie die Ferienreiseverordnung und  
  p) das Mitführen einer Erlaubnis, eines Befähigungsscheines oder einer 

Verbringensgenehmigung nach dem Sprengstoffgesetz  
  eingehalten werden, soweit diese Überwachung im Rahmen der Maßnahmen nach § 12 

Abs. 1 und 2 durchgeführt werden kann.  
(3) In den Fällen des Absatzes 2 Nr. 3 Buchstabe d hat das Bundesamt ohne Ersuchen den 

zuständigen Finanzbehörden die zur Sicherung der Besteuerung notwendigen Daten zu 
übermitteln.  

(4) Allgemeine Verwaltungsvorschriften zu den Aufgaben nach Absatz 2 Nr. 3 Buchstabe j und k 
werden von der Bundesregierung mit Zustimmung des Bundesrates erlassen.  

  
§ 12 Befugnisse 
(1) Soweit dies zur Durchführung der Aufgaben nach § 11 Abs. 2 erforderlich ist, kann das 

Bundesamt insbesondere auf Straßen, auf Autohöfen und an Tankstellen 
Überwachungsmaßnahmen im Wege von Stichproben durchführen. Zu diesem Zweck dürfen 
seine Beauftragten Kraftfahrzeuge zur Güterbeförderung anhalten, die Identität des 
Fahrpersonals durch Überprüfung der mitgeführten Ausweispapiere feststellen sowie 
verlangen, dass die Zulassungsdokumente des Fahrzeugs, der Führerschein des Fahrpersonals 
und die nach diesem Gesetz oder sonstigen Rechtsvorschriften bei Fahrten im 
Güterkraftverkehr mitzuführenden Nachweise, Berechtigungen oder Bescheinigungen zur 
Prüfung ausgehändigt werden. Das Fahrpersonal hat, soweit erforderlich, den Beauftragten des 
Bundesamtes unverzüglich die zur Erfüllung der Überwachungsaufgabe erforderlichen 
Auskünfte wahrheitsgemäß nach bestem Wissen und Gewissen zu erteilen, vorhandene 
Hilfsmittel zur Verfügung zu stellen, Zutritt zum Fahrzeug zu gestatten sowie Hilfsdienste zu 
leisten. Die Verpflichtung nach Satz 3 besteht nicht, soweit ihre Erfüllung für das Fahrpersonal 
oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozessordnung bezeichneten Angehörigen die 
Gefahr einer Verfolgung wegen einer Straftat oder Ordnungswidrigkeit begründet.  

(2) Zur Überwachung von Rechtsvorschriften über die Beschäftigung und die Tätigkeiten des 
Fahrpersonals auf Kraftfahrzeugen können Beauftragte des Bundesamtes auf Antrag eines 
Landes auch Kraftomnibusse anhalten.  
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(3) Das Fahrpersonal hat die Zeichen und Weisungen der Beauftragten des Bundesamtes zu 

befolgen, ohne dadurch von seiner Sorgfaltspflicht entbunden zu sein.  
(4) Soweit dies zur Durchführung der Aufgaben nach § 11 Abs. 2 Nr. 1 und 2 sowie Nr. 3 Buchstabe 

d (Rechtsvorschriften über die Abgaben für die Benutzung von Straßen) erforderlich ist, können 
Beauftragte des Bundesamtes bei Eigentümern und Besitzern von Kraftfahrzeugen zur 
Güterbeförderung und allen an der Beförderung oder an den Handelsgeschäften über die 
beförderten Güter Beteiligten  

 1. Grundstücke und Geschäftsräume innerhalb der üblichen Geschäfts- und Arbeits-
stunden betreten sowie  

 2. alle geschäftlichen Schriftstücke und Datenträger, insbesondere Aufzeichnungen, 
Frachtbriefe und Unterlagen über den Fahrzeugeinsatz einsehen und hieraus 
Abschriften, Auszüge, Ausdrucke und Kopien anfertigen oder elektronisch gespeicherte 
Daten auf eigene Datenträger übertragen.  

 Die in Satz 1 genannten Personen haben diese Maßnahmen zu gestatten. 
(5) Die in Absatz 4 genannten und für sie tätigen Personen haben den Beauftragten des 

Bundesamtes auf Verlangen alle für die Durchführung der Überwachung nach § 11 Abs. 2 Nr. 1 
und 2 sowie Nr. 3 Buchstabe d (Rechtsvorschriften über die Abgaben für die Benutzung von 
Straßen) erforderlichen  

 1. Auskünfte zu erteilen, 
 2. Nachweise zu erbringen sowie 
 3. Hilfsmittel zu stellen und Hilfsdienste zu leisten. 
 Absatz 1 Satz 3 und 4 gilt entsprechend. 
(6) Stellt das Bundesamt in Ausübung der in den Absätzen 1 und 2 genannten Befugnisse Tatsachen 

fest, die die Annahme rechtfertigen, dass Zuwiderhandlungen gegen 
 1. §§ 142, 263, 266a, 267, 268, 269, 273, 281, 315c oder § 316 des Strafgesetzbuches,  
 2. §§ 21, 22 oder 22b des Straßenverkehrsgesetzes,  
 2a. §§ 10, 10a oder § 11 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes,  
 2b. § 404 Abs. 2 Nr. 3 und 4 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch,  
 2c. (aufgehoben) 
 3. § 24 des Straßenverkehrsgesetzes, die nach dem auf Grund des § 26a des 

Straßenverkehrsgesetzes erlassenen Bußgeldkatalog in der Regel mit Geldbußen von 
mindestens sechzig Euro geahndet werden,  

 4. § 24a oder § 24c des Straßenverkehrsgesetzes,  
 5. § 18 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe a oder Abs. 3 Nr. 2 Buchstabe a des Tierschutzgesetzes oder 
 6. § 69 Absatz 1 Nummer 8 und Absatz 2 Nummer 14 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes,  
 bei denen das Bundesamt nicht Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des 

Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist, begangen wurden, übermittelt es derartige 
Feststellungen den zuständigen Behörden. Bei Durchführung der Überwachung nach den 
Absätzen 4 und 5 gilt Gleiches für schwerwiegende Zuwiderhandlungen gegen die in § 11 Abs. 2 
Nr. 3 genannten Rechtsvorschriften. Das Recht, Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten 
anzuzeigen, bleibt unberührt.  

(7) Erfolgen Werbemaßnahmen, veröffentlichte Anzeigen oder Angebote ohne Angabe von Namen 
und Anschrift und bestehen in vorgenannten Fällen Anhaltspunkte für ungenehmigten 
Güterkraftverkehr oder die Aufforderung hierzu, können das Bundesamt oder die nach § 21a 
zuständigen Behörden von demjenigen, der die Werbemaßnahmen, die Anzeigen oder das 
Angebot veröffentlicht hat, Auskunft über Namen und Anschrift des Auftraggebers verlangen. 

  
§ 13 Untersagung der Weiterfahrt 
(1) Das Bundesamt kann die Fortsetzung der Fahrt untersagen, soweit dies zur Wahrnehmung der 

ihm nach § 11 Abs. 2 Nr. 1 oder 3 übertragenen Aufgaben erforderlich ist.  
(2) Werden die in § 7b Abs. 1 Satz 2 genannten Unterlagen oder die nach den Artikeln 3 und 5 der 

Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 vorgeschriebene Fahrerbescheinigung nicht im Original 
mitgeführt oder auf Verlangen nicht zur Prüfung ausgehändigt, so können das Bundesamt sowie 
sonstige Kontrollberechtigte dem betroffenen Fahrpersonal die Fortsetzung der Fahrt so lange 
untersagen, bis diese Unterlagen vorgelegt werden. Das Bundesamt sowie sonstige 
Kontrollberechtigte können die Fortsetzung der Fahrt ferner untersagen, wenn  
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 1. eine Erlaubnis nach § 3 oder eine Berechtigung nach § 6 nicht mitgeführt wird oder 

nicht zur Prüfung ausgehändigt wird oder  
 2. eine nach § 46 Abs. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in Verbindung mit § 132 

Abs. 1 Nr. 1 der Strafprozessordnung angeordnete Sicherheitsleistung nicht oder nicht 
vollständig erbracht wird.  

(3) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die Untersagung der Weiterfahrt nach den Absätzen 
1 und 2 haben keine aufschiebende Wirkung.  

  
§ 14 Marktbeobachtung 
(1) Das Bundesamt beobachtet und begutachtet die Entwicklung des Marktgeschehens im Verkehr 

(Marktbeobachtung). Die Marktbeobachtung umfasst den Eisenbahn-, Straßen- und 
Binnenschiffsgüterverkehr, den Luftverkehr sowie die Logistik. Mit der Marktbeobachtung 
sollen Entwicklungen auf dem Verkehrs- und Logistikmarkt frühzeitig erkannt werden. Es 
besteht keine Auskunftspflicht.  

(2) Das Bundesamt berichtet dem Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur über 
den jeweiligen Stand der Entwicklung des Marktgeschehens und die absehbare künftige 
Entwicklung. Es bereitet dazu Daten aus dem Verwaltungsvollzug auf und erstellt oder betreut 
kurz- und mittelfristige Prognosen zum Güter- und Personenverkehr.  

(3) Zur Erfüllung der Aufgaben nach den Absätzen 1 und 2 dürfen dem Bundesamt vom 
Statistischen Bundesamt, dem Kraftfahrt-Bundesamt und den Statistischen Ämtern der Länder 
aus den von diesen geführten Wirtschaftsstatistiken, insbesondere der Verkehrsstatistik, 
zusammengefasste Einzelangaben übermittelt werden, sofern diese keine Rückschlüsse auf eine 
bestimmte oder bestimmbare Person zulassen.  

(4) Die vom Bundesamt im Rahmen der Marktbeobachtung gewonnenen personenbezogenen 
Daten dürfen nur für Zwecke der Marktbeobachtung gespeichert und genutzt werden. Sie sind 
zu löschen, sobald sie für diese Zwecke nicht mehr benötigt werden.  

  
§ 14 a Durchführung von Beihilfeverfahren 
 Das Bundesamt ist zuständig für die Durchführung von Beihilfeprogrammen des Bundes nach  
 1. der Verordnung (EG) Nr. 1998/2006 der Kommission vom 15. Dezember 2006 über die 

Anwendung der Artikel 87 und 88 EG-Vertrag auf „De-minimis“-Beihilfen (ABl. EU Nr. L 
379 S. 5) und  

 2. dem Abschnitt 8 der Verordnung (EG) Nr. 800/2008 der Kommission vom 6. August 
2008 zur Erklärung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem 
Gemeinsamen Markt in Anwendung der Artikel 87 und 88 EG-Vertrag (allgemeine 
Gruppenfreistellungsverordnung) (ABl. EU Nr. L 214 S. 3).  

 Die Zuständigkeit des Bundesamtes nach Satz 1 umfasst sämtliche Aufgaben im Zusammenhang 
mit der Beihilfegewährung.  

  
§ 14 b Durchführung von Verfahren nach der Verordnung (EU) Nr. 1214/2011 
(1) Das Bundesamt für Güterverkehr ist zuständig für die Aufgaben nach den Artikeln 4, 11, 12, 21 

und 22 der Verordnung (EU) Nr. 1214/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. November 2011 über den gewerbsmäßigen grenzüberschreitenden Straßentransport von 
Euro-Bargeld zwischen den Mitgliedstaaten des Euroraums (ABl. L 316 vom 29.11.2011, S. 1).  

(2) Bei der Kontrolle der Einhaltung der Bestimmungen nach Artikel 21 gilt § 12 Absatz 4, 5 und 6 
Satz 1 Nummer 1 bis 4 und Satz 2 und 3 entsprechend; bei der Verfolgung von Zuwiderhand-
lungen gilt § 20 entsprechend.  

  
§ 15 Datei über Unternehmen des gewerblichen Güterkraftverkehrs und des gewerblichen 

Personenverkehrs mit Kraftomnibusses (Verkehrsunternehmensdatei) 
(1) Das Bundesamt führt die Verkehrsunternehmensdatei über alle im Inland niedergelassenen 

Unternehmen des gewerblichen Güterkraftverkehrs und des gewerblichen Personenverkehrs 
mit Kraftomnibussen, um unmittelbar feststellen zu können, über welche Berechtigungen 
(Erlaubnis nach § 3, Gemeinschaftslizenz nach Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1072/2009, 
CEMT-Genehmigung, CEMT-Umzugsgenehmigung, bilaterale Genehmigung für den grenz-
überschreitenden gewerblichen Güterkraftverkehr, Gemeinschaftslizenz nach Artikel 4 der  
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 Verordnung (EG) Nr. 1073/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 

2009 über gemeinsame Regeln für den Zugang zum grenzüberschreitenden 
Personenkraftverkehrsmarkt und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 (ABl. L 300 
vom 14.11.2009, S. 88) sowie Genehmigungen nach dem Personenbeförderungsgesetz zur 
Beförderung von Personen mit Kraftomnibussen im Linienverkehr oder im Gelegenheitsverkehr) 
die jeweiligen Unternehmer verfügen. Die Verkehrsunternehmensdatei muss nach näherer 
Bestimmung durch Rechtsverordnung gemäß Absatz 7 einen allgemein zugänglichen Teil 
enthalten.  

(2) Die nach Landesrecht zuständige Behörde übermittelt dem Bundesamt unverzüglich die nach 
näherer Bestimmung durch Rechtsverordnung gemäß Absatz 7 zu speichernden oder zu einer 
Änderung einer Eintragung führenden Daten im Wege der Datenfernübertragung.  

(3) Ergeben sich beim Bundesamt Anhaltspunkte dafür, dass ihm übermittelte Daten nicht mehr 
richtig sind, teilt es dies der zuständigen Landesbehörde mit. Diese kann vom Unternehmer 
Auskunft verlangen und unterrichtet das Bundesamt. Der Unternehmer ist zur Auskunft nach 
Satz 2 verpflichtet.  

(4) Das Bundesamt darf die in der Verkehrsunternehmensdatei gespeicherten Daten für die  
 1. Erteilung von CEMT-Genehmigungen und bilateralen Genehmigungen für den 

grenzüberschreitenden gewerblichen Güterkraftverkehr,  
 2. Beantwortung von Anfragen der für die Erteilung der Genehmigung zur Beförderung 

von Kriegswaffen zuständigen Behörden nach der Zuverlässigkeit des Antragstellers 
gemäß dem Gesetz über die Kontrolle von Kriegswaffen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. November 1990 (BGBl. I S. 2506) in der jeweils geltenden 
Fassung,  

 3. Erledigung der Aufgaben, die ihm nach dem Gesetz zur Sicherstellung des Verkehrs in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Oktober 1968 (BGBl. I S. 1082) in der jeweils 
geltenden Fassung sowie durch das Gesetz zur Sicherung von Verkehrsleistungen vom 
23. Juli 2004 (BGBl. I S. 1865) in der jeweils geltenden Fassung übertragen sind,  

 4. Überwachung der Einhaltung der für Verkehrsunternehmer geltenden Pflichten 
einschließlich der Verfolgung und Ahndung von Zuwiderhandlungen,  

 5. Durchführung von Beihilfeverfahren im Sinne des § 14a und  
 6. Beantwortung von Anfragen von Erteilungsbehörden und zuständigen öffentlichen 

Stellen in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union zum Zweck der Überprüfung der 
Einhaltung der Zugangsvoraussetzungen zum Beruf des Güter- und Personenkraft-
verkehrsunternehmers  

 verarbeiten und nutzen, soweit dies zur Erfüllung der genannten Aufgaben erforderlich ist.  
(5) Das Bundesamt ist berechtigt, die Verkehrsunternehmensdatei als Auswahlgrundlage für die 

Durchführung der Unternehmensstatistik im gewerblichen Güterkraftverkehr und der 
Marktbeobachtung nach § 14 zu verwenden.  

(6) Die in der Verkehrsunternehmensdatei gespeicherten Daten sind zu löschen, wenn sie für die 
Aufgaben nach Absatz 1, 4 und 5 nicht mehr benötigt werden, spätestens aber zwei Jahre, 
nachdem das Unternehmen seinen Betrieb eingestellt hat.  

(7) Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die Einzelheiten der Führung der 
Verkehrsunternehmensdatei zu regeln, insbesondere das Nähere  

 1. zu den in der Verkehrsunternehmensdatei zu speichernden Daten einschließlich der 
Angaben zur Identifizierung der Unternehmen, der Inhaber, der geschäftsführungs- und 
vertretungsberechtigten Gesellschafter, der gesetzlichen Vertreter sowie 
Verkehrsleiter,  

 2. zur Veröffentlichung des allgemein zugänglichen Teils der Datei,  
 3. zum Verfahren der Übermittlung von Daten an und durch das Bundesamt,  
 4. über Zugriffsrechte und das Verfahren der Erteilung von Auskünften,  
 5. zur Verantwortung für den Inhalt der Verkehrsunternehmensdatei und die Datenpflege 

sowie  
 6. zu den nach § 9 des Bundesdatenschutzgesetzes erforderlichen technischen und 

organisatorischen Maßnahmen.  
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§ 15 a Werkverkehrsdatei 
(1) Das Bundesamt führt eine Datei über alle im Inland niedergelassenen Unternehmen, die 

Werkverkehr mit Lastkraftwagen, Zügen (Lastkraftwagen und Anhänger) und 
Sattelkraftfahrzeugen durchführen, deren zulässiges Gesamtgewicht 3,5 Tonnen übersteigt, um 
unmittelbar feststellen zu können, welche Unternehmen Werkverkehr mit größeren 
Kraftfahrzeugen betreiben.  

(2) Jeder Unternehmer, der Werkverkehr im Sinne des Absatzes 1 betreibt, ist verpflichtet, sein 
Unternehmen vor Beginn der ersten Beförderung beim Bundesamt anzumelden.  

(3) Zur Speicherung in der Werkverkehrsdatei hat der Unternehmer bei der Anmeldung folgende 
Angaben zu machen und auf Verlangen nachzuweisen:  

 1. Name, Rechtsform und Gegenstand des Unternehmens,  
 2. Anschrift sowie Telefon- und Telefaxnummern des Sitzes,  
 3. Vor- und Familiennamen der Inhaber, der geschäftsführungs- und vertretungs-

berechtigten Gesellschafter und der gesetzlichen Vertreter,  
 4. Anzahl der Lastkraftwagen, Züge (Lastkraftwagen und Anhänger) und 

Sattelkraftfahrzeuge, deren zulässiges Gesamtgewicht 3,5 Tonnen übersteigt, sowie  
 5. Anschriften der Niederlassungen.  
(4) Das Bundesamt darf die in Absatz 3 genannten Angaben 
 1. zur Vorbereitung verkehrspolitischer Entscheidungen durch die zuständigen Stellen, 
 2. zur Überwachung der Einhaltung der für Werkverkehrsunternehmer geltenden 

Pflichten einschließlich der Verfolgung und Ahndung von Zuwiderhandlungen,  
 3. als Auswahlgrundlage für Unternehmensbefragungen im Rahmen der Markt-

beobachtung nach § 14 sowie für die Durchführung der Unternehmensstatistik im 
Werkverkehr,  

 4. zur Durchführung von Beihilfeverfahren im Sinne des § 14a und  
 5. für die Erledigung der Aufgaben, die ihm nach dem Gesetz zur Sicherstellung des 

Verkehrs sowie durch das Gesetz zur Sicherstellung von Verkehrsleistungen übertragen 
sind,  

 verarbeiten und nutzen, soweit dies zur Erfüllung der genannten Aufgaben erforderlich ist. 
(5) Ändern sich die in Absatz 3 genannten Angaben, so hat der Unternehmer dies dem Bundesamt 

unverzüglich mitzuteilen und auf Verlangen nachzuweisen.  
(6) Führt der Unternehmer keinen Werkverkehr im Sinne des Absatzes 1 mehr durch, hat er sich 

unverzüglich beim Bundesamt abzumelden.  
(7) Die nach Absatz 3 gespeicherten Daten sind zu löschen, wenn sie für die in Absatz 4 genannten 

Aufgaben nicht mehr benötigt werden, spätestens aber ein Jahr, nachdem sich der 
Unternehmer beim Bundesamt abgemeldet hat.  

  
§ 16 Datei über abgeschlossene Bußgeldverfahren 
(1) Das Bundesamt darf zum Zweck der Verfolgung und Ahndung weiterer Ordnungswidrigkeiten 

desselben Betroffenen sowie zum Zweck der Beurteilung der Zuverlässigkeit des Unternehmers 
und der Verkehrsleiter folgende personenbezogenen Daten über abgeschlossene 
Bußgeldverfahren, bei denen es Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist, in Dateien speichern und verändern:  

 1. Geburtsname, Familienname, Vorname, Geschlecht, Geburtsdatum, Geburtsort, 
Geburtsstaat und Staatsangehörigkeit des Betroffenen, seine Stellung im Unternehmen 
sowie Name und Anschrift des Unternehmens,  

 2. Zeit und Ort der Begehung der Ordnungswidrigkeit,  
 3. die gesetzlichen Merkmale der Ordnungswidrigkeit und die angewendeten Bußgeld-

vorschriften,  
 4. Bußgeldbescheide mit dem Datum ihres Erlasses und dem Datum des Eintritts der 

Rechtskraft, gerichtliche Entscheidungen in Bußgeldsachen mit dem Datum der 
Entscheidung und dem Datum des Eintritts ihrer Rechtskraft sowie jeweils die 
entscheidende Stelle samt Geschäftsnummer oder Aktenzeichen und 

 5. die Höhe der Geldbuße.  
 Das Bundesamt darf diese Daten nutzen, soweit es für die in Satz 1 genannten Zwecke 

erforderlich ist.  
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(2) Zum Zweck der Vorbereitung und Durchführung der Überwachung nach § 12 Abs. 4 und 5 sowie 

der Beurteilung der Zuverlässigkeit des Unternehmers und der Verkehrsleiter gilt Absatz 1 
entsprechend für abgeschlossene Bußgeldverfahren wegen Zuwiderhandlungen nach § 19, die 
in einem Unternehmen mit Sitz im Inland begangen wurden. Über diese Verfahren teilen die 
zuständigen Verwaltungsbehörden im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten dem Bundesamt die Daten nach Absatz 1 Satz 1 mit.  

(3) Das Bundesamt hat eine schwerwiegende Zuwiderhandlung des Betroffenen und sonstige 
Zuwiderhandlungen des Betroffenen oder anderer Unternehmensangehöriger dem 
Unternehmen und der nach Landesrecht zuständigen Behörde mitzuteilen, soweit Anlass 
besteht, an der Zuverlässigkeit des Unternehmers oder der Verkehrsleiter zu zweifeln. Zur 
Feststellung solcher Wiederholungsfälle hat es die Zuwiderhandlungen der Angehörigen 
desselben Unternehmens zusammenzuführen.  

(4) Das Bundesamt übermittelt die Daten nach Absatz 1 Satz 1  
 1. an in- und ausländische öffentliche Stellen, soweit dies für die Entscheidung über den 

Zugang zum Beruf des Güter- und Personenkraftverkehrsunternehmers erforderlich ist, 
 1a. bei Verstößen gegen Vorschriften zur Verhinderung illegaler Beschäftigung und 

Vorschriften für die Sozialversicherung an die Bundesagentur für Arbeit, die 
Hauptzollämter, die Einzugsstellen und die Träger der Rentenversicherung sowie die 
Ausländerbehörden, soweit dies zur Vorbereitung und Durchführung weiterer 
Ermittlungen, insbesondere von Betriebskontrollen, erforderlich ist,  

 2. auf Ersuchen an Gerichte und die Behörden, die hinsichtlich der in § 11 genannten 
Aufgaben Verwaltungsbehörde nach § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungs-
widrigkeiten sind, soweit dies zur Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten 
erforderlich ist.  

(5) Die Übermittlung an ausländische öffentliche Stellen nach Absatz 4 Nr. 1 unterbleibt, soweit 
Grund zu der Annahme besteht, dass durch sie gegen den Zweck eines deutschen Gesetzes 
verstoßen würde. Sie unterbleibt außerdem, wenn durch sie schutzwürdige Interessen des 
Betroffenen beeinträchtigt würden, insbesondere wenn im Empfängerland ein angemessener 
Datenschutzstandard nicht gewährleistet ist. Die ausländische öffentliche Stelle ist darauf 
hinzuweisen, dass sie die nach Absatz 4 Nr. 1 übermittelten Daten nur zu dem Zweck nutzen 
darf, zu dem sie übermittelt wurden.  

(6) Eine Übermittlung an inländische öffentliche Stellen unterbleibt, soweit das schutzwürdige 
Interesse des Betroffenen am Ausschluss der Übermittlung das öffentliche Interesse an der 
Übermittlung überwiegt. Die inländische öffentliche Stelle darf die nach Absatz 4 übermittelten 
Daten nur für den Zweck verarbeiten oder nutzen, zu dessen Erfüllung sie übermittelt wurden. 

(7) Erweisen sich übermittelte Daten als unrichtig, so ist der Empfänger unverzüglich zu 
unterrichten, wenn dies zur Wahrung schutzwürdiger Interessen des Betroffenen erforderlich 
ist.  

(8) Das Bundesamt hat die nach Absatz 1 Satz 1 gespeicherten Daten zwei Jahre nach dem Eintritt 
der Rechtskraft des Bußgeldbescheides oder der gerichtlichen Entscheidung zu löschen, wenn in 
dieser Zeit keine weiteren Eintragungen im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 4 hinzugekommen 
sind. Sie sind spätestens fünf Jahre nach ihrer Speicherung zu löschen.  

  
§ 17 Nationale Kontaktstelle und europäischer Informationsaustausch 
(1) Das Bundesamt ist nationale Kontaktstelle nach Artikel 18 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 

1071/2009.  
(2) Das Bundesamt leitet als nationale Kontaktstelle Daten über schwerwiegende Verstöße gegen 

Gemeinschaftsvorschriften in den in Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 
1071/2009 genannten Bereichen, die in einem Güter- oder Personenkraftverkehrsunternehmen 
mit Sitz in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union begangen wurden, von Amts 
wegen an die nationale Kontaktstelle des Niederlassungsmitgliedstaates weiter. Hierzu 
übermitteln Staatsanwaltschaften und Verwaltungsbehörden im Sinne des § 36 Absatz 1 
Nummer 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten dem Bundesamt nach Eintritt der 
Rechtskraft der gerichtlichen Entscheidung oder des Bußgeldbescheides die erforderlichen 
Informationen einschließlich personenbezogener Daten. Das Bundesamt leitet Mitteilungen aus  
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 dem Niederlassungsmitgliedstaat über anlässlich des übermittelten Verstoßes veranlasste Maß-

nahmen im Sinne des Artikels 12 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 und des Artikels 
22 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1073/2009 an die übermittelnde deutsche Stelle weiter. 

(3) Das Bundesamt leitet als nationale Kontaktstelle Mitteilungen aus anderen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union über schwerwiegende Verstöße gegen Gemeinschaftsvorschriften in den in 
Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 genannten Bereichen, die in 
einem Güter- oder Personenkraftverkehrsunternehmen mit Sitz im Inland begangen wurden, 
von Amts wegen an die jeweils zuständige Erteilungsbehörde weiter. Das Bundesamt leitet 
Mitteilungen der zuständigen Landesbehörde über anlässlich des übermittelten Verstoßes 
veranlasste Maßnahmen im Sinne des Artikels 12 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 
und des Artikels 22 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1073/2009 an die nationale Kontaktstelle 
des mitteilenden Mitgliedstaates der Europäischen Union weiter.  

(4) Das Bundesamt leitet als nationale Kontaktstelle von Amts wegen Anfragen von zuständigen 
Landesbehörden zu bestandskräftigen Entscheidungen von Behörden anderer Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union, durch die einer bestimmten Person nach Maßgabe des Artikels 6 
Absatz 2 und des Artikels 14 der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 die Führung von 
Kraftverkehrsgeschäften wegen Unzuverlässigkeit untersagt wird, an nationale Kontaktstellen 
anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union weiter. Das Bundesamt leitet an die 
anfragende Landesbehörde in diesem Zusammenhang eingegangene Antworten aus anderen 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union weiter.  

(5) Das Bundesamt erteilt als nationale Kontaktstelle den nationalen Kontaktstellen anderer 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union auf Anfrage Auskunft über Personen, denen eine 
deutsche Behörde nach § 3 Absatz 5b oder § 25a des Personenbeförderungsgesetzes die 
Führung von Kraftverkehrsgeschäften wegen Unzuverlässigkeit bestandskräftig untersagt hat, 
soweit dies für die Entscheidung über den Zugang zum Beruf des Güter und 
Personenkraftverkehrsunternehmers erforderlich ist. Die für eine Untersagung nach Satz 1 
zuständige Landesbehörde teilt dem Bundesamt unverzüglich eine Untersagung und die 
Identifizierungsdaten des Betroffenen mit; das Bundesamt darf die Identifizierungsdaten für 
den in Satz 1 genannten Zweck speichern. Wird die persönliche Ausübung von 
Verkehrsgeschäften wieder gestattet oder wird die Untersagung aus anderen Gründen 
gegenstandslos, teilt die zuständige Behörde dies dem Bundesamt unverzüglich mit, das die 
Identifizierungsdaten unverzüglich löscht.  

(6) Die Datenübermittlung zwischen den beteiligten inländischen Stellen und dem Bundesamt 
erfolgt im Wege der Datenfernübertragung. Dabei sind dem jeweiligen Stand der Technik 
entsprechende Maßnahmen zur Sicherstellung von Datenschutz und Datensicherheit zu treffen, 
die insbesondere die Vertraulichkeit und Unversehrtheit der Daten gewährleisten; im Falle der 
Nutzung allgemein zugänglicher Netze sind dem jeweiligen Stand der Technik entsprechende 
Verschlüsselungsverfahren anzuwenden.  

(7) Den Inhalt der für die Zwecke der Absätze 2 bis 5 erforderlichen Informationen sowie die 
Einzelheiten der Kommunikation zwischen den beteiligten inländischen Stellen und dem 
Bundesamt einschließlich der Vorgaben über den Aufbau der Datensätze und der Datenstruktur 
regeln Durchführungsbestimmungen, die vom Bundesamt mit Zustimmung des 
Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur erlassen und geändert werden.  

  
17 a Zuständigkeit für die Durchführung internationalen Verkehrsrechts 
 Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur wird ermächtigt, durch 

Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates das Bundesamt als die für die 
Bundesrepublik Deutschland zuständige Stelle zu bestimmen, soweit eine solche Bestimmung 
auf dem Gebiet des Verkehrs zur Durchführung von Rechtsakten der Europäische Union oder 
eines internationalen Abkommens erforderlich ist.  

 

5. Abschnitt: Überwachung, Bußgeldvorschriften 
  
§ 18 Grenzkontrollen 
 Die für die Kontrolle an der Grenze zuständigen Stellen sind berechtigt, Kraftfahrzeuge 

zurückzuweisen, wenn die nach diesem Gesetz erforderlichen Unterlagen, deren Mitführung 
vorgeschrieben ist, trotz Aufforderung nicht vorgelegt werden.  
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§ 19 Bußgeldvorschriften 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
 1. entgegen § 2 Abs. 1a Satz 1 nicht dafür sorgt, dass ein Begleitpapier oder ein sonstiger 

Nachweis mitgeführt wird,  
 1a. entgegen § 2 Abs. 1a Satz 2 das Begleitpapier oder den sonstigen Nachweis nicht 

mitführt, nicht oder nicht rechtzeitig aushändigt oder nicht oder nicht rechtzeitig 
zugänglich macht,  

 1b. ohne Erlaubnis nach § 3 Abs. 1 gewerblichen Güterkraftverkehr betreibt,  
 1c. einer vollziehbaren Auflage nach § 3 Absatz 4 zuwiderhandelt,  
 2. einer Rechtsverordnung nach § 3 Abs. 6 Nr. 2 Buchstabe c, Nr. 3 oder 4 oder § 23 Abs. 3 

Satz 1 oder Abs. 5 oder einer vollziehbaren Anordnung auf Grund einer solchen 
Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit die Rechtsverordnung für einen bestimmten 
Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist,  

 3. entgegen § 7 Absatz 1 Satz 1 oder Satz 3 nicht dafür sorgt, dass ein dort genanntes 
Dokument oder ein dort genannter Nachweis mitgeführt wird,  

 4. entgegen § 7 Absatz 1 Satz 2 ein dort genanntes Dokument oder einen dort genannten 
Nachweis einschweißt oder mit einer Schutzschicht überzieht,  

 5. entgegen  
  a) § 7 Absatz 2 Satz 1 oder  
  b) § 7 Absatz 2 Satz 3 oder Satz 4  
  ein dort genanntes Dokument, einen dort genannten Nachweis, einen Pass, ein 

sonstiges zum Grenzübertritt berechtigendes Dokument oder eine langfristige 
Aufenthaltsberechtigung-EG nicht mitführt oder nicht oder nicht rechtzeitig aushändigt, 

 6. (aufgehoben) 
 6a. entgegen § 7a Abs. 4 Satz 1 nicht dafür sorgt, dass ein dort genannter Nachweis 

mitgeführt wird,  
 6b. entgegen § 7a Abs. 4 Satz 2 ein Versicherungsnachweis nicht mitführt oder nicht oder 

nicht rechtzeitig aushändigt,  
 6c. entgegen § 7b Abs. 1 Satz 1 einen Angehörigen eines dort genannten Staates als 

Fahrpersonal einsetzt,  
 6d. entgegen § 7b Abs. 1 Satz 2 nicht dafür sorgt, dass das ausländische Fahrpersonal eine 

dort genannte Unterlage mitführt,  
 6e. entgegen § 7b Abs. 2 eine dort genannte Unterlage nicht mitführt oder nicht oder nicht 

rechtzeitig aushändigt,  
 7. entgegen § 12 Abs. 1 Satz 3 oder Abs. 5 Satz 1 Nr. 1, § 15 Abs. 3 Satz 3 oder § 21a Abs. 3 

Satz 1 eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt, 
 8. entgegen § 12 Abs. 3 ein Zeichen oder eine Weisung nicht befolgt, 
 9. entgegen § 12 Abs. 4 Satz 2 oder § 21a Absatz 2 Satz 2 eine Maßnahme nicht gestattet, 
 10. entgegen § 12 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 oder § 21a Abs. 3 Satz 1 einen Nachweis nicht, nicht 

richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erbringt, 
 11. entgegen § 12 Abs. 5 Satz 1 Nr. 3 oder § 21a Abs. 3 Satz 1 ein Hilfsmittel nicht oder 

nicht rechtzeitig stellt oder Hilfsdienste nicht oder nicht rechtzeitig leistet, 
 12. einer vollziehbaren Untersagung nach § 13 Absatz 1 oder Absatz 2 zuwiderhandelt,  
 12a. entgegen § 15a Abs. 2 und 3 sein Unternehmen nicht, nicht richtig, nicht vollständig 

oder nicht rechtzeitig anmeldet, 
 12b. entgegen § 15a Abs. 3 die Angaben auf Verlangen nicht, nicht richtig, nicht vollständig 

oder nicht rechtzeitig nachweist,  
 12c. entgegen § 15a Abs. 5 Änderungen nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 

rechtzeitig mitteilt, 
 12d. entgegen § 15a Abs. 5 Änderungen nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 

rechtzeitig nachweist oder 
 12e. entgegen § 15a Abs. 6 sein Unternehmen nicht rechtzeitig abmeldet. 
(1a) Ordnungswidrig handelt, wer 
 1. entgegen § 7c Satz 1 Nr. 1 oder 3 Buchstabe a oder  
 2. entgegen § 7c Satz 1 Nr. 2 oder 3 Buchstabe b  
 eine Leistung ausführen lässt.  
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(2) Ordnungswidrig handelt, wer gegen die Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 über gemeinsame Regeln für den Zugang zum 
Markt des grenzüberschreitenden Güterkraftverkehrs (ABl. L 300 vom 14.11.2009, S. 72) 
verstößt, indem er vorsätzlich oder fahrlässig  

 1. ohne Gemeinschaftslizenz nach Artikel 3 grenzüberschreitenden Güterkraftverkehr 
betreibt,  

 2. entgegen Artikel 5 Absatz 6 Satz 1 dem Fahrer die Fahrerbescheinigung nicht oder nicht 
rechtzeitig zur Verfügung stellt oder  

 3. entgegen Artikel 5 Absatz 6 Satz 3 die Fahrerbescheinigung nicht oder nicht rechtzeitig 
vorzeigt.  

(2a) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig im Kabotageverkehr nach Artikel 8 der 
Verordnung (EG) Nr. 1072/2009  

 1. vor der ersten Kabotagebeförderung eine grenzüberschreitende Beförderung aus 
einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem Drittland nicht durchführt, 

 2. vor der letzten Entladung der nach Deutschland eingeführten Lieferung eine 
Kabotagebeförderung durchführt,  

 3. mehr als drei Kabotagebeförderungen im Anschluss an die grenzüberschreitende 
Beförderung durchführt,  

 4. nicht dasselbe Fahrzeug für alle Kabotagebeförderungen verwendet oder im Fall von 
Fahrzeugkombinationen nicht das Kraftfahrzeug desselben Fahrzeugs für alle 
Kabotagebeförderungen verwendet,  

 5. später als sieben Tage nach der letzten Entladung der eingeführten Lieferung eine 
Kabotagebeförderung durchführt,  

 6. nach Durchführung von mehr als zwei Kabotagebeförderungen in einem oder mehreren 
anderen Mitgliedstaaten nach unbeladener Einfahrt eine Kabotagebeförderung in 
Deutschland durchführt,  

 7. nach Durchführung einer grenzüberschreitenden Beförderung in einen Mitgliedstaat 
und unbeladener Einfahrt nach Deutschland mehr als eine Kabotagebeförderung 
durchführt oder  

 8. eine Kabotagebeförderung nicht innerhalb von drei Tagen im Anschluss an eine 
unbeladene Einfahrt nach Deutschland beendet.  

(3) Ordnungswidrig handelt, wer als Fahrer, der Staatsangehöriger eines Drittstaates ist, vorsätzlich 
oder fahrlässig eine Kabotagebeförderung nach Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 
durchführt, ohne die Fahrerbescheinigung mitzuführen.  

(4) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
 1. im grenzüberschreitenden Güterkraftverkehr einen Fahrer einsetzt, für den eine 

Fahrerbescheinigung nach Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 nicht 
ausgestellt worden ist,  

 2. Kabotage nach Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 betreibt, ohne 
Inhaber einer Gemeinschaftslizenz nach Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 zu 
sein, oder  

 3. im Kabotageverkehr nach Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 einen 
Fahrer einsetzt, für den eine Fahrerbescheinigung nach Artikel 5 Absatz 2 der 
Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 nicht ausgestellt worden ist.  

(5) Ordnungswidrig handelt, wer gegen die Verordnung (EU) Nr. 1214/2011 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 16. November 2011 über den gewerbsmäßigen 
grenzüberschreitenden Straßentransport von Euro-Bargeld zwischen den Mitgliedstaaten des 
Euroraums (ABl. L 316 vom 29.11.2011, S. 1) verstößt, indem er vorsätzlich oder fahrlässig  

 1. ohne Lizenz nach Artikel 4 Absatz 1 einen grenzüberschreitenden Geldtransport 
betreibt,  

 2. entgegen Artikel 4 Absatz 3 Satz 2 ein Original oder eine beglaubigte Kopie einer 
gültigen Lizenz nicht oder nicht rechtzeitig vorweist,  

 3. entgegen Artikel 6 Absatz 4 Satz 1 eine erforderliche Waffengenehmigung nicht besitzt 
oder  

 4. entgegen Artikel 10 dort genannte Banknoten nicht oder nicht unverzüglich nach 
Entdecken aus dem Verkehr zieht.  
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(6) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig  
 1. als Verantwortlicher eines lizenzierten Unternehmens Sicherheitspersonal einsetzt, das 

einer in Artikel 5 Absatz 1 Unterabsatz 1 oder Absatz 2 Satz 1 der Verordnung (EU) Nr. 
1214/2011 genannten Anforderung nicht genügt, 

 2. als Verantwortlicher eines lizenzierten Unternehmens ein Fahrzeug einsetzt, das einer 
Anforderung des Artikels 7 Absatz 1, 2, 3 oder Absatz 4 Satz 1 der Verordnung (EU) Nr. 
1214/2011 nicht genügt, oder  

 3. einen Transport in einer nicht nach Artikel 13 Absatz 1 Satz 1 der Verordnung (EU) Nr. 
1214/2011 genannten Option durchführt.  

(7) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 6c, Absatzes 1a Nr. 2 und des 
Absatzes 4 Nr. 1 und 3 mit einer Geldbuße bis zu zweihunderttausend Euro, in den Fällen der 
Absätze 5 und 6 mit einer Geldbuße bis zu hunderttausend Euro, in den Fällen des Absatzes 1 
Nr. 1b, 12, des Absatzes 1a Nr. 1, des Absatzes 2 Nr. 1 und des Absatzes 4 Nr. 2 mit einer 
Geldbuße bis zu zwanzigtausend Euro, in den übrigen Fällen mit einer Geldbuße bis zu 
fünftausend Euro geahndet werden. Sie können auf der Grundlage und nach Maßgabe 
internationaler Übereinkünfte auch dann geahndet werden, wenn sie im Bereich gemeinsamer 
Grenzabfertigungsanlagen außerhalb des räumlichen Geltungsbereiches dieses Gesetzes 
begangen werden.  

  
§ 21 Zuständigkeiten für die Ahndung von Zuwiderhandlungen 
(1) Wird eine Zuwiderhandlung in einem Unternehmen begangen, das seinen Sitz im Inland hat, ist 

Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
die von der Landesregierung bestimmte Behörde. Die Landesregierung kann die Ermächtigung 
auf die zuständige oberste Landesbehörde übertragen.  

(2) Wird eine Zuwiderhandlung in einem Unternehmen begangen, das seinen Sitz im Ausland hat, 
ist Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
das Bundesamt.  

(3) Abweichend von Absatz 1 ist das Bundesamt Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Absatz 1 
Nummer 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten für Zuwiderhandlungen nach § 19 Absatz 1 
Nummer 5 Buchstabe b, Nummer 6c, 6d, 6e, Absatz 1a, 2 Nummer 2, 3 und Absatz 4 Nummer 1, 
die in einem Unternehmen, das seinen Sitz im Inland hat, begangen wurden.  

(4) § 405 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch bleibt unberührt.  
  
§ 21 a Aufsicht 
(1) Der Unternehmer des gewerblichen Güterkraftverkehrs und alle am Beförderungsvertrag 

Beteiligten unterliegen wegen der Erfüllung der gesetzlichen Vorschriften der Aufsicht der nach 
Landesrecht zuständigen Behörde.  

(2) Soweit dies zur Durchführung der Aufgaben nach Absatz 1 erforderlich ist, können die 
Beauftragten der Aufsichtsbehörden gegenüber Eigentümern und Besitzern von Fahrzeugen zur 
Güterbeförderung und allen an der Beförderung oder an den Handelsgeschäften über die 
beförderten Güter Beteiligten folgende Maßnahmen ergreifen:  

 1. Grundstücke und Geschäftsräume innerhalb der üblichen Betriebs- und Geschäftszeiten 
betreten sowie  

 2. die erforderlichen Schriftstücke und Datenträger, insbesondere Aufzeichnungen, 
Frachtbriefe und Unterlagen über den Fahrzeugeinsatz einsehen und hieraus 
Abschriften, Auszüge, Ausdrucke und Kopien anfertigen oder elektronisch gespeicherte 
Daten auf eigene Datenträger übertragen. 

 Die in Satz 1 genannten Personen haben diese Maßnahmen zu gestatten.  
(3) Die in Absatz 2 genannten Personen haben den Beauftragten der Aufsichtsbehörden auf 

Verlangen alle für die Durchführung der Aufsicht erforderlichen Auskünfte zu erteilen, 
Nachweise zu erbringen, Hilfsmittel zu stellen und Hilfsdienste zu leisten. § 12 Abs. 1 Satz 3 und 
4 gilt entsprechend.  
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6. Abschnitt: Gebühren und Auslagen, Ermächtigungen 
  
§ 22 Gebühren und Auslagen 
(1) Für Amtshandlungen nach diesem Gesetz, nach den auf diesem Gesetz beruhenden 

Rechtsvorschriften, nach Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaften sowie auf Grund 
internationaler Abkommen und diese ergänzender nationaler Rechtsvorschriften sind Gebühren 
und Auslagen nach den Bestimmungen des Verwaltungskostengesetzes in der bis zum 14. 
August 2013 geltenden Fassung und der Rechtsverordnung nach Absatz 2 zu erheben.  

(2) Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen und dem Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die 
gebührenpflichtigen Tatbestände und die Gebühren nach festen Sätzen oder als 
Rahmengebühren näher zu bestimmen. Im Bereich der Gebühren der Landesbehörden übt das 
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur die Ermächtigung nach Satz 1 auf der 
Grundlage eines Antrags oder einer Stellungnahme von mindestens fünf Ländern beim 
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur aus. Der Antrag oder die 
Stellungnahme sind mit einer Schätzung des Personal- und Sachaufwands zu begründen. Das 
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur kann die übrigen Länder ebenfalls zur 
Beibringung einer Schätzung des Personal- und Sachaufwands auffordern.  

(3) Auskünfte nach § 19 des Bundesdatenschutzgesetzes werden unentgeltlich erteilt.  
  
§ 23 Ermächtigungen zum Erlass von Durchführungsbestimmungen 
(1) Die Bundesregierung erlässt mit Zustimmung des Bundesrates die allgemeinen 

Verwaltungsvorschriften, die zur Durchführung von Rechtsakten der Europäischen Union, dieses 
Gesetzes und der auf diesem Gesetz beruhenden Rechtsverordnungen erforderlich sind.  

(2) Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur wird ermächtigt, mit Zustimmung 
des Bundesrates durch Rechtsverordnung andere als in § 2 Abs. 1 genannte Beförderungsfälle 
ganz oder teilweise von den Bestimmungen dieses Gesetzes auszunehmen, soweit sich deren 
Unterstellung unter dieses Gesetz als unverhältnismäßig erweist.  

(3) Das Bundesministerium Verkehr und digitale Infrastruktur wird ermächtigt, im Bereich des 
grenzüberschreitenden Güterkraftverkehrs, des Durchgangsverkehrs und des Kabotageverkehrs 
(innerstaatlicher Güterkraftverkehr durch Unternehmer, die in einem anderen Staat 
niedergelassen sind) einschließlich des Werkverkehrs zur Ordnung dieser Verkehre und zur 
Durchführung internationaler Abkommen sowie von Rechtsakten der Europäischen Union, die 
den Güterkraftverkehr betreffen, Rechtsverordnungen zu erlassen, durch die  

 1. der Zugang zum Beruf des Güterkraftverkehrsunternehmers und zum Markt des 
Güterkraftverkehrs, insbesondere die Voraussetzungen für die Erteilung, die 
Rücknahme und den Widerruf von Genehmigungen, den Erlass von Neben-
bestimmungen, das zugehörige Verfahren einschließlich der Durchführung von 
Anhörungen und der Behandlung wesentlicher Änderungen nach Erteilung der 
Genehmigungen sowie die Bedingungen für den Fahrzeugeinsatz geregelt werden,  

 1a. die Voraussetzungen für die Erteilung, die Rücknahme und den Widerruf von Fahrer-
bescheinigungen, den Erlass von Nebenbestimmungen, das zugehörige Verfahren 
einschließlich der Durchführung von Anhörungen und der Behandlung wesentlicher, 
Änderungen nach Erteilung der Fahrerbescheinigungen, die Bedingungen für den 
Einsatz des Fahrpersonals sowie die Überwachung der Erteilungsvoraussetzungen 
geregelt werden, 

 2. für Unternehmer, deren Unternehmen ihren Sitz in einem Staat haben, der weder 
Mitglied der Europäischen Union noch anderer Vertragsstaat des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum ist, der Zugang zum Markt des Güterkraftverkehrs und 
die Bedingungen bei der Durchführung des Güterkraftverkehrs abweichend von den 
Bestimmungen dieses Gesetzes geregelt sowie der vorübergehende oder dauernde 
Ausschluss vom Güterkraftverkehr vorgesehen wird, wenn wiederholt oder 
schwerwiegend gegen im Inland geltende Vorschriften verstoßen wird,  

 3. Bestimmungen zur Gewährleistung zwischenstaatlicher Gegenseitigkeit oder gleicher 
Wettbewerbsbedingungen, insbesondere über die Erteilung von Genehmigungen, die  
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  Voraussetzungen für die Erteilung und die Aufhebung einer Genehmigung, die 

Überwachung sowie das Verfahren, eingeführt und  
 4. die Pflicht zur Vorlage von Unterlagen zur Beobachtung des Marktgeschehens geregelt 

werden.  
 Rechtsverordnungen nach den Nummern 1 bis 3 bedürfen der Zustimmung des Bundesrates. 
(4) Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur kann abweichend von den auf 

Grund des Absatzes 3 erlassenen Rechtsverordnungen im Rahmen internationaler Regierungs- 
und Verwaltungsabkommen Beförderungsfälle ganz oder teilweise von der Genehmigungs-
pflicht für den grenzüberschreitenden gewerblichen Güterkraftverkehr mit Staaten außerhalb 
der Europäischen Union und des Europäischen Wirtschaftsraums freistellen, soweit diese sich 
als unverhältnismäßig erweist. Ebenso kann das Bundesministerium für Verkehr und digitale 
Infrastruktur mit einem Nachbarstaat Vereinbarungen treffen, durch die Verkehre durch das 
Inland mit Be- und Entladeort in dem Nachbarstaat von der Erlaubnispflicht nach § 3 Abs. 1 
ausgenommen werden.  

(5) Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates auf dem Gebiet des 
grenzüberschreitenden kombinierten Verkehrs zur Ordnung dieses Verkehrs und zur 
Durchführung internationaler Abkommen sowie von Verordnungen, Entscheidungen und 
Richtlinien des Rates der Europäischen Union und der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften Vorschriften zu erlassen, durch die  

 1. das Vorliegen von grenzüberschreitendem kombiniertem Verkehr einschließlich der 
Bestimmung des nächstgelegenen geeigneten Bahnhofs sowie die Pflicht zur 
Mitführung und Aushändigung von Papieren geregelt werden, die dem Nachweis der 
Erfüllung der Berufszugangsvoraussetzungen und der Durchführung von kombiniertem 
Verkehr dienen,  

 1a. Besonderheiten, insbesondere genehmigungsrechtliche Erleichterungen, vorgesehen 
werden sowie  

 2. Bestimmungen zur Gewährleistung zwischenstaatlicher Gegenseitigkeit oder gleicher 
Wettbewerbsbedingungen eingeführt werden.  

  
§ 24 (weggefallen) 
  
§ 25 (weggefallen) 
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Präambel 
Die Allgemeinen Deutschen Spediteurbedingungen 2017 (ADSp 2017) werden zur Anwendung ab dem 1. Januar 
2017 empfohlen vom Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI), Bundesverband Großhandel, Außen-
handel, Dienstleistungen (BGA), Bundesverband Güterkraftverkehr Logistik und Entsorgung (BGL), 
Bundesverband Möbelspedition und Logistik (AMÖ), Bundesverband Wirtschaft, Verkehr und Logistik (BWVL), 
Deutschen Industrie- und Handelskammertag (DIHK), Deutschen Speditions- und Logistikverband (DSLV) und 
Handelsverband Deutschland (HDE). Diese Empfehlung ist unverbindlich. Es bleibt den Vertragsparteien 
unbenommen, vom Inhalt dieser Empfehlung abweichende Vereinbarungen zu treffen. 
 

1. Begriffsbestimmungen 
1.1 Ablieferung 
 Der Begriff Ablieferung umfasst auch die Auslieferung bei Lagergeschäften. 
1.2 Auftraggeber 
 Die Rechtsperson, die mit dem Spediteur einen Verkehrsvertag abschließt. 
1.3 Diebstahlgefährdetes Gut 
 Gut, das einem erhöhten Raub- und Diebstahlrisiko ausgesetzt ist, wie Geld, Edelmetalle, 

Schmuck, Uhren, Edelsteine, Kunstgegenstände, Antiquitäten, Scheckkarten, Kreditkarten oder 
andere Zahlungsmittel, Wertpapiere, Valoren, Dokumente, Spirituosen, Tabakwaren, Unter-
haltungselektronik, Telekommunikationsgeräte, EDV-Geräte und -Zubehör sowie Chip-Karten. 

1.4 Empfänger 
 Die Rechtsperson, an die das Gut nach dem Verkehrsvertrag oder aufgrund wirksamer Weisung 

des Auftraggebers oder eines sonstigen Verfügungsberechtigten abzuliefern ist. 
1.5 Fahrzeug 
 Ein zum Transport von einem Gut auf Verkehrswegen eingesetztes Beförderungsmittel. 
1.6 Gefährliche Güter 
 Güter, von denen auch im Rahmen einer normal verlaufenden Beförderung, Lagerung oder 

sonstigen Tätigkeit eine unmittelbare Gefahr für Personen, Fahrzeuge und Rechtsgüter Dritter 
ausgehen kann. Gefährliche Güter sind insbesondere die Güter, die in den Anwendungsbereich 
einschlägiger Gefahrgutgesetze und -verordnungen sowie gefahrstoff-, wasser- oder abfall-
rechtlicher Vorschriften fallen.  

1.7 Lademittel 
 Mittel zur Zusammenfassung von Packstücken und zur Bildung von Ladeeinheiten, z. B. Paletten, 

Container, Wechselbrücken, Behälter. 
1.8 Ladestelle/Entladestelle 
 Die postalische Adresse, soweit die Parteien nicht eine genauere Ortsbestimmung getroffen 

haben. 
1.9 Leistungszeit 
 Die Zeit (Datum, Uhrzeit), zu der eine bestimmte Leistung zu erbringen ist, z. B. ein Zeitfenster 

oder ein Zeitpunkt. 
1.10 Packstücke 
 Einzelstücke oder vom Auftraggeber zur Abwicklung des Auftrags gebildete Einheiten mit und 

ohne Lademittel, die der Spediteur als Ganzes zu behandeln hat (Frachtstücke im Sinne von §§ 
409, 431, 504 HGB). 

1.11 Schadenfall/Schadenereignis 
 Ein Schadenfall liegt vor, wenn ein Geschädigter aufgrund eines äußeren Vorgangs einen 

Anspruch aus einem Verkehrsvertrag oder anstelle eines verkehrsvertraglichen Anspruchs 
geltend macht; ein Schadenereignis liegt vor, wenn aufgrund eines äußeren Vorgangs mehrere 
Geschädigte aus mehreren Verkehrsverträgen Ansprüche geltend machen.  

1.12 Schnittstelle 
 Nach Übernahme und vor Ablieferung des Gutes durch den Spediteur jede Übergabe des Gutes 

von einer Rechtsperson auf eine andere, jede Umladung von einem Fahrzeug auf ein anderes, 
jede (Zwischen-)Lagerung.  

1.13 Spediteur 
 Die Rechtsperson, die mit dem Auftraggeber einen Verkehrsvertrag abschließt. Spediteure in 

diesem Sinne sind insbesondere Frachtführer im Sinne von § 407 HGB, Spediteure im Sinne von 
§ 453 HGB, Lagerhalter im Sinne von § 467 HGB und Verfrachter im Sinne von §§ 481, 527 HGB. 
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1.14 Verkehrsverträge 
 Verträge des Spediteurs über alle Arten von Tätigkeiten, gleichgültig ob sie Speditions-, Fracht-, 

Seefracht-, Lager- oder sonstige üblicherweise zum Speditionsgewerbe gehörende Geschäfte (z. 
B. Zollabwicklung, Sendungsverfolgung, Umschlag) betreffen. 
Diese umfassen auch speditionsübliche logistische Leistungen, wenn diese mit der Beförderung 
oder Lagerung von Gütern in Zusammenhang stehen, insbesondere Tätigkeiten wie Bildung von 
Ladeeinheiten, Kommissionieren, Etikettieren und Verwiegen von Gütern und Retourenab-
wicklung. 
Als Frachtverträge gelten auch Lohnfuhrverträge über die Gestellung bemannter Kraftfahrzeuge 
zur Verwendung nach Weisung des Auftraggebers. 

1.15 Verlader 
 Die Rechtsperson, die das Gut nach dem Verkehrsvertrag oder aufgrund wirksamer Weisung zur 

Beförderung übergibt. 
1.16 Vertragswesentliche Pflichten 
 Pflichten, deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des Verkehrsvertrags (Ziffer 1.14) 

erst ermöglicht und auf deren Einhaltung der Vertragspartner regelmäßig vertrauen darf. 
1.17 Wertvolles Gut 
 Gut mit einem tatsächlichen Wert am Ort und zur Zeit der Übernahme von mindestens 100 

Euro/kg. 
1.18 Zeitfenster 
 Vereinbarter Leistungszeitraum für die Ankunft des Spediteurs an der Lade- oder der Entlade-

stelle. 
1.19 Zeitpunkt 
 Vereinbarter Leistungszeitpunkt für die Ankunft des Spediteurs an der Lade- oder der Entlade-

stelle. 
  
2. Anwendungsbereich 
2.1 Die ADSp gelten für alle Verkehrsverträge des Spediteurs als Auftragnehmer. 
2.2 Gesetzliche Bestimmungen, von denen im Wege vorformulierter Vertragsbedingungen nicht 

abgewichen werden darf, gehen den ADSp vor. 
2.3 Die ADSp gelten nicht für Geschäfte, die ausschließlich zum Gegenstand haben 
2.3.1 Verpackungsarbeiten, 
2.3.2 die Beförderung und Lagerung von abzuschleppendem oder zu bergendem Gut, 
2.3.3 die Beförderung von Umzugsgut im Sinne von § 451 HGB, 
2.3.4 Lagerung und Digitalisierung von Akten; Akten sind alle Arten von verkörperten und digita-

lisierten Geschäftspapieren, Dokumenten, Datenträgern sowie von gleichartigen der Sammlung 
von Informationen dienenden Sachen, 

2.3.5 Schwer- oder Großraumtransporte, deren Durchführung eine verkehrsrechtliche Transport-
erlaubnis bzw. Ausnahmegenehmigung erfordert, Kranleistungen und damit zusammenhän-
gende Montagearbeiten. 

2.4 Die ADSp finden keine Anwendung auf Verkehrsverträge mit Verbrauchern i.S.v. § 13 BGB.  
  

3. Pflichten des Auftraggebers bei Auftragserteilung; Informationspflichten, besondere 
Güterarten 

3.1 Der Auftraggeber unterrichtet den Spediteur rechtzeitig über alle ihm bekannten, wesentlichen, 
die Ausführung des Auftrages beeinflussenden Faktoren. Hierzu zählen 

3.1.1 Adressen, Art und Beschaffenheit des Gutes, das Rohgewicht (inklusive Verpackung und vom 
Auftraggeber gestellte Lademittel) oder die anders angegebene Menge, Kennzeichen, 
Nummern, Anzahl und Art der Packstücke, besondere Eigenschaften des Gutes (wie lebende 
Tiere, Pflanzen, Verderblichkeit), der Warenwert (z. B. für zollrechtliche Zwecke oder eine 
Versicherung des Gutes nach Ziffer 21), und Lieferfristen, 

3.1.2 alle öffentlich-rechtlichen, z. B. zollrechtlichen, außenwirtschaftsrechtlichen (insbesondere 
waren-, personen- oder länderbezogenen Embargos) und sicherheitsrechtlichen Verpflich-
tungen,  

3.1.3 im Falle von Seebeförderungen alle nach den seerechtlichen Sicherheitsbestimmungen (z. B. 
SOLAS) erforderlichen Daten in der vorgeschriebenen Form,  
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3.1.4 Dritten gegenüber bestehende gewerbliche Schutzrechte, z. B. marken- und lizenzrechtliche 

Beschränkungen, die mit dem Besitz des Gutes verbunden sind, sowie gesetzliche oder 
behördliche Hindernisse, die der Auftragsabwicklung entgegenstehen,  

3.1.5 besondere technische Anforderungen an das Beförderungsmittel und spezielle Ladungs-
sicherungsmittel, die der Spediteur gestellen soll. 

3.2 Bei gefährlichem Gut hat der Auftraggeber rechtzeitig dem Spediteur in Textform die Menge, die 
genaue Art der Gefahr und – soweit erforderlich – die zu ergreifenden Vorsichtsmaßnahmen 
mitzuteilen. Handelt es sich um Gefahrgut im Sinne des Gesetzes über die Beförderung 
gefährlicher Güter oder um sonstige Güter, für deren Beförderung oder Lagerung besondere 
gefahrgut- oder abfallrechtliche Vorschriften bestehen, so hat der Auftraggeber die für die 
ordnungsgemäße Durchführung des Auftrags erforderlichen Angaben, insbesondere die 
Klassifizierung nach dem einschlägigen Gefahrgutrecht, mitzuteilen und spätestens bei 
Übergabe des Gutes die erforderlichen Unterlagen zu übergeben.  

3.3 Bei wertvollem oder diebstahlgefährdetem Gut hat der Auftraggeber im Auftrag den Spediteur 
in Textform über Art und Wert des Gutes und das bestehende Risiko zu informieren, so dass der 
Spediteur über die Annahme des Auftrags entscheiden oder angemessene Maßnahmen für eine 
sichere und schadenfreie Abwicklung des Auftrags treffen kann. Nimmt er diesen Auftrag an, ist 
der Spediteur verpflichtet, geeignete Sicherungsmaßnahmen zum Schutz des Gutes zu ergreifen. 

3.4 Der Auftraggeber hat dem Spediteur alle Urkunden und sonstigen Unterlagen zur Verfügung zu 
stellen und Auskünfte (z. B. Eintarifierung) zu erteilen, die insbesondere für die ordnungs-
gemäße Zoll- oder sonstige gesetzlich vorgeschriebene Behandlung – hierzu zählen auch 
Sicherheitskontrollen z. B. für Luftfrachtsendungen – des Gutes notwendig sind. 

  
4. Rechte und Pflichten des Spediteurs 
4.1 Der Spediteur hat die Interessen des Auftraggebers wahrzunehmen. Er hat den ihm erteilten 

Auftrag auf offensichtliche Mängel zu prüfen und dem Auftraggeber alle ihm bekannten 
Gefahrumstände für die Ausführung des Auftrages unverzüglich anzuzeigen. Erforderlichenfalls 
hat er Weisungen einzuholen. 

4.2 Der Spediteur hat dafür Sorge zu tragen, dass die von ihm zur Transportabwicklung eingesetzten 
Fahrzeuge, Ladungssicherungsmittel und, soweit die Gestellung von Lademitteln vereinbart ist, 
diese in technisch einwandfreiem Zustand sind, den gesetzlichen Vorschriften und den im 
Verkehrsvertrag gestellten Anforderungen für das Gut entsprechen. Fahrzeuge und Lademittel 
sind mit den üblichen Vorrichtungen, Ausrüstungen oder Verfahren zum Schutz gegen Gefahren 
für das Gut, insbesondere Ladungssicherungsmitteln, auszustatten. Fahrzeuge sollen schadstoff-
arm, lärmreduziert und energiesparend sein.  

4.3 Der Spediteur hat zuverlässiges und entsprechend der Tätigkeit fachlich geschultes, geeignetes 
und ordnungsgemäß beschäftigtes Fahrpersonal und, soweit erforderlich, mit Fahrerbeschei-
nigung einzusetzen.  

4.4 Der Spediteur hat auf einem fremden Betriebsgelände eine dort geltende und ihm bekannt-
gemachte Haus-, Betriebs- oder Baustellenordnung zu befolgen. § 419 HGB bleibt unberührt.  

4.5 Der Spediteur ist berechtigt, die zollamtliche Abwicklung von der Erteilung einer schriftlichen 
Vollmacht abhängig zu machen, die ihm eine direkte Vertretung ermöglicht. 

4.6 Wird der Spediteur mit der grenzüberschreitenden Beförderung des Gutes oder der Import- 
oder Exportabfertigung beauftragt, so beinhaltet dieser Auftrag im Zweifel auch die zollamtliche 
oder sonst gesetzlich vorgeschriebene Behandlung des Gutes, wenn ohne sie die 
grenzüberschreitende Beförderung bis zum Bestimmungsort nicht ausführbar ist. 
Er darf hierbei 

4.6.1 Verpackungen öffnen, wenn dies zum Zweck der Durchführung einer gesetzlich 
vorgeschriebenen Kontrolle (z. B. Spediteur als Reglementierter Beauftragter) erforderlich ist, 
und anschließend alle zur Auftragsabwicklung erforderlichen Maßnahmen treffen, z. B. das Gut 
neu verpacken,  

4.6.2 die zollamtlich festgesetzten Abgaben auslegen. 
4.7 Bei einem Güter- oder Verspätungsschaden hat der Spediteur auf Verlangen des Auftraggebers 

oder Empfängers diesem unverzüglich alle zur Sicherung von Schadensersatzansprüchen 
erforderlichen und ihm bekannten Informationen zu verschaffen. 

4.8 Der dem Spediteur erteilte Auftrag umfasst mangels ausdrücklicher Vereinbarung nicht 
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4.8.1 die Gestellung und den Tausch von Paletten oder sonstigen Lademitteln, 
4.8.2 die Ver- und Entladung der Güter, es sei denn, aus den Umständen oder der Verkehrssitte ergibt 

sich etwas anderes, 
4.8.3 ein Umladeverbot (§ 486 HGB findet keine Anwendung), 
4.8.4 die Bereitstellung eines Sendungsverfolgungssystems, es sei denn, dies ist branchenüblich, 

wobei Ziffer 14 unberührt bleibt,  
4.8.5 Retouren, Umfuhren und verdeckte Beiladungen; 

Werden in Abweichung vom Auftrag vom Auftraggeber ein oder mehrere weitere Packstücke 
zum Transport übergeben und nimmt der Spediteur dieses oder diese Packstücke zum Transport 
an, so schließen der Spediteur und der Auftraggeber über dieses Gut einen neuen Verkehrs-
vertrag ab. Bei Retouren oder verdeckten Beiladungen gelten mangels abweichender Verein-
barungen die Bestimmungen des ursprünglichen Verkehrsvertrages. Ziffer 5.2 bleibt unberührt. 

4.9 Weitergehende Leistungs- und Informationspflichten, z. B. über Qualitätsmanagementmaß-
nahmen und deren Einhaltung (Audits) sowie Monitoring- und Bewertungssysteme und 
Leistungskennzahlen, bedürfen der ausdrücklichen Vereinbarung. 

  
5. Kontaktperson, elektronische Kommunikation und Dokumente 
5.1 Auf Verlangen einer Vertragspartei benennt jede Vertragspartei für den Empfang von 

Informationen, Erklärungen und Anfragen für die Vertragsabwicklung eine oder mehrere 
Kontaktpersonen und teilt Namen und Kontaktadressen der anderen Partei mit. Diese Angaben 
sind bei Veränderung zu aktualisieren. Bestimmt eine Partei keine Kontaktperson, gilt diejenige 
Person als Kontaktperson, die den Verkehrsvertrag für die Partei abgeschlossen hat. 
Über das Gesetz hinausgehende Informationspflichten, z. B. über Maßnahmen des Spediteurs im 
Falle von Störungen, insbesondere einer drohenden Verspätung in der Übernahme oder 
Ablieferung, bei Beförderungs- oder Ablieferungshindernissen, bei Schäden am Gut oder 
anderen Störungen (Notfallkonzept) bedürfen der ausdrücklichen Vereinbarung. 

5.2 Mangels ausdrücklicher Vereinbarung bedürfen vertragliche Erklärungen des Lager- und 
Fahrpersonals zu ihrer Wirksamkeit der Genehmigung der jeweiligen Vertragspartei. 

5.3 Der Auftraggeber hat dafür Sorge zu tragen, dass der Verlader oder Empfänger für den Auftrag-
geber die an der Lade- oder Entladestelle zur Abwicklung des Verkehrsvertrags erforderlichen 
Erklärungen abgibt und tatsächliche Handlungen, wie die Übergabe oder Übernahme des Gutes, 
vornimmt.  

5.4 Wenn dies zwischen dem Auftraggeber und dem Spediteur vereinbart ist, werden die Parteien 
per EDI (Electronic Data Interchange)/DFÜ (Datenfernübertragung) Sendungsdaten einschließ-
lich der Rechnungserstellung übermitteln bzw. empfangen. Die übermittelnde Partei trägt die 
Gefahr für den Verlust, die Vollständigkeit und die Richtigkeit der übermittelten Daten. 

5.5 Bei einer Vereinbarung nach Ziffer 5.4 stellen die Parteien sicher, dass das eigene IT-System 
betriebsbereit ist und die üblichen Sicherheits- und Kontrollmaßnahmen durchgeführt werden, 
um den elektronischen Datenaustausch vor dem Zugriff Dritter zu schützen sowie der 
Veränderung, dem Verlust oder der Zerstörung elektronisch übermittelter Daten vorzubeugen. 
Jede Partei ist verpflichtet, der anderen Partei rechtzeitig Änderungen ihres IT-Systems 
mitzuteilen, die Auswirkungen auf den elektronischen Datenaustausch haben können. 

5.6 Elektronisch oder digital erstellte Dokumente, insbesondere Abliefernachweise, stehen 
schriftlichen Dokumenten gleich. 
Zudem ist jede Partei berechtigt, schriftliche Dokumente lediglich elektronisch oder digital zu 
archivieren und unter Beachtung der gesetzlichen Vorschriften die Originale zu vernichten.  

  
6. Verpackungs- und Kennzeichnungspflichten des Auftraggebers 
6.1 Das Gut ist vom Auftraggeber zu verpacken und, soweit dies erforderlich ist, mit deutlich und 

haltbar angebrachten Kennzeichen für ihre auftragsgemäße Behandlung zu versehen. Alte 
Kennzeichen sind zu entfernen oder unkenntlich zu machen. Gleiches gilt für Packstücke.  

6.2 Darüber hinaus ist der Auftraggeber verpflichtet, 
6.2.1 zu   e i n e r   Sendung gehörende Packstücke als zusammengehörig leicht erkennbar zu 

kennzeichnen, 
6.2.2 Packstücke – soweit erforderlich – so herzurichten, dass ein Zugriff auf den Inhalt ohne 

Hinterlassen äußerlich sichtbarer Spuren nicht möglich ist. 
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7. Ladungssicherungs- und Kontrollpflichten des Spediteurs 
7.1 Erfolgt die Ver- oder Entladung an mehr als einer Lade- oder Entladestelle, stellt der Spediteur 

nach Abschluss der beförderungssicheren Verladung eines Gutes die Ladungssicherung 
durchgehend bis zur letzten Entladestelle sicher. 

7.2 Der Spediteur ist verpflichtet, an jeder Schnittstelle Kontrollen durchzuführen. Er hat das Gut auf 
Vollzähligkeit und Identität sowie äußerlich erkennbare Schäden und Unversehrtheit von Label, 
Plomben und Verschlüssen zu überprüfen und Unregelmäßigkeiten zu dokumentieren. 

  
8. Quittung 
8.1 Der Spediteur hat die Übernahme des Gutes – gegebenenfalls mit Vorbehalt – zu quittieren. 

Mit der Übernahmequittung bestätigt der Spediteur im Zweifel nur die Anzahl und Art der 
Packstücke, nicht jedoch deren Inhalt, Wert, Gewicht oder anders angegebene Menge. 

8.2 Bei vorgeladenen oder geschlossenen Ladeeinheiten wie Containern oder Wechselbrücken und 
vorab vom Auftraggeber übermittelten Daten gilt die Richtigkeit einer Übernahmequittung über 
Anzahl und Art der geladenen Packstücke als widerlegt, wenn der Spediteur dem Auftraggeber 
unverzüglich (Mengen-) Differenzen und Beschädigungen meldet, nachdem er die Ladeeinheit 
entladen hat. 

8.3 Als Ablieferungsnachweis hat der Spediteur vom Empfänger eine Ablieferungsquittung über die 
im Auftrag oder in sonstigen Begleitpapieren genannten Packstücke zu verlangen. Weigert sich 
der Empfänger, die Ablieferungsquittung zu erteilen, so hat der Spediteur Weisung einzuholen. 
Der Auftraggeber kann die Herausgabe der Ablieferungsquittung innerhalb eines Jahres nach 
Ablieferung des Gutes verlangen. 

8.4 Als Übernahme- oder Ablieferungsquittung dienen alle die Auftragsdurchführung nachwei-
senden, unterzeichneten Dokumente, wie Lieferscheine, Spediteurübernahmescheine, Fracht- 
und Seefrachtbriefe, Ladescheine oder Konnossemente. 

8.5 Die Übernahme- oder Ablieferungsquittung kann auch elektronisch oder digital erstellt werden, 
es sei denn, der Auftraggeber verlangt die Ausstellung eines Fracht- oder Seefrachtbriefs, 
Ladescheins oder Konnossements. 

  
9. Weisungen 
 Der Spediteur ist verpflichtet, jede ihm nach Vertragsschluss erteilte Weisung über das Gut zu 

beachten, es sei denn, die Ausführung der Weisung droht Nachteile für den Betrieb seines 
Unternehmens oder Schäden für die Auftraggeber oder Empfänger anderer Sendungen mit sich 
zu bringen. Beabsichtigt der Spediteur, eine ihm erteilte Weisung nicht zu befolgen, so hat er 
denjenigen, der die Weisung gegeben hat, unverzüglich zu benachrichtigen. 

  
10. Frachtüberweisung, Nachnahme 
 Die Mitteilung des Auftraggebers, der Auftrag sei unfrei abzufertigen oder z. B. nach Maßgabe 

der Incoterms für Rechnung des Empfängers oder eines Dritten auszuführen, berührt nicht die 
Verpflichtung des Auftraggebers gegenüber dem Spediteur, die Vergütung sowie die sonstigen 
Aufwendungen (Frachten, Zölle und sonstige Abgaben) zu tragen. Nachnahmeweisungen z. B. 
nach § 422 HGB, Art. 21 CMR bleiben unberührt. 

  
11. Nichteinhaltung von Lade- und Entladezeiten, Standgeld 
11.1 Hat der Auftraggeber das Gut zu verladen oder entladen, ist er verpflichtet, die vereinbarte, 

ansonsten eine angemessene Lade- oder Entladezeit einzuhalten. 
11.2 Wird im Straßengüterverkehr für die Gestellung eines Fahrzeugs ein Zeitpunkt oder ein 

Zeitfenster vereinbart oder vom Spediteur avisiert, ohne dass der Auftraggeber, Verlader oder 
Empfänger widerspricht, beträgt die Lade- oder Entladezeit bei Komplettladungen (nicht jedoch 
bei schüttbaren Massengütern) unabhängig von der Anzahl der Sendungen pro Lade- oder 
Entladestelle bei Fahrzeugen mit 40 Tonnen zulässigem Gesamtgewicht pauschal jeweils 
maximal 2 Stunden für die Verladung bzw. die Entladung. Bei Fahrzeugen mit niedrigerem 
Gesamtgewicht reduzieren sich diese Zeiten einzelfallbezogen in angemessenen Umfang. 

11.3 Die Lade- oder Entladezeit beginnt mit der Ankunft des Straßenfahrzeugs an der Lade- oder 
Entladestelle (z. B. Meldung beim Pförtner) und endet, wenn der Auftraggeber oder Empfänger 
seinen Verpflichtungen vollständig nachgekommen ist. 
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Ist für die Gestellung des Straßenfahrzeugs an der Lade- oder Entladestelle eine konkrete 
Leistungszeit vereinbart, so beginnt die Lade- oder Entladezeit nicht vor der für die Gestellung 
vereinbarten Uhrzeit. 

11.4 Wird die Lade- oder Entladezeit aufgrund vertraglicher Vereinbarung oder aus Gründen, die 
nicht dem Risikobereich des Spediteurs zuzurechnen sind, überschritten, hat der Auftraggeber 
dem Spediteur das vereinbarte, ansonsten ein angemessenes Standgeld als Vergütung zu zahlen. 

11.5 Die vorstehenden Bestimmungen finden entsprechende Anwendung, wenn der Spediteur 
verpflichtet ist, das Gut zu ver- oder entladen und der Auftraggeber ausschließlich verpflichtet 
ist, das Gut zur Verladung bereitzustellen oder nach Entladung entgegenzunehmen. 

  
12. Leistungshindernisse, höhere Gewalt 
12.1 Kann der Spediteur das Gut nicht oder nicht rechtzeitig übernehmen, so hat er dies dem 

Auftraggeber oder Verlader unverzüglich anzuzeigen und entsprechende Weisungen einzuholen. 
§ 419 HGB findet entsprechende Anwendung. Der Auftraggeber bleibt berechtigt, den 
Verkehrsvertrag zu kündigen, ohne dass der Spediteur berechtigt ist, Ansprüche nach § 415 Abs. 
2 HGB geltend zu machen.  

12.2 Leistungshindernisse, die nicht dem Risikobereich einer Vertragspartei zuzurechnen sind, 
befreien die Vertragsparteien für die Dauer der Störung und den Umfang ihrer Wirkung von den 
Leistungspflichten. 
Als solche Leistungshindernisse gelten höhere Gewalt, Unruhen, kriegerische oder terroristische 
Akte, Streiks und Aussperrungen, Blockade von Beförderungswegen sowie sonstige unvorher-
sehbare, unabwendbare und schwerwiegende Ereignisse. 
Im Falle eines Leistungshindernisses ist jede Vertragspartei verpflichtet, die andere Partei 
unverzüglich zu unterrichten; der Spediteur ist zudem verpflichtet, Weisungen des Auftrag-
gebers einzuholen. 

  
13. Ablieferung 
13.1 Wird nach Ankunft an der Entladestelle erkennbar, dass die Entladung nicht innerhalb der 

Entladezeit durchgeführt werden kann, hat der Spediteur dies dem Auftraggeber unverzüglich 
anzuzeigen und entsprechende Weisungen einzuholen. § 419 HGB findet Anwendung. 

13.2 Kann der Spediteur die vereinbarte Leistungszeit oder – mangels Vereinbarung – eine 
angemessene Zeit für die Ablieferung des Gutes nicht einhalten, hat er Weisungen bei seinem 
Auftraggeber oder dem Empfänger einzuholen.  

13.3 Wird der Empfänger in seiner Wohnung, in dem Geschäftsraum oder in einer 
Gemeinschaftseinrichtung, in der der Empfänger wohnt, nicht angetroffen, kann das Gut, soweit 
nicht offenkundige Zweifel an deren Empfangsberechtigung bestehen, abgeliefert werden  

13.3.1 in der Wohnung an einen erwachsenen Familienangehörigen, eine in der Familie beschäftigten 
Person oder einen erwachsenen ständigen Mitbewohner, 

13.3.2 in Geschäftsräumen an eine dort beschäftigte Person, 
13.3.3 in Gemeinschaftseinrichtungen dem Leiter der Einrichtung oder einem dazu ermächtigten 

Vertreter. 
13.4 Wenn der Spediteur mit dem Auftraggeber oder Empfänger eine Vereinbarung getroffen hat, 

wonach die Ablieferung ohne körperliche Übergabe an den Empfänger erfolgen soll (z. B. Nacht-, 
Garagen- oder Bandanlieferung), erfolgt die Ablieferung mit der tatsächlichen Bereitstellung des 
Gutes am vereinbarten Ort. 

13.5 Die Ablieferung darf nur unter Aufsicht des Auftraggebers, Empfängers oder eines dritten 
Empfangsberechtigten erfolgen. Die Ziffern 13.3 und 13.4 bleiben unberührt. 

  
14. Auskunfts- und Herausgabepflicht des Spediteurs 
14.1 Der Spediteur ist verpflichtet, dem Auftraggeber die erforderlichen Nachrichten zu geben, auf 

Verlangen über den Stand des Geschäftes Auskunft zu geben und nach dessen Ausführung 
Rechenschaft abzulegen; zur Offenlegung der Kosten ist er jedoch nur verpflichtet, wenn er für 
Rechnung des Auftraggebers tätig wird. 

14.2 Der Spediteur ist verpflichtet, dem Auftraggeber alles, was er zur Ausführung des Geschäfts 
erhält und was er aus der Geschäftsführung erlangt, herauszugeben. 
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15. Lagerung 
15.1 Der Auftraggeber hat das Gut, soweit erforderlich, zu verpacken und zu kennzeichnen und 

Urkunden zur Verfügung zu stellen sowie alle Auskünfte zu erteilen, die der Spediteur zur 
sachgerechten Lagerung benötigt. 

15.2 Die Lagerung erfolgt nach Wahl des Spediteurs in dessen eigenen oder, soweit dies nicht 
vertraglich ausgeschlossen ist, in fremden Lagerräumen. Lagert der Spediteur bei einem 
fremden Lagerhalter ein, so hat er dessen Namen und den Lagerort dem Auftraggeber 
unverzüglich schriftlich bekanntzugeben oder, falls ein Lagerschein ausgestellt ist, auf diesem zu 
vermerken. 

15.3 Der Spediteur hat für die ordnungsgemäße Instandhaltung und Pflege von Lagerhallen und 
anderen Lagerflächen, der Zufahrten auf den Betriebsflächen und die Sicherung des Gutes, 
insbesondere gegen Diebstahl, zu sorgen. Weitergehende Sicherungsmaßnahmen, die z. B. über 
die gesetzlichen Brandschutzvorschriften hinausgehen, bedürfen der ausdrücklichen Verein-
barung. 

15.4 Mangels abweichender Vereinbarung 
15.4.1 beginnt die Übernahme des Gutes zur Lagerung mit dem Beginn der Entladung des Fahrzeugs 

durch den Spediteur und die Auslieferung des Gutes endet mit dem Abschluss der Verladung 
durch den Spediteur,  

15.4.2 erfolgt die Bestandsführung durch das Lagerverwaltungssystem des Spediteurs, 
15.4.3 erfolgt eine physische Inventur pro Jahr. Auf Weisung des Auftraggebers führt der Spediteur 

weitere physische Inventuren gegen Aufwandserstattung durch. 
15.5 Der Spediteur verpflichtet sich, bei Übernahme des Gutes, wenn ihm angemessene Mittel zur 

Überprüfung zur Verfügung stehen, eine Eingangskontrolle nach Art, Menge und Beschaffenheit 
des Gutes, Zeichen, Nummern, Anzahl der Packstücke sowie äußerlich erkennbare Schäden 
gemäß § 438 HGB durchzuführen. 

15.6 Zur Sicherung des Gutes sind regelmäßig Kontrollen durch geeignetes Personal des Spediteurs 
durchzuführen. 

15.7 Bei Fehlbeständen und zu befürchtenden Veränderungen am Gut hat der Spediteur den 
Auftraggeber unverzüglich zu informieren und Weisung einzuholen. 
§ 471 Abs. 2 HGB bleibt unberührt. 

15.8 Weitergehende Leistungs- und Informationspflichten bedürfen der ausdrücklichen Verein-
barung. 

  
16. Vergütung 
 Mit der vereinbarten Vergütung, die die Kosten der Beförderung und Lagerung einschließt, sind 

alle nach dem Verkehrsvertrag zu erbringenden Leistungen abgegolten. Nachforderungen für im 
regelmäßigen Verlauf der Beförderung oder Lagerhaltung anfallende und zum Zeitpunkt der 
Angebotsabgabe vorhersehbare Kosten können nicht gesondert geltend gemacht werden, es sei 
denn, es ist etwas anderes vereinbart. Kalkulationsfehler gehen zu Lasten des Kalkulierenden. §§ 
412, 418, 419, 491, 492 588 bis 595 HGB und vergleichbare Regelungen aus internationalen 
Übereinkommen bleiben unberührt. 

  
17. Aufwendungs- und Freistellungsansprüche 
17.1 Der Spediteur hat Anspruch auf Ersatz der Aufwendungen, die er den Umständen nach für 

erforderlich halten durfte und nicht zu vertreten hat, insbesondere Beiträge zu Haverei-
verfahren, Detention- oder Demurrage-Kosten, Nachverpackungen zum Schutz des Gutes. 

17.2 Wenn der Auftraggeber den Spediteur beauftragt, Gut in Empfang zu nehmen und bei der 
Ablieferung an den Spediteur Frachten, Wertnachnahmen, Zölle, Steuern oder sonstige Abgaben 
oder Spesen gefordert werden, ist der Spediteur berechtigt, aber nicht verpflichtet, diese – 
soweit er sie den Umständen nach für erforderlich halten durfte – auszulegen und vom 
Auftraggeber Erstattung zu verlangen, es sei denn, es ist etwas anderes vereinbart worden. 

17.3 Von Aufwendungen wie Frachtforderungen, Beiträgen zu Havereiverfahren, Zöllen, Steuern und 
sonstigen Abgaben, die an den Spediteur, insbesondere als Verfügungsberechtigten oder als 
Besitzer fremden Gutes gestellt werden, hat der Auftraggeber den Spediteur auf Aufforderung 
zu befreien, wenn sie der Spediteur nicht zu vertreten hat. 
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18. Rechnungen, fremde Währungen 
18.1 Vergütungsansprüche des Spediteurs erfordern den Zugang einer den gesetzlichen 

Anforderungen genügenden Rechnung oder Zahlungsaufstellung. Mangels abweichender 
Vereinbarung erfordert die Fälligkeit bei unstreitiger Ablieferung nicht die Vorlage eines 
Ablieferungsnachweises. 

18.2 Der Spediteur ist berechtigt, von ausländischen Auftraggebern oder Empfängern nach seiner 
Wahl Zahlung in ihrer Landeswährung oder in Euro zu verlangen. 

18.3 Schuldet der Spediteur fremde Währung oder legt er fremde Währung aus, so ist er berechtigt, 
entweder Zahlung in der fremden Währung oder in Euro zu verlangen. Verlangt er Zahlung in 
Euro, so erfolgt die Umrechnung zu dem am Tage der Zahlung des Spediteurs amtlich 
festgesetzten Kurs, den der Spediteur nachzuweisen hat. 

18.4 Eine Zahlungsabwicklung im Gutschriftenverfahren ist ausdrücklich zu vereinbaren. Im Zweifel 
hat der Auftraggeber Gutschriften nach Leistungserbringung sofort zu erteilen. Ziff. 18.1 Satz 1 
findet auf das Gutschriftenverfahren keine Anwendung. 

  
19. Aufrechnung, Zurückbehaltung 
 Gegenüber Ansprüchen aus dem Verkehrsvertrag und damit zusammenhängenden außerver-

traglichen Ansprüchen ist eine Aufrechnung oder Zurückbehaltung nur zulässig, wenn der 
Gegenanspruch fällig, unbestritten, entscheidungsreif oder rechtskräftig festgestellt ist. 

  
20. Pfand- und Zurückbehaltungsrecht 
20.1 Zur Absicherung seiner Forderungen aus verkehrsvertraglichen Leistungen darf der Spediteur 

sich auf die ihm zustehenden gesetzlichen Pfand- und Zurückbehaltungsrechte berufen. 
20.2 Die Pfandverwertung erfolgt nach den gesetzlichen Bestimmungen mit der Maßgabe, dass  
20.2.1 bei Ausübung des gesetzlichen Pfandrechts des Frachtführers oder Verfrachters die Androhung 

des Pfandverkaufs und die erforderlichen Benachrichtigungen an den Empfänger zu richten sind, 
20.2.2 an die Stelle der in § 1234 BGB bestimmten Frist von einem Monat die von einer Woche tritt. 
20.3 Der Auftraggeber ist berechtigt, die Ausübung des Pfandrechts zu untersagen, wenn er dem 

Spediteur ein hinsichtlich seiner Forderungen gleichwertiges Sicherungsmittel (z. B. selbst-
schuldnerische Bankbürgschaft) einräumt. 

  
21. Versicherung des Gutes 
21.1 Der Spediteur besorgt die Versicherung des Gutes (z. B. Transport- oder Lagerversicherung) bei 

einem Versicherer seiner Wahl, wenn der Auftraggeber ihn damit vor Übergabe des Gutes 
beauftragt. 

21.2 Der Spediteur hat die Versicherung des Gutes zu besorgen, wenn dies im Interesse des 
Auftraggebers liegt. Der Spediteur darf dies insbesondere vermuten, wenn  

21.2.1 der Spediteur bei einem früheren Verkehrsvertrag im Rahmen noch laufender Geschäfts-
beziehung eine Versicherung besorgt hat, 

21.2.2 der Auftraggeber im Auftrag einen „Warenwert für eine Versicherung des Gutes“ angegeben 
hat. 

21.3 Die Vermutung des Interesses an der Eindeckung einer Versicherung nach Ziffer 21.2 besteht 
insbesondere nicht, wenn  

21.3.1 der Auftraggeber die Eindeckung untersagt, 
21.3.2 der Auftraggeber ein Spediteur, Frachtführer oder Lagerhalter ist. 
21.4 Der Spediteur hat bei der Besorgung einer Versicherung Weisungen des Auftraggebers 

insbesondere hinsichtlich Versicherungssumme und der zu deckenden Gefahren zu befolgen. 
Erhält er keine Weisung, hat der Spediteur nach pflichtgemäßem Ermessen über Art und 
Umfang der Versicherung zu entscheiden und sie zu marktüblichen Bedingungen abzuschließen.  

21.5 Kann der Spediteur wegen der Art der zu versichernden Güter oder aus einem anderen Grund 
keinen Versicherungsschutz eindecken, hat der Spediteur dies dem Auftraggeber unverzüglich 
mitzuteilen. 

21.6 Besorgt der Spediteur nach Vertragsabschluss auf Weisung des Auftraggebers eine 
Versicherung, übernimmt er die Einziehung eines Entschädigungsbetrags oder sonstige 
Tätigkeiten bei Abwicklung von Versicherungsfällen und Havareien, so steht ihm auch ohne 
Vereinbarung eine ortsübliche, ansonsten angemessene Vergütung neben dem Ersatz seiner 
Auslagen zu. 
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22. Haftung des Spediteurs, Abtretung von Ersatzansprüchen 
22.1 Der Spediteur haftet für Schäden nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften. Es gelten jedoch 

die folgenden Regelungen, soweit zwingende oder AGB-feste Rechtsvorschriften nichts anderes 
bestimmen. 

22.2 In allen Fällen, in denen der Spediteur nach den Ziffern 23.3 und 24 verschuldensabhängig für 
Verlust oder Beschädigung des Gutes (Güterschäden) haftet, hat er statt Schadenersatz Wert- 
und Kostenersatz entsprechend den §§ 429, 430, 432 HGB zu leisten. 

22.3 Bei Inventurdifferenzen kann der Spediteur bei gleichzeitigen Fehl- und Mehrbeständen 
desselben Auftraggebers zur Ermittlung des Wertersatzes in den von Ziffer 24 erfassten Fällen 
eine wertmäßige Saldierung des Lagerbestands vornehmen.  

22.4 Hat der Spediteur aus einem Schadenfall, für den er nicht haftet, Ansprüche gegen einen Dritten 
oder hat der Spediteur gegen einen Dritten seine eigene Haftung übersteigende Ersatz-
ansprüche, so hat er diese Ansprüche dem Auftraggeber auf dessen Verlangen abzutreten, es sei 
denn, dass der Spediteur aufgrund besonderer Abmachung die Verfolgung der Ansprüche für 
Rechnung und Gefahr des Auftraggebers übernimmt. §§ 437, 509 HGB bleiben unberührt. 

  
23. Haftungsbegrenzungen 
23.1 Die Haftung des Spediteurs für Güterschäden in seiner Obhut gemäß § 431 Abs. 1, 2 und 4 HGB 

ist mit Ausnahme von Schäden aus Seebeförderungen und verfügten Lagerungen der Höhe nach 
wie folgt begrenzt: 

23.1.1 auf 8,33 Sonderziehungsrechte für jedes Kilogramm, wenn der Spediteur 
 - Frachtführer im Sinne von § 407 HGB, 
 - Spediteur im Selbsteintritt, Fixkosten- oder Sammelladungsspediteur im Sinne von §§ 

458 bis 460 HGB 
oder 

 - Obhutsspediteur im Sinne von § 461 Abs. 1 HGB 
 ist; 
23.1.2 auf 2 statt 8,33 Sonderziehungsrechte für jedes Kilogramm, wenn der Auftraggeber mit dem 

Spediteur einen Verkehrsvertrag über eine Beförderung mit verschiedenartigen Beförderungs-
mitteln unter Einschluss einer Seebeförderung geschlossen hat und der Schadenort unbekannt ist. 
Bei bekanntem Schadenort bestimmt sich die Haftung nach § 452a HGB unter Berücksichtigung 
der Haftungsausschlüsse und Haftungsbegrenzungen der ADSp. 

23.1.3 Übersteigt die Haftung des Spediteurs aus Ziffer 23.1.1. einen Betrag von 1,25 Millionen Euro je 
Schadenfall, ist seine Haftung außerdem begrenzt aus jedem Schadenfall höchstens auf einen 
Betrag von 1,25 Millionen Euro oder 2 Sonderziehungsrechte für jedes Kilogramm, je nachdem, 
welcher Betrag höher ist. 

23.2 Die Haftung des Spediteurs bei Güterschäden in seiner Obhut ist bei einem Verkehrsvertrag über 
eine Seebeförderung und bei grenzüberschreitenden Beförderungen auf den für diese 
Beförderung gesetzlich festgelegten Haftungshöchstbetrag begrenzt. Ziffer 25 bleibt unberührt.  

23.3 In den von Ziffern 23.1 und 23.2 nicht erfassten Fällen (wie § 461 Abs. 2 HGB, §§ 280 ff BGB) ist 
die Haftung des Spediteurs für Güterschäden entsprechend § 431 Abs. 1, 2 und 4 HGB der Höhe 
nach begrenzt 

23.3.1 bei einem Verkehrsvertrag über eine Seebeförderung oder eine Beförderung mit verschieden-
artigen Beförderungsmitteln unter Einschluss einer Seebeförderung auf 2 Sonderziehungsrechte 
für jedes Kilogramm, 

23.3.2 bei allen anderen Verkehrsverträgen auf 8,33 Sonderziehungsrechte für jedes Kilogramm. 
23.3.3 Außerdem ist die Haftung des Spediteurs begrenzt aus jedem Schadenfall höchstens auf einen 

Betrag von 1,25 Millionen Euro. 
23.4 Die Haftung des Spediteurs für andere als Güterschäden mit Ausnahme von Schäden bei 

verfügten Lagerungen, Personenschäden und Sachschäden an Drittgut ist der Höhe nach 
begrenzt auf das Dreifache des Betrags, der bei Verlust des Gutes nach Ziffer 23.3.1 bzw. 23.3.2 
zu zahlen wäre. Außerdem ist die Haftung des Spediteurs begrenzt aus jedem Schadenfall 
höchstens auf einen Betrag von 125.000 Euro. 

23.4.1 Die §§ 413 Abs. 2, 418 Abs. 6, 422 Abs. 3, 431 Abs. 3, 433, 445 Abs. 3, 446 Abs.2, 487 Abs. 2, 491 
Abs. 5, 520 Abs. 2, 521 Abs. 4, 523 HGB sowie entsprechende Haftungsbestimmungen in 
internationalen Übereinkommen, von denen im Wege vorformulierter Vertragsbedingungen 
nicht abgewichen werden darf, bleiben unberührt. 
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23.4.2 Ziffer 23.4 findet keine Anwendung auf gesetzliche Vorschriften wie Art. 25 MÜ, Art. 5 CIM oder 

Art. 20 CMNI, die die Haftung des Spediteurs erweitern oder zulassen, diese zu erweitern. 
23.5 Übersteigt die Haftung des Spediteurs aus den Ziffern 23.1, 23.3 und 23.4 einen Betrag von 2,5 

Millionen Euro je Schadenereignis, ist seine Haftung unabhängig davon, wie viele Ansprüche aus 
einem Schadenereignis erhoben werden, außerdem begrenzt höchstens auf 2,5 Millionen Euro 
je Schadenereignis oder 2 Sonderziehungsrechte für jedes Kilogramm der verlorenen und 
beschädigten Güter, je nachdem, welcher Betrag höher ist; bei mehreren Geschädigten haftet 
der Spediteur anteilig im Verhältnis ihrer Ansprüche. 

  
24. Haftungsbegrenzungen bei verfügter Lagerung, Inventuren und Wertdeklaration 
24.1 Die Haftung des Spediteurs bei Güterschäden ist bei einer verfügten Lagerung der Höhe nach 

begrenzt  
24.1.1 entsprechend § 431 Abs. 1, 2 und 4 HGB auf 8,33 Sonderziehungsrechte für jedes Kilogramm, 
24.1.2 höchstens 35.000 Euro je Schadenfall. 
  
24.1.3 Besteht der Schaden eines Auftraggebers in einer Differenz zwischen Soll- und Ist-Bestand des 

Lagerbestands, ist die Haftung des Spediteurs abweichend von Ziffer 24.1.2 der Höhe nach auf 
70.000 Euro pro Jahr begrenzt, unabhängig von Anzahl und Form der durchgeführten Inventuren 
und von der Zahl der für die Inventurdifferenz ursächlichen Schadenfälle.  

24.2 Der Auftraggeber kann gegen Zahlung eines zu vereinbarenden Zuschlags vor Einlagerung in 
Textform einen Wert zur Erhöhung der Haftung angeben, der die in Ziffer 24.1 bestimmten 
Höchstbeträge übersteigt. In diesem Fall tritt der jeweils angegebene Wert an die Stelle des 
betreffenden Höchstbetrages. 

24.3 Die Haftung des Spediteurs für andere als Güterschäden mit Ausnahme von Personenschäden 
und Sachschäden an Drittgut ist bei einer verfügten Lagerung begrenzt auf 35.000 Euro je 
Schadenfall. 

24.4 Die Haftung des Spediteurs – mit Ausnahme von Personenschäden und Sachschäden an Drittgut 
– ist in jedem Fall, unabhängig davon, wie viele Ansprüche aus einem Schadenereignis erhoben 
werden, bei einer verfügten Lagerung auf 2,5 Millionen Euro je Schadenereignis begrenzt; bei 
mehreren Geschädigten haftet der Spediteur anteilig im Verhältnis ihrer Ansprüche. Ziffer 24.2 
bleibt unberührt. 

  
25. Haftungsausschluss bei See- und Binnenschiffsbeförderungen 
25.1 Gemäß § 512 Abs. 2 Nr. 1 HGB ist vereinbart, dass der Spediteur in seiner Stellung als 

Verfrachter ein Verschulden seiner Leute und der Schiffsbesatzung nicht zu vertreten hat, wenn 
der Schaden durch ein Verhalten bei der Führung oder der sonstigen Bedienung des Schiffes, 
jedoch nicht bei der Durchführung von Maßnahmen, die überwiegend im Interesse der Ladung 
getroffen wurden, oder durch Feuer oder Explosion an Bord eines Schiffes entstanden ist. 

25.2 Gemäß Art. 25 Abs. 2 CMNI ist vereinbart, dass der Spediteur in seiner Stellung als Frachtführer 
oder ausführender Frachtführer nicht für Schäden haftet, die  

25.2.1 durch eine Handlung oder Unterlassung des Schiffsführers, Lotsen oder sonstiger 
Rechtspersonen im Dienste des Schiffes oder eines Schub- oder Schleppbootes bei der 
nautischen Führung oder der Zusammenstellung oder Auflösung eines Schub- oder Schlepp-
verbandes verursacht werden, vorausgesetzt, der Spediteur hat seine Pflichten nach Art. 3 Abs. 
3 CMNI hinsichtlich der Besatzung erfüllt, es sei denn, die Handlung oder Unterlassung wird in 
der Absicht, den Schaden herbeizuführen, oder leichtfertig und in dem Bewusstsein begangen, 
dass ein solcher Schaden mit Wahrscheinlichkeit eintreten werde, 

25.2.2 durch Feuer oder Explosion an Bord des Schiffes verursacht worden, ohne dass nachgewiesen 
wird, dass das Feuer oder die Explosion durch ein Verschulden des Spediteurs, des ausführenden 
Frachtführers oder ihrer Bediensteten oder Beauftragten oder durch einen Mangel des Schiffes 
verursacht wurde, 

25.2.3 auf vor Beginn der Reise bestehende Mängel seines oder eines gemieteten oder gecharterten 
Schiffes zurückzuführen sind, wenn er beweist, dass die Mängel trotz Anwendung gehöriger 
Sorgfalt vor Beginn der Reise nicht zu entdecken waren. 

25.3 Ziffer 22.4 bleibt unberührt. 
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26. Außervertragliche Ansprüche 
 Die vorstehenden Haftungsausschlüsse und -begrenzungen finden nach Maßgabe der §§ 434, 

436 HGB auch auf außervertragliche Ansprüche Anwendung. Ziffer 23.4.1 findet entsprechende 
Anwendung. 

  

27. Qualifiziertes Verschulden 
27.1 Die in den Ziffern 22.2, 22.3, 23.3 und 23.4 i.V.m. 23.5, 24 sowie 26 genannten Haftungs-

ausschlüsse und -begrenzungen gelten nicht, wenn der Schaden verursacht worden ist 
27.1.1 durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit des Spediteurs oder seiner Erfüllungsgehilfen oder 
27.1.2 durch Verletzung vertragswesentlicher Pflichten, wobei Ersatzansprüche in letzterem Fall 

begrenzt sind auf den vorhersehbaren, typischen Schaden. 
27.2 Abweichend von Ziffer 27.1.2 entfallen die Haftungsbegrenzungen in Ziffer 24.1 und 24.2 nur bei 

einer grob fahrlässigen oder vorsätzlichen Verletzung vertragswesentlicher Pflichten. 
27.3 §§ 435, 507 HGB bleiben in ihrem jeweiligen Anwendungsbereich unberührt. 
27.4 Ziffer 27.1 findet keine Anwendung auf gesetzliche Vorschriften wie Art. 25 MÜ, Art. 36 CIM 

oder Art. 20, 21 CMNI, die die Haftung des Spediteurs erweitern oder zulassen, diese zu 
erweitern, oder die Zurechnung des Verschuldens von Leuten oder sonstigen Dritten ausdehnen. 

  

28. Haftungsversicherung des Spediteurs 
28.1 Der Spediteur ist verpflichtet, bei einem Versicherer seiner Wahl eine Haftungsversicherung zu 

marktüblichen Bedingungen abzuschließen und aufrecht zu erhalten, die mindestens im Umfang 
der Regelhaftungssummen seine verkehrsvertragliche Haftung nach den ADSp und nach dem 
Gesetz abdeckt. Die Vereinbarung einer Höchstersatzleistung je Schadenfall, Schadenereignis 
und Jahr ist zulässig; ebenso die Vereinbarung einer angemessenen Selbstbeteiligung des 
Spediteurs. 

28.2 Der Spediteur hat dem Auftraggeber auf Verlangen das Bestehen eines gültigen Haftungsver-
sicherungsschutzes durch die Vorlage einer Versicherungsbestätigung nachzuweisen. Erbringt er 
diesen Nachweis nicht innerhalb einer angemessenen Frist, kann der Auftraggeber den 
Verkehrsvertrag außerordentlich kündigen. 

28.3 Der Spediteur darf sich gegenüber dem Auftraggeber auf die Haftungsbestimmungen der ADSp 
nur berufen, wenn er bei Auftragserteilung einen ausreichenden Versicherungsschutz vorhält. 

  

29. Auftraggeberhaftung 
29.1 Die Haftung des Auftraggebers aus §§ 414, 455, 468 und 488 HGB ist begrenzt auf 200.000 Euro 

je Schadenereignis. 
29.2 Die vorstehende Haftungsbegrenzung findet keine Anwendung bei Personenschäden, also 

Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, oder wenn der Schaden verursacht 
worden ist durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit des Auftraggebers oder seiner 
Erfüllungsgehilfen oder durch Verletzung vertragswesentlicher Pflichten, wobei Ersatzansprüche 
in letzterem Fall begrenzt sind auf den vorhersehbaren, typischen Schaden. 

  

30. Anzuwendendes Recht, Erfüllungsort, Gerichtsstand 
30.1 Für die Rechtsbeziehung zwischen Spediteur und Auftraggeber gilt deutsches Recht. 
30.2 Der Erfüllungsort ist für alle Beteiligten der Ort derjenigen Niederlassung des Spediteurs, an die 

der Auftrag oder die Anfrage gerichtet ist. 
30.3 Der Gerichtsstand für alle Rechtsstreitigkeiten, die aus dem Verkehrsvertrag, seiner Anbahnung 

oder im Zusammenhang damit entstehen, ist für alle Beteiligten, soweit sie Kaufleute sind, 
entweder der Ort der Niederlassung des Auftraggebers oder derjenigen Niederlassung des 
Spediteurs, an die der Auftrag oder die Anfrage gerichtet ist. Die vorstehende Gerichts-
standsvereinbarung gilt im Fall der Art. 31 CMR und 46 § 1 CIM als zusätzliche Gerichts-
standsvereinbarung, im Falle der Art. 39 CMR, 33 MÜ, 28 WA nicht. 

  

31. Geheimhaltung 
 Die Parteien sind verpflichtet, sämtliche ihnen bei der Durchführung des Verkehrsvertrages 

bekannt werdenden, nicht öffentlich zugänglichen Informationen vertraulich zu behandeln. Die 
Informationen dürfen ausschließlich zum Zwecke der Leistungserbringung genutzt werden. Die 
Parteien haben andere Rechtspersonen, deren sie sich bei Erfüllung ihrer verkehrsvertraglichen 
Pflichten bedienen, diese Geheimhaltungsverpflichtung aufzuerlegen. 
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32. Compliance 
32.1 Der Spediteur verpflichtet sich, Mindestlohnvorschriften und Vorschriften über Mindest-

bedingungen am Arbeitsplatz einzuhalten und bestätigt dies auf Verlangen des Auftraggebers in 
Textform. Der Spediteur stellt den Auftraggeber von seiner Haftung auf den Mindestlohn frei, 
wenn der Spediteur oder ein im Rahmen des Verkehrsvertrages mit dem Auftraggeber 
eingesetzter Nachunternehmer oder Entleiher Arbeitnehmern nicht den gesetzlichen Mindest-
lohn zahlt und der Auftraggeber in Anspruch genommen wird. 

32.2 Der Spediteur hat im Fall von Beförderungen sicherzustellen, dass er oder der die Beförderung 
ausführende Unternehmer  

32.2.1 im Anwendungsbereich des GüKG Inhaber einer Erlaubnis nach § 3 GüKG oder einer 
Berechtigung nach § 6 GüKG oder einer Gemeinschaftslizenz ist oder eine solche Erlaubnis, 
Berechtigung oder Lizenz nicht unzulässig verwendet,  

32.2.2 im Anwendungsbereich des GüKG bei der Beförderung Fahrpersonal einsetzt, das die 
Voraussetzungen des § 7b Abs. 1 Satz 1 GüKG erfüllt, 

32.2.3 auf Anforderung alle bei der Beförderung gesetzlich mitzuführenden Dokumente vorlegt, soweit 
der Auftraggeber oder Dritte gesetzlichen Kontrollpflichten genügen müssen. 

32.3 Der Spediteur oder der die Beförderung ausführende Unternehmer ist verpflichtet, die Tätigkeit 
seines Fahrpersonals so zu organisieren, dass die vorgeschriebenen Arbeits-, Lenk- und Ruhe-
zeiten eingehalten werden können. Es besteht ein generelles Alkohol- und Drogenverbot beim 
Führen des Fahrzeugs. 

32.4 Beide Parteien verpflichten sich, die für ihr Unternehmen geltenden gesetzlichen Vorschriften 
einzuhalten. Sie unterstützen und achten die Grundsätze des „Global Compact“ („UNGC“), der 
allgemeinen Erklärung der Menschenrechte der Vereinten Nationen und die Erklärung der 
International Labor Organization über grundlegende Prinzipien und Rechte bei der Arbeit von 
1998 („Declaration on Fundamental Principles and Rights at Work“) in Übereinstimmung mit 
nationalen Gesetzen und Gepflogenheiten. Insbesondere werden beide Parteien in ihren Unter-
nehmen 

32.4.1 keine Kinder beschäftigen oder Zwangsarbeiter einsetzen, 
32.4.2 die jeweiligen nationalen Gesetze und Regelungen über Arbeitszeiten, Löhne und Gehälter und 

sonstige Arbeitgeberverpflichtungen einhalten, 
32.4.3 die geltenden Arbeits- und Gesundheitsbestimmungen einhalten und für ein sicheres und 

gesundheitsförderliches Arbeitsumfeld sorgen, um die Gesundheit der Beschäftigten zu erhalten 
und Unfälle, Verletzungen sowie arbeitsbedingte Erkrankungen zu vermeiden, 

32.4.4 jegliche Diskriminierung aufgrund Rasse, Religion, Behinderung, Alter, sexueller Orientierung 
oder Geschlecht unterlassen, 

32.4.5 die internationalen Antikorruptionsstandards, wie sie im UNGC und lokalen Antikorruptions- und 
-bestechungsgesetzen festgelegt sind, beachten, 

32.4.6 alle geltenden Umweltgesetze und -regelungen einhalten,  
32.4.7 ihren Geschäftspartnern und Nachunternehmern antragen, die zuvor genannten Grundsätze 

auch ihrem Handeln zugrunde zu legen. 
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Logistik-AGB (L-AGB) 
Die Logistik-AGB 2019, die unter Mitwirkung des Instituts für Logistikrecht und Risikomanagement 

(ILRM) entstanden sind, werden zur Anwendung ab dem 1. Juli 2019 vom Bundesverband 
Güterkraftverkehr Logistik und Entsorgung (BGL), vom Bundesverband Möbelspedition und Logistik 

(AMÖ) und vom Bundesverband Spedition und Logistik (DSLV) empfohlen. Diese Empfehlung 
ist unverbindlich. Es bleibt den Vertragsparteien unbenommen, vom Inhalt dieser Empfehlung 

abweichende Vereinbarungen zu treffen. 
 

Die Logistik-AGB werden vom DSLV – Deutscher Speditions- und Logistikverband e.V. zur 
unverbindlichen Verwendung im Geschäftsverkehr empfohlen. Herausgeber der Logistik-AGB 

sind der DSLV e. V. in Bonn sowie das ILRM – Institut für Logistikrecht & Riskmanagement, 
Hochschule Bremerhaven, in Bremerhaven. 

Stand: 01.07.2019 
 
 
Inhaltsübersicht 
  
1. Anwendungsbereich 
2. Elektronischer Datenaustausch 
3. Vertraulichkeit 
4. Pflichten des Auftraggebers, Schutz des geistigen Eigentums 
5. Pflichten des Auftragnehmers 
6. Leistungshindernisse, höhere Gewalt 
7. Vertragsanpassung 
8. Betriebsübergang 
9. Aufrechnung, Zurückbehaltung 
10. Pfand- und Zurückbehaltungsrecht, Eigentumsvorbehalt 
11. Abnahme, Mängel- und Verzugsanzeige 
12. Mängelansprüche des Auftraggebers 
13. Sonderkündigungsrecht 
14. Haftung des Auftragnehmers 
15. Qualifiziertes Verschulden 
16. Freistellungsanspruch des Auftragnehmers 
17. Verjährung 
18. Haftungsversicherung des Auftragnehmers 
19. Erfüllungsort, Gerichtsstand, anzuwendendes Recht 
20. 
21. 

Compliance 
Schlussbestimmungen 
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1. Anwendungsbereich, Vorrang der ADSp 
1.1 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1.2 
 
1.3 
 
1.4 
 
1.5 
 
 
1.6 
1.7 
1.7.1  
 
 
1.7.2         

Diese Logistik-AGB gelten für alle logistischen (Zusatz-)Leistungen, die nicht — von einem 
Verkehrsvertrag nach den Allgemeinen Deutschen Spediteurbedingungen (ADSp) oder — von 
einem Fracht-, Speditions- oder Lagervertrag erfasst werden, jedoch vom Auftragnehmer im 
wirtschaftlichen Zusammenhang mit einem solchen Vertrag erbracht werden; dies gilt 
insbesondere für Leistungen innerhalb einer Lieferkette. Diese logistischen Leistungen können 
Tätigkeiten für den Auftraggeber oder von ihm benannte Dritte sein, wie z. B. die 
Auftragsannahme (Call-Center), Warenbehandlung, Warenprüfung, Warenaufbereitung, länder- 
und kundenspezifische Warenanpassung, Montage, Reparatur, Qualitätskontrolle, 
Preisauszeichnung, Regalservice, Installation oder die Inbetriebnahme von Waren und Gütern 
oder Tätigkeiten in Bezug auf die Planung, Realisierung, Steuerung oder Kontrolle des Bestell-, 
Prozess-, Vertriebs-, Verwertungs- und Informationsmanagements.  
Auftraggeber ist die Vertragspartei, die ihren Vertragspartner mit der Durchführung logistischer 
Leistungen beauftragt. 
Auftragnehmer ist die Vertragspartei, die mit der Durchführung logistischer Leistungen 
beauftragt wird. 
Sind neben den Logistik-AGB die ADSp vereinbart, gehen die ADSp diesen Logistik-AGB vor, 
soweit sich einzelne Klauseln widersprechen. 
Eine Bezugnahme auf die ADSp in diesen Logistik-AGB beinhaltet immer eine Bezugnahme auf 
die bei Vertragsabschluss geltende aktuelle Fassung der ADSp, es sei denn die Vertragsparteien 
haben eine andere Fassung vereinbart. 
Diese Logistik-AGB finden keine Anwendung auf Verträge mit Verbrauchern i.S.v. § 13 BGB. 
Diese Logistik-AGB gelten nicht für Geschäfte, die ausschließlich zum Gegenstand haben: 
Lagerung und Digitalisierung von Akten; Akten sind alle Arten von verkörperten und        
digitalisierten Geschäftspapieren, Dokumenten, Datenträgern sowie von gleichartigen  
der Sammlung von Informationen dienenden Sachen, 
Schwer- oder Großraumtransporte, deren Durchführung eine verkehrsrechtliche 
Transporterlaubnis bzw. Ausnahmegenehmigung erfordert, Kranleistungen und damit  
zusammenhängende Montagearbeiten. 
 

2. Elektronischer Datenaustausch 
2.1 
 
 
 
2.2 
 
 
 
 
 
2.3 
 
 
 
 
 
2.4 

Wenn dies zwischen dem Auftraggeber und dem Auftragnehmer vereinbart ist, werden die 
Parteien per EDI (Electronic Data Interchange)/DFÜ (Datenfernübertragung) Sendungsdaten 
einschließlich der Rechnungserstellung übermitteln bzw. empfangen. Die übermittelnde Partei 
trägt die Gefahr für den Verlust und die Richtigkeit der übermittelten Daten.  
Bei einer Vereinbarung nach Ziffer 2.1 stellen die Parteien sicher, dass das eigene IT-System 
betriebsbereit ist und die üblichen Sicherheits- und Kontrollmaßnahmen durchgeführt werden, 
um den elektronischen Datenaustausch vor dem Zugriff Dritter zu schützen sowie der 
Veränderung, dem Verlust oder der Zerstörung elektronisch übermittelter Daten vorzubeugen. 
Jede Partei ist verpflichtet, der anderen Partei rechtzeitig Änderungen ihres IT-Systems 
mitzuteilen, die Auswirkungen auf den elektronischen Datenaustausch haben können. 
Auf Verlangen einer Vertragspartei benennt jede Vertragspartei für den Empfang von 
Informationen, Erklärungen und Anfragen für die Vertragsabwicklung eine oder mehrere 
Kontaktpersonen und teilt Namen und Kontaktadressen der anderen Partei mit. Diese Angaben 
sind bei Veränderung zu aktualisieren. Bestimmt eine Partei keine Kontaktperson, gilt diejenige 
Person als Kontaktperson, die den Vertrag über logistische Leistungen für die Partei 
abgeschlossen hat. 
Elektronisch oder digital erstellte und speicherbare Dokumente stehen schriftlichen 
Dokumenten gleich, soweit nicht gesetzlich Schriftform vorgeschrieben ist. Zudem ist jede Partei 
berechtigt, schriftliche Dokumente lediglich elektronisch oder digital zu archivieren und unter 
Beachtung der gesetzlichen Vorschriften die Originale zu vernichten. 
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3. Vertraulichkeit 
3.1 
 
 
 
 
 
3.2 
 

Die Parteien sind verpflichtet, sämtliche ihnen bei der Durchführung des Vertrages über 
logistische Leistungen bekanntwerdenden, nicht öffentlich zugänglichen Informationen 
vertraulich zu behandeln. Die Informationen dürfen ausschließlich zum Zwecke der 
Leistungserbringung genutzt werden. Die Parteien haben andere Personen, deren sie sich bei 
Erfüllung ihrer vertraglichen Pflichten bedienen, diese Geheimhaltungsverpflichtung 
aufzuerlegen. 
Die Verpflichtung zur Vertraulichkeit gilt nicht für Daten und Informationen, die Dritten, 
insbesondere Behörden, aufgrund gesetzlicher Verpflichtungen bekannt zu machen sind. 
Hierüber ist die andere Partei unverzüglich zu informieren. 

  
4. Pflichten des Auftraggebers, Schutz des geistigen Eigentums 
4.1 
 
 
 
 
 
 
4.1.1 
 
4.1.2 
 
 
4.1.3 
 
 
4.2 
 
4.3 
 
 
4.4 
4.4.1 
 
4.4.2 
 
 
4.5 

Der Auftraggeber, insbesondere wenn er als „Systemführer“ das Verfahren bestimmt, das von 
dem Auftragnehmer umgesetzt werden soll, zum Beispiel durch Know-how-Transfer, 
unterrichtet den Auftragnehmer rechtzeitig über alle ihm bekannten, wesentlichen, die 
Ausführung des Auftrages beeinflussenden Faktoren, die dem Risikobereich des Auftraggebers 
zuzurechnen sind. Insbesondere ist der Auftraggeber verpflichtet, die für die Ausführung der 
logistischen Leistungen notwendigen Gegenstände, Informationen und Rechte rechtzeitig und 
vollständig zur Verfügung zu stellen und etwaige Mitwirkungshandlungen zu leisten, wie 
(Vor-) Produkte, Materialien und Betriebsmittel, soweit vereinbart, in technisch einwandfreiem 
und vertragsgemäßem Zustand zu gestellen sowie die Betriebsmittel zu unterhalten; 
den Auftragnehmer über spezifische Besonderheiten der Güter und Verfahren und damit 
verbundene gesetzliche, behördliche oder berufsgenossenschaftliche Auflagen zu informieren 
und – soweit erforderlich – dessen Mitarbeiter zu schulen und 
Vorgaben, Verfahrens- und Materialbeschreibungen (Fertigungsanleitungen, Konstruktionen 
und Pläne) zu entwickeln, zu aktualisieren und deren Einhaltung durch den Auftragnehmer zu 
überprüfen. 
Der Auftraggeber weist den Auftragnehmer auf besondere Anforderungen an Brandschutz, 
Sicherheit und sonstige technische Anforderungen (Temperatur, Luftfeuchtigkeit, Geruch) hin. 
Auf Verlangen des Auftragnehmers stellt der Auftraggeber frühzeitig alle ihm erkennbar 
notwendigen und seinem Risikobereich zuzuordnenden Informationen zur Verfügung, die für die 
Kapazitätsplanung des Auftragnehmers notwendig sind. 
Weiterhin ist der Auftraggeber verantwortlich für die Einhaltung 
aller öffentlich-rechtlichen, z. B. zollrechtlichen, außenwirtschaftsrechtlichen (insbesondere 
waren-, personen- oder länderbezogene Embargos) und sicherheitsrechtlichen Verpflichtungen; 
aller Dritten gegenüber bestehenden gewerblichen Schutzrechten, z. B. marken- und 
lizenzrechtliche Beschränkungen, die mit dem Besitz des Gutes verbunden sind, sowie 
gesetzliche oder behördliche Hindernisse, die der Auftragsabwicklung entgegenstehen. 
Die nach Ziffern 4.1 bis 4.3 übertragenen Informationen und Rechte bleiben das geistige 
Eigentum des Auftraggebers. Ein Pfand- und Zurückbehaltungsrecht hieran kann vom 
Auftragnehmer nicht ausgeübt werden. 

  
5. Pflichten des Auftragnehmers 
5.1 
 
 
5.2 
 
 
 
5.3 
 
 
5.4 

Der Auftragnehmer ist verpflichtet, seine Leistungen entsprechend den Vorgaben des 
Auftraggebers nach Ziffer 4 zu erbringen. Er ist berechtigt, aber nicht verpflichtet, diese 
Vorgaben zu überprüfen. 
Soweit der Auftragnehmer die logistischen Leistungen innerhalb der betrieblichen Organisation 
des Auftraggebers oder auf dessen Weisung bei einem Dritten ausführt (z. B. Regalservice), so 
hat er die Weisungen des Auftraggebers bzw. des Dritten im Hinblick auf die betriebliche 
Sicherheit zu befolgen. 
Der Auftragnehmer ist verpflichtet, dem Auftraggeber Einwände oder Unregelmäßigkeiten, die 
bei der Vertragsausführung entstanden sind, unverzüglich anzuzeigen und entsprechende 
Weisungen einzuholen. 
Über das Gesetz hinausgehende Informationspflichten, z. B. über Maßnahmen des 
Auftragnehmers im Falle von Störungen, insbesondere einer drohenden Verzögerung der 
logistischen Leistungen, bei Schäden am Gut oder anderen Störungen (Notfallkonzept) bedürfen 
der ausdrücklichen Vereinbarung. 
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6. Leistungshindernisse, höhere Gewalt 
6.1 
 
 
 
 
 
 
6.2 

Leistungshindernisse, die nicht dem Risikobereich einer Vertragspartei zuzurechnen sind, 
befreien die Vertragsparteien für die Dauer der Störung und den Umfang ihrer Wirkung von den 
Leistungspflichten. Als solche Leistungshindernisse gelten höhere Gewalt, Unruhen, kriegerische 
oder terroristische Akte, Streiks und Aussperrungen, Blockade von Beförderungswegen, durch 
Dritte verursachte Ausfälle oder Einschränkungen des elektronischen Datenaustauschs, Cyber-
Kriminalität durch Dritte, sowie sonstige unvorhersehbare, unabwendbare und schwerwiegende 
Ereignisse. 
Im Falle eines Leistungshindernisses nach Ziffer 6.1 ist jede Vertragspartei verpflichtet, die 
andere Partei unverzüglich zu unterrichten. Der Auftragnehmer ist zudem verpflichtet, 
Weisungen des Auftraggebers einzuholen. 

  
7. 
7.1 
 
 
 
 
7.2 
 
 
 
 
 
7.3 

Vertragsanpassung 
Vereinbarungen über Preise und Leistungen beziehen sich stets nur auf die namentlich 
aufgeführten Leistungen und auf ein im Wesentlichen unverändertes Güter-, 
Auftragsaufkommen oder Mengengerüst. Sie setzen zum einen unveränderte 
Datenverarbeitungsanforderungen, Qualitätsvereinbarungen und Verfahrensanweisungen und 
zum anderen unveränderte Energie- und Personalkosten sowie öffentliche Abgaben voraus. 
Ändern sich die in Ziffer 7.1 beschriebenen Bedingungen, können beide Vertragsparteien 
Verhandlungen über eine Vertragsanpassung mit Wirkung ab dem Ersten des auf das 
Anpassungsbegehren folgenden Monats verlangen, es sei denn, die Veränderungen waren der 
Vertragspartei, die die Vertragsanpassung fordert, bei Vertragsabschluss bekannt. Die 
Vertragsanpassung hat sich an den nachzuweisenden Veränderungen einschließlich den 
Rationalisierungseffekten zu orientieren. 
Sofern die Vertragsparteien innerhalb eines Zeitraums von einem Monat, nachdem die 
Vertragsanpassung gefordert wurde, keine Einigung erzielen, kann der Vertrag von beiden 
Parteien, unter Einhaltung einer Frist von einem Monat bei einer Laufzeit des Vertrages bis zu 
einem Jahr bzw. einer Frist von drei Monaten bei einer längeren Laufzeit, jeweils zum 
Monatsende gekündigt werden. Diese Kündigung muss in Textform innerhalb eines Monats, 
nachdem mindestens eine Partei das Scheitern der Vertragsanpassung erklärt hat, zugegangen 
sein. 

  
8. Betriebsübergang 
8.1 
 
 
8.2 

Sofern mit dem Vertrag über logistische Leistungen oder seiner Ausführung ein 
Betriebsübergang nach § 613a BGB verbunden ist, verpflichten sich die Parteien, die 
wirtschaftlichen Folgen unter Berücksichtigung der Laufzeit des Vertrages zu regeln. 
Haben die Vertragsparteien keine solche Regelung getroffen, hat die in die Arbeitsverhältnisse 
eintretende Vertragspartei Anspruch auf eine angemessene Anpassung der Vergütung nach 
billigem Ermessen unter Berücksichtigung der Vertragslaufzeit. Im Übrigen gilt § 315 BGB. Sofern 
mit dem Vertrag oder seiner Ausführung ein Betriebsübergang nach § 613a BGB verbunden ist, 
verpflichten sich die Parteien, die wirtschaftlichen Folgen unter Berücksichtigung der Laufzeit 
des Vertrages zu regeln.  
 

9. Aufrechnung, Zurückbehaltung 
 Gegenüber Ansprüchen aus dem Vertrag über logistische Leistungen nach Ziffer 1.1 und damit 

zusammenhängenden außervertraglichen Ansprüchen ist eine Aufrechnung oder 
Zurückbehaltung nur zulässig, wenn der fällige Gegenanspruch unbestritten, entscheidungsreif 
oder rechtskräftig festgestellt ist. 
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10. Pfand- und Zurückbehaltungsrecht, Eigentumsvorbehalt 
10.1 
 
 
 
 
 
10.2 
 
10.3 
 
 
10.4 
10.5 

Zur Absicherung seiner Forderungen aus dem Vertrag über logistische Leistungen darf der 
Auftragnehmer sich auf die ihm zustehenden gesetzlichen Pfand- und Zurückbehaltungsrechte 
berufen. Sofern und soweit ein gesetzliches Pfandrecht nicht besteht, hat der Auftragnehmer 
wegen aller fälligen und nicht fälligen Forderungen, die ihm aus den in Ziffer 1.1 genannten 
Tätigkeiten gegenüber dem Auftraggeber zustehen, ein Pfandrecht an den in seinem Besitz 
befindlichen Sachen des Auftraggebers. 
Die Pfandverwertung erfolgt nach den gesetzlichen Bestimmungen mit der Maßgabe, dass an 
die Stelle der in § 1234 BGB bestimmten Frist von einem Monat die von einer Woche tritt. 
Der Auftraggeber ist berechtigt, die Ausübung des Pfandrechts und Zurückbehaltungsrechts zu 
untersagen, wenn er dem Auftragnehmer ein hinsichtlich seiner Forderungen gleichwertiges 
Sicherungsmittel (z. B. selbstschuldnerische Bankbürgschaft) einräumt. 
Ziffer 4.5 bleibt unberührt. 
Sofern der Auftragnehmer bei der Erbringung logistischer Leistungen auch das Eigentum an 
Gegenständen auf den Auftraggeber zu übertragen hat, bleiben diese Eigentum des 
Auftragnehmers bis zur Erfüllung sämtlicher ihm gegen den Auftraggeber aus dem Vertrag über 
logistische Leistungen zustehenden Forderungen. Der Auftragnehmer hat wegen aller fälligen 
und nicht fälligen Forderungen, die ihm aus den in Ziffer 1.1 genannten Tätigkeiten gegenüber 
dem Auftraggeber zustehen, ein Pfandrecht und ein Zurückbehaltungsrecht an den in seiner 
Verfügungsgewalt befindlichen Gütern oder sonstigen Werten. Das Pfand- und 
Zurückbehaltungsrecht geht nicht über das gesetzliche Pfand- und Zurückbehaltungsrecht 
hinaus.  

  
11. Abnahme, Mängel- und Verzugsanzeige 
11.1 
 
 
 
 
11.2 
 
 
11.3 
 
11.4 

Soweit eine Abnahme der logistischen Leistung durch den Auftraggeber zu erfolgen hat, kann 
diese wegen des kooperativen Charakters der logistischen Leistungen durch Ingebrauchnahme, 
Weiterveräußerung oder Weiterbehandlung des Werkes, Ab- und Auslieferung an den 
Auftraggeber oder an von ihm benannte Dritte erfolgen. Soweit logistische Leistungen nicht 
abnahmefähig sind, tritt an die Stelle der Abnahme die Vollendung. 
Der Auftraggeber ist verpflichtet, offensichtliche Mängel dem Auftragnehmer bei Abnahme 
anzuzeigen. Die Anzeige ist in Textform zu erstatten. Zur Wahrung der Frist genügt die 
rechtzeitige Absendung, sofern die Anzeige den Auftragnehmer erreicht. 
Unterlässt der Auftraggeber die Anzeige, gilt die logistische Leistung als vertragsgemäß, es sei 
denn, der Auftragnehmer hat den Mangel arglistig verschwiegen. 
Ansprüche wegen der Überschreitung von Leistungsfristen erlöschen, wenn der Auftraggeber 
gegenüber dem Auftragnehmer diese nicht innerhalb von 21 Tagen nach Leistungserbringung anzeigt. 

  
12. Mängelansprüche des Auftraggebers 
12.1 
 
 
 
12.2 
 
 
 
12.3 
 
 
12.3.1 
 
12.3.2 
 
 
12.3.3 
 
12.3.4 

Die Mangelhaftigkeit einer logistischen Leistung bestimmt sich zunächst nach dem Inhalt des 
Vertrages, ansonsten nach den auf die betroffene logistische Leistung anwendbaren gesetzlichen 
Bestimmungen. Beschaffenheits- oder Haltbarkeitsgarantien werden vom Auftragnehmer nur 
übernommen, wenn diese in Textform vereinbart sind. 
Ist die logistische Leistung mangelhaft, hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfüllung. Das Wahlrecht 
zwischen Mängelbeseitigung und Neulieferung/ Neuleistung steht in jedem Fall dem Auftragnehmer zu. 
Führt die Nacherfüllung nicht zu dem vertraglich geschuldeten Erfolg, hat der Auftraggeber Anspruch auf eine 
zweite Nacherfüllung. Weitere Ansprüche auf Nacherfüllung bestehen nicht. 
Schlägt die Nacherfüllung zweimal fehl oder ist eine Nacherfüllung wegen der Art der Leistung nicht 
möglich, kann der Auftraggeber die ihm zustehenden Minderungs-, Rücktritts- und 
Schadensersatzrechte sowie sein Recht auf Selbstvornahme wie folgt ausüben: 
Macht der Auftraggeber Minderung geltend, ist diese auf den Wegfall der vereinbarten Vergütung für 
die einzelne, mängelbehaftete logistische Leistung begrenzt. 
Macht der Auftraggeber das Rücktrittsrecht geltend, gilt dieses nur in Bezug auf die einzelne, 
mängelbehaftete logistische Leistung. Im Übrigen steht dem Auftraggeber unter den Voraussetzungen 
der Ziffer 13 anstelle des Rücktrittsrechts das Sonderkündigungsrecht zu. 
Schadensersatz statt der Leistung kann der Auftraggeber unter den Voraussetzungen von Ziffer 14 
verlangen. 
Bei Selbstvornahme ist der Anspruch des Auftraggebers auf Aufwendungsersatz auf einen Betrag 
bis zu 20.000 Euro begrenzt. 
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13. Sonderkündigungsrecht 
13.1 
 
 
 
 
 
13.2 
 
 
 
13.3 

Wenn eine der Parteien innerhalb eines Jahres zweimal gegen dieselbe vertragswesentliche 
Pflicht verstößt und dies jeweils zu einer wesentlichen Betriebsstörung führt, hat die andere 
Partei das Recht, diesen Vertrag mit angemessener Frist in Textform zu kündigen, nachdem sie 
der vertragsverletzenden Partei in Textform eine angemessene Frist zur Beseitigung der 
Pflichtverletzung eingeräumt hat und diese Frist abgelaufen ist, ohne dass die Partei ihren 
Verpflichtungen nachgekommen ist. 
Gerät eine der Parteien mit ihrer vertraglichen Zahlungsverpflichtung aus zwei 
aufeinanderfolgenden Rechnungsperioden in Verzug, so hat die andere Vertragspartei das 
Recht, diesen Vertrag innerhalb einer weiteren Rechnungsperiode zu kündigen. Ziffer 13.2 findet 
keine Anwendung auf Schadenersatzzahlungen. 
Das Recht zur außerordentlichen Kündigung aus wichtigem Grund bleibt unberührt. 

  
14. Haftung des Auftragnehmers 
14.1 
 
14.2 
14.2.1 
14.2.2 
 
 
 
 
14.2.3 
14.2.4 
14.3 
 
14.3.1 
 
 
14.3.2 
 
 
14.4 
 
14.5 
14.5.1 
 
14.5.2 

Der Auftragnehmer haftet nur, wenn ihn ein Verschulden an dem von ihm verursachten Schaden 
trifft. 
Die Haftung des Auftragnehmers ist der Höhe nach begrenzt 
bei Güterschäden auf 20.000 Euro je Schadenfall. 
bei Güterschäden aufgrund von Serienschäden abweichend von Ziffer 14.2.1 auf 125.000 Euro. 
Bei einem Serienschaden gelten mehrere Schadenfälle als ein Schadenfall, der im Zeitpunkt des 
ersten dieser Schadenfälle eingetreten ist, wenn diese entweder auf derselben Ursache, auf 
gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere sachlichem und zeitlichem, Zusammenhang oder 
auf logistischen Leistungen mit gleichen Mängeln beruhen. 
bei anderen als Güterschäden auf 20.000 Euro je Schadenfall. 
für alle Schadenfälle innerhalb eines Jahres auf 600.000 Euro. Ziffer 14.3 bleibt unberührt. 
Der Auftraggeber kann gegen Zahlung eines zu vereinbarenden Zuschlags vor Leistungsbeginn in 
Textform 
einen Wert zur Erhöhung der Haftung für Güterschäden angeben, der die in Ziffer 14.2.1 und 
14.2.2 bestimmten Höchstbeträge übersteigt. In diesem Fall tritt der jeweils angegebene Wert 
an die Stelle des betreffenden Höchstbetrages („Wertdeklaration“); 
ein Interesse zur Erhöhung der Haftung für andere als Güterschäden erklären, der den in Ziffer 
14.2.3 bestimmten Höchstbetrag übersteigt. In diesem Fall tritt das jeweils erklärte Interesse an 
die Stelle des Höchstbetrages („Interessedeklaration“). 
Die vorstehenden Haftungsausschlüsse und -begrenzungen gelten auch für außervertragliche 
Ansprüche gegen den Auftragnehmer und seine Erfüllungsgehilfen. 
Die vorstehenden Haftungsausschlüsse und -begrenzungen gelten nicht 
für die Verletzung des Lebens, des Körpers und der Gesundheit sowie für Schäden an Sachen, 
die nicht Gegenstand der logistischen (Zusatz)Leistung sind („Drittgut“); 
soweit gesetzliche Haftungsbestimmungen, wie z.B. das Produkthaftungsgesetz, zwingend 
anzuwenden sind. 

  
15. Qualifiziertes Verschulden 
15.1 
 
15.1.1 
15.1.2 
 
 
 
15.2 
 
 
15.3 

Die in Ziffer 14 genannten Haftungsausschlüsse und -begrenzungen gelten nicht, wenn der 
Schaden verursacht worden ist 
durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit des Auftragnehmers oder seiner Erfüllungsgehilfen oder 
durch Verletzung vertragswesentlicher Pflichten, wobei Ersatzansprüche in letzterem Fall 
begrenzt sind auf den vorhersehbaren, typischen Schaden. Vertragswesentliche Pflichten sind 
Pflichten, deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung eines Vertrages nach Ziffer 1.1 
erst ermöglicht und auf deren Einhaltung der Vertragspartner regelmäßig vertrauen darf. 
Die in Ziffer 14 genannten Haftungsausschlüsse und -begrenzungen gelten des Weiteren nicht, 
soweit der Auftragnehmer den Schaden arglistig verschwiegen oder eine Garantie für die 
Beschaffenheit der logistischen Leistung übernommen hat. 
Abweichend von Ziffer 15.1.2 entfallen die Haftungsbegrenzungen nach Ziffer 14.2 und bei einer 
Wert- oder Interessedeklaration nach Ziffer 14.3 nur bei einer grob fahrlässigen oder 
vorsätzlichen Verletzung vertragswesentlicher Pflichten. 
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16. Freistellungsanspruch des Auftragnehmers 
16.1 
 
16.2 
 
 
 
 
16.3 
 
 
16.3.1 
 
16.3.2 
 
 
16.4 

Der Auftragnehmer hat Anspruch auf Ersatz der Aufwendungen, die er im Interesse des 
Auftraggebers den Umständen nach für erforderlich halten durfte und nicht zu vertreten hat. 
Von Aufwendungen wie Instandhaltungs-, Reparatur- ,Wartungs- und Entsorgungskosten, 
Zöllen, Steuern, Gebühren und sonstigen Abgaben, die an den Auftragnehmer, insbesondere als 
Verfügungsberechtigten oder als Besitzer fremden Gutes gestellt werden, hat der Auftraggeber 
den Auftragnehmer auf Aufforderung zu befreien, wenn sie der Auftragnehmer nicht zu 
vertreten hat. 
Der Auftraggeber hat den Auftragnehmer und seine Erfüllungsgehilfen von allen Ansprüchen 
Dritter einschließlich seines Versicherers und sonstigen Kosten nach dem Produkthaftungsgesetz 
und anderen drittschützenden Vorschriften freizustellen, es sei denn, 
der Auftragnehmer oder seine Erfüllungsgehilfen haben grob fahrlässig oder vorsätzlich den 
Anspruch des Dritten herbeigeführt; 
der Auftraggeber hat sein Haftungsrisiko aus dem Produkthaftungsgesetz mit einer 
Selbstbeteiligung versichert und mit dem Auftragnehmer ausdrücklich vereinbart, diese 
Selbstbeteiligung dem Auftraggeber im Schadenfall zu erstatten. 
Sofern und soweit der Auftraggeber die Warenbestände, die Gegenstand eines Vertrags nach 
Ziffer 1.1 sind, transportversichert oder gegen Feuer, Einbruchdiebstahl, Sturm, Hagel, 
Überschwemmung, Erdbeben und Leitungswasser versichert, so ist der Auftragnehmer als 
versicherte Person, jedoch nicht als Repräsentant des Auftraggebers, in den Versicherungsschutz 
einzubeziehen. Verfügt der Auftraggeber über keinen entsprechenden Versicherungsschutz, hat 
er dies dem Auftragnehmer zu dessen eigener Risikobeurteilung rechtzeitig mitzuteilen. 

  
17. Verjährung 
17.1 
17.2 
 
17.3 
17.3.1 
17.3.2 
17.3.3 

Ansprüche aus einem Vertrag nach Ziffer 1.1 verjähren in einem Jahr. 
Die Verjährung beginnt bei allen Ansprüchen mit Ablauf des Tages der Ablieferung, bei 
werkvertraglichen Leistungen mit Ablauf des Tages der Abnahme nach Ziffer 11.1. 
Die vorstehenden Verjährungsfristen gelten nicht 
in den in Ziffer 15 genannten Fällen, 
bei der Verletzung des Lebens, des Körpers, der Gesundheit oder 
soweit gesetzliche Verjährungsbestimmungen zwingend anzuwenden sind. 

 
18. Haftungsversicherung des Auftragnehmers 
18.1 
 
 
 
18.2 
 
18.3 

Der Auftragnehmer ist verpflichtet, bei einem Versicherer seiner Wahl eine 
Haftungsversicherung zu marktüblichen Bedingungen abzuschließen und aufrecht zu erhalten. 
Die marktüblichen Bedingungen haben das Risiko mindestens im Umfang der 
Haftungshöchstsummen nach Ziffer 14 abzudecken. 
Die Vereinbarung einer Höchstersatzleistung je Schadenfall, Schadenereignis und Jahr ist 
zulässig; ebenso die Vereinbarung einer angemessenen Selbstbeteiligung des Auftragnehmers. 
Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber auf Verlangen das Bestehen eines gültigen 
Haftungsversicherungsschutzes durch die Vorlage einer Versicherungsbestätigung 
nachzuweisen. 

  
19. Erfüllungsort, Gerichtsstand, anzuwendendes Recht 
19.1 
 
19.2 
 
 
 
19.3 

Der Erfüllungsort ist für alle Beteiligten der Ort derjenigen Niederlassung des Auftragnehmers, 
an die der Auftrag oder die Anfrage gerichtet ist. 
Der Gerichtsstand für alle Rechtsstreitigkeiten, die aus dem Auftragsverhältnis oder im 
Zusammenhang damit entstehen, ist für alle Beteiligten, soweit sie Kaufleute sind oder diesen 
gleichstehen, der Ort derjenigen Niederlassung des Auftragnehmers, an die der Auftrag 
gerichtet ist; für Ansprüche gegen den Auftragnehmer ist dieser Gerichtsstand ausschließlich. 
Für die Rechtsbeziehungen des Auftragnehmers zum Auftraggeber oder zu seinen 
Rechtsnachfolgern gilt deutsches Recht unter Ausschluss des UN-Kaufrechts. 
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20. 
20.1 
 
 
 
 
 
 
20.2 
 
 
 
 
 
20.3 
 
 
 
 
 
 
20.3.1 
20.3.2 
 
20.3.3 
 
 
20.3.4 
 
20.3.5 
 
20.3.6 
20.3.7 
 
 
21. 
21.1 
 
 
 
 
 
 
 
21.2 

Compliance 
Der Auftragnehmer verpflichtet sich, Mindestlohnvorschriften und Vorschriften über 
Mindestbedingungen am Arbeitsplatz einzuhalten und bestätigt dies auf Verlangen des 
Auftraggebers in Textform. Der Auftragnehmer stellt den Auftraggeber von seiner Haftung auf 
den Mindestlohn frei, wenn der Auftragnehmer oder ein im Rahmen des Vertrages über 
logistische Leistungen mit dem Auftraggeber eingesetzter Nachunternehmer oder Entleiher 
Arbeitnehmern nicht den gesetzlichen Mindestlohn zahlt und der Auftraggeber in Anspruch 
genommen wird. 
Die Parteien werden die für die Vertragserfüllung notwendigen Daten nach den Vorgaben der 
jeweils anwendbaren Datenschutzgesetze verarbeiten und verpflichten sich zu entsprechenden 
Maßnahmen der Daten- und IT-Sicherheit. Insbesondere werden die Parteien die 
datenschutzrechtlichen Grundprinzipien beachten, sowie geeignete technische-organisatorische 
Maßnahmen treffen, die den Anforderungen an Sicherheit und Vertraulichkeit der 
Datenverarbeitung genügen und den Schutz vor unberechtigten Zugriff Dritter sicherstellen. 
Beide Parteien verpflichten sich, die für ihr Unternehmen geltenden gesetzlichen Vorschriften 
einzuhalten. Sie unterstützen und achten die Grundsätze des „Global Compact“ („UNGC“), der 
allgemeinen Erklärung der Menschenrechte der Vereinten Nationen und die Erklärung der 
International Labor Organization über grundlegende Prinzipien und Rechte bei der Arbeit von 
1998 („Declaration on Fundamental Principles and Rights at Work“) in Übereinstimmung mit 
nationalen Gesetzen und Gepflogenheiten. Insbesondere werden beide Parteien in ihren 
Unternehmen 
keine Kinder beschäftigen oder Zwangsarbeiter einsetzen, 
die jeweiligen nationalen Gesetze und Regelungen über Arbeitszeiten, Löhne und Gehälter und 
sonstige Arbeitgeberverpflichtungen einhalten, 
die geltenden Arbeits- und Gesundheitsbestimmungen einhalten und für ein sicheres und 
gesundheitsförderliches Arbeitsumfeld sorgen, um die Gesundheit der Beschäftigten zu erhalten 
und Unfälle, Verletzungen sowie arbeitsbedingte Erkrankungen zu vermeiden, 
jegliche Diskriminierung aufgrund Rasse, Religion, Behinderung, Alter, sexueller Orientierung 
oder Geschlecht zu unterlassen, 
die internationalen Antikorruptionsstandards, wie sie im UNGC und lokalen Antikorruptions- und 
-bestechungsgesetzen festgelegt sind, beachten, 
alle geltenden Umweltgesetze und -regelungen einhalten, 
ihren Geschäftspartnern und Nachunternehmern antragen, die zuvor genannten Grundsätze 
auch ihrem Handeln zugrunde zu legen. 
 
Schlussbestimmungen 
Bei der Bestimmung der Höhe der vom Auftragnehmer zu erfüllenden Ersatzansprüche sind die 
wirtschaftlichen Gegebenheiten des Auftragnehmers Art, Umfang und Dauer der 
Geschäftsverbindung, etwaige Verursachungs- oder Verschuldensbeiträge des Auftraggebers 
nach Maßgabe von § 254 BGB und dessen Grad an Überwachung und Herrschaft der 
angewendeten Verfahren zugunsten des Auftragnehmers zu berücksichtigen. Insbesondere 
müssen die Ersatzleistungen, Kosten und Aufwendungen, die der Auftragnehmer zu tragen hat, 
in einem angemessenen Verhältnis zum Erlös des Auftragnehmers aus den Leistungen für den 
Auftraggeber stehen. 
Sollte eine Bestimmung der Logistik-AGB und der getroffenen weiteren Vereinbarungen 
unwirksam sein oder werden, so wird dadurch die Gültigkeit des Vertrages im Übrigen nicht 
berührt. 

 
 



 

71 

 

  5 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 AGB 
 BSK 

 

Allgemeine Geschäftsbedingungen der 
Bundesfachgruppe Schwertransporte und 

Kranarbeiten 
Fassung vom 13. Juni 2013 

 
 

Inhaltsübersicht 
 
Präambel 

 

I.  Allgemeiner Teil 
  

II. Besonderer Teil 
 1. Abschnitt: Krangestellung 
 Pflichten des Auftragnehmers und Haftung 
 2. Abschnitt: Kranarbeiten und Transportleistungen 
 Pflichten des Auftragnehmers und Haftung 
 Pflichten des Auftraggebers und Haftung 
  

III. Schlussbestimmungen 
  
  

 



 

72 

 

  5 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 AGB 
       BSK 

 

Präambel 
Die Bundesfachgruppe Schwertransporte und Kranarbeiten (BSK) empfiehlt ihren Mitgliedern die 
nachstehenden Allgemeinen Geschäftsbedingungen der BSK unverbindlich zur Verwendung im 
Geschäftsverkehr mit ihren Auftraggebern/Auftragnehmern. Den Adressaten steht es frei, der Empfehlung zu 
folgen oder andere Allgemeine Geschäftsbedingungen zu verwenden.  
 

I. Allgemeiner Teil 
  
1. Allen unseren Kran- und Transportleistungen sowie Grobmontagen liegen die nachstehenden 

Bedingungen zugrunde, soweit nicht zwingende gesetzliche Vorschriften entgegenstehen (z.B. 
HGB oder CMR, CLMI/CLNI, CIM/COTIF oder MÜ).  

2. Kranleistungen im Sinne dieser Bedingungen werden in zwei Regelleistungstypen erbracht: 
2.1 Leistungstyp 1 – Krangestellung 

Krangestellung bezeichnet die Überlassung von Hebezeugen samt Bedienungspersonal an den 
Auftraggeber zur Durchführung von Arbeiten nach dessen Weisung und Disposition.  

2.2 Leistungstyp 2 – Kranarbeit 
Kranarbeit ist Güterbeförderung, insbesondere das Anheben, Bewegen und die Ortsveränderung 
von Lasten und/oder Personen zu Arbeitszwecken mit Hilfe eines Hebezeuges und bezeichnet 
die Übernahme eines oder mehrerer vereinbarter Hebemanöver durch den Auftragnehmer nach 
dessen Weisung und Disposition. Hierzu zählt insbes. auch der isolierte Schwergutumschlag mit 
Hilfe eins Kranes.  

3. Transportleistung im Sinne dieser Geschäftsbedingungen ist die gewerbsmäßige Beförderung 
von Gütern jeglicher Art sowie die Bewegung oder Ortsveränderung von Gütern insbes. mittels 
besonderer Transporthilfsmittel wie z.B. Schwerlastroller, Panzerrollen, Luftkissen, hydr. 
Hubgerüsten und Hubportalen, o. ä. (sog. Flur- und Quertransporte), einschl. der damit im 
Zusammenhang stehenden, transportbedingten Zwischenlagerung. Schwergut wird regelmäßig 
unverpackt und auf offenem Deck transportiert. Das Verpacken und Verplanen des Ladegutes 
sowie Laden, Stauen und Zurren und das Entladen schuldet der Auftragnehmer nur, wenn dies 
ausdrücklich vereinbart ist.  

4. Grobmontagen und -demontagen sind, falls ausdrücklich vereinbart, Bestandteile der Kran- 
oder Transportleistung. Darunter fällt das Zusammenfügen oder Zerlegen sowie das Befestigen 
oder Lösen des Ladegutes für Zwecke der Transportvorbereitung- oder -abwicklung. Für darüber 
hinausgehende Montageleistungen (Endmontage, Probelauf, Feinjustierungen etc.) gelten die 
BSK-Montagebedingungen jeweils neuester Fassung.  

5. Ergebnisse von Einsatzstellenbesichtigungen und besondere Vereinbarungen, z.B. über Be- und 
Entladeort, Kranstandplatz usw., sollen von den Parteien protokolliert werden.  

6. Verträge über die Durchführung von Großraum- und Schwertransporten sowie Kran-
verbringungen im öffentlichen Straßenverkehr bedürfen der Erlaubnis oder Genehmigung der 
zuständigen Behörde, insbesondere gemäß § 18 I 2 und § 22 II.IV und § 29 III und § 46 I Nr. 5 
StVO sowie § 70 I StVZO. Diese Verträge werden ausschließlich unter der aufschiebenden 
Bedingung der rechtzeitigen Erlaubnis- bzw. Genehmigungserteilung geschlossen. 

7. Sofern verkehrslenkende Maßnahmen (Polizeibegleitung etc.) oder sonstige Auflagen und 
Nebenbestimmungen zur Aufrechterhaltung der Sicherheit und Leichtigkeit des Straßenverkehrs 
und/oder zum Schutz der Straßenbausubstanz behördlich verfügt werden, stehen diese Verträge 
auch unter der aufschiebenden Bedingung der rechtzeitigen Verfügbarkeit der Sicherungskräfte 
und der rechtzeitigen Umsetzbarkeit der behördlichen Sicherungsmaßnahmen. Der 
Auftragnehmer verpflichtet sich, die notwendigen behördlichen Erlaubnisse und 
Genehmigungen rechtzeitig nach den einschlägigen Verwaltungsvorschriften zu beantragen und 
den Auftraggeber unverzüglich über solche Auflagen und Nebenbestimmungen zur 
Transportdurchführung zu informieren, die den Transportablauf erschweren oder behindern 
könnten. Es gilt hierzu das BSK-Merkblatt: Verkehrslenkende Maßnahmen. 

8. Der Auftragnehmer ist berechtigt, andere Unternehmen zur Erfüllung der vertraglich 
übernommenen Verpflichtung einzuschalten, sofern nichts anderes vereinbart wurde.  

9. Der Auftragnehmer ist berechtigt, unter Ausschluss von Schadenersatzansprüchen vom Vertrag 
zurückzutreten, wenn nach sorgfältiger Prüfung vor oder während des Einsatzes von 
Fahrzeugen, Geräten oder Arbeitsvorrichtungen aller Art und trotz aller zumutbaren  
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 Anstrengungen zur Schadensverhütung wesentliche Schäden an fremden und/oder eigenen 

Sachen und/oder Vermögenswerten bzw. Personenschäden mit großer Wahrscheinlichkeit nicht 
zu vermeiden sind. Der Ausschluss der Schadenersatzansprüche entfällt, wenn der 
Auftragnehmer die Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns (Frachtführers) nicht beachtet hat. Im 
Fall des Rücktritts wird bei Kranleistungen das Entgelt anteilig berechnet, bei 
Transportleistungen gelten die gesetzlichen Bestimmungen.  

10. Der Auftragnehmer ist berechtigt, den Einsatz bei Gefahr für Ausrüstung, Ladegut, Personal 
und/oder Dritte sofort zu unterbrechen. Witterungsbedingte Unterbrechungen mindern den 
Anspruch auf Entgelt unter Anrechnung ersparter Aufwendungen nicht, wenn die 
witterungsbedingten Hemmnisse trotz zumutbarer Anstrengung nicht zu überwinden waren.  

11. Maßgebend für die Leistung des Auftragnehmers sind der Kran- oder Transportauftrag bzw. die 
Vereinbarungen im internationalen Frachtbrief. Nur wenn dies ausdrücklich vereinbart ist, stellt 
der Auftragnehmer darüber hinaus auch notwendiges Hilfs-, Einweis- und sonstiges Personal 
sowie den ggf. erforderlichen Anschläger auf Kosten des Auftraggebers. Sofern nichts anderes 
vereinbart ist, wird nach Zeiteinheiten (Stunden- oder Tagessätzen) abgerechnet. Die 
Vergütungspflicht beginnt, sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, mit der Abfahrt des Hebe- 
oder Transportfahrzeuges vom Betriebshof des Auftragnehmers und endet mit dessen Rückkehr. 
Sind Stunden- oder Tagessätze vereinbart, gelten diese auch für die An- und Abfahrts- sowie 
Rüstzeiten. Abgerechnet wird bei Stundensätzen je angefangene halbe Stunde, bei Abrechnung 
nach Tagessätzen jeder angefangene Arbeitstag. Gebühren und Kosten für behördliche 
Aufwendungen sowie alle Beschaffungskosten und Kosten, die durch behördliche Auflagen und 
sonstiger Nebenbestimmungen entstehen, sowie Polizeibegleitgebühren oder Kosten für 
firmeneigene Transportsicherung und sonstige Kosten für behördlich angeordnete 
Sicherheitsvorkehrungen trägt der Auftraggeber, soweit nichts anderes vereinbart wurde. Die 
vereinbarten Beträge verstehen sich ohne Mehrwertsteuer, die dem Auftragnehmer in jeweils 
gesetzlicher Höhe zusätzlich zu vergüten ist.  

  

II. Besonderer Teil 
  

1. Abschnitt: Krangestellung 
  
Pflichten des Auftragnehmers und Haftung 
12.1 Besteht die Hauptleistung des Auftragnehmers in der bezeichneten Überlassung eines 

Hebezeuges samt Bedienungspersonal an den Auftraggeber zur Durchführung von Arbeiten nach 
dessen Weisung und Disposition, so schuldet der Auftragnehmer die Überlassung eines im 
allgemeinen und im Besonderen geeigneten Hebezeuges, das nach den einschlägigen 
gesetzlichen Bestimmungen und den geltenden Regeln der Technik TÜV- und UVV-geprüft sowie 
betriebsbereit ist. Für das überlassene Personal haftet der Auftragnehmer nur im Rahmen der 
geltenden Grundsätze zum Auswahlverschulden.  

12.2 Eine Haftung für nicht rechtzeitige Gestellung ist ausgeschlossen bei höherer Gewalt, Streik, 
Straßensperrung und sonstigen unvermeidbaren Ereignissen, es sei denn, der Auftragnehmer 
hätte deren Folgen bei Wahrung der verkehrserforderlichen Sorgfalt abwenden können. 

12.3 In allen anderen Fällen nicht rechtzeitiger Gestellung ist die Haftung des Auftragnehmers – 
außer bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit – begrenzt auf den typischerweise vorhersehbaren 
Schaden.  

  

2. Abschnitt: Kranarbeiten und Transportleistungen 
  
Pflichten des Auftragnehmers und Haftung 
13. Der Auftragnehmer verpflichtet sich, alle ihm erteilten Aufträge mit allen zur Verfügung 

stehenden Mitteln und technischen Möglichkeiten unter Beachtung der einschlägigen Regeln 
der Technik ordnungsgemäß und fachgerecht auszuführen.  

14. Der Auftragnehmer verpflichtet sich insbesondere, allgemein und im Besonderen geeignete 
Transportmittel und Hebezeuge, die betriebsbereit, betriebssicher und nach den geltenden 
Bestimmungen TÜV- und UVV-geprüft sind, zum Einsatz zu bringen. Darüber hinaus verpflichtet 
sich der Auftragnehmer, allgemein und im Besonderen geeignetes Bedienungspersonal  
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 (Kranführer und Kraftfahrer), das mit der Bedienung des Transportmittels bzw. des Hebezeuges 

vertraut ist, zur Verfügung zu stellen.  
15.1 Besteht die Hauptleistung des Auftragnehmer Auftragnehmers in der Kranarbeit und/oder 

Transportleistung, so gelten, soweit diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen nichts 
Abweichendes bestimmen, die gesetzlichen Vorschriften über das Frachtgeschäft. Die Haftung 
des Auftragnehmers nach diesen Vorschriften ist begrenzt auf 8,33 Sonderziehungsrechte 
(SZR) je Kilogramm des beschädigten oder in Verlust gegangenen Gutes.  

15.2 Der Auftragnehmer verzichtet auf die Einrede der summenmäßigen Haftungsbegrenzung 
gemäß Ziffer 15.1. für Güterschäden bis zum Betrag von € 500.000,- sowie für sonstige 
Vermögensschäden bis zum Betrag von € 125.000,-, jeweils pro Schadenereignis.  

16. Sofern der Auftraggeber einen höheren Betrag als in Ziffer 15.2. wünscht, so ist vor 
Auftragserteilung eine ausdrückliche Vereinbarung darüber zu treffen, und der Auftragnehmer 
ist berechtigt, die Kosten einer entsprechenden Versicherung für die höhere Haftung dem 
Auftraggeber in Rechnung zu stellen.  

17.1 Zur Versicherung des Gutes ist der Auftragnehmer nur verpflichtet, soweit ein ausdrücklicher 
schriftlicher Auftrag dazu unter Angabe des Versicherungswertes und der zu deckenden 
Gefahren vorliegt; die bloße Wertangabe ist nicht als Auftrag zur Versicherung anzusehen.  

17.2 Durch Entgegennahme eines Versicherungsscheines (Police) übernimmt der Auftragnehmer 
nicht die Pflichten, die dem Auftraggeber als Versicherungsnehmer obliegen; jedoch hat der 
Auftragnehmer alle üblichen Maßnahmen zur Erhaltung des Versicherungsanspruches zu 
treffen.  

17.3 Mangels abweichender schriftlicher Vereinbarung versichert der Auftragnehmer zu den an 
seinem Firmensitz üblichen Versicherungsbedingungen.  

  
Pflichten des Auftraggebers und Haftung 
18. Der Auftraggeber hat alle technischen Voraussetzungen, die für die ordnungsgemäße und 

gefahrlose Durchführung des Auftrages erforderlich sind, auf eigene Rechnung und Gefahr zu 
schaffen und während des Einsatzes aufrechtzuerhalten. Insbesondere ist der Auftraggeber 
verpflichtet, das zu behandelnde Gut in einem für die Durchführung des Auftrages bereiten und 
geeigneten Zustand zur Verfügung zu halten. Der Auftraggeber ist außerdem verpflichtet, die 
Maße, Gewichte und besonderen Eigenschaften des Gutes (z.B. Schwerpunkt, Art des Materials 
usw.) sowie im Falle von Kranleistungen die Anschlagpunkte rechtzeitig und richtig anzugeben.  

19. Der Auftraggeber hat die zum Befahren von fremden Grundstücken, nicht öffentlichen Straßen, 
Wege und Plätze erforderlichen Zustimmungen der Eigentümer zu besorgen und den 
Auftragnehmer von Ansprüchen Dritter, die sich aus einer unbefugten Inanspruchnahme eines 
fremden Grundstückes ergeben können, freizustellen.  

20. Darüber hinaus ist der Auftraggeber dafür verantwortlich, dass die Boden-, Platz- und sonstigen 
Verhältnisse an der Einsatzstelle sowie den Zufahrtswegen – ausgenommen öffentliche Straßen, 
Wege und Plätze – eine ordnungsgemäße und gefahrlose Durchführung des Auftrages gestatten. 
Insbesondere ist der Auftraggeber dafür verantwortlich, dass die Bodenverhältnisse am Be- und 
Entladeort bzw. Kranstandplatz sowie den Zufahrtswegen den auftretenden Bodendrücken und 
sonstigen Beanspruchungen gewachsen sind.  
Schließlich ist der Auftraggeber verantwortlich für alle Angaben über unterirdische 
Kabelschächte, Versorgungsleitungen, sonstige Erdleitungen und Hohlräume, die die 
Tragfähigkeit des Bodens an der Einsatzstelle oder den Zufahrtswegen beeinträchtigen könnten. 
Auf die Lage und das Vorhandensein von Frei- und Oberleitungen, unterirdischen Kabeln, 
Schächten und sonstigen Hohlräumen, oder andere nicht erkennbare Hindernisse, die die Stand- 
und Betriebssicherheit der Fahrzeuge am Einsatzort beeinträchtigen könnten, sowie auf 
besondere Gefährdungslagen, die sich bei Durchführung der Kran- oder Transportleistung 
hinsichtlich des zu befördernden Gutes und des Umfeldes ergeben können (z.B. Gefahrgut, 
Kontaminationsschäden etc.) hat der Auftraggeber unaufgefordert hinzuweisen. Angaben und 
Erklärungen Dritter, deren sich der Auftraggeber zur Erfüllung der ihm obliegenden 
Verpflichtungen bedient, gelten als Eigenerklärungen des Auftraggebers.  

 Angaben und Erklärungen Dritter, deren sich der Auftraggeber zur Erfüllung der ihm 
obliegenden Verpflichtungen bedient, gelten als Eigenerklärungen des Auftraggebers.  
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21. Der Auftraggeber darf nach Auftragserteilung ohne Zustimmung des Auftragnehmers dem von 

ihm eingesetzten Personal keine Weisungen erteilen, die von den vertraglichen Vereinbarungen 
in Art und Umfang abweichen oder dem Vertragszweck zuwiderlaufen.  

22. Verletzt der Auftraggeber schuldhaft die vorgenannten Verpflichtungen, insbesondere seine 
Vorbereitungs-, Hinweis- und Mitwirkungspflicht, so haftet er gegenüber dem Auftragnehmer 
für jeden daraus entstehenden Schaden. Die Vorschriften des § 414 Absatz 2 des HGB bleiben 
hiervon unberührt. Von Schadensersatzansprüchen Dritter, die aus der Verletzung der Pflichten 
des Aufraggebers herrühren, hat er den Auftragnehmer vollumfänglich freizustellen. Für den Fall 
der Inanspruchnahme des Auftragnehmers nach dem USchadG, oder anderer vergleichbarer 
öffentlich-rechtlicher, nationaler oder internationaler Vorschriften, hat der Auftraggeber den 
Auftragnehmer im Innenverhältnis in vollem Umfange freizustellen, sofern dieser den Schaden 
nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verursacht hat.  

  

III. Schlussbestimmungen 
  
23. Die Leistungen des Auftragnehmers sind Vorleistungen und nicht skontoabzugsberechtigt. Die 

Rechnungen des Auftragnehmers sind nach Erfüllung des Auftrages sofort nach Rechnungserhalt 
zu begleichen, soweit nach Auftragserteilung nichts anderes vereinbart ist. Eine Aufrechnung 
oder Zurückbehaltung ist nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten 
Gegenforderungen zulässig, es sei denn, beim Auftraggeber handelt es sich um einen 
Verbraucher. Der Auftragnehmer hat wegen aller fälligen und nicht fälligen Forderungen, die 
ihm aus den in Ziff. 2 bis 4 genannten Tätigkeiten gegenüber dem Auftraggeber zustehen, ein 
Pfandrecht und ein Zurückbehaltungsrecht an den in seiner Verfügungsgewalt befindlichen 
Gütern oder sonstigen Werten. Das Pfand- und Zurückbehaltungsrecht geht jedoch nicht über 
das gesetzliche Fuhrunternehmer- bzw. Vermieterpfandrecht und das allgemeine 
Zurückbehaltungsrecht hinaus. Der Auftragnehmer darf auch ein Pfand- und Zurückbehaltungs-
recht wegen Forderungen aus anderen mit dem Auftraggeber abgeschlossenen Verträgen nur 
ausüben, soweit diese unbestritten oder rechtskräftig festgestellt sind oder wenn die 
Vermögenslage des Schuldners die Forderung des Auftragnehmers gefährdet. An die Stelle der 
in § 1234 BGB bestimmten Frist für die Androhung des Pfandverkaufs von einem Monat tritt in 
allen Fällen eine solche von zwei Wochen. Ist der Auftraggeber in Verzug, kann der 
Auftragnehmer nach erfolgter Verkaufandrohung von den in seinem Besitz befindlichen Gütern 
und Werten eine solche Menge, wie nach seinem pflichtgemäßen Ermessen zur Befriedigung 
erforderlich ist, freihändig verkaufen. Für den Pfand- oder Selbsthilfeverkauf kann der 
Auftragnehmer in allen Fällen eine ortsübliche Verkaufsprovision vom Nettoerlös berechnen.  

24. Erfüllungsort und Gerichtsstand auch für Scheck- und Wechselklagen unter Kaufleuten ist 
ausschließlich der Sitz des Auftragnehmers. Alle vom Auftragnehmer abgeschlossenen Verträge 
unterliegen dem deutschen Recht. Das gilt auch für ausländische Auftraggeber.  

25. Auf die Haftungsbefreiungen und -begrenzungen dieser Geschäftsbedingungen können sich 
auch die Leute des Auftragnehmers berufen. Gleiches gilt für Handlungen und Unterlassungen 
anderer Personen, derer er sich bei Ausführung des Auftrages bedient. Die Haftungsbefreiungen 
und -begrenzungen gelten auch für außervertragliche Ansprüche.  

26. Soweit für Erklärungen die Schriftform verlangt wird, steht ihr die Datenfernübertragung und 
jede sonst lesbare Form gleich, sofern sie den Aussteller erkennbar macht.  

27. Sollten aus Vertrags- oder Rechtsgründen Teile dieser Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
unwirksam oder im Einzelfall nicht anwendbar sein, so bleiben alle übrigen Bestimmungen 
hiervon unberührt; § 139 BGB ist insofern abbedungen.  
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1. Gesetz zu dem Übereinkommen vom 19. Mai 1956 über den 
Beförderungsvertrag im internationalen Straßengüterverkehr (CMR) vom 16. 
August 1961  

  
Art. 1 Dem in Genf am 19. Mai 1956 unterzeichneten Übereinkommen über den Beförderungsvertrag 

im internationalen Straßengüterverkehr (CMR) nebst Unterzeichnungsprotokoll vom gleichen 
Tage wird zugestimmt. Das Übereinkommen nebst Unterzeichnungsprotokoll wird nachstehend 
veröffentlicht.  

Art. 1 a Für Rechtsstreitigkeiten aus einer dem Übereinkommen unterliegenden Beförderung ist auch 
das Gericht zuständig, in dessen Bezirk der Ort der Übernahme des Gutes oder der für die 
Ablieferung des Gutes vorgesehene Ort liegt.  

Art. 2 Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes 
feststellt.  

Art. 3 (Inkrafttreten des Gesetzes und der CMR) 
  
  
  
  

2. Übereinkommen über den Beförderungsvertrag im internationalen 
Straßengüterverkehr (CMR) 

  
  

Präambel  

Die Vertragsparteien haben in der Erkenntnis, dass es sich empfiehlt, die Bedingungen für den 
Beförderungsvertrag im internationalen Straßengüterverkehr, insbesondere hinsichtlich der in diesem Verkehr 
verwendeten Urkunden und der Haftung des Frachtführers, einheitlich zu regeln, folgendes vereinbart:  
  

Kapitel I. Geltungsbereich 
  
Art. 1 Geltungsbereich, völkerrechtliche Verbindlichkeit 
(1) Dieses Übereinkommen gilt für jeden Vertrag über die entgeltliche Beförderung von Gütern auf 

der Straße mittels Fahrzeugen, wenn der Ort der Übernahme des Gutes und der für die 
Ablieferung vorgesehene Ort, wie sie im Vertrage angegeben sind, in zwei verschiedenen 
Staaten liegen, von denen mindestens einer ein Vertragsstaat ist. Dies gilt ohne Rücksicht auf 
den Wohnsitz und die Staatsangehörigkeit der Parteien.  

(2) Im Sinne dieses Übereinkommens bedeuten „Fahrzeuge“ Kraftfahrzeuge, Sattelkraftfahrzeuge, 
Anhänger und Sattelanhänger, wie sie in Artikel 4 des Abkommens über den Straßenverkehr 
vom 19. September 1949 umschrieben sind.  

(3) Dieses Übereinkommen gilt auch dann, wenn in seinen Geltungsbereich fallende Beförderungen 
von Staaten oder von staatlichen Einrichtungen oder Organisationen durchgeführt werden.  

(4) Dieses Übereinkommen gilt nicht  
 a) für Beförderungen, die nach den Bestimmungen internationaler Postübereinkommen 

durchgeführt werden;  
 b) für die Beförderung von Leichen;  
 c) für die Beförderung von Umzugsgut.  
(5) Die Vertragsparteien werden untereinander keine zwei- oder mehrseitigen Sonder-

vereinbarungen schließen, die Abweichungen von den Bestimmungen dieses Übereinkommens 
enthalten; ausgenommen sind Sondervereinbarungen unter Vertragsparteien, nach denen 
dieses Übereinkommen nicht für ihren kleinen Grenzverkehr gilt, oder durch die für 
Beförderungen, die ausschließlich auf ihrem Staatsgebiet durchgeführt werden, die Verwendung 
eines das Gut vertretenden Frachtbriefes zugelassen wird.  

  
Art. 2 Geltung für kombinierten Transport 
(1) Wird das mit dem Gut beladene Fahrzeug auf einem Teil der Strecke zur See, mit der Eisenbahn, 

auf Binnenwasserstraßen oder auf dem Luftwege befördert und wird das Gut – abgesehen von 
Fällen des Artikels 14 – nicht umgeladen, so gilt dieses Übereinkommen trotzdem für die  
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 gesamte Beförderung. Soweit jedoch bewiesen wird, dass während der Beförderung durch das 

andere Verkehrsmittel eingetretene Verluste, Beschädigungen oder Überschreitungen der 
Lieferfrist nicht durch eine Handlung oder Unterlassung des Straßenfrachtführers, sondern 
durch ein Ereignis verursacht worden sind, das nur während und wegen der Beförderung durch 
das andere Beförderungsmittel eingetreten sein kann, bestimmt sich die Haftung des 
Straßenfrachtführers nicht nach diesem Übereinkommen, sondern danach, wie der Frachtführer 
des anderen Verkehrsmittels gehaftet hätte, wenn ein lediglich das Gut betreffender 
Beförderungsvertrag zwischen dem Absender und dem Frachtführer des anderen 
Verkehrsmittels nach den zwingenden Vorschriften des für die Beförderung durch das andere 
Verkehrsmittel geltenden Rechts geschlossen worden wäre. Bestehen jedoch keine solchen 
Vorschriften, so bestimmt sich die Haftung des Straßenfrachtführers nach diesem 
Übereinkommen.  

(2) Ist der Straßenfrachtführer zugleich der Frachtführer des anderen Verkehrsmittels, so haftet er 
ebenfalls nach Absatz 1, jedoch so, als ob seine Tätigkeit als Straßenfrachtführer und seine 
Tätigkeit als Frachtführer des anderen Verkehrsmittels von zwei verschiedenen Personen 
ausgeübt würden.  

  

 

Kapitel II. Haftung des Frachtführers für andere Personen 
Art. 3 Haftung für Gehilfen 
 Der Frachtführer haftet, soweit dieses Übereinkommen anzuwenden ist, für Handlungen und 

Unterlassungen seiner Bediensteten und aller anderen Personen, deren er sich bei Ausführung 
der Beförderung bedient, wie für eigene Handlungen und Unterlassungen, wenn diese 
Bediensteten oder anderen Personen in Ausübung ihrer Verrichtungen handeln.  

  
  

Kapitel III. Abschluss und Ausführung des Beförderungsvertrages 
  
Art. 4 CMR-Frachtbrief 
 Der Beförderungsvertrag wird in einem Frachtbrief festgehalten. Das Fehlen, die 

Mangelhaftigkeit oder der Verlust des Frachtbriefes berührt weder den Bestand noch die 
Gültigkeit des Beförderungsvertrages, der den Bestimmungen dieses Übereinkommens 
unterworfen bleibt.  

  
Art. 5 Ausfertigungen, Form des Frachtbriefs 
(1) Der Frachtbrief wird in drei Originalausfertigungen ausgestellt, die vom Absender und vom 

Frachtführer unterzeichnet werden. Die Unterschriften können gedruckt oder durch den 
Stempel des Absenders oder des Frachtführers ersetzt werden, wenn dies nach dem Recht des 
Staates, in dem der Frachtbrief ausgestellt wird, zulässig ist. Die erste Ausfertigung erhält der 
Absender, die zweite begleitet das Gut, die dritte behält der Frachtführer.  

(2) Ist das zu befördernde Gut auf mehrere Fahrzeuge zu verladen oder handelt es sich um 
verschiedenartige oder um in verschiedene Posten aufgeteilte Güter, können sowohl der 
Absender als auch der Frachtführer verlangen, dass so viele Frachtbriefe ausgestellt werden, als 
Fahrzeuge zu verwenden oder Güterarten oder -posten vorhanden sind.  

  
Art. 6 Angaben im Frachtbrief 
(1) Der Frachtbrief muss folgende Angaben enthalten: 
 a) Ort und Tag der Ausstellung;  
 b) Name und Anschrift des Absenders; 
 c) Name und Anschrift des Frachtführers; 
 d) Stelle und Tag der Übernahme des Gutes sowie die für die Ablieferung vorgesehene 

Stelle;  
 e) Name und Anschrift des Empfängers; 
 f) die übliche Bezeichnung der Art des Gutes und die Art der Verpackung, bei gefährlichen 

Gütern ihre allgemein anerkannte Bezeichnung;  
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 g) Anzahl, Zeichen und Nummern der Frachtstücke;  
 h) Rohgewicht oder die anders angegebene Menge des Gutes;  
 i) die mit der Beförderung verbundenen Kosten (Fracht, Nebengebühren, Zölle und andere 

Kosten, die vom Vertragsabschluss bis zur Ablieferung anfallen);  
 j) Weisungen für die Zoll- und sonstige amtliche Behandlung;  
 k) die Angabe, dass die Beförderung trotz einer gegenteiligen Abmachung den 

Bestimmungen dieses Übereinkommens unterliegt.  
(2) Zutreffendenfalls muss der Frachtbrief ferner folgende Angaben enthalten:  
 a) das Verbot umzuladen;  
 b) die Kosten, die der Absender übernimmt;  
 c) den Betrag einer bei der Ablieferung des Gutes einzuziehenden Nachnahme;  
 d) die Angabe des Wertes des Gutes und des Betrages des besonderen Interesses an der 

Lieferung;  
 e) Weisungen des Absenders an den Frachtführer über die Versicherung des Gutes;  
 f) die vereinbarte Frist, in der die Beförderung beendet sein muss;  
 g) ein Verzeichnis der dem Frachtführer übergebenen Urkunden.  
(3) Die Parteien dürfen in den Frachtbrief noch andere Angaben eintragen, die sie für zweckmäßig 

halten.  
  
Art. 7 Haftung für unrichtige und fehlender Angaben 
(1) Der Absender haftet für alle Kosten und Schäden, die dem Frachtführer dadurch entstehen, dass 

folgende Angaben unrichtig oder unvollständig sind:  
 a) die in Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b, d, e, f , g, h und j bezeichneten Angaben;  
 b) die in Artikel 6 Absatz 2 bezeichneten Angaben;  
 c) alle anderen Angaben oder Weisungen des Absenders für die Ausstellung des 

Frachtbriefes oder zum Zwecke der Eintragung in diesen.  
(2) Trägt der Frachtführer auf Verlangen des Absenders die in Absatz 1 bezeichneten Angaben in 

den Frachtbrief ein, wird bis zum Beweise des Gegenteils vermutet, dass der Frachtführer 
hierbei im Namen des Absenders gehandelt hat.  

(3) Enthält der Frachtbrief die in Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe k bezeichnete Angabe nicht, so haftet 
der Frachtführer für alle Kosten und Schäden, die dem über das Gut Verfügungsberechtigten 
infolge dieser Unterlassung entstehen.  

  
Art. 8 Überprüfungspflichten 
(1) Der Frachtführer ist verpflichtet, bei der Übernahme des Gutes zu überprüfen  
 a) die Richtigkeit der Angaben im Frachtbrief über die Anzahl der Frachtstücke, und über 

ihre Zeichen und Nummern;  
 b) den äußeren Zustand des Gutes und seiner Verpackung.  
(2) Stehen dem Frachtführer keine angemessenen Mittel zur Verfügung, um die Richtigkeit der in 

Absatz 1 Buchstabe a bezeichneten Angaben zu überprüfen, so trägt er im Frachtbrief 
Vorbehalte ein, die zu begründen sind. Desgleichen hat er Vorbehalte zu begründen, die er 
hinsichtlich des äußeren Zustandes des Gutes und seiner Verpackung macht. Die Vorbehalte sind 
für den Absender nicht verbindlich, es sei denn, dass er sie im Frachtbrief ausdrücklich 
anerkannt hat.  

(3) Der Absender kann vom Frachtführer verlangen, dass dieser das Rohgewicht oder die anders 
angegebene Menge des Gutes überprüft. Er kann auch verlangen, dass der Frachtführer den 
Inhalt der Frachtstücke überprüft. Der Frachtführer hat Anspruch auf Ersatz der Kosten der 
Überprüfung. Das Ergebnis der Überprüfung ist in den Frachtbrief einzutragen.  

  
Art. 9 Beweiskraft des Frachtbriefs 
(1) Der Frachtbrief dient bis zum Beweise des Gegenteils als Nachweis für den Abschluss und Inhalt 

des Beförderungsvertrages sowie für die Übernahme des Gutes durch den Frachtführer.  
(2) Sofern der Frachtbrief keine mit Gründen versehenen Vorbehalte des Frachtführers aufweist, 

wird bis zum Beweise des Gegenteils vermutet, dass das Gut und seine Verpackung bei der 
Übernahme durch den Frachtführer äußerlich in gutem Zustande waren und dass die Anzahl der 
Frachtstücke und ihre Zeichen und Nummern mit den Angaben im Frachtbrief übereinstimmten. 
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Art. 10 Haftung für mangelhafte Verpackung 
 Der Absender haftet dem Frachtführer für alle durch mangelhafte Verpackung des Gutes 

verursachten Schäden an Personen, am Betriebsmaterial und an anderen Gütern sowie für alle 
durch mangelhafte Verpackung verursachten Kosten, es sei denn, dass der Mangel offensichtlich 
oder dem Frachtführer bei der Übernahme des Gutes bekannt war und er diesbezüglich keine 
Vorbehalte gemacht hat. 

  
Art. 11 Begleitpapiere 
(1) Der Absender hat dem Frachtbrief die Urkunden beizugeben, die für die vor der Ablieferung des 

Gutes zu erledigende Zoll- oder sonstige amtliche Behandlung notwendig sind, oder diese 
Urkunden dem Frachtführer zur Verfügung zu stellen und diesem alle erforderlichen Auskünfte 
zu erteilen.  

(2) Der Frachtführer ist nicht verpflichtet zu prüfen, ob diese Urkunden und Auskünfte richtig und 
ausreichend sind. Der Absender haftet dem Frachtführer für alle aus dem Fehlen, der 
Unvollständigkeit oder Unrichtigkeit der Urkunden und Angaben entstehenden Schäden, es sei 
denn, dass den Frachtführer ein Verschulden trifft.  

(3) Der Frachtführer haftet wie ein Kommissionär für die Folgen des Verlustes oder der unrichtigen 
Verwendung der im Frachtbrief bezeichneten und diesem beigegebenen oder dem Frachtführer 
ausgehändigten Urkunden; er hat jedoch keinen höheren Schadenersatz zu leisten als bei 
Verlust des Gutes.  

  
Art. 12 Verfügungsrecht über das Gut 
(1) Der Absender ist berechtigt, über das Gut zu verfügen. Er kann insbesondere verlangen, dass der 

Frachtführer das Gut nicht weiterbefördert, den für die Ablieferung vorgesehenen Ort ändert 
oder das Gut einem anderen als dem im Frachtbrief angegebenen Empfänger abliefert.  

(2) Dieses Recht erlischt, sobald die zweite Ausfertigung des Frachtbriefes dem Empfänger 
übergeben ist oder dieser sein Recht nach Artikel 13 Absatz 1 geltend macht. Von diesem 
Zeitpunkt an hat der Frachtführer den Weisungen des Empfängers nachzukommen.  

(3) Das Verfügungsrecht steht jedoch dem Empfänger bereits von der Ausstellung des Frachtbriefes 
an zu, wenn der Absender einen entsprechenden Vermerk in den Frachtbrief eingetragen hat.  

(4) Hat der Empfänger in Ausübung seines Verfügungsrechtes die Ablieferung des Gutes an einen 
Dritten angeordnet, so ist dieser nicht berechtigt, seinerseits andere Empfänger zu bestimmen.  

(5) Die Ausübung des Verfügungsrechtes unterliegt folgenden Bestimmungen:  
 a) der Absender oder in dem in Absatz 3 bezeichneten Falle der Empfänger hat, wenn er 

sein Verfügungsrecht ausüben will, die erste Ausfertigung des Frachtbriefes 
vorzuweisen, worin die dem Frachtführer erteilten neuen Weisungen eingetragen sein 
müssen, und dem Frachtführer alle Kosten und Schäden zu ersetzen, die durch die 
Ausführung der Weisungen entstehen;  

 b) die Ausführung der Weisungen muss zu dem Zeitpunkt, in dem sie die Person erreichen, 
die sie ausführen soll, möglich sein und darf weder den gewöhnlichen Betrieb des 
Unternehmens des Frachtführers hemmen noch die Absender oder Empfänger anderer 
Sendungen schädigen;  

 c) die Weisungen dürfen nicht zu einer Teilung der Sendung führen.  
(6) Kann der Frachtführer auf Grund der Bestimmungen des Absatzes 5 Buchstabe b die erhaltenen 

Weisungen nicht durchführen, so hat er unverzüglich denjenigen zu benachrichtigen, der die 
Weisungen erteilt hat.  

(7) Ein Frachtführer, der Weisungen nicht ausführt, die ihm unter Beachtung der Bestimmungen 
dieses Artikels erteilt worden sind, oder der solche Weisungen ausführt, ohne die Vorlage der 
ersten Ausfertigung des Frachtbriefes verlangt zu haben, haftet dem Berechtigten für den 
daraus entstehenden Schaden.  

  
Art. 13 Rechte des Empfängers nach Ankunft, Zahlungspflicht 
(1) Nach Ankunft des Gutes an dem für die Ablieferung vorgesehenen Ort ist der Empfänger 

berechtigt, vom Frachtführer zu verlangen, dass ihm gegen Empfangsbestätigung die zweite 
Ausfertigung des Frachtbriefes übergeben und das Gut abgeliefert wird. Ist der Verlust des 
Gutes festgestellt oder ist das Gut innerhalb der in Artikel 19 vorgesehenen Frist nicht  
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 angekommen, so kann der Empfänger die Rechte aus dem Beförderungsvertrage im eigenen 

Namen gegen den Frachtführer geltend machen.  
(2) Der Empfänger, der die ihm nach Absatz 1 zustehenden Rechte geltend macht, hat den 

Gesamtbetrag der aus dem Frachtbrief hervorgehenden Kosten zu zahlen. Bei Streitigkeiten 
hierüber ist der Frachtführer zur Ablieferung des Gutes nur verpflichtet, wenn ihm der 
Empfänger Sicherheit leistet.  

  
Art. 14 Beförderungshindernisse 
(1) Wenn aus irgendeinem Grunde vor Ankunft des Gutes an dem für die Ablieferung vorgesehenen 

Ort die Erfüllung des Vertrages zu den im Frachtbrief festgelegten Bedingungen unmöglich ist 
oder unmöglich wird, hat der Frachtführer Weisungen des nach Artikel 12 über das Gut 
Verfügungsberechtigten einzuholen.  

(2) Gestatten die Umstände jedoch eine von den im Frachtbrief festgelegten Bedingungen 
abweichende Ausführung der Beförderung und konnte der Frachtführer Weisungen des nach 
Artikel 12 über das Gut Verfügungsberechtigten innerhalb angemessener Zeit nicht erhalten, so 
hat er die Maßnahmen zu ergreifen, die ihm im Interesse des über das Gut 
Verfügungsberechtigten die besten zu sein scheinen.  

  
Art. 15 Ablieferungshindernisse 
(1) Treten nach Ankunft des Gutes am Bestimmungsort Ablieferungshindernisse ein, so hat der 

Frachtführer Weisungen des Absenders einzuholen. Wenn der Empfänger die Annahme des 
Gutes verweigert, ist der Absender berechtigt, über das Gut zu verfügen, ohne die erste 
Ausfertigung des Frachtbriefes vorweisen zu müssen.  

(2) Der Empfänger kann, auch wenn er die Annahme des Gutes verweigert hat, dessen Ablieferung 
noch so lange verlangen, als der Frachtführer keine dem widersprechenden Weisungen des 
Absenders erhalten hat.  

(3) Tritt das Ablieferungshindernis ein, nachdem der Empfänger auf Grund seiner Befugnisse nach 
Artikel 12 Absatz 3 Anweisung erteilt hat, das Gut an einen Dritten abzuliefern, so nimmt bei der 
Anwendung der Absätze 1 und 2 dieses Artikels der Empfänger die Stelle des Absenders und der 
Dritte die des Empfängers ein.  

  
Art. 16 Kostenerstattung, Ausladung und Verwahrung, Notverkauf 
(1) Der Frachtführer hat Anspruch auf Erstattung der Kosten, die ihm dadurch entstehen, dass er 

Weisungen einholt oder ausführt, es sei denn, dass er diese Kosten verschuldet hat.  
(2) In den in Artikel 14 Absatz 1 und in Artikel 15 bezeichneten Fällen kann der Frachtführer das Gut 

sofort auf Kosten des Verfügungsberechtigten ausladen; nach dem Ausladen gilt die 
Beförderung als beendet. Der Frachtführer hat sodann das Gut für den Verfügungsberechtigten 
zu verwahren. Er kann es jedoch auch einem Dritten anvertrauen und haftet dann nur für die 
sorgfältige Auswahl des Dritten. Das Gut bleibt mit den aus dem Frachtbrief hervorgehenden 
Ansprüchen sowie mit allen anderen Kosten belastet.  

(3) Der Frachtführer kann, ohne Weisungen des Verfügungsberechtigten abzuwarten, den Verkauf 
des Gutes veranlassen, wenn es sich um verderbliche Waren handelt oder der Zustand des 
Gutes eine solche Maßnahme rechtfertigt oder wenn die Kosten der Verwahrung in keinem 
Verhältnis zum Wert des Gutes stehen. Er kann auch in anderen Fällen den Verkauf des Gutes 
veranlassen, wenn er innerhalb einer angemessenen Frist gegenteilige Weisungen des 
Verfügungsberechtigten, deren Ausführung ihm billigerweise zugemutet werden kann, nicht 
erhält.  

(4) Wird das Gut auf Grund der Bestimmungen dieses Artikels verkauft, so ist der Erlös nach Abzug 
der auf dem Gut lastenden Kosten dem Verfügungsberechtigten zur Verfügung zu stellen. Wenn 
diese Kosten höher sind als der Erlös, kann der Frachtführer den Unterschied beanspruchen.  

(5) Art und Weise des Verkaufes bestimmen sich nach den Gesetzen oder Gebräuchen des Ortes, an 
dem sich das Gut befindet.  
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Kapitel IV. Haftung des Frachtführers 
  
Art. 17 Haftung des Frachtführers, Haftungsausschlüsse 
(1) Der Frachtführer haftet für gänzlichen oder teilweisen Verlust und für Beschädigung des Gutes, 

sofern der Verlust oder die Beschädigung zwischen dem Zeitpunkt der Übernahme des Gutes 
und dem seiner Ablieferung eintritt, sowie für Überschreitung der Lieferfrist.  

(2) Der Frachtführer ist von dieser Haftung befreit, wenn der Verlust, die Beschädigung oder die 
Überschreitung der Lieferfrist durch ein Verschulden des Verfügungsberechtigten, durch eine 
nicht vom Frachtführer verschuldete Weisung des Verfügungsberechtigten, durch besondere 
Mängel des Gutes oder durch Umstände verursacht worden ist, die der Frachtführer nicht 
vermeiden und deren Folgen er nicht abwenden konnte.  

(3) Um sich von seiner Haftung zu befreien, kann sich der Frachtführer weder auf Mängel des für 
die Beförderung verwendeten Fahrzeuges noch gegebenenfalls auf ein Verschulden des 
Vermieters des Fahrzeuges oder der Bediensteten des Vermieters berufen.  

(4) Der Frachtführer ist vorbehaltlich des Artikels 18 Absatz 2 bis 5 von seiner Haftung befreit, wenn 
der Verlust oder die Beschädigung aus den mit einzelnen oder mehreren Umständen der 
folgenden Art verbundenen besonderen Gefahren entstanden ist:  

 a) Verwendung von offenen, nicht mit Planen gedeckten Fahrzeugen, wenn diese 
Verwendung ausdrücklich vereinbart und im Frachtbrief vermerkt worden ist; 

 b) Fehlen oder Mängel der Verpackung, wenn die Güter ihrer Natur nach bei fehlender 
oder mangelhafter Verpackung Verlusten oder Beschädigungen ausgesetzt sind; 

 c) Behandlung, Verladen, Verstauen oder Ausladen des Gutes durch den Absender, den 
Empfänger oder Dritte, die für den Absender oder Empfänger handeln; 

 d) natürliche Beschaffenheit gewisser Güter, derzufolge sie gänzlichem oder teilweisem 
Verlust oder Beschädigung, insbesondere durch Bruch, Rost, inneren Verderb, 
Austrocknen, Auslaufen, normalen Schwund oder Einwirkung von Ungeziefer oder 
Nagetieren, ausgesetzt sind;  

 e) ungenügende oder unzulängliche Bezeichnung oder Nummerierung der Frachtstücke;  
 f) Beförderung von lebenden Tieren. 
(5) Haftet der Frachtführer auf Grund dieses Artikels für einzelne Umstände, die einen Schaden 

verursacht haben, nicht, so haftet er nur in dem Umfange, in dem die Umstände, für die er auf 
Grund dieses Artikels haftet, zu dem Schaden beigetragen haben. 

  
Art. 18 Beweislast, Vermutungen 
(1) Der Beweis, dass der Verlust, die Beschädigung oder die Überschreitung der Lieferfrist durch 

einen der in Artikel 17 Absatz 2 bezeichneten Umstände verursacht worden ist, obliegt dem 
Frachtführer.  

(2) Wenn der Frachtführer darlegt, dass nach den Umständen des Falles der Verlust oder die 
Beschädigung aus einer oder mehreren der in Artikel 17 Absatz 4 bezeichneten besonderen 
Gefahren entstehen konnte, wird vermutet, dass der Schaden hieraus entstanden ist. Der 
Verfügungsberechtigte kann jedoch beweisen, dass der Schaden nicht oder nicht ausschließlich 
aus einer dieser Gefahren entstanden ist.  

(3) Diese Vermutung gilt im Falle des Artikels 17 Absatz 4 Buchstabe a nicht bei außergewöhnlich 
großem Abgang oder bei Verlust von ganzen Frachtstücken.  

(4) Bei Beförderung mit einem Fahrzeug, das mit besonderen Einrichtungen zum Schutze des Gutes 
gegen die Einwirkung von Hitze, Kälte, Temperaturschwankungen oder Luftfeuchtigkeit 
versehen ist, kann sich der Frachtführer auf Artikel 17 Absatz 4 Buchstabe d nur berufen, wenn 
er beweist, dass er alle ihm nach den Umständen obliegenden Maßnahmen hinsichtlich der 
Auswahl, Instandhaltung und Verwendung der besonderen Einrichtungen getroffen und ihm 
erteilte besondere Weisungen beachtet hat.  

(5) Der Frachtführer kann sich auf Artikel 17 Absatz 4 Buchstabe f nur berufen, wenn er beweist, 
dass er alle ihm nach den Umständen üblicherweise obliegenden Maßnahmen getroffen und 
ihm erteilte besondere Weisungen beachtet hat.  

  
Art. 19 Überschreitung der Lieferfrist 
 Eine Überschreitung der Lieferfrist liegt vor, wenn das Gut nicht innerhalb der vereinbarten Frist 

abgeliefert worden ist oder, falls keine Frist vereinbart worden ist, die tatsächliche  
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 Beförderungsdauer unter Berücksichtigung der Umstände, bei teilweiser Beladung insbesondere 

unter Berücksichtigung der unter gewöhnlichen Umständen für die Zusammenstellung von 
Gütern zwecks vollständiger Beladung benötigten Zeit, die Frist überschreitet, die 
vernünftigerweise einem sorgfältigen Frachtführer zuzubilligen ist.  

  
Art. 20 Verlustvermutung, Wiederauffinden 
(1) Der Verfügungsberechtigte kann das Gut, ohne weitere Beweise erbringen zu müssen, als 

verloren betrachten, wenn es nicht binnen dreißig Tagen nach Ablauf der vereinbarten 
Lieferfrist oder, falls keine Frist vereinbart worden ist, nicht binnen sechzig Tagen nach der 
Übernahme des Gutes durch den Frachtführer abgeliefert worden ist.  

(2) Der Verfügungsberechtigte kann bei Empfang der Entschädigung für das verlorene Gut 
schriftlich verlangen, dass er sofort benachrichtigt wird, wenn das Gut binnen einem Jahr nach 
Zahlung der Entschädigung wieder aufgefunden wird. Dieses Verlangen ist ihm schriftlich zu 
bestätigen.  

(3) Der Verfügungsberechtigte kann binnen dreißig Tagen nach Empfang einer solchen 
Benachrichtigung fordern, dass ihm das Gut gegen Befriedigung der aus dem Frachtbrief 
hervorgehenden Ansprüche und gegen Rückzahlung der erhaltenen Entschädigung, 
gegebenenfalls abzüglich der in der Entschädigung enthaltenen Kosten, abgeliefert wird; seine 
Ansprüche auf Schadenersatz wegen Überschreitung der Lieferfrist nach Artikel 23 und 
gegebenenfalls nach Artikel 26 bleiben vorbehalten.  

(4) Wird das in Absatz 2 bezeichnete Verlangen nicht gestellt oder ist keine Anweisung in der in 
Absatz 3 bestimmten Frist von dreißig Tagen erteilt worden oder wird das Gut später als ein Jahr 
nach Zahlung der Entschädigung wieder aufgefunden, so kann der Frachtführer über das Gut 
nach dem Recht des Ortes verfügen, an dem es sich befindet.  

  
Art. 21 Ablieferung oder Einziehung Nachnahme 
 Wird das Gut dem Empfänger ohne Einziehung der nach dem Beförderungsvertrag vom 

Frachtführer einzuziehenden Nachnahme abgeliefert, so hat der Frachtführer, vorbehaltlich 
seines Rückgriffsrechtes gegen den Empfänger, dem Absender bis zur Höhe des Nachnahme-
betrages Schadenersatz zu leisten.  

  
Art. 22 Gefährliche Güter 
(1) Der Absender hat den Frachtführer, wenn er ihm gefährliche Güter übergibt, auf die genaue Art 

der Gefahr aufmerksam zu machen und ihm gegebenenfalls die zu ergreifenden 
Vorsichtsmaßnahmen anzugeben. Ist diese Mitteilung im Frachtbrief nicht eingetragen worden, 
so obliegt es dem Absender oder dem Empfänger, mit anderen Mitteln zu beweisen, dass der 
Frachtführer die genaue Art der mit der Beförderung der Güter verbundenen Gefahren gekannt 
hat.  

(2) Gefährliche Güter, deren Gefährlichkeit der Frachtführer nicht im Sinne des Absatzes 1 gekannt 
hat, kann der Frachtführer jederzeit und überall ohne Schadenersatzpflicht ausladen, vernichten 
oder unschädlich machen; der Absender haftet darüber hinaus für alle durch die Übergabe 
dieser Güter zur Beförderung oder durch ihre Beförderung entstehenden Kosten und Schäden. 

  
Art. 23 Haftungsumfang, Höchstbeiträge 
(1) Hat der Frachtführer auf Grund der Bestimmungen dieses Übereinkommens für gänzlichen oder 

teilweisen Verlust des Gutes Schadenersatz zu leisten, so wird die Entschädigung nach dem Wert 
des Gutes am Ort und zur Zeit der Übernahme zur Beförderung berechnet.  

(2) Der Wert des Gutes bestimmt sich nach dem Börsenpreis, mangels eines solchen nach dem 
Marktpreis oder mangels beider nach dem gemeinen Wert von Gütern gleicher Art und 
Beschaffenheit.  

(3) Die Entschädigung darf jedoch 8,33 Rechnungseinheiten für jedes fehlende Kilogramm des 
Rohgewichts nicht übersteigen.  

(4) Außerdem sind – ohne weiteren Schadenersatz – Fracht, Zölle und sonstige aus Anlass der 
Beförderung des Gutes entstandene Kosten zurückzuerstatten, und zwar im Falle des gänzlichen 
Verlustes in voller Höhe, im Falle des teilweisen Verlustes anteilig.  
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(5) Wenn die Lieferfrist überschritten ist und der Verfügungsberechtigte beweist, dass daraus ein 

Schaden entstanden ist, hat der Frachtführer dafür eine Entschädigung nur bis zur Höhe der 
Fracht zu leisten.  

(6) Höhere Entschädigungen können nur dann beansprucht werden, wenn der Wert des Gutes oder 
ein besonderes Interesse an der Lieferung nach den Artikeln 24 und 26 angegeben worden ist. 

(7) Die in diesem Übereinkommen genannte Rechnungseinheit ist das Sonderziehungsrecht des 
Internationalen Währungsfonds. Der in Absatz 3 genannte Betrag wird in die Landeswährung 
des Staates des angerufenen Gerichts umgerechnet; die Umrechnung erfolgt entsprechend dem 
Wert der betreffenden Währung am Tag des Urteils oder an dem von den Parteien vereinbarten 
Tag. Der in Sonderziehungsrechten ausgedrückte Wert der Landeswährung eines Staates, der 
Mitglied des Internationalen Währungsfonds ist, wird nach der vom Internationalen 
Währungsfonds angewendeten Bewertungsmethode errechnet, die an dem betreffenden Tag 
für seine Operationen und Transaktionen gilt. Der in Sonderziehungsrechten ausgedrückte Wert 
der Landeswährung eines Staates, der nicht Mitglied des Internationalen Währungsfonds ist, 
wird auf eine von diesem Staat bestimmte Weise errechnet. 

(8) Dessen ungeachtet kann ein Staat, der nicht Mitglied des Internationalen Währungsfonds ist und 
dessen Recht die Anwendung des Absatzes 7 nicht zulässt, bei der Ratifikation des Protokolls 
zum CMR oder dem Beitritt zu jenem Protokoll oder jederzeit danach erklären, dass sich der in 
seinem Hoheitsgebiet geltende Haftungshöchstbetrag des Absatzes 3 auf 25 Werteinheiten 
beläuft. Die in diesem Absatz genannte Werteinheit entspricht 10/31 Gramm Gold von 
900/1000 Feingehalt. Die Umrechnung des Betrags nach diesem Absatz in die Landeswährung 
erfolgt nach dem Recht des betreffenden Staates.  

(9) Die in Absatz 7 letzter Satz genannte Berechnung und die in Absatz 8 genannte Umrechnung 
erfolgen in der Weise, dass der Betrag nach Absatz 3, in der Landeswährung des Staates 
ausgedrückt, soweit wie möglich dem dort in Rechnungseinheiten ausgedrückten tatsächlichen 
Wert entspricht. Die Staaten teilen dem Generalsekretär der Vereinten Nationen die Art der 
Berechnung nach Absatz 7 oder das Ergebnis der Umrechnung nach Absatz 8 bei der 
Hinterlegung einer der in Artikel 3 des Protokolls zum CMR genannten Urkunden sowie immer 
dann mit, wenn sich die Berechnungsart oder das Umrechnungsergebnis ändert.  

  

Art. 24 Einvernehmliche Erhöhung des Höchstbetrags 
 Der Absender kann gegen Zahlung eines zu vereinbarenden Zuschlages zur Fracht einen Wert 

des Gutes im Frachtbrief angeben, der den in Artikel 23 Absatz 3 bestimmten Höchstbetrag 
übersteigt; in diesem Fall tritt der angegebene Betrag an die Stelle des Höchstbetrages.  

  

Art. 25 Obergrenze bei Beschädigung 
(1) Bei Beschädigung hat der Frachtführer den Betrag der Wertverminderung zu zahlen, die unter 

Zugrundelegung des nach Artikel 23 Absatz 1, 2 und 4 festgestellten Wertes des Gutes 
berechnet wird.  

(2) Die Entschädigung darf jedoch nicht übersteigen,  
 a) wenn die ganze Sendung durch die Beschädigung entwertet ist, den Betrag, der bei 

gänzlichem Verlust zu zahlen wäre;  
 b) wenn nur ein Teil der Sendung durch die Beschädigung entwertet ist, den Betrag, der 

bei Verlust des entwerteten Teiles zu zahlen wäre.  
  

Art. 26 Besonderes Lieferinteresse 
(1) Der Absender kann gegen Zahlung eines zu vereinbarenden Zuschlages zur Fracht für den Fall 

des Verlustes oder der Beschädigung und für den Fall der Überschreitung der vereinbarten 
Lieferfrist durch Eintragung in den Frachtbrief den Betrag eines besonderen Interesses an der 
Lieferung festlegen.  

(2) Ist ein besonderes Interesse an der Lieferung angegeben worden, so kann unabhängig von der 
Entschädigung nach den Artikeln 23, 24 und 25 der Ersatz des Weiteren bewiesenen Schadens 
bis zur Höhe des als Interesse angegebenen Betrages beansprucht werden.  

 
Art. 27 Zinsen, Währungsumrechnung 
(1) Der Verfügungsberechtigte kann auf die ihm gewährte Entschädigung Zinsen in Höhe von 5 v. H. 

jährlich verlangen. Die Zinsen laufen von dem Tage der schriftlichen Reklamation gegenüber 
dem Frachtführer oder, wenn keine Reklamation vorausging, vom Tage der Klageerhebung an. 
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(2) Wird die Entschädigung auf Grund von Rechnungsgrößen ermittelt, die nicht in der Währung des 

Landes ausgedrückt sind, in dem die Zahlung beansprucht wird, so ist die Umrechnung nach dem 
Tageskurs am Zahlungsort der Entschädigung vorzunehmen.  

  
Art. 28 Außervertragliche Ansprüche 
(1) Können Verluste, Beschädigungen oder Überschreitungen der Lieferfrist, die bei einer diesem 

Übereinkommen unterliegenden Beförderung eingetreten sind, nach dem anzuwendenden 
Recht zur Erhebung außervertraglicher Ansprüche führen, so kann sich der Frachtführer 
demgegenüber auf die Bestimmungen dieses Übereinkommens berufen, die seine Haftung 
ausschließen oder den Umfang der zu leistenden Entschädigung bestimmen oder begrenzen. 

(2) Werden Ansprüche aus außervertraglicher Haftung für Verlust, Beschädigung oder 
Überschreitung der Lieferfrist gegen eine der Personen erhoben, für die der Frachtführer nach 
Artikel 3 haftet, so kann sich auch diese Person auf die Bestimmungen dieses Übereinkommens 
berufen, die die Haftung des Frachtführers ausschließen oder den Umfang der zu leistenden 
Entschädigung bestimmen oder begrenzen.  

  
Art. 29 Wegfall der Haftungsbeschränkungen 
(1) Der Frachtführer kann sich auf die Bestimmungen dieses Kapitels, die seine Haftung 

ausschließen oder begrenzen oder die Beweislast umkehren, nicht berufen, wenn er den 
Schaden vorsätzlich oder durch ein ihm zur Last fallendes Verschulden verursacht hat, das nach 
dem Recht des angerufenen Gerichtes dem Vorsatz gleichsteht.  

(2) Das gleiche gilt, wenn Bediensteten des Frachtführers oder sonstigen Personen, deren er sich 
bei Ausführung der Beförderung bedient, Vorsatz oder ein dem Vorsatz gleichstehendes 
Verschulden zur Last fällt, wenn diese Bediensteten oder sonstigen Personen in Ausübung ihrer 
Verrichtungen handeln. In solchen Fällen können sich auch die Bediensteten oder sonstigen 
Personen hinsichtlich ihrer persönlichen Haftung nicht auf die in Absatz 1 bezeichneten 
Bestimmungen dieses Kapitels berufen.  

  
  

Kapitel V. Reklamation und Klagen 
  
Art. 30 Notwendige Vorbehalte 
(1) Nimmt der Empfänger das Gut an, ohne dessen Zustand gemeinsam mit dem Frachtführer zu 

überprüfen und ohne unter Angaben allgemeiner Art über den Verlust oder die Beschädigung an 
den Frachtführer Vorbehalte zu richten, so wird bis zum Beweise des Gegenteils vermutet, dass 
der Empfänger das Gut in dem im Frachtbrief beschriebenen Zustand erhalten hat; die 
Vorbehalte müssen, wenn es sich um äußerlich erkennbare Verluste oder Beschädigungen 
handelt, spätestens bei der Ablieferung des Gutes oder, wenn es sich um äußerlich nicht 
erkennbare Verluste oder Beschädigungen handelt, spätestens binnen sieben Tagen, Sonntage 
und gesetzliche Feiertage nicht mitgerechnet, nach der Ablieferung gemacht werden. Die 
Vorbehalte müssen schriftlich gemacht werden, wenn es sich um äußerlich nicht erkennbare 
Verluste oder Beschädigungen handelt.  

(2) Haben Empfänger und Frachtführer den Zustand des Gutes gemeinsam überprüft, so ist der 
Gegenbeweis gegen das Ergebnis der Überprüfung nur zulässig, wenn es sich um äußerlich nicht 
erkennbare Verluste oder Beschädigungen handelt und der Empfänger binnen sieben Tagen, 
Sonntage und gesetzliche Feiertage nicht mitgerechnet, nach der Überprüfung an den 
Frachtführer schriftliche Vorbehalte gerichtet hat.  

(3) Schadenersatz wegen Überschreitung der Lieferfrist kann nur gefordert werden, wenn binnen 
einundzwanzig Tagen nach dem Zeitpunkt, an dem das Gut dem Empfänger zur Verfügung 
gestellt worden ist, an den Frachtführer ein schriftlicher Vorbehalt gerichtet wird.  

(4) Bei der Berechnung der in diesem Artikel bestimmten Fristen wird jeweils der Tag der 
Ablieferung, der Tag der Überprüfung oder der Tag, an dem das Gut dem Empfänger zur 
Verfügung gestellt worden ist, nicht mitgerechnet.  

(5) Frachtführer und Empfänger haben sich gegenseitig jede angemessene Erleichterung für alle 
erforderlichen Feststellungen und Überprüfungen zu gewähren.  
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Art. 31 Gerichtsstand, Rechtshängigkeit, Rechtskraft, Vollstreckbarkeit, Sicherheitsleistung 
(1) Wegen aller Streitigkeiten aus einer diesem Übereinkommen unterliegenden Beförderung kann 

der Kläger, außer durch Vereinbarung der Parteien bestimmte Gerichte von Vertragstaaten, die 
Gerichte eines Staates anrufen, auf dessen Gebiet  

 a) der Beklagte seinen gewöhnlichen Aufenthalt, seine Hauptniederlassung oder die 
Zweigniederlassung oder Geschäftsstelle hat, durch deren Vermittlung der 
Beförderungsvertrag geschlossen worden ist, oder  

 b) der Ort der Übernahme des Gutes oder der für die Ablieferung vorgesehene Ort liegt.  
 Andere Gerichte können nicht angerufen werden. 
(2) Ist ein Verfahren bei einem nach Absatz 1 zuständigen Gericht wegen einer Streitigkeit im Sinne 

des genannten Absatzes anhängig oder ist durch ein solches Gericht in einer solchen Streitsache 
ein Urteil erlassen worden, so kann eine neue Klage wegen derselben Sache zwischen denselben 
Parteien nicht erhoben werden, es sei denn, dass die Entscheidung des Gerichtes, bei dem die 
erste Klage erhoben worden ist, in dem Staat nicht vollstreckt werden kann, in dem die neue 
Klage erhoben wird.  

(3) Ist in einer Streitsache im Sinne des Absatzes 1 ein Urteil eines Gerichtes eines Vertragsstaates 
in diesem Staat vollstreckbar geworden, so wird es auch in allen anderen Vertragsstaaten 
vollstreckbar, sobald die in dem jeweils in Betracht kommenden Staat hierfür vorgeschriebenen 
Formerfordernisse erfüllt sind. Diese Formerfordernisse dürfen zu keiner sachlichen 
Nachprüfung führen.  

(4) Die Bestimmungen des Absatzes 3 gelten für Urteile im kontradiktorischen Verfahren, für 
Versäumnisurteile und für gerichtliche Vergleiche, jedoch nicht für nur vorläufig vollstreckbare 
Urteile sowie nicht für Verurteilungen, durch die dem Kläger bei vollständiger oder teilweiser 
Abweisung der Klage neben den Verfahrenskosten Schadenersatz und Zinsen auferlegt werden. 

(5) Angehörige der Vertragstaaten, die ihren Wohnsitz oder eine Niederlassung in einem dieser 
Staaten haben, sind nicht verpflichtet, Sicherheit für die Kosten eines gerichtlichen Verfahrens 
zu leisten, das wegen einer diesem Übereinkommen unterliegenden Beförderung eingeleitet 
wird. 

  
Art. 32 Verjährung 
(1) Ansprüche aus einer diesem Übereinkommen unterliegenden Beförderung verjähren in einem 

Jahr. Bei Vorsatz oder bei einem Verschulden, das nach dem Recht des angerufenen Gerichtes 
dem Vorsatz gleichsteht, beträgt die Verjährungsfrist jedoch drei Jahre. Die Verjährungsfrist 
beginnt  

 a) bei teilweisem Verlust, Beschädigung oder Überschreitung der Lieferfrist mit dem Tage 
der Ablieferung des Gutes;  

 b) bei gänzlichem Verlust mit dem dreißigsten Tage nach Ablauf der vereinbarten 
Lieferfrist oder, wenn eine Lieferfrist nicht vereinbart worden ist, mit dem sechzigsten 
Tage nach der Übernahme des Gutes durch den Frachtführer;  

 c) in allen anderen Fällen mit dem Ablauf einer Frist von drei Monaten nach dem Abschluss 
des Beförderungsvertrages.  

 Der Tag, an dem die Verjährung beginnt, wird bei der Berechnung der Frist nicht mitgerechnet.  
(2) Die Verjährung wird durch eine schriftliche Reklamation bis zu dem Tage gehemmt, an dem der 

Frachtführer die Reklamation schriftlich zurückweist und die beigefügten Belege zurücksendet. 
Wird die Reklamation teilweise anerkannt, so läuft die Verjährung nur für den noch streitigen 
Teil der Reklamation weiter. Der Beweis für den Empfang der Reklamation oder der Antwort 
sowie für die Rückgabe der Belege obliegt demjenigen, der sich darauf beruft. Weitere 
Reklamationen, die denselben Anspruch zum Gegenstand haben, hemmen die Verjährung nicht.  

(3) Unbeschadet der Bestimmungen des Absatzes 2 gilt für die Hemmung der Verjährung das Recht 
des angerufenen Gerichtes. Dieses Recht gilt auch für die Unterbrechung der Verjährung.  

(4) Verjährte Ansprüche können auch nicht im Wege der Widerklage oder der Einrede geltend 
gemacht werden.  

  
Art. 33 Schiedsgerichtsklausel 
 Der Beförderungsvertrag kann eine Bestimmung enthalten, durch die die Zuständigkeit eines 

Schiedsgerichtes begründet wird, jedoch nur, wenn die Bestimmung vorsieht, dass das 
Schiedsgericht dieses Übereinkommen anzuwenden hat.  
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Kapitel VI. Bestimmungen über den Beförderung durch aufeinanderfolgende Frachtführer 
  
Art. 34 Mehrere aufeinanderfolgende Straßenfrachtführer 
 Wird eine Beförderung, die Gegenstand eines einzigen Vertrages ist, von aufeinanderfolgenden 

Straßenfrachtführern ausgeführt, so haftet jeder von ihnen für die Ausführung der gesamten 
Beförderung; der zweite und jeder folgende Frachtführer wird durch die Annahme des Gutes 
und des Frachtbriefes nach Maßgabe der Bedingungen des Frachtbriefes Vertragspartei. 

  
Art. 35 Überprüfungspflichten, Beweiskraft des Frachtbriefs 
(1) Ein Frachtführer, der das Gut von dem vorhergehenden Frachtführer übernimmt, hat diesem 

eine datierte und unterzeichnete Empfangsbestätigung auszuhändigen. Er hat seinen Namen 
und seine Anschrift auf der zweiten Ausfertigung des Frachtbriefes einzutragen. Gegebenenfalls 
trägt er Vorbehalte nach Artikel 8 Absatz 2 auf der zweiten Ausfertigung des Frachtbriefes sowie 
auf der Empfangsbestätigung ein.  

(2) Für die Beziehungen zwischen den aufeinanderfolgenden Frachtführern gilt Artikel 9.  
  
Art. 36 Passivlegitimation 
 Ersatzansprüche wegen eines Verlustes, einer Beschädigung oder einer Überschreitung der 

Lieferfrist können, außer im Wege der Widerklage oder der Einrede in einem Verfahren wegen 
eines auf Grund desselben Beförderungsvertrages erhobenen Anspruches, nur gegen den 
ersten, den letzten oder denjenigen Frachtführer geltend gemacht werden, der den Teil der 
Beförderung ausgeführt hat, in dessen Verlauf das Ereignis eingetreten ist, das den Verlust, die 
Beschädigung oder die Überschreitung der Lieferfrist verursacht hat; ein und dieselbe Klage 
kann gegen mehrere Frachtführer gerichtet sein.  

  
Art. 37 Rückgriff 
 Einem Frachtführer, der auf Grund der Bestimmungen dieses Übereinkommens eine 

Entschädigung gezahlt hat, steht der Rückgriff hinsichtlich der Entschädigung, der Zinsen und der 
Kosten gegen die an der Beförderung beteiligten Frachtführer nach folgenden Bestimmungen 
zu:  

 a) der Frachtführer, der den Verlust oder die Beschädigung verursacht hat, hat die von ihm 
oder von einem anderen Frachtführer geleistete Entschädigung allein zu tragen;  

 b) ist der Verlust oder die Beschädigung durch zwei oder mehrere Frachtführer verursacht 
worden, so hat jeder einen seinem Haftungsanteil entsprechenden Betrag zu zahlen; ist 
die Feststellung der einzelnen Haftungsanteile nicht möglich, so haftet jeder nach dem 
Verhältnis des ihm zustehenden Anteiles am Beförderungsentgelt;  

 c) kann nicht festgestellt werden, welche der Frachtführer den Schaden zu tragen haben, 
so ist die zu leistende Entschädigung in dem unter Buchstabe b bestimmten Verhältnis 
zu Lasten aller Frachtführer aufzuteilen.  

  
Art. 38 Ausgleichungspflicht bei Zahlungsunfähigkeit 
 Ist ein Frachtführer zahlungsunfähig, so ist der auf ihn entfallende, aber von ihm nicht gezahlte 

Anteil zu Lasten aller anderen Frachtführer nach dem Verhältnis ihrer Anteile an dem 
Beförderungsentgelt aufzuteilen.  

  
Art. 39 Rückgriffsverfahren 
(1) Ein Frachtführer, gegen den nach den Artikeln 37 und 38 Rückgriff genommen wird, kann nicht 

einwenden, dass der Rückgriff nehmende Frachtführer zu Unrecht gezahlt hat, wenn die 
Entschädigung durch eine gerichtliche Entscheidung festgesetzt worden war, sofern der im 
Wege des Rückgriffs in Anspruch genommene Frachtführer von dem gerichtlichen Verfahren 
ordnungsgemäß in Kenntnis gesetzt worden war und in der Lage war, sich daran zu beteiligen.  

(2) Ein Frachtführer, der sein Rückgriffsrecht gerichtlich geltend machen will, kann seinen Anspruch 
vor dem zuständigen Gericht des Staates erheben, in dem einer der beteiligten Frachtführer 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt, seine Hauptniederlassung oder die Zweigniederlassung oder 
Geschäftsstelle hat, durch deren Vermittlung der Beförderungsvertrag abgeschlossen worden 
ist. Ein und dieselbe Rückgriffsklage kann gegen alle beteiligten Frachtführer gerichtet sein.  
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(3) Die Bestimmungen des Artikels 31 Absatz 3 und 4 gelten auch für Urteile über die 

Rückgriffsansprüche nach den Artikeln 37 und 38.  
(4) Die Bestimmungen des Artikels 32 gelten auch für Rückgriffsansprüche zwischen Frachtführern. 

Die Verjährung beginnt jedoch entweder mit dem Tage des Eintrittes der Rechtskraft eines 
Urteils über die nach den Bestimmungen dieses Übereinkommens zu zahlende Entschädigung 
oder, wenn ein solches rechtskräftiges Urteil nicht vorliegt, mit dem Tage der tatsächlichen 
Zahlung.  

  
Art. 40. Abweichende Vereinbarungen 
 Den Frachtführern steht es frei, untereinander Vereinbarungen zu treffen, die von den Artikeln 

37 und 38 abweichen.  
  
  

Kapitel VII. Nichtigkeit von dem Übereinkommen widersprechenden Vereinbarungen 
  
Art. 41 Zwingendes Recht 
(1) Unbeschadet der Bestimmungen des Artikels 40 ist jede Vereinbarung, die unmittelbar oder 

mittelbar von den Bestimmungen dieses Übereinkommens abweicht, nichtig und ohne 
Rechtswirkung. Die Nichtigkeit solcher Vereinbarungen hat nicht die Nichtigkeit der übrigen 
Vertragsbestimmungen zur Folge.  

(2) Nichtig ist insbesondere jede Abmachung, durch die sich der Frachtführer die Ansprüche aus der 
Versicherung des Gutes abtreten lässt, und jede andere ähnliche Abmachung sowie jede 
Abmachung, durch die die Beweislast verschoben wird.  

  
  

Kapitel VIII. Schlussbestimmungen 
  
Art. 42 Unterzeichung, Beitritt 
(1) Dieses Übereinkommen steht den Mitgliedstaaten der Wirtschaftskommission für Europa sowie 

den nach Absatz 8 des der Kommission erteilten Auftrages in beratender Eigenschaft zu der 
Kommission zugelassenen Staaten zur Unterzeichnung oder zum Beitritt offen.  

(2) Die Staaten, die nach Absatz 11 des der Wirtschaftskommission für Europa erteilten Auftrages 
berechtigt sind, an gewissen Arbeiten der Kommission teilzunehmen, können durch Beitritt 
Vertragsparteien des Übereinkommens nach seinem Inkrafttreten werden.  

(3) Das Übereinkommen liegt bis einschließlich 31. August 1956 zur Unterzeichnung auf. Nach 
diesem Tage steht es zum Beitritt offen.  

(4) Dieses Übereinkommen ist zu ratifizieren.  
(5) Die Ratifikation oder der Beitritt erfolgt durch Hinterlegung einer Urkunde beim Generalsekretär 

der Vereinten Nationen.  
  
Art. 43 Inkrafttreten 
(1) Dieses Übereinkommen tritt am neunzigsten Tage nach Hinterlegung der Ratifikations- oder 

Beitrittsurkunden durch fünf der in Artikel 42 Absatz 1 bezeichneten Staaten in Kraft.  
(2) Dieses Übereinkommen tritt für jeden Staat, der nach Hinterlegung der Ratifikations- oder 

Beitrittsurkunden durch fünf Staaten ratifiziert oder beitritt, am neunzigsten Tage nach 
Hinterlegung seiner Ratifikations- oder Beitrittsurkunden in Kraft.  

  
Art. 44 Kündigung des Abkommens 
(1) Jede Vertragspartei kann dieses Übereinkommen durch Notifizierung an den Generalsekretär 

der Vereinten Nationen kündigen.  
 (2) Die Kündigung wird zwölf Monate nach dem Eingang der Notifizierung beim Generalsekretär 

wirksam.  
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Art. 45 Außerkrafttreten 
 Sinkt durch Kündigungen die Zahl der Vertragsparteien nach Inkrafttreten dieses 

Übereinkommens auf weniger als fünf, so tritt das Übereinkommen mit dem Tage außer Kraft, 
an dem die letzte dieser Kündigungen wirksam wird.  

  
Art. 46 Beschränkung, Ausdehnung des Geltungsbereichs 
(1) Jeder Staat kann bei Hinterlegung seiner Ratifikations- oder Beitrittsurkunde oder zu jedem 

späteren Zeitpunkt durch Notifizierung dem Generalsekretär der Vereinten Nationen gegenüber 
erklären, dass dieses Übereinkommen für alle oder für einen Teil der Hoheitsgebiete gelten soll, 
deren internationale Beziehungen er wahrnimmt. Das Übereinkommen wird für das 
Hoheitsgebiet oder die Hoheitsgebiete, die in der Notifizierung genannt sind, am neunzigsten 
Tage nach Eingang der Notifizierung beim Generalsekretär der Vereinten Nationen oder, falls 
das Übereinkommen noch nicht in Kraft getreten ist, mit seinem Inkrafttreten wirksam.  

(2) Jeder Staat, der nach Absatz 1 erklärt hat, dass dieses Übereinkommen auf ein Hoheitsgebiet 
Anwendung findet, dessen internationale Beziehungen er wahrnimmt, kann das 
Übereinkommen in Bezug auf dieses Hoheitsgebiet gemäß Artikel 44 kündigen.  

  
Art. 47 Verhandlungs- und Schiedsabrede 
 Jede Meinungsverschiedenheit zwischen zwei oder mehreren Vertragsparteien über die 

Auslegung oder Anwendung dieses Übereinkommens, die von den Parteien durch Verhandlung 
oder auf anderem Wege nicht geregelt werden kann, wird auf Antrag einer der beteiligten 
Vertragsparteien dem Internationalen Gerichtshof zur Entscheidung vorgelegt.  

  
Art. 48 Vorbehalte gegen die Verhandlungs- und Schiedsabrede 
(1) Jede Vertragspartei kann bei der Unterzeichnung, bei der Ratifikation oder bei dem Beitritt zu 

diesem Übereinkommen erklären, dass sie sich durch den Artikel 47 des Übereinkommens nicht 
als gebunden betrachtet. Die anderen Vertragsparteien sind gegenüber jeder Vertragspartei, die 
einen solchen Vorbehalt gemacht hat, durch den Artikel 47 nicht gebunden.  

(2) Jede Vertragspartei, die einen Vorbehalt nach Absatz 1 gemacht hat, kann diesen Vorbehalt 
jederzeit durch Notifizierung an den Generalsekretär der Vereinten Nationen zurückziehen.  

(3) Andere Vorbehalte zu diesem Übereinkommen sind nicht zulässig.  
  
Art. 49 Revisionskonferenz 
(1) Sobald dieses Übereinkommen drei Jahre lang in Kraft ist, kann jede Vertragspartei durch 

Notifizierung an den Generalsekretär der Vereinten Nationen die Einberufung einer Konferenz 
zur Revision des Übereinkommens verlangen. Der Generalsekretär wird dieses Verlangen allen 
Vertragsparteien mitteilen und eine Revisionskonferenz einberufen, wenn binnen vier Monaten 
nach seiner Mitteilung mindestens ein Viertel der Vertragsparteien ihm die Zustimmung zu dem 
Verlangen notifiziert.  

(2) Wenn eine Konferenz nach Absatz 1 einberufen wird, teilt der Generalsekretär dies allen 
Vertragsparteien mit und fordert sie auf, binnen drei Monaten die Vorschläge einzureichen, die 
sie durch die Konferenz geprüft haben wollen. Der Generalsekretär teilt allen Vertragsparteien 
die vorläufige Tagesordnung der Konferenz sowie den Wortlaut dieser Vorschläge mindestens 
drei Monate vor der Eröffnung der Konferenz mit.  

(3) Der Generalsekretär lädt zu jeder nach diesem Artikel einberufenen Konferenz alle in Artikel 42 
Absatz 1 bezeichneten Staaten sowie die Staaten ein, die auf Grund des Artikels 42 Absatz 2 
Vertragsparteien geworden sind.  

  

 
Art. 50 Notifikation 
 Außer den in Artikel 49 vorgesehenen Mitteilungen notifiziert der Generalsekretär der Vereinten 

Nationen den in Artikel 42 Absatz 1 bezeichneten Staaten sowie den Staaten, die auf Grund des 
Artikels 42 Absatz 2 Vertragsparteien geworden sind,  

 a) die Ratifikationen und Beitritte nach Artikel 42;  
 b) die Zeitpunkte, zu denen dieses Übereinkommen nach Artikel 43 in Kraft tritt;  
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 c) die Kündigung nach Artikel 44;  
 d) das Außerkrafttreten dieses Übereinkommens nach Artikel 45;  
 e) den Eingang der Notifizierungen nach Artikel 46;  
 f) den Eingang der Erklärungen und Notifizierungen nach Artikel 48 Absatz 1 und 2.  
  
Art. 51 Verbindliche Gesetzessprachen 
 Nach dem 31. August 1956 wird die Urschrift dieses Übereinkommens beim Generalsekretär der 

Vereinten Nationen hinterlegt, der allen in Artikel 42 Absatz 1 und 2 bezeichneten Staaten 
beglaubigte Abschriften übersendet. 
Zu Urkund dessen haben die hierzu gehörig bevollmächtigten Unterzeichneten dieses 
Übereinkommen unterschrieben. 
Geschehen zu Genf am neunzehnten Mai neunzehnhundertsechsundfünfzig in einer einzigen 
Urschrift in englischer und französischer Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen 
verbindlich ist.  
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Warschauer Abkommen (WA) 
Abkommen zur Vereinheitlichung von Regeln 

Über die Beförderung im 
internationalen Luftverkehr 

vom 12. Oktober 1929 (BGBl. 1933 II S. 1039) in der Fassung des  
Protokolls vom 28. September 1955 (BGBl. 1958 II S. 291) 

(Warschauer Abkommen in der Fassung von Den Haag 1955)  
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1. Kapitel: Gegenstand - Begriffsbestimmungen 
 
Art. 1  Geltungsbereich, Luftbeförderung 
(1)  Dieses Abkommen gilt für jede internationale Beförderung von Personen, Reisegepäck oder 

Gütern, die durch Luftfahrzeuge gegen Entgelt erfolgt. Es gilt auch für unentgeltliche 
Beförderungen durch Luftfahrzeuge, wenn sie von einem Luftfahrtunternehmen ausgeführt 
werden.  

(2)  Als internationale Beförderung im Sinne dieses Abkommens ist jede Beförderung anzusehen, bei 
der nach den Vereinbarungen der Parteien der Abgangsort und der Bestimmungsort, gleichviel 
ob eine Unterbrechung der Beförderung oder ein Fahrzeugwechsel stattfindet oder nicht, in den 
Gebieten von zwei der Hohen Vertragschließenden Teile liegen oder, wenn diese Orte zwar im 
Gebiet nur eines Hohen Vertragschließenden Teils liegen, aber eine Zwischenlandung in dem 
Gebiet eines anderen Staates vorgesehen ist, selbst wenn dieser Staat kein Hoher 
Vertragschließender Teil ist. Die Beförderung zwischen zwei Orten innerhalb des Gebietes nur 
eines Hohen Vertragschließenden Teils ohne eine solche Zwischenlandung gilt nicht als 
internationale Beförderung im Sinne dieses Abkommens.  

(3)  Ist eine Beförderung von mehreren aufeinanderfolgenden Luftfrachtführern auszuführen, so gilt 
sie bei der Anwendung dieses Abkommens als eine einzige Beförderung, sofern sie von den 
Parteien als einheitliche Leistung vereinbart worden ist. Hierbei macht es keinen Unterschied, 
ob der Beförderungsvertrag in der Form eines einzigen Vertrages oder einer Reihe von 
Verträgen geschlossen worden ist. Eine solche Beförderung verliert ihre Eigenschaft als 
internationale Beförderung nicht dadurch, dass ein Vertrag oder eine Reihe von Verträgen 
ausschließlich im Gebiet ein und desselben Staates zu erfüllen ist.  

 
Art. 2 Beförderung durch Staaten 
(1)  Sind die Voraussetzungen des Artikels 1 gegeben, so gilt das Abkommen auch für die 

Beförderung, die der Staat oder eine andere juristische Person des öffentlichen Rechts 
ausführen.  

(2)  Dieses Abkommen ist auf die Beförderung von Brief- und Paketpost nicht anzuwenden.  
 
 

2. Kapitel: Beförderungsscheine  
 

1. Abschnitt. Flugschein  

Art. 3  WA 1955 
(1)  Bei der Beförderung von Reisenden ist ein Flugschein auszustellen, der enthält:  
  a) die Angabe des Abgangs- und Bestimmungsortes; 
 b) falls Abgangs- und Bestimmungsort im Gebiet ein und desselben Hohen 

Vertragschließenden Teils liegen, jedoch eine oder mehrerer Zwischenlandungen im 
Gebiet eines anderen Staates vorgesehen sind, die Angabe eines dieser 
Zwischenlandepunkte;  

 c)   einen Hinweis darauf, dass die Beförderung der Reisenden im Fall einer Reise, bei 
welcher der endgültige Bestimmungsort oder ein Zwischenlandepunkt in einem anderen Land 
als dem Abgangsland liegt, dem Warschauer Abkommen unterliegen kann, das in der Regel 
die Haftung des Luftfrachtführers für Tod oder Körperverletzung sowie für Verlust oder 
Beschädigung von Gepäck beschränkt.  

(2)  Der Flugschein beweist, bis zum Nachweis des Gegenteils, den Abschluss und die Bedingungen 
des Beförderungsvertrags. Auf den Bestand und die Wirksamkeit des Beförderungsvertrags ist es 
ohne Einfluss, wenn der Flugschein fehlt, nicht ordnungsgemäß ist oder in Verlust gerät; auch in 
diesen Fällen unterliegt der Vertrag den Vorschriften dieses Abkommens. Besteigt jedoch der 
Reisende mit Zustimmung des Luftfrachtführers das Luftfahrzeug, ohne dass ein Flugschein 
ausgestellt worden ist, oder enthält der Flugschein nicht den in Absatz 1 Buchstabe c 
vorgeschriebenen Hinweis, so kann sich der Luftfrachtführer nicht auf die Vorschriften des 
Artikels 22 berufen.  
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2. Abschnitt. Fluggepäckschein  
Art. 4  WA 1955 
(1)  Bei der Beförderung von aufgegebenem Reisegepäck ist ein Fluggepäckschein auszustellen. 

Wenn der Fluggepäckschein mit einem den Vorschriften des Artikels 3 Abs. 1 entsprechenden 
Flugschein nicht verbunden oder in ihn nicht aufgenommen ist, muss er enthalten:  

 a)  die Angabe des Abgangs- und Bestimmungsortes;  
 b)  falls Abgangs- und Bestimmungsort im Gebiet ein und desselben Hohen 

Vertragschließenden Teils liegen, jedoch eine oder mehrere Zwischenlandungen im 
Gebiet eines anderen Staates vorgesehen sind, die Angabe eines dieser Zwischen-
landepunkte;  

 c)  einen Hinweis darauf, dass die Beförderung, falls der endgültige Bestimmungsort oder 
ein Zwischenlandepunkt in einem anderen Land als dem Abgangsland liegt, dem 
Warschauer Abkommen unterliegen kann, das in der Regel die Haftung des 
Luftfrachtführers für Verlust oder Beschädigung von Reisegepäck beschränkt.  

(2)  Der Fluggepäckschein beweist, bis zum Nachweis des Gegenteils, die Aufgabe des Reisegepäcks 
und die Bedingungen des Beförderungsvertrags. Auf den Bestand und die Wirksamkeit des 
Beförderungsvertrags ist es ohne Einfluss, wenn der Fluggepäckschein fehlt, nicht ordnungs-
gemäß ist oder in Verlust gerät; auch in diesen Fällen unterliegt der Vertrag den Vorschriften 
dieses Abkommens. Nimmt jedoch der Luftfrachtführer das Reisegepäck in seine Obhut, ohne 
einen Fluggepäckschein auszustellen, oder fehlt im Fluggepäckschein, wenn er mit einem den 
Vorschriften des Artikels 3 Abs. 1 entsprechenden Flugschein nicht verbunden oder in ihn nicht 
aufgenommen ist, der in Absatz 1 Buchstabe c geforderte Hinweis, so kann sich der 
Luftfrachtführer nicht auf die Vorschriften des Artikels 22 Abs. 2 berufen. 

 

3. Abschnitt. Luftfrachtbrief  
Art. 5  Anspruch auf Luftfrachtbrief, Wirksamkeitserfordernis 
(1)  Bei der Beförderung von Gütern kann der Luftfrachtführer vom Absender die Ausstellung und 

Aushändigung eines Beförderungsscheins (Luftfrachtbrief) und der Absender vom 
Luftfrachtführer die Annahme dieser Urkunde verlangen.  

(2)  Auf den Bestand und die Wirksamkeit des Frachtvertrags ist es ohne Einfluss, wenn der 
Luftfrachtbrief fehlt, in Verlust gerät oder nicht ordnungsgemäß ist; auch in diesen Fällen 
unterliegt der Vertrag den Vorschriften dieses Abkommens, jedoch unbeschadet der 
Bestimmung des Artikels 9.  

 
Art. 6  Form des Luftfrachtbriefs 
(1)  Der Luftfrachtbrief wird vom Absender in drei Ausfertigungen ausgestellt und mit dem Gute 

ausgehändigt.  
(2)  Das erste Stück trägt den Vermerk „für den Luftfrachtführer“; es wird vom Absender 

unterzeichnet. Das zweite Stück trägt den Vermerk „für den Empfänger“; es wird vom Absender 
und vom Luftfrachtführer unterzeichnet und begleitet das Gut. Das dritte Stück wird vom 
Luftfrachtführer unterzeichnet und nach Annahme des Gutes dem Absender ausgehändigt.  

(3)  Der Luftfrachtführer muss vor Verladung des Gutes in das Luftfahrzeug unterzeichnen.  
(4)  Die Unterschrift des Luftfrachtführers kann durch einen Stempel ersetzt, die des Absenders kann 

gedruckt oder durch einen Stempel ersetzt werden.  
(5)  Wird der Luftfrachtbrief auf Verlangen des Absenders vom Luftfrachtführer ausgestellt, so wird 

bis zum Beweis des Gegenteils vermutet, dass der Luftfrachtführer als Beauftragter des 
Absenders gehandelt hat.  

 
Art. 7  Mehrere Luftfrachtbriefe 
 Besteht die Sendung aus mehreren Frachtstücken, so kann der Luftfrachtführer vom Absender 

die Ausstellung mehrerer Luftfrachtbriefe verlangen.  
 
Art. 8  Inhalt des Luftfrachtbriefes 
 Der Luftfrachtbrief muss enthalten:  
 a)  die Angabe des Abgangs- und Bestimmungsortes;  
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 b)  falls Abgangs- und Bestimmungsort im Gebiet ein und desselben Hohen 

Vertragschließenden Teils liegen, jedoch eine oder mehrere Zwischenlandungen im 
Gebiet eines anderen Staates vorgesehen sind, die Angabe eines dieser 
Zwischenlandepunkte;  

 c)  einen Hinweis für den Absender, dass die Beförderung, wenn der endgültige 
Bestimmungsort oder ein Zwischenlandepunkt in einem anderen Land als dem 
Abgangsland liegt, dem Warschauer Abkommen unterliegen kann, das in der Regel die 
Haftung des Luftfrachtführers für Verlust oder Beschädigung von Gütern beschränkt.  

 
Art. 9  Mangelhafter Luftfrachtbrief 
 Wird ein Gut mit Zustimmung des Luftfrachtführers in das Luftfahrzeug verladen, ohne dass ein 

Luftfrachtbrief ausgestellt worden ist, oder enthält der Luftfrachtbrief nicht den in Artikel 8 
Buchstabe c vorgeschriebenen Hinweis, so kann sich der Luftfrachtführer nicht auf die 
Vorschriften des Artikels 22 Abs. 2 berufen.  

 
Art. 10  Haftung des Absenders für (fehlende) Angaben 
(1)  Der Absender haftet für die Richtigkeit der Angaben und Erklärungen über das Gut, die er im 

Luftfrachtbrief abgibt.  
(2)  Er haftet dem Luftfrachtführer für jeden Schaden, den dieser oder ein Dritter, dem der 

Luftfrachtführer verantwortlich ist, dadurch erleidet, dass diese Angaben und Erklärungen 
unrichtig, ungenau oder unvollständig sind.  

 
Art. 11  Beweiskraft des Luftfrachtbriefes 
(1)  Der Luftfrachtbrief erbringt Beweis für den Abschluss des Vertrags, den Empfang des Gutes und 

die Beförderungsbedingungen, der Gegenbeweis ist zulässig.  
(2)  Die Angaben des Luftfrachtbriefs über Gewicht, Maße und Verpackung des Gutes sowie über die 

Anzahl der Frachtstücke gelten bis zum Beweis des Gegenteils als richtig. Die Angaben über 
Menge, Raumgehalt und Zustand des Gutes erbringen gegenüber dem Luftfrachtführer nur 
insoweit Beweis, als dieser sie in Gegenwart des Absenders nachgeprüft hat und dies auf dem 
Luftfrachtbrief vermerkt ist, oder wenn es sich um Angaben handelt, die sich auf den äußerlich 
erkennbaren Zustand des Gutes beziehen.  

 
Art. 12  Verfügungsrecht des Absenders, Empfängers 
(1)  Der Absender ist unter der Bedingung, dass er alle Verpflichtungen aus dem Frachtvertrag 

erfüllt, berechtigt, über das Gut in der Weise zu verfügen, dass er es am Abgangs- oder 
Bestimmungsflughafen sich zurückgeben, unterwegs während einer Landung aufhalten, am 
Bestimmungsort oder unterwegs an eine andere Person als den im Luftfrachtbrief bezeichneten 
Empfänger abliefern oder nach dem Abgangsflughafen zurückbringen lässt. Dieses Recht kann 
nur insoweit ausgeübt werden, als dadurch der Luftfrachtführer oder die anderen Absender 
nicht geschädigt werden. Der Absender ist zur Erstattung der durch die Ausführung der 
Verfügung entstehenden Kosten verpflichtet.  

(2)  Ist die Ausführung der Weisungen des Absenders unmöglich, so hat der Luftfrachtführer ihn 
unverzüglich zu verständigen.  

(3)  Entspricht der Luftfrachtführer den Weisungen des Absenders, ohne die Vorlage des diesem 
übergebenen Stückes des Luftfrachtbriefs zu verlangen, so haftet er unbeschadet seines 
Rückgriffs gegen den Absender dem rechtmäßigen Besitzer des Luftfrachtbriefs für den hieraus 
entstehenden Schaden.  

(4)  Das Recht des Absenders erlischt mit dem Zeitpunkt, in dem das Recht des Empfängers gemäß 
Artikel 13 entsteht. Es lebt wieder auf, wenn der Empfänger die Annahme des Luftfrachtbriefs 
oder des Gutes verweigert oder wenn er nicht erreicht werden kann.  

 
Art. 13  Aktivlegitimation des Empfängers 
(1)  Außer in den Fällen des Artikels 12 ist der Empfänger nach Ankunft des Gutes am 

Bestimmungsort berechtigt, vom Luftfrachtführer die Aushändigung des Luftfrachtbriefs und die 
Ablieferung des Gutes gegen Zahlung der geschuldeten Beträge und gegen Erfüllung der im 
Frachtbrief angegebenen Beförderungsbedingungen zu verlangen.  
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(2)  Mangels abweichender Vereinbarung hat der Luftfrachtführer dem Empfänger die Ankunft des 

Gutes unverzüglich anzuzeigen.  
(3)  Ist der Verlust des Gutes vom Luftfrachtführer anerkannt, oder ist das Gut nach Ablauf von 

sieben Tagen seit dem Tage, an dem es hätte eintreffen sollen, nicht eingetroffen, so kann der 
Empfänger die Rechte aus dem Frachtvertrage gegen den Luftfrachtführer geltend machen.  

 
Art. 14 Rechte Dritter, Drittschadensliquidation 
 Der Absender und der Empfänger können, gleichviel ob sie für eigene oder fremde Rechnung 

handeln, die ihnen nach Artikel 12 und 13 zustehende Rechte im eigenen Namen geltend 
machen, sofern sie die Verpflichtungen aus dem Frachtvertrage erfüllen.  

 
Art. 15  Verhältnis Absender, Empfänger, Dritter untereinander; abweichende Abreden 
(1)  Die Beziehungen zwischen dem Absender und dem Empfänger sowie die Beziehungen Dritter, 

deren Rechte vom Absender oder vom Empfänger herrühren, werden durch die Vorschriften der 
Artikel 12, 13 und 14 nicht berührt.  

(2)  Jede von den Vorschriften der Artikel 12, 13 und 14 abweichende Vereinbarung muss auf dem 
Luftfrachtbrief vermerkt werden.  

(3)  Dieses Abkommen steht der Ausstellung eines begebbaren Luftfrachtbriefs nicht entgegen.  
 
Art. 16  Auskünfte, Begleitpapiere 
(1)  Der Absender ist verpflichtet, alle Auskünfte zu erteilen, die vor Aushändigung des Gutes an den 

Empfänger zur Erfüllung der Zoll-, Steuer- oder Polizeivorschriften erforderlich sind, und alle zu 
diesem Zweck notwendigen Begleitpapiere dem Luftfrachtbrief beizugeben. Der Absender 
haftet dem Luftfrachtführer für alle Schäden, die aus dem Fehlen, der Unzulänglichkeit oder 
Unrichtigkeit dieser Auskünfte und Papiere entstehen, es sei denn, dass dem Luftfrachtführer 
oder seinen Leuten ein Verschulden zur Last fällt.  

(2)  Der Luftfrachtführer ist nicht verpflichtet, diese Auskünfte und Papiere auf ihre Richtigkeit und 
Vollständigkeit zu prüfen.  

 
 

3. Kapitel Haftung des Luftfrachtführers  
 
Art. 17  Personenschäden 
 Der Luftfrachtführer hat den Schaden zu ersetzen, der dadurch entsteht, dass ein Reisender 

getötet, körperlich verletzt oder sonst gesundheitlich geschädigt wird, wenn der Unfall, durch 
den der Schaden verursacht wurde, sich an Bord des Luftfahrzeugs oder beim Ein- oder 
Aussteigen ereignet hat.  

 
Art. 18  Güterschäden 
(1)  Der Luftfrachtführer hat den Schaden zu ersetzten, der durch Zerstörung, Verlust oder 

Beschädigung von aufgegebenem Reisegepäck oder von Gütern entsteht, wenn das Ereignis, 
durch das der Schaden verursacht wurde, während der Luftbeförderung eingetreten ist.  

(2)  Der Ausdruck „Luftbeförderung“ im Sinne des vorstehenden Absatzes umfasst den Zeitraum, 
während dessen das Reisegepäck oder die Güter sich auf einem Flughafen, an Bord eines 
Luftfahrzeugs oder, bei Landung außerhalb eines Flughafens, an einem beliebigen Orte unter der 
Obhut des Luftfrachtführers befinden.  

(3)  Der Zeitraum der Luftbeförderung umfasst keine Beförderung zu Lande, zur See oder auf 
Binnengewässern außerhalb eines Flughafens. Erfolgt jedoch eine solche Beförderung bei 
Ausführung des Luftbeförderungsvertrags zum Zwecke der Verladung, der Ablieferung oder der 
Umladung, so wird bis zum Beweise des Gegenteils vermutet, dass der Schaden durch ein 
während der Luftbeförderung eingetretenes Ereignis verursacht worden sei.  

 
Art. 19 Verspätung 
 Der Luftfrachtführer hat den Schaden zu ersetzen, der durch Verspätung bei der 

Luftbeförderung von Reisenden, Gepäck oder Gütern entsteht.  
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Art. 20  Verschulden, Leute 
 Die Ersatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Luftfrachtführer beweist, dass er und seine Leute alle 

erforderlichen Maßnahmen zur Verhütung des Schadens getroffen haben oder dass sie diese 
Maßnahmen nicht treffen konnten.  

 
Art. 21  Mitverschulden 
 Beweist der Luftfrachtführer, dass ein eigenes Verschulden des Geschädigten den Schaden 

verursacht oder bei der Entstehung des Schadens mitgewirkt hat, so kann das Gericht nach 
Maßgabe seines heimischen Rechts entscheiden, dass der Luftfrachtführer nicht oder nur in 
vermindertem Umfang zum Schadenersatz verpflichtet ist.  

 
Art. 22  Haftungshöchstsummen 
(1)  Bei der Beförderung von Personen haftet der Luftfrachtführer jedem Reisenden gegenüber nur 

bis zu einem Betrage von 250 000 Franken. Kann nach dem Recht des angerufenen Gerichts die 
Entschädigung in Form einer Geldrente festgesetzt werden, so darf der Kapitalwert der Rente 
diesen Höchstbetrag nicht übersteigen. Der Reisende kann jedoch mit dem Luftfrachtführer eine 
höhere Haftsumme besonders vereinbaren.  

(2)  a)  Bei der Beförderung von aufgegebenem Reisegepäck und von Gütern haftet der 
  Luftfrachtführer nur bis zu einem Betrage von 250 Franken für das Kilogramm. Diese 

Beschränkung gilt nicht, wenn der Absender bei der Aufgabe des Stückes das Interesse 
an der Lieferung besonders deklariert und den etwa vereinbarten Zuschlag entrichtet 
hat. In diesem Falle hat der Luftfrachtführer bis zur Höhe des deklarierten Betrages 
Ersatz zu leisten, sofern er nicht beweist, dass dieser höher ist als das tatsächliche 
Interesse des Absenders an der Lieferung.  

 b)  Im Falle des Verlustes, der Beschädigung oder der Verspätung eines Teils des 
aufgegebenen Reisegepäcks oder der Güter oder irgendeines darin enthaltenen 
Gegenstandes kommt für die Feststellung, bis zu welchem Betrag der Luftfrachtführer 
haftet, nur das Gesamtgewicht der betroffenen Stücke in Betracht. Beeinträchtigt 
jedoch der Verlust, die Beschädigung oder die Verspätung eines Teils des aufgegebenen 
Reisegepäcks oder der Güter oder eines darin enthaltenen Gegenstandes den Wert 
anderer auf demselben Fluggepäckschein oder demselben Luftfrachtbrief aufgeführten 
Stücke, so wird das Gesamtgewicht dieser Stücke für die Feststellung, bis zu welchem 
Betrag der Luftfrachtführer haftet, berücksichtigt.  

(3)  Die Haftung des Luftfrachtführers für Gegenstände, die der Reisende in seiner Obhut behält, ist 
auf einen Höchstbetrag von 5000 Franken gegenüber jedem Reisenden beschränkt.  

(4)  Die in diesem Artikel festgesetzten Haftungsbeschränkungen hindern das Gericht nicht, 
zusätzlich nach seinem Recht einen Betrag zuzusprechen, der ganz oder teilweise den vom 
Kläger aufgewendeten Gerichtskosten und sonstigen Ausgaben für den Rechtsstreit entspricht. 
Diese Bestimmung findet keine Anwendung, wenn der zugesprochene Schadenersatz, ohne 
Berücksichtigung der Gerichtskosten und der sonstigen Ausgaben für den Rechtsstreit, 
denjenigen Betrag nicht übersteigt, den der Luftfrachtführer dem Kläger schriftlich innerhalb 
einer Frist von sechs Monaten seit dem Ereignis, das den Schaden verursacht hat, oder, falls die 
Klage nach Ablauf dieser Frist erhoben worden ist, vor ihrer Erhebung angeboten hat.  

(5)  Die in diesem Artikel angegebenen Frankenbeträge beziehen sich auf eine Währungseinheit im 
Werte von 65 1/2 Milligramm Gold von 900/1000 Feingehalt. Sie können in abgerundete 
Beträge einer jeden Landeswährung umgewandelt werden. Die Umwandlung dieser Beträge in 
andere Landeswährungen als Goldwährungen erfolgt im Falle eines gerichtlichen Verfahrens 
nach dem Goldwert dieser Währung im Zeitpunkt der Entscheidung.  

 
Art. 23  Unabdingbarkeit 
(1)  Jede Bestimmung des Beförderungsvertrags, durch welche die Haftung des Luftfrachtführers 

ganz oder teilweise ausgeschlossen oder die in diesem Abkommen bestimmte Haftsumme 
herabgesetzt werden soll, ist nichtig; ihre Nichtigkeit hat nicht die Nichtigkeit des Vertrags zur 
Folge; dieser bleibt den Vorschriften dieses Abkommens unterworfen.  

(2)  Absatz 1 ist nicht anzuwenden auf Bestimmungen des Beförderungsvertrags über Verluste oder 
Beschädigungen, die aus der Eigenart der beförderten Güter oder einem ihnen anhaftenden 
Mangel herrühren.  
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Art. 24  Abschließende Regelung 
(1)  In den Fällen der Artikel 18 und 19 kann ein Anspruch auf Schadenersatz, auf welchem 

Rechtsgrund er auch beruht, nur unter den Voraussetzungen und Beschränkungen geltend 
gemacht werden, die in diesem Abkommen vorgesehen sind.  

(2)  Die Vorschrift des vorstehenden Absatzes findet auch in den Fällen des Artikels 17 Anwendung. 
Die Frage, welche Personen zur Klage berechtigt sind und was für Rechte ihnen zustehen, wird 
hierdurch nicht berührt.  

 
Art. 25  Durchbrechung der Haftungsbeschränkungen 
 Die in Artikel 22 vorgesehenen Haftungsbeschränkungen gelten nicht, wenn nachgewiesen wird, 

dass der Schaden durch eine Handlung oder Unterlassung des Luftfrachtführers oder seiner 
Leute verursacht worden ist, die entweder in der Absicht, Schaden herbeizuführen, oder 
leichtfertig und in dem Bewusstsein begangen wurde, das ein Schaden mit Wahrscheinlichkeit 
eintreten werde. Im Fall einer Handlung oder Unterlassung der Leute ist außerdem zu beweisen, 
dass diese in Ausführung ihrer Verrichtungen gehandelt haben.  

 
Art. 25 A  Haftung der Leute 
(1)  Wird einer der Leute des Luftfrachtführers wegen eines Schadens in Anspruch genommen, der 

unter dieses Abkommen fällt, so kann er sich auf die Haftungsbeschränkungen berufen, die nach 
Artikel 22 für den Luftfrachtführer gelten, sofern er beweist, dass er in Ausführung seiner 
Verrichtungen gehandelt hat.  

(2)  Der Gesamtbetrag, der in diesem Falle von dem Luftfrachtführer und seinen Leuten als Ersatz zu 
leisten ist, darf die genannten Haftsummen nicht übersteigen.  

(3)  Die Vorschriften der Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn nachgewiesen wird, dass der 
Schaden durch eine Handlung oder Unterlassung der Leute des Luftfrachtführers verursacht 
worden ist, die entweder in der Absicht, Schaden herbeizuführen, oder leichtfertig und in dem 
Bewusstsein begangen wurde, dass ein Schaden mit Wahrscheinlichkeit eintreten werde.  

 
Art. 26 Reklamation 
(1)  Nimmt der Empfänger Reisegepäck oder Güter vorbehaltlos an, so wird bis zum Beweise des 

Gegenteils vermutet, dass sie in gutem Zustand und dem Beförderungsschein entsprechend 
abgeliefert worden sind.  

(2)  Im Fall einer Beschädigung muss der Empfänger unverzüglich nach Entdeckung des Schadens, 
aber jedenfalls bei Reisegepäck binnen sieben und bei Gütern binnen vierzehn Tagen nach der 
Annahme, dem Luftfrachtführer Anzeige erstatten. Im Fall einer Verspätung muss die Anzeige 
binnen einundzwanzig Tagen, nachdem das Reisegepäck oder das Gut dem Empfänger zur 
Verfügung gestellt worden ist, erfolgen.  

(3)  Jede Beanstandung muss auf den Beförderungsschein gesetzt oder in anderer Weise schriftlich 
erklärt und innerhalb der dafür vorgesehenen Frist abgesandt werden. 

(4)  Wird die Anzeigefrist versäumt, so ist jede Klage gegen den Luftfrachtführer ausgeschlossen, es 
sei denn, dass dieser arglistig gehandelt hat.  

 
Art. 27  Rechtsnachfolge  
 Stirbt der Schuldner, so kann der Anspruch auf Schadenersatz in den Grenzen dieses 

Abkommens gegen seine Rechtsnachfolger geltend gemacht werden.  
 
Art. 28  Gerichtsstand 
(1)  Die Klage auf Schadenersatz muss in dem Gebiet eines der Hohen Vertragschließenden Teile 

erhoben werden, und zwar nach Wahl des Klägers entweder bei dem Gericht des Ortes, wo der 
Luftfrachtführer seinen Wohnsitz hat oder wo sich seine Hauptbetriebsleitung oder diejenige 
seiner Geschäftsstelle befindet, durch die der Vertrag abgeschlossen worden ist, oder bei dem 
Gericht des Bestimmungsortes.  

(2)  Das Verfahren richtet sich nach den Gesetzen des angerufenen Gerichts.  
 
Art. 29  Ausschlussfrist 
(1)  Die Klage auf Schadenersatz kann nur binnen einer Ausschlussfrist von zwei Jahren erhoben 

werden. Die Frist beginnt mit dem Tage, an dem das Luftfahrzeug am Bestimmungsort 
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 angekommen ist, oder an dem es hätte ankommen sollen, oder an dem die Beförderung 

abgebrochen worden ist.  
(2)  Die Berechnung der Frist bestimmt sich nach den Gesetzen des angerufenen Gerichts.  
 
Art. 30  Aufeinanderfolgende Frachtführer 
(1)  Wird die Beförderung durch mehrere aufeinanderfolgende Luftfrachtführer ausgeführt (Artikel 1 

Abs. 3), so ist jeder von ihnen, der Reisende, Reisegepäck oder Güter annimmt, den Vorschriften 
dieses Abkommens unterworfen; er gilt als eine der Parteien des Beförderungsvertrags, soweit 
dieser sich auf den Teil der Beförderung bezieht, der unter seiner Leitung ausgeführt wird.  

(2)  Bei einer solchen Beförderung von Reisenden können der Reisende oder die sonst 
anspruchsberechtigten Personen nur den Luftfrachtführer in Anspruch nehmen, der die 
Beförderung ausgeführt hat, in deren Verlauf der Unfall oder die Verspätung eingetreten ist, es 
sei denn, dass der erste Luftfrachtführer durch ausdrückliche Vereinbarung die Haftung für die 
ganze Reise übernommen hat.  

(3)  Handelt es sich um Reisegepäck oder Güter, so kann der Absender den ersten, der Empfänger, 
der die Auslieferung verlangen kann, den letzten, und jeder von ihnen denjenigen 
Luftfrachtführer in Anspruch nehmen, welcher die Beförderung ausgeführt hat, in deren Verlauf 
die Zerstörung, der Verlust oder die Beschädigung erfolgt oder die Verspätung eingetreten ist. 
Diese Luftfrachtführer haften dem Absender und dem Empfänger als Gesamtschuldner.  

 
 

4. Kapitel Bestimmungen über gemischte Beförderungen 
 
Art. 31  Multimodale Transporte 
(1)  Bei gemischten Beförderungen, die zum Teil durch Luftfahrzeuge, zum Teil durch andere 

Verkehrsmittel ausgeführt werden, gelten die Bestimmungen dieses Abkommens nur für die 
Luftbeförderung und nur, wenn diese den Voraussetzungen des Artikels 1 entspricht.  

(2)  Keine Bestimmung dieses Abkommens hindert die Parteien, für den Fall einer gemischten 
Beförderung Bedingungen für die Beförderung durch andere Verkehrsmittel in den 
Luftbeförderungsschein aufzunehmen, sofern hinsichtlich der Luftbeförderung die Vorschriften 
dieses Abkommens beachtet werden.  

 
 

5. Kapitel Allgemeine Vorschriften und Schlussbestimmungen  
 
Art. 32  Rechtswahl, Schiedsklauseln 
 Alle Bestimmungen des Beförderungsvertrags und alle vor Eintritt des Schadens getroffenen 

besonderen Vereinbarungen, worin die Parteien durch Bestimmung des anzuwendenden Rechts 
oder durch Änderung der Vorschriften über die Zuständigkeit von diesem Abkommen abwei-
chende Regeln festsetzen, sind nichtig. Im Falle der Beförderung von Gütern sind jedoch 
Schiedsklauseln im Rahmen dieses Abkommens zulässig, wenn das Verfahren im Bezirk eines der 
in Artikel 28 Abs. 1 bezeichneten Gerichte stattfinden soll.  

 
Art. 33  Kontrahierungszwang, Privatautonomie 
 Keine Bestimmung dieses Abkommens hindert den Luftfrachtführer, den Abschluss eines 

Beförderungsvertrags zu verweigern oder Beförderungsbedingungen festzusetzen, die nicht im 
Widerspruch mit den Vorschriften dieses Abkommens stehen.  

Art. 34  
 Die Vorschriften der Artikel 3 bis 9 über die Beförderungsscheine sind nicht anzuwenden auf 

Beförderungen, die unter außergewöhnlichen Umständen und nicht im Rahmen des 
gewöhnlichen Luftverkehrs ausgeführt werden.  

 
Art. 35  Definition „Tage“ 
 Der Ausdruck „Tage“ im Sinne dieses Abkommens umfasst auch die Sonn- und Feiertage.  
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Art. 36  Maßgebliche Sprache 
 Dieses Abkommen ist in französischer Sprache in einer einzigen Urschrift abgefasst, die in den 

Archiven des Polnischen Ministeriums des Auswärtigen aufbewahrt bleiben soll. Die Polnische 
Regierung wird der Regierung jedes der Hohen Vertragschließenden Teile eine beglaubigte 
Abschrift übermitteln.  

 
Art. 37 Ratifikation 
(1)  Dieses Abkommen soll ratifiziert werden. Die Ratifikationsurkunden sollen in den Archiven des 

Polnischen Ministeriums des Auswärtigen niedergelegt werden, das der Regierung jedes der 
Hohen Vertragschließenden Teile die erfolgte Niederlegung anzeigen wird.  

(2)  Dieses Abkommen tritt, nachdem es von fünf der Hohen Vertragschließenden Teile ratifiziert ist, 
zwischen ihnen am neunzigsten Tage nach der Niederlegung der fünften Ratifikationsurkunde in 
Kraft. Nach diesem Zeitpunkt tritt es zwischen den Hohen Vertragschließenden Teilen, die es 
ratifiziert haben, und dem Hohen Vertragschließenden Teil, der seine Ratifikationsurkunde 
niederlegt, am neunzigsten Tage nach dieser Niederlegung in Kraft.  

(3)  Die Regierung der Republik Polen wird der Regierung jedes der Hohen Vertragschließenden Teile 
den Tag des Inkrafttretens dieses Abkommens sowie den Tag der Niederlegung jeder 
Ratifikationsurkunde anzeigen.  

 
Art. 38 Beitritt zum Abkommen 
(1)  Der Beitritt zu diesem Abkommen bleibt nach seinem Inkrafttreten allen Staaten offen. 
(2)  Der Beitritt erfolgt durch eine Anzeige an die Regierung der Republik Polen, welche die 

Regierung eines jeden der Hohen Vertragschließenden Teile hiervon verständigen wird. 
(3)  Der Beitritt wird mit dem neunzigsten Tage seit der Anzeige an die Republik Polen wirksam. 
 
Art. 39 Kündigung des Abkommens 
(1)  Jeder der Hohen Vertragschließenden Teile kann dieses Abkommen durch schriftliche Anzeige 

an die Regierung der Republik Polen, welche die Regierung jedes der Hohen 
Vertragschließenden Teile hiervon unverzüglich benachrichtigen wird, kündigen.  

(2)  Diese Kündigung wird sechs Monate nach ihrer Erklärung wirksam, und zwar nur bezüglich des 
Vertragsteils, der sie ausgesprochen hat. 

 
Art. 40 Vorbehalte 
(1)  Ratifikationsurkunden oder anlässlich ihres Beitritts erklären, dass die Annahme dieses 

Abkommens sich nicht auf die Gesamtheit oder irgendeinen Teil ihrer Kolonien, Protektorate 
oder der unter ihrem Mandat stehenden Gebiete oder jedes andere unter ihrer Staatshoheit, 
Herrschaft oder Oberhoheit stehende Gebiet bezieht. 

(2)  Sie können demgemäß späterhin im Namen der Gesamtheit oder irgendeines Teils ihrer 
Kolonien, Protektorate oder der unter ihrem Mandat stehenden Gebiete oder jedes anderen 
unter ihrer Staatshoheit, Herrschaft oder Oberhoheit stehenden Gebiets ihren Beitritt gesondert 
erklären. 

(3)  Sie können ferner dieses Abkommen unter Beachtung seiner Bestimmungen für die Gesamtheit 
oder irgendeinen Teil ihrer Kolonien, Protektorate oder der unter ihrem Mandat stehenden 
Gebiete oder jedes andere unter ihrer Staatshoheit, Herrschaft oder Oberhoheit stehende 
Gebiet gesondert kündigen. 

 
Art. 40A Definition „Hoher Vertragsschließender Teil“ 
(1)  In Artikel 37 Abs. 2 und Artikel 40 Abs. 1 hat der Ausdruck Hoher Vertragschließender Teil die 

Bedeutung Staat. In allen anderen Fällen ist unter dem Ausdruck Hoher Vertragschließender Teil 
ein Staat zu verstehen, dessen Ratifikation oder Beitritt zu dem Abkommen rechtswirksam und 
dessen Kündigung noch nicht rechtswirksam geworden ist. 

(2)  Im Sinne dieses Abkommens umfasst das Wort Gebiet nicht nur das Heimatgebiet eines Staates, 
sondern auch alle anderen Gebiete, für deren auswärtige Beziehungen er verantwortlich ist. 
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Warschauer Abkommen, 1929 
Anhang, Auszüge aus dem WA in der Fassung vom 12.10.1929, das Geltung im USA-Flugverkehr hat 

 
 
Art. 8  Inhalt des Luftfrachtbriefes  
 Der Luftfrachtbrief soll folgende Angaben enthalten  
 a)  Ort und Tag der Ausstellung;  
 b)  Abgangs- und Bestimmungsort;  
 c)  die vorgesehenen Zwischenlandungen; der Luftfrachtführer kann sich jedoch vertraglich 

ausbedingen, dass er sie beim Vorliegen zwingender Gründe ändern darf, ohne dass die 
Beförderung hierdurch ihre Eigenschaft als internationale Beförderung verliert;  

 d)  Namen und Anschrift des Absenders;  
 e)  Namen und Anschrift des ersten Luftfrachtführers;  
 f)  Namen und Anschrift des Empfängers, wenn dieser benannt ist;  
 g)  Art des Gutes;  
 h)  Anzahl, Art der Verpackung und die besonderen Merkzeichen oder Nummern der 

Frachtstücke;  
 i)  Gewicht, Menge, Raumgehalt oder Maße des Gutes;  

j)  den äußerlich erkennbaren Zustand des Gutes und der Verpackung;  
 k)  den Beförderungspreis, wenn er vereinbart ist, sowie Zeit und Ort der Zahlung und die 

Person des Zahlungspflichtigen;  
 l)  bei Nachnahmesendungen: den Preis des Gutes und gegebenenfalls den Betrag der 

Nachnahmekosten;  
 m)  den Betrag des gemäß Artikel 22 Abs. 2 deklarierten Wertes;  
 n)  die Angabe, in wie viel Stücken der Luftfrachtbrief ausgestellt ist;  
 o)  ein Verzeichnis der dem Luftfrachtführer übergebenen Begleitpapiere;  
 p)  die Beförderungsfrist und eine kurze Bezeichnung des Reiseweges (über...), sofern sie 

vereinbart sind;  
 q)  die Angabe, dass die Beförderung der Haftungsordnung dieses Abkommens unterliegt.  
 
Art. 9 Mangelhafter Luftfrachtbrief 

Hat der Luftfrachtführer das Gut angenommen, ohne dass ein Luftfrachtbrief ausgestellt worden 
ist, oder enthält der Frachtbrief nicht alle im Artikel 8 Buchstabe a) bis i) und q) bezeichneten 
Angaben, so kann er sich nicht auf die Bestimmungen dieses Abkommens berufen, die seine 
Haftung ausschließen oder beschränken. 

 
Art. 20 Verschulden, Leute 
(1)  Die Ersatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Luftfrachtführer beweist, dass er und seine Leute alle 

erforderlichen Maßnahmen zur Verhütung des Schadens getroffen haben oder dass sie diese 
Maßnahmen nicht treffen konnten. 

(2)  Bei der Beförderung von Gütern und Reisegepäck tritt die Ersatzpflicht nicht ein, wenn der 
Luftfrachtführer beweist, dass der Schaden durch fehlerhafte Lenkung, Führung oder Navigation 
des Luftfahrzeugs entstanden ist und dass er und seine Leute sonst alle erforderlichen 
Maßnahmen zur Verhütung des Schadens getroffen haben. 

 
Art. 22 Höchsthaftungssummen 
(1)  Bei der Beförderung von Personen haftet der Luftfrachtführer jedem Reisenden gegenüber nur 

bis zu einem Betrag von 125.000 Franken. Kann nach dem heimischen Recht des angerufenen 
Gerichts die Entschädigung in Form einer Geldrente festgesetzt werden, so darf der Kapitalwert 
der Rente diesen Höchstbetrag nicht übersteigen. Der Reisende kann jedoch mit dem 
Luftfrachtführer eine höhere Haftsumme besonders vereinbaren. 
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(2)  Bei der Beförderung von aufgegebenem Reisegepäck oder Gütern haftet der Luftfrachtführer 

nur bis zu einem Betrage von 250 Franken für das Kilogramm. Diese Beschränkung gilt nicht, 
wenn der Absender bei der Aufgabe des Stückes das Interesse an der Lieferung besonders 
deklariert und den etwa vereinbarten Zuschlag entrichtet hat. In diesem Falle hat der 
Luftfrachtführer bis zur Höhe des deklarierten Betrages Ersatz zu leisten, sofern er nicht beweist, 
dass dieser höher ist als das tatsächliche Interesse des Absenders an der Lieferung. 

(3)  Die Haftung des Luftfrachtführers für Gegenstände, die der Reisende in seiner Obhut behält, ist 
auf einen Höchstbetrag von 5.000 Franken gegenüber jedem Reisenden beschränkt. 

(4)  Die oben angegebenen Beträge sind in französischen Franken im Wert von 65 ½ Milligramm 
Gold von 900/1000 Feingehalt ausgedrückt. Sie können in abgerundete Beträge einer jeden 
Landeswährung umgewandelt werden 

 
Art. 25 Durchbrechung der Haftungsbeschränkungen, Haftung der Leute 
(1)  Hat der Luftfrachtführer den Schaden vorsätzlich oder durch eine Fahrlässigkeit herbeigeführt, 

die nach dem Recht des angerufenen Gerichts dem Vorsatz gleichsteht, so kann er sich nicht auf 
die Bestimmungen dieses Abkommens berufen, die seine Haftung ausschließen oder 
beschränken. 

(2)  Das gleiche gilt, wenn der Schaden unter denselben Voraussetzungen von einem seiner Leute in 
Ausführung ihrer Verrichtungen verursacht worden ist. 

 
Art. 26 Reklamation 
(1)  Nimmt der Empfänger Reisegepäck oder Güter vorbehaltlos an, so wird bis zum Beweis des 

Gegenteils vermutet, dass sie in gutem Zustand und dem Beförderungsschein entsprechend 
abgeliefert worden sind. 

(2)  Im Falle einer Beschädigung muss der Empfänger unverzüglich nach Entdeckung des Schadens, 
aber jedenfalls bei Reisegepäck binnen 3 Tagen, bei Gütern spätestens binnen 7 Tagen nach 
Annahme dem Luftfrachtführer Anzeige erstatten. Im Fall einer Verspätung muss die Anzeige 
spätestens 14 Tage, nachdem das Reisegepäck oder das Gut dem Empfänger zur Verfügung 
gestellt worden ist, erfolgen. 

(3) Jede Beanstandung muss auf den Beförderungsschein gesetzt oder in anderer Weise schriftlich 
erklärt und innerhalb der dafür vorgesehenen Frist abgesandt werden. 

(4)  Wird die Anzeigefrist versäumt, so ist jede Klage gegen den Luftfrachtführer ausgeschlossen, es 
sei denn, dass dieser arglistig gehandelt hat. 
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Montrealer Übereinkommen 
vom 28. Mai 1998 (MÜ) 

Übereinkommen zur Vereinheitlichung bestimmter 
Vorschriften über die Beförderung im internationalen 

Luftverkehr 
Für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft getreten am 28. Juli 2001, zuletzt geändert 

durch die Verordnung der angepassten Haftungshöchstbeträge in Art. 21 und Art. 22 (BGBl. II. S. 1258 ff.) 
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Art. 56 Staaten mit mehreren Rechtsordnungen 
Art. 57 Vorbehalte 
  

 
 
 



 

107 

 

 8 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 MÜ 

 
DIE VERTRAGSSTAATEN DIESES ÜBEREINKOMMENS –  
 
IN ANERKENNUNG des bedeutenden Beitrags, den das am 12. Oktober 1929 in Warschau unterzeichnete 
Abkommen zur Vereinheitlichung von Regeln über die Beförderung im internationalen Luftverkehr (im 
Folgenden als, Warschauer Abkommen“ bezeichnet) und andere damit zusammenhängende Übereinkünfte zur 
Harmonisierung des internationalen Luftprivatrechts geleistet haben; 
 
IN DER ERKENNTNIS, dass es notwendig ist, das Warschauer Abkommen und die damit zusammenhängenden 
Übereinkünfte zu modernisieren und zusammenzuführen; 
 
IN ANERKENNUNG der Bedeutung des Schutzes der Verbraucherinteressen bei der Beförderung im 
internationalen Luftverkehr und eines angemessenen Schadenersatzes nach dem Grundsatz des vollen 
Ausgleichs;  
 
IN BEKRÄFTIGUNG des Wunsches nach einer geordneten Entwicklung des internationalen Luftverkehrs und 
einer reibungslosen Beförderung von Reisenden, Reisegepäck und Gütern in Übereinstimmung mit den 
Grundsätzen und Zielen des am 7. Dezember 1944 in Chicago beschlossenen Abkommens über die 
Internationale Zivilluftfahrt;  
 
IN DER ÜBERZEUGUNG, dass gemeinsames Handeln der Staaten zur weiteren Harmonisierung und 
Kodifizierung bestimmter Vorschriften über die Beförderung im internationalen Luftverkehr durch ein neues 
Übereinkommen das beste Mittel ist, um einen gerechten Interessenausgleich zu erreichen –  
 
SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:  
 
 

Kapitel I: Allgemeine Bestimmungen 
 
Art. 1 Anwendungsbereich 
(1)  Dieses Übereinkommen gilt für jede internationale Beförderung von Personen, Reisegepäck 

oder Gütern, die durch Luftfahrzeuge gegen Entgelt erfolgt. Es gilt auch für unentgeltliche 
Beförderungen durch Luftfahrzeuge, wenn sie von einem Luftfahrtunternehmen ausgeführt 
werden.  

(2)  Als „internationale Beförderung“ im Sinne dieses Übereinkommens ist jede Beförderung 
anzusehen, bei der nach den Vereinbarungen der Parteien der Abgangsort und der 
Bestimmungsort, gleichviel ob eine Unterbrechung der Beförderung oder ein Fahrzeugwechsel 
stattfindet oder nicht, in den Hoheitsgebieten von zwei Vertragsstaaten liegen oder, wenn diese 
Orte zwar im Hoheitsgebiet nur eines Vertragsstaats liegen, aber eine Zwischenlandung in dem 
Hoheitsgebiet eines anderen Staates vorgesehen ist, selbst wenn dieser Staat kein Vertragsstaat 
ist. Die Beförderung zwischen zwei Orten innerhalb des Hoheitsgebiets nur eines Vertragsstaats 
ohne eine Zwischenlandung im Hoheitsgebiet eines anderen Staates gilt nicht als internationale 
Beförderung im Sinne dieses Übereinkommens.  

(3)  Ist eine Beförderung von mehreren aufeinanderfolgenden Luftfrachtführern auszuführen, so gilt 
sie, gleichviel ob der Beförderungsvertrag in der Form eines einzigen Vertrags oder einer Reihe 
von Verträgen geschlossen worden ist, bei der Anwendung dieses Übereinkommens als eine 
einzige Beförderung, sofern sie von den Parteien als einheitliche Leistung vereinbart worden ist; 
eine solche Beförderung verliert ihre Eigenschaft als internationale Beförderung nicht dadurch, 
dass ein Vertrag oder eine Reihe von Verträgen ausschließlich im Hoheitsgebiet desselben 
Staates zu erfüllen ist.  

(4)  Dieses Übereinkommen gilt auch für Beförderungen nach Kapitel V vorbehaltlich der darin 
enthaltenen Bedingungen.  

 
Art. 2 Staatlich ausgeführte Beförderung und Beförderung von Postsendungen  
(1)  Dieses Übereinkommen gilt auch für die Beförderungen, die der Staat oder eine andere 

juristische Person des öffentlichen Rechts ausführt, wenn die Voraussetzungen des Artikels 1 
vorliegen.  
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(2)  Bei der Beförderung von Postsendungen haftet der Luftfrachtführer nur gegenüber der 

zuständigen Postverwaltung nach Maßgabe der auf die Beziehungen zwischen Luftfrachtführern 
und Postverwaltungen anwendbaren Vorschriften.  

(3)  Mit Ausnahme des Absatzes 2 gilt dieses Übereinkommen nicht für die Beförderung von 
Postsendungen.  

 
 

Kapitel II: Urkunden und Pflichten der Parteien betreffend die Beförderung von Reisenden, 
Reisegepäck und Gütern 
 
Art. 3 Reisende und Reisegepäck 
(1)  Bei der Beförderung von Reisenden ist ein Einzel- oder Sammelbeförderungsschein 

auszuhändigen; er muss enthalten:  
 a)  die Angabe des Abgangs- und Bestimmungsorts;  
 b)  falls Abgangs- und Bestimmungsort im Hoheitsgebiet desselben Vertragsstaats liegen, 

jedoch eine oder mehrere Zwischenlandungen im Hoheitsgebiet eines anderen Staates 
vorgesehen sind, die Angabe von zumindest einem dieser Zwischenlandepunkte.  

(2) Jede andere Aufzeichnung, welche die in Absatz 1 genannten Angaben enthält, kann anstelle des 
in jenem Absatz genannten Beförderungsscheins verwendet werden. Werden derartige andere 
Aufzeichnungen verwendet, so muss der Luftfrachtführer anbieten, dem Reisenden eine 
schriftliche Erklärung über die darin enthaltenen Angaben auszuhändigen.  

(3)  Der Luftfrachtführer hat dem Reisenden für jedes aufgegebene Gepäckstück einen Beleg zur 
Gepäckidentifizierung auszuhändigen.  

(4)  Der Reisende ist schriftlich darauf hinzuweisen, dass dieses Übereinkommen, soweit es 
Anwendung findet, die Haftung des Luftfrachtführers für Tod oder Körperverletzung, für 
Zerstörung, Verlust oder Beschädigung von Gepäck sowie für Verspätung regelt und 
beschränken kann.  

(5)  Die Nichtbeachtung der Absätze 1 bis 4 berührt weder den Bestand noch die Wirksamkeit des 
Beförderungsvertrags; dieser unterliegt gleichwohl den Vorschriften dieses Übereinkommens 
einschließlich derjenigen über die Haftungsbeschränkung.  

 
Art. 4 Güter 
(1) Bei der Beförderung von Gütern ist ein Luftfrachtbrief auszuhändigen.  
(2) Anstelle eines Luftfrachtbriefs kann jede andere Aufzeichnung verwendet werden, welche die 

Angaben über die auszuführende Beförderung enthält. Werden derartige andere 
Aufzeichnungen verwendet, so muss der Luftfrachtführer dem Absender auf dessen Verlangen 
eine Empfangsbestätigung über die Güter aushändigen, die es ermöglicht, die Sendung genau zu 
bestimmen und auf die in diesen anderen Aufzeichnungen enthaltenen Angaben 
zurückzugreifen.  

 
Art. 5 Inhalt des Luftfrachtbriefs und der Empfangsbestätigung über Güter 
 Der Luftfrachtbrief und die Empfangsbestätigung über Güter müssen enthalten:  
 a)  die Angabe des Abgangs- und Bestimmungsorts;  
 b)  falls Abgangs- und Bestimmungsort im Hoheitsgebiet desselben Vertragsstaats liegen, 

jedoch eine oder mehrere Zwischenlandungen im Hoheitsgebiet eines anderen Staates 
vorgesehen sind, die Angabe von zumindest einem dieser Zwischenlandepunkte;  

 c)  die Angabe des Gewichts der Sendung.  
 
Art. 6 Angaben zur Art der Güter  

Falls notwendig, kann vom Absender verlangt werden, zur Einhaltung der Vorschriften der Zoll-, 
der Polizei- oder anderer Behörden eine Urkunde mit Angaben zur Art der Güter auszuhändigen. 
Diese Bestimmung begründet für den Luftfrachtführer keine Verpflichtung, Verbindlichkeit oder 
Haftung.  

 
Art. 7 Luftfrachtbrief  
(1)  Der Luftfrachtbrief wird vom Absender in drei Ausfertigungen ausgestellt.  
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(2) Die erste Ausfertigung trägt den Vermerk „für den Luftfrachtführer“; sie wird vom Absender 

unterzeichnet. Die zweite Ausfertigung trägt den Vermerk „für den Empfänger“; sie wird vom 
Absender und vom Luftfrachtführer unterzeichnet. Die dritte Ausfertigung wird vom 
Luftfrachtführer unterzeichnet und nach Annahme der Güter dem Absender ausgehändigt.  

(3)  Die Unterschrift des Luftfrachtführers und diejenige des Absenders können gedruckt oder durch 
einen Stempel ersetzt werden.  

(4)  Wird der Luftfrachtbrief auf Verlangen des Absenders vom Luftfrachtführer ausgestellt, so wird 
bis zum Beweis des Gegenteils vermutet, dass der Luftfrachtführer im Namen des Absenders 
gehandelt hat.  

 
Art. 8  Mehrere Frachtstücke  
 Handelt es sich um mehrere Frachtstücke,  
 a)  so kann der Luftfrachtführer vom Absender die Ausstellung einzelner Luftfrachtbriefe 

verlangen;  
 b)  so kann der Absender vom Luftfrachtführer die Aushändigung einzelner 

Empfangsbestätigungen verlangen, wenn andere Aufzeichnungen im Sinne des Artikels 
4 Absatz 2 verwendet werden.  

 
Art. 9 Nichtbeachtung der Bestimmungen über Beförderungsurkunden  

Die Nichtbeachtung der Artikel 4 bis 8 berührt weder den Bestand noch die Wirksamkeit des 
Beförderungsvertrags; dieser unterliegt gleichwohl den Vorschriften dieses Übereinkommens 
einschließlich derjenigen über die Haftungsbeschränkung.  

 
Art. 10 Haftung für die Angaben in den Urkunden  
(1)  Der Absender haftet für die Richtigkeit der Angaben und Erklärungen über die Güter, die von 

ihm oder in seinem Namen in den Luftfrachtbrief eingetragen werden, sowie der von ihm oder 
in seinem Namen dem Luftfrachtführer gemachten Angaben oder Erklärungen zur Aufnahme in 
die Empfangsbestätigung über die Güter oder in die anderen Aufzeichnungen im Sinne des 
Artikels 4 Absatz 2. Dies gilt auch, wenn die für den Absender handelnde Person zugleich der 
Beauftragte des Luftfrachtführers ist.  

(2)  Der Absender hat dem Luftfrachtführer den Schaden zu ersetzen, den dieser oder ein Dritter, 
dem der Luftfrachtführer haftet, dadurch erleidet, dass die vom Absender oder in seinem 
Namen gemachten Angaben und Erklärungen unrichtig, ungenau oder unvollständig sind.  

(3)  Vorbehaltlich der Absätze 1 und 2 hat der Luftfrachtführer dem Absender den Schaden zu 
ersetzen, den dieser oder ein Dritter, dem der Absender haftet, dadurch erleidet, dass die 
Angaben und Erklärungen, die vom Luftfrachtführer oder in seinem Namen in die 
Empfangsbestätigung über die Güter oder in die anderen Aufzeichnungen im Sinne des Artikels 4 
Absatz 2 aufgenommen wurden, unrichtig, ungenau oder unvollständig sind.  

 
Art. 11 Beweiskraft der Urkunden  
(1)  Der Luftfrachtbrief und die Empfangsbestätigung über die Güter begründen die widerlegbare 

Vermutung für den Abschluss des Vertrags, die Annahme der Güter und die 
Beförderungsbedingungen, die darin niedergelegt sind.  

(2)  Die Angaben in dem Luftfrachtbrief und der Empfangsbestätigung über die Güter zu Gewicht, 
Maßen und Verpackung sowie zu der Anzahl der Frachtstücke begründen die widerlegbare 
Vermutung ihrer Richtigkeit; die Angaben über Menge, Rauminhalt und Zustand der Güter 
begründen diese Vermutung gegenüber dem Luftfrachtführer nur insoweit, als er diese Angaben 
in Gegenwart des Absenders nachgeprüft hat und dies auf dem Luftfrachtbrief oder der 
Empfangsbestätigung vermerkt ist, oder wenn es sich um Angaben handelt, die sich auf den 
äußerlich erkennbaren Zustand der Güter beziehen.  

 
Art. 12 Verfügungsrecht über die Güter  
(1) Der Absender ist unter der Bedingung, dass er alle Verpflichtungen aus dem Frachtvertrag erfüllt, 

berechtigt, über die Güter in der Weise zu verfügen, dass er sie am Abgangs- oder 
Bestimmungsflughafen sich zurückgeben, unterwegs während einer Landung aufhalten, am 
Bestimmungsort oder unterwegs an eine andere Person als den ursprünglich bezeichneten 
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Empfänger abliefern oder zum Abgangsflughafen zurückbringen lässt. Dieses Recht kann nur 
insoweit ausgeübt werden, als dadurch der Luftfrachtführer oder die anderen Absender nicht 
geschädigt werden; der Absender ist zur Erstattung der durch die Ausübung dieses Rechts 
entstehenden Kosten verpflichtet.  

(2)  Ist die Ausführung der Weisungen des Absenders unmöglich, so hat der Luftfrachtführer ihn 
unverzüglich zu verständigen.  

(3)  Kommt der Luftfrachtführer den Weisungen des Absenders nach, ohne die Vorlage der diesem 
übergebenen Ausfertigung des Luftfrachtbriefs oder der Empfangsbestätigung über die Güter zu 
verlangen, so haftet er unbeschadet seines Rückgriffsanspruchs gegen den Absender dem 
rechtmäßigen Besitzer des Luftfrachtbriefs oder der Empfangsbestätigung über die Güter für 
den daraus entstehenden Schaden.  

(4)  Das Recht des Absenders erlischt mit dem Zeitpunkt, in dem das Recht des Empfängers nach 
Artikel 13 entsteht. Es lebt jedoch wieder auf, wenn der Empfänger die Annahme der Güter 
verweigert oder wenn er nicht erreicht werden kann.  

 
Art. 13 Ablieferung der Güter  
(1)  Sofern der Absender nicht von seinem Recht nach Artikel 12 Gebrauch gemacht hat, ist der 

Empfänger berechtigt, nach Eintreffen der Güter am Bestimmungsort vom Luftfrachtführer die 
Ablieferung der Güter gegen Zahlung der geschuldeten Beträge und gegen Erfüllung der 
Beförderungsbedingungen zu verlangen.  

(2)  Sofern nichts anderes vereinbart ist, hat der Luftfrachtführer dem Empfänger das Eintreffen der 
Güter unverzüglich anzuzeigen.  

(3)  Hat der Luftfrachtführer den Verlust der Güter anerkannt oder sind die Güter nach Ablauf von 
sieben Tagen seit dem Tag, an dem sie hätten eintreffen sollen, nicht eingetroffen, so kann der 
Empfänger die Rechte aus dem Frachtvertrag gegen den Luftfrachtführer geltend machen.  

 
Art. 14 Geltendmachung der Rechte des Absenders und des Empfängers  

Der Absender und der Empfänger können, gleichviel ob sie für eigene oder fremde Rechnung 
handeln, die ihnen nach den Artikeln 12 und 13 zustehenden Rechte im eigenen Namen geltend 
machen, sofern sie die Verpflichtungen aus dem Frachtvertrag erfüllen.  

 
Art. 15  Rechtsverhältnisse zwischen Absender und Empfänger oder Dritten  
(1)  Die Rechtsverhältnisse zwischen dem Absender und dem Empfänger sowie die 

Rechtsverhältnisse Dritter, die ihre Rechte vom Absender oder vom Empfänger herleiten, 
werden durch die Artikel 12, 13 und 14 nicht berührt.  

(2)  Jede von den Artikeln 12, 13 und 14 abweichende Vereinbarung muss auf dem Luftfrachtbrief 
oder auf der Empfangsbestätigung über die Güter vermerkt werden.  

 
Art. 16 Vorschriften der Zoll-, der Polizei und anderer Behörden  
(1)  Der Absender ist verpflichtet, alle Auskünfte zu erteilen und alle Urkunden zur Verfügung zu 

stellen, die vor Aushändigung der Güter an den Empfänger zur Erfüllung der Vorschriften der 
Zoll-, der Polizei- und anderer Behörden erforderlich sind. Der Absender haftet dem 
Luftfrachtführer für den Schaden, der durch das Fehlen, die Unvollständigkeit oder die 
Unrichtigkeit dieser Auskünfte und Urkunden entsteht, es sei denn, dass den Luftfrachtführer 
oder seine Leute ein Verschulden trifft.  

(2)  Der Luftfrachtführer ist nicht verpflichtet, diese Auskünfte und Urkunden auf ihre Richtigkeit 
und Vollständigkeit zu prüfen.  

 
 

Kapitel III: Haftung des Luftfrachtführers und Umfang des Schadenersatzes 
 
Art. 17 Tod und Körperverletzung von Reisenden – Beschädigung von Reisegepäck  
(1)  Der Luftfrachtführer hat den Schaden zu ersetzen, der dadurch entsteht, dass ein Reisender 

getötet oder körperlich verletzt wird, jedoch nur, wenn sich der Unfall, durch den der Tod oder 
die Körperverletzung verursacht wurde, an Bord des Luftfahrzeugs oder beim Ein- oder 
Aussteigen ereignet hat.  
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(2)  Der Luftfrachtführer hat den Schaden zu ersetzen, der durch Zerstörung, Verlust oder 

Beschädigung von aufgegebenem Reisegepäck entsteht, jedoch nur, wenn das Ereignis, durch 
das die Zerstörung, der Verlust oder die Beschädigung verursacht wurde, an Bord des 
Luftfahrzeugs oder während eines Zeitraums eingetreten ist, in dem sich das aufgegebene 
Reisegepäck in der Obhut des Luftfrachtführers befand. Der Luftfrachtführer haftet jedoch nicht, 
wenn und soweit der Schaden auf die Eigenart des Reisegepäcks oder einen ihm 
innewohnenden Mangel zurückzuführen ist. Bei nicht aufgegebenem Reisegepäck, einschließlich 
persönlicher Gegenstände, haftet der Luftfrachtführer, wenn der Schaden auf sein Verschulden 
oder das Verschulden seiner Leute zurückzuführen ist.  

(3)  Hat der Luftfrachtführer den Verlust des aufgegebenen Reisegepäcks anerkannt oder ist das 
aufgegebene Reisegepäck nach Ablauf von einundzwanzig Tagen seit dem Tag, an dem es hätte 
eintreffen sollen, nicht eingetroffen, so kann der Reisende die Rechte aus dem 
Beförderungsvertrag gegen den Luftfrachtführer geltend machen.  

(4)  Vorbehaltlich entgegenstehender Bestimmungen bezeichnet in diesem Übereinkommen der 
Begriff „Reisegepäck“ sowohl aufgegebenes als auch nicht aufgegebenes Reisegepäck.  

 
Art. 18 Beschädigung von Gütern  
(1)  Der Luftfrachtführer hat den Schaden zu ersetzen, der durch Zerstörung, Verlust oder 

Beschädigung von Gütern entsteht, jedoch nur, wenn das Ereignis, durch das der Schaden 
verursacht wurde, während der Luftbeförderung eingetreten ist.  

(2)  Der Luftfrachtführer haftet jedoch nicht, wenn und soweit er nachweist, dass die Zerstörung, der 
Verlust oder die Beschädigung der Güter durch einen oder mehrere der folgenden Umstände 
verursacht wurde:  

 a)  die Eigenart der Güter oder ein ihnen innewohnender Mangel;  
 b)  mangelhafte Verpackung der Güter durch eine andere Person als den Luftfrachtführer 

oder seine Leute;  
 c)  eine Kriegshandlung oder ein bewaffneter Konflikt;  
 d)  hoheitliches Handeln in Verbindung mit der Einfuhr, Ausfuhr oder Durchfuhr der Güter.  
(3)  Die Luftbeförderung im Sinne des Absatzes 1 umfasst den Zeitraum, während dessen die Güter 

sich in der Obhut des Luftfrachtführers befinden.  
(4)  Der Zeitraum der Luftbeförderung umfasst nicht die Beförderung zu Land, zur See oder auf 

Binnengewässern außerhalb eines Flughafens. Erfolgt jedoch eine solche Beförderung bei 
Ausführung des Luftbeförderungsvertrags zum Zweck der Verladung, der Ablieferung oder der 
Umladung, so wird bis zum Beweis des Gegenteils vermutet, dass der Schaden durch ein 
während der Luftbeförderung eingetretenes Ereignis verursacht worden ist. Ersetzt ein 
Luftfrachtführer ohne Zustimmung des Absenders die von den Parteien vereinbarte 
Luftbeförderung ganz oder teilweise durch eine andere Art der Beförderung, so gilt diese als 
innerhalb des Zeitraums der Luftbeförderung ausgeführt.  

 
Art. 19 Verspätung  

Der Luftfrachtführer hat den Schaden zu ersetzen, der durch Verspätung bei der 
Luftbeförderung von Reisenden, Reisegepäck oder Gütern entsteht. Er haftet jedoch nicht für 
den Verspätungsschaden, wenn er nachweist, dass er und seine Leute alle zumutbaren 
Maßnahmen zur Vermeidung des Schadens getroffen haben oder dass es ihm oder ihnen nicht 
möglich war, solche Maßnahmen zu ergreifen.  

 
Art. 20 Haftungsbefreiung  

Weist der Luftfrachtführer nach, dass die Person, die den Schadenersatzanspruch erhebt, oder 
ihr Rechtsvorgänger den Schaden durch eine unrechtmäßige Handlung oder Unterlassung, sei es 
auch nur fahrlässig, verursacht oder dazu beigetragen hat, so ist der Luftfrachtführer ganz oder 
teilweise von seiner Haftung gegenüber dieser Person insoweit befreit, als diese Handlung oder 
Unterlassung den Schaden verursacht oder dazu beigetragen hat. Verlangt eine andere Person 
als der Reisende wegen dessen Tod oder Körperverletzung Schadenersatz, so ist der 
Luftfrachtführer ganz oder teilweise von seiner Haftung insoweit befreit, als er nachweist, dass 
eine unrechtmäßige Handlung oder Unterlassung des Reisenden, sei es auch nur fahrlässig, den 
Schaden verursacht oder dazu beigetragen hat. Dieser Artikel gilt für alle 
Haftungsbestimmungen in diesem Übereinkommen einschließlich Artikel 21 Absatz 1.  
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Art. 21 Schadenersatz bei Tod oder Körperverletzung von Reisenden  
(1) Für Schäden nach Artikel 17 Absatz 1, die 113.000 Sonderziehungsrechte je Reisenden nicht 

übersteigen, kann die Haftung des Luftfrachtführers nicht ausgeschlossen oder beschränkt 
werden.  

(2)  Der Luftfrachtführer haftet nicht für Schäden nach Artikel 17 Absatz 1, soweit sie 113.000 
Sonderziehungsrechte je Reisenden übersteigen, wenn er nachweist, dass 

 a)  dieser Schaden nicht auf eine unrechtmäßige Handlung oder Unterlassung des 
Luftfrachtführers oder seiner Leute, sei sie auch nur fahrlässig begangen, 
zurückzuführen ist oder  

 b)  dieser Schaden ausschließlich auf eine unrechtmäßige Handlung oder Unterlassung 
eines Dritten, sei sie auch nur fahrlässig begangen, zurückzuführen ist.  

 
Art. 22 Haftungshöchstbeträge bei Verspätung sowie für Reisegepäck und Güter  
(1)  Für Verspätungsschäden im Sinne des Artikels 19 haftet der Luftfrachtführer bei der 

Beförderung von Personen nur bis zu einem Betrag von 4.694 Sonderziehungsrechten je 
Reisenden.  

(2)  Bei der Beförderung von Reisegepäck haftet der Luftfrachtführer für Zerstörung, Verlust, 
Beschädigung oder Verspätung nur bis zu einem Betrag von 1.131 Sonderziehungsrechten je 
Reisenden; diese Beschränkung gilt nicht, wenn der Reisende bei der Übergabe des 
aufgegebenen Reisegepäcks an den Luftfrachtführer das Interesse an der Ablieferung am 
Bestimmungsort betragsmäßig angegeben und den verlangten Zuschlag entrichtet hat. In 
diesem Fall hat der Luftfrachtführer bis zur Höhe des angegebenen Betrags Ersatz zu leisten, 
sofern er nicht nachweist, dass dieser höher ist als das tatsächliche Interesse des Reisenden an 
der Ablieferung am Bestimmungsort.  

(3)  Bei der Beförderung von Gütern haftet der Luftfrachtführer für Zerstörung, Verlust, 
Beschädigung oder Verspätung nur bis zu einem Betrag von 22 Sonderziehungsrechten für das 
Kilogramm; diese Beschränkung gilt nicht, wenn der Absender bei der Übergabe des 
Frachtstücks an den Luftfrachtführer das Interesse an der Ablieferung am Bestimmungsort 
betragsmäßig angegeben und den verlangten Zuschlag entrichtet hat. In diesem Fall hat der 
Luftfrachtführer bis zur Höhe des angegebenen Betrags Ersatz zu leisten, sofern er nicht 
nachweist, dass dieser höher ist als das tatsächliche Interesse des Absenders an der Ablieferung 
am Bestimmungsort.  

(4)  Im Fall der Zerstörung, des Verlusts, der Beschädigung oder der Verspätung eines Teiles der 
Güter oder irgendeines darin enthaltenen Gegenstands ist für die Feststellung, bis zu welchem 
Betrag der Luftfrachtführer haftet, nur das Gesamtgewicht der betroffenen Frachtstücke 
maßgebend. Beeinträchtigt jedoch die Zerstörung, der Verlust, die Beschädigung oder die 
Verspätung eines Teiles der Güter oder eines darin enthaltenen Gegenstands den Wert anderer 
Frachtstücke, die in demselben Luftfrachtbrief oder derselben Empfangsbestätigung oder, wenn 
diese nicht ausgestellt wurden, in den anderen Aufzeichnungen im Sinne des Artikels 4 Absatz 2 
aufgeführt sind, so ist das Gesamtgewicht dieser Frachtstücke für die Feststellung, bis zu 
welchem Betrag der Luftfrachtführer haftet, maßgebend.  

(5)  Die Absätze 1 und 2 finden keine Anwendung, wenn nachgewiesen wird, dass der Schaden durch 
eine Handlung oder Unterlassung des Luftfrachtführers oder seiner Leute verursacht worden ist, 
die entweder in der Absicht, Schaden herbeizuführen, oder leichtfertig und in dem Bewusstsein 
begangen wurde, dass wahrscheinlich ein Schaden eintreten wird; im Fall einer Handlung oder 
Unterlassung der Leute ist außerdem nachzuweisen, dass diese in Ausführung ihrer 
Verrichtungen gehandelt haben. 

(6)  Die in Artikel 21 und in diesem Artikel festgesetzten Haftungsbeschränkungen hindern das 
Gericht nicht, zusätzlich nach seinem Recht einen Betrag zuzusprechen, der ganz oder teilweise 
den vom Kläger aufgewendeten Gerichtskosten und sonstigen Ausgaben für den Rechtsstreit, 
einschließlich Zinsen, entspricht. Dies gilt nicht, wenn der zugesprochene Schadenersatz, ohne 
Berücksichtigung der Gerichtskosten und der sonstigen Ausgaben für den Rechtsstreit, den 
Betrag nicht übersteigt, den der Luftfrachtführer dem Kläger schriftlich innerhalb einer Frist von 
sechs Monaten seit dem Ereignis, das den Schaden verursacht hat, oder, falls die Klage nach 
Ablauf dieser Frist erhoben worden ist, vor ihrer Erhebung angeboten hat.  
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Art. 23 Umrechnung von Rechnungseinheiten  
(1)  Die in diesem Übereinkommen angegebenen Beträge von Sonderziehungsrechten beziehen sich 

auf das vom Internationalen Währungsfond festgelegte Sonderziehungsrecht. Die Umrechnung 
dieser Beträge in Landeswährungen erfolgt im Fall eines gerichtlichen Verfahrens nach dem 
Wert dieser Währungen in Sonderziehungsrechten im Zeitpunkt der Entscheidung. Der in 
Sonderziehungsrechten ausgedrückte Wert der Landeswährung eines Vertragsstaats, der 
Mitglied des Internationalen Währungsfonds ist, wird nach der vom Internationalen 
Währungsfond angewendeten Bewertungsmethode errechnet, die im Zeitpunkt der 
Entscheidung für seine Operationen und Transaktionen gilt. Der in Sonderziehungsrechten 
ausgedrückte Wert der Landeswährung eines Vertragsstaats, der nicht Mitglied des 
Internationalen Währungsfonds ist, wird auf eine von diesem Staat bestimmte Weise errechnet.  

(2)  Dessen ungeachtet können Staaten, die nicht Mitglieder des Internationalen Währungsfonds 
sind und deren Recht die Anwendung des Absatzes 1 nicht zulässt, bei der Ratifikation oder dem 
Beitritt oder jederzeit danach erklären, dass die Haftung des Luftfrachtführers in gerichtlichen 
Verfahren in ihrem Hoheitsgebiet im Fall des Artikels 21 auf 1.500.000 Rechnungseinheiten je 
Reisenden begrenzt ist, im Fall des Artikels 22 Absatz 1 auf 62.500 Rechnungseinheiten je 
Reisenden, im Fall des Artikels 22 Absatz 2 auf 15.000 Rechnungseinheiten je Reisenden und im 
Fall des Artikels 22 Absatz 3 auf 250 Rechnungseinheiten für das Kilogramm. Eine 
Rechnungseinheit entspricht 65 1/2 Milligramm Gold von 900/1000 Feingehalt. Diese Beträge 
können in einen abgerundeten Betrag der Landeswährung umgerechnet werden. Die 
Umrechnung der Beträge in die Landeswährung erfolgt nach dem Recht des betreffenden 
Staates.  

(3)  Die Berechnung nach Absatz 1 Satz 4 und die Umrechnung nach Absatz 2 ist so vorzunehmen, 
dass soweit wie möglich die Beträge in den Artikeln 21 und 22 demselben Realwert in der 
Landeswährung des Vertragsstaats entsprechen, wie er sich aus der Anwendung des Absatzes 1 
Sätze 1 bis 3 ergeben würde. Die Vertragsstaaten unterrichten den Depositar bei der 
Hinterlegung der Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde von der 
Berechnungsweise nach Absatz 1 oder dem Ergebnis der Umrechnung nach Absatz 2 sowie von 
jeder Änderung derselben.   

 
Art. 24 Überprüfung der Haftungshöchstbeträge  
(1)  Unbeschadet des Artikels 25 und vorbehaltlich des Absatzes 2 werden die 

Haftungshöchstbeträge nach den Artikeln 21, 22 und 23 vom Depositar nach jeweils fünf Jahren 
überprüft; die erste Überprüfung ist am Ende des fünften Jahres vorzunehmen, das auf das 
Inkrafttreten dieses Übereinkommens folgt, oder, wenn das Übereinkommen nicht innerhalb 
von fünf Jahren ab dem Tag, an dem es erstmals zur Unterzeichnung aufliegt, in Kraft tritt, 
innerhalb des ersten Jahres nach Inkrafttreten; der Überprüfung ist ein Inflationsfaktor zugrunde 
zu legen, welcher der kumulierten Inflationsrate seit der vorherigen Überprüfung oder, beim 
ersten Mal, seit Inkrafttreten des Übereinkommens entspricht. Die für die Bestimmung des 
Inflationsfaktors zu verwendende Inflationsrate ist der gewogene Mittelwert der jährlichen 
Zuwachs- oder Rückgangsraten der Verbraucherpreisindizes der Staaten, deren Währungen das 
in Artikel 23 Absatz 1 genannte Sonderziehungsrecht bilden.  

(2)  Ergibt die in Absatz 1 genannte Überprüfung, dass der Inflationsfaktor 10 Prozent übersteigt, so 
notifiziert der Depositar den Vertragsstaaten die angepassten Haftungshöchstbeträge. Jede 
Anpassung tritt sechs Monate nach ihrer Notifikation an die Vertragsstaaten in Kraft. Teilt 
innerhalb von drei Monaten nach der Notifikation an die Vertragsstaaten eine Mehrheit der 
Vertragsstaaten ihre Ablehnung mit, so tritt die Anpassung nicht in Kraft; in diesem Fall 
unterbreitet der Depositar die Angelegenheit einer Zusammenkunft der Vertragsstaaten. Der 
Depositar notifiziert allen Vertragsstaaten unverzüglich das Inkrafttreten jeder Anpassung.  

(3)  Unbeschadet des Absatzes 1 ist das in Absatz 2 genannte Verfahren auf Verlangen eines Drittels 
der Vertragsstaaten jederzeit anzuwenden, wenn der in Absatz 1 genannte Inflationsfaktor seit 
der vorherigen Überprüfung oder, wenn eine solche nicht erfolgt ist, seit Inkrafttreten des 
Übereinkommens, 30 Prozent überstiegen hat. Weitere Überprüfungen nach dem in Absatz 1 
beschriebenen Verfahren werden nach jeweils fünf Jahren vorgenommen, erstmals am Ende des 
fünften Jahres, das auf eine Überprüfung nach diesem Absatz folgt.  
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Art. 25 Vereinbarungen über Haftungshöchstbeträge  

Ein Luftfrachtführer kann sich im Beförderungsvertrag höheren als den in diesem 
Übereinkommen vorgesehenen Haftungshöchstbeträgen unterwerfen oder auf 
Haftungshöchstbeträge verzichten.  

 
Art. 26 Unwirksamkeit von Vertragsbestimmungen  

Jede Bestimmung des Beförderungsvertrags, durch welche die Haftung des Luftfrachtführers 
ausgeschlossen oder der in diesem Übereinkommen festgesetzte Haftungshöchstbetrag 
herabgesetzt werden soll, ist nichtig; ihre Nichtigkeit hat nicht die Nichtigkeit des gesamten 
Vertrags zur Folge; dieser unterliegt gleichwohl diesem Übereinkommen.  

 
Art. 27 Vertragsfreiheit  

Dieses Übereinkommen hindert den Luftfrachtführer nicht daran, den Abschluss eines 
Beförderungsvertrags zu verweigern, auf Einwendungen, die ihm nach dem Übereinkommen zur 
Verfügung stehen, zu verzichten oder Vertragsbedingungen festzulegen, die nicht im 
Widerspruch zu diesem Übereinkommen stehen.  

 
Art. 28 Vorauszahlungen  

Haben Luftfahrzeugunfälle den Tod oder die Körperverletzung von Reisenden zur Folge, so hat 
der Luftfrachtführer, wenn er dazu nach nationalem Recht verpflichtet ist, unverzüglich 
Vorauszahlungen an schadenersatzberechtigte natürliche Personen zur Befriedigung ihrer 
unmittelbaren wirtschaftlichen Bedürfnisse zu leisten. Diese Vorauszahlungen stellen keine 
Haftungsanerkennung dar und können mit späteren Schadenersatzleistungen des 
Luftfrachtführers verrechnet werden.  

 
Art. 29 Grundsätze für Ansprüche  

Bei der Beförderung von Reisenden, Reisegepäck und Gütern kann ein Anspruch auf 
Schadenersatz, auf welchem Rechtsgrund er auch beruht, sei es dieses Übereinkommen, ein 
Vertrag, eine unerlaubte Handlung oder ein sonstiger Rechtsgrund, nur unter den 
Voraussetzungen und mit den Beschränkungen geltend gemacht werden, die in diesem 
Übereinkommen vorgesehen sind; die Frage, welche Personen zur Klage berechtigt sind und 
welche Rechte ihnen zustehen, wird hierdurch nicht berührt. Bei einer derartigen Klage ist jeder 
eine Strafe einschließende, verschärfte oder sonstige nicht kompensatorische Schadenersatz 
ausgeschlossen.  

 
Art. 30 Leute des Luftfrachtführers – Mehrheit von Ansprüchen  
(1)  Wird einer der Leute des Luftfrachtführers wegen eines Schadens in Anspruch genommen, der 

unter dieses Übereinkommen fällt, so kann er sich auf die Haftungsvoraussetzungen und 
 -beschränkungen berufen, die nach diesem Übereinkommen für den Luftfrachtführer gelten, 

sofern er nachweist, dass er in Ausführung seiner Verrichtungen gehandelt hat.  
(2) Der Betrag, der in diesem Fall von dem Luftfrachtführer und seinen Leuten als Ersatz insgesamt 

zu leisten ist, darf die genannten Haftungsgrenzen nicht übersteigen.  
(3) Die Absätze 1 und 2 finden, außer bei der Beförderung von Gütern, keine Anwendung, wenn 

nachgewiesen wird, dass der Schaden durch eine Handlung oder Unterlassung der Leute des 
Luftfrachtführers verursacht worden ist, die entweder in der Absicht, Schaden herbeizuführen, 
oder leichtfertig und in dem Bewusstsein begangen wurde, dass wahrscheinlich ein Schaden 
eintreten wird.  

 
Art. 31 Fristgerechte Schadensanzeige  
(1)  Nimmt der Empfänger aufgegebenes Reisegepäck oder Güter vorbehaltlos an, so begründet dies 

die widerlegbare Vermutung, dass sie unbeschädigt und entsprechend dem Beförderungsschein 
oder den anderen Aufzeichnungen im Sinne des Artikels 3 Absatz 2 und Artikels 4 Absatz 2 
abgeliefert worden sind.  

(2)  Im Fall einer Beschädigung muss der Empfänger unverzüglich nach Entdeckung des Schadens, 
bei aufgegebenem Reisegepäck jedenfalls binnen sieben und bei Gütern binnen vierzehn Tagen 
nach der Annahme, dem Luftfrachtführer Anzeige erstatten. Im Fall einer Verspätung muss die 
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 Anzeige binnen einundzwanzig Tagen, nachdem das Reisegepäck oder die Güter dem Empfänger 

zur Verfügung gestellt worden sind, erfolgen.  
(3)  Jede Beanstandung muss schriftlich erklärt und innerhalb der dafür vorgesehenen Frist 

übergeben oder abgesandt werden.  
(4)  Wird die Anzeigefrist versäumt, so ist jede Klage gegen den Luftfrachtführer ausgeschlossen, es 

sei denn, dass dieser arglistig gehandelt hat.  
 
Art. 32 Tod des Schadenersatzpflichtigen  

Stirbt die zum Schadenersatz verpflichtete Person, so kann der Anspruch auf Schadenersatz 
nach diesem Übereinkommen gegen ihre Rechtsnachfolger geltend gemacht werden.  

 
Art. 33 Gerichtsstand  
(1)  Die Klage auf Schadenersatz muss im Hoheitsgebiet eines der Vertragsstaaten erhoben werden, 

und zwar nach Wahl des Klägers entweder bei dem Gericht des Ortes, an dem sich der Wohnsitz 
des Luftfrachtführers, seine Hauptniederlassung oder seine Geschäftsstelle befindet, durch die 
der Vertrag geschlossen worden ist, oder bei dem Gericht des Bestimmungsorts.  

(2)  Die Klage auf Ersatz des Schadens, der durch Tod oder Körperverletzung eines Reisenden 
entstanden ist, kann bei einem der in Absatz 1 genannten Gerichte oder im Hoheitsgebiet eines 
Vertragsstaats erhoben werden, in dem der Reisende im Zeitpunkt des Unfalls seinen ständigen 
Wohnsitz hatte und in das oder aus dem der Luftfrachtführer Reisende im Luftverkehr 
gewerbsmäßig befördert, und zwar entweder mit seinen eigenen Luftfahrzeugen oder aufgrund 
einer geschäftlichen Vereinbarung mit Luftfahrzeugen eines anderen Luftfrachtführers, und in 
dem der Luftfrachtführer sein Gewerbe von Geschäftsräumen aus betreibt, deren Mieter oder 
Eigentümer er selbst oder ein anderer Luftfrachtführer ist, mit dem er eine geschäftliche 
Vereinbarung geschlossen hat.  

(3)  Im Sinne des Absatzes 2 bedeutet  
 a)  „geschäftliche Vereinbarung“ einen Vertrag zwischen Luftfrachtführern über die 

Erbringung gemeinsamer Beförderungsdienstleistungen für Reisende im Luftverkehr mit 
Ausnahme eines Handelsvertretervertrags,  

 b)  „ständiger Wohnsitz“ den Hauptwohnsitz und gewöhnlichen Aufenthalt des Reisenden 
im Zeitpunkt des Unfalls. Die Staatsangehörigkeit des Reisenden ist in dieser Hinsicht 
nicht entscheidend.  

(4)  Das Verfahren richtet sich nach dem Recht des angerufenen Gerichts. 
 
Art. 34 Schiedsverfahren  
(1)  Die Parteien des Vertrags über die Beförderung von Gütern können nach Maßgabe dieses 

Artikels vereinbaren, dass Streitigkeiten über die Haftung des Luftfrachtführers nach diesem 
Übereinkommen in einem Schiedsverfahren beigelegt werden. Eine derartige Vereinbarung 
bedarf der Schriftform.  

(2)  Das Schiedsverfahren wird nach Wahl des Anspruchstellers an einem der in Artikel 33 genannten 
Gerichtsstände durchgeführt.  

(3)  Der Schiedsrichter oder das Schiedsgericht hat dieses Übereinkommen anzuwenden.  
(4)  Die Absätze 2 und 3 gelten als Bestandteil jeder Schiedsklausel oder -vereinbarung; 

abweichende Bestimmungen sind nichtig.  
 
Art. 35  Ausschlussfrist  
(1)  Die Klage auf Schadenersatz kann nur binnen einer Ausschlussfrist von zwei Jahren erhoben 

werden; die Frist beginnt mit dem Tag, an dem das Luftfahrzeug am Bestimmungsort 
angekommen ist oder an dem es hätte ankommen sollen oder an dem die Beförderung 
abgebrochen worden ist.  

(2)  Die Berechnung der Frist richtet sich nach dem Recht des angerufenen Gerichts.  
 
Art. 36 Aufeinanderfolgende Beförderung  
(1)  Jeder Luftfrachtführer, der Reisende, Reisegepäck oder Güter annimmt, ist bei Beförderungen 

im Sinne des Artikels 1 Absatz 3, die nacheinander durch mehrere Luftfrachtführer ausgeführt 
werden, den Vorschriften dieses Übereinkommens unterworfen; er gilt für den Teil der 
Beförderung, der unter seiner Leitung ausgeführt wird, als Partei des Beförderungsvertrags.  
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(2)  Bei einer solchen Beförderung kann der Reisende oder die sonst anspruchsberechtigte Person 

nur den Luftfrachtführer in Anspruch nehmen, der die Beförderung ausgeführt hat, in deren 
Verlauf der Unfall oder die Verspätung eingetreten ist, es sei denn, dass der erste 
Luftfrachtführer durch ausdrückliche Vereinbarung die Haftung für die ganze Reise 
übernommen hat.  

(3)  Bei Reisegepäck oder Gütern kann der Reisende oder der Absender den ersten, der Reisende 
oder der Empfänger, der die Auslieferung verlangen kann, den letzten, und jeder von ihnen 
denjenigen Luftfrachtführer in Anspruch nehmen, der die Beförderung ausgeführt hat, in deren 
Verlauf die Zerstörung, der Verlust oder die Beschädigung erfolgt oder die Verspätung 
eingetreten ist. Diese Luftfrachtführer haften dem Reisenden oder dem Absender oder 
Empfänger als Gesamtschuldner.  

 
Art. 37 Rückgriffsrecht gegenüber Dritten  

Dieses Übereinkommen berührt nicht die Frage, ob die nach seinen Bestimmungen 
schadenersatzpflichtige Person gegen eine andere Person Rückgriff nehmen kann.  

 
 

Kapitel IV: Gemischte Beförderung 
 
Art. 38 Gemischte Beförderung  
(1)  Bei gemischter Beförderung, die zum Teil durch Luftfahrzeuge, zum Teil durch andere 

Verkehrsmittel ausgeführt wird, gilt dieses Übereinkommen vorbehaltlich des Artikels 18 Absatz 
4 nur für die Luftbeförderung im Sinne des Artikels 1.  

(2)  Bei gemischter Beförderung sind die Parteien durch dieses Übereinkommen nicht gehindert, 
Bedingungen für die Beförderung durch andere Verkehrsmittel in den Luftbeförderungsvertrag 
aufzunehmen, sofern hinsichtlich der Luftbeförderung dieses Übereinkommen beachtet wird.  

 
 

Kapitel V: Luftbeförderung durch einen anderen als den vertraglichen Luftfrachtführer 
 
Art. 39 Vertraglicher Luftfrachtführer – Ausführender Luftfrachtführer  

Dieses Kapitel gilt, wenn eine Person (im folgenden als „vertraglicher Luftfrachtführer“ 
bezeichnet) mit einem Reisenden oder einem Absender oder einer für den Reisenden oder den 
Absender handelnden Person einen diesem Übereinkommen unterliegenden 
Beförderungsvertrag geschlossen hat und eine andere Person (im folgenden als „ausführender 
Luftfrachtführer“ bezeichnet) aufgrund einer Vereinbarung mit dem vertraglichen 
Luftfrachtführer berechtigt ist, die Beförderung ganz oder zum Teil auszuführen, ohne dass es 
sich hinsichtlich dieses Teiles um eine aufeinanderfolgende Beförderung im Sinne dieses 
Übereinkommens handelt. Die Berechtigung wird bis zum Beweis des Gegenteils vermutet.  

 
Art. 40 Haftung des vertraglichen und des ausführenden Luftfrachtführers  

Führt ein ausführender Luftfrachtführer eine Beförderung, die nach dem in Artikel 39 genannten 
Beförderungsvertrag diesem Übereinkommen unterliegt, ganz oder zum Teil aus, so 
unterstehen, soweit dieses Kapitel nichts anderes bestimmt, sowohl der vertragliche 
Luftfrachtführer als auch der ausführende Luftfrachtführer den Vorschriften dieses 
Übereinkommens, der erstgenannte für die gesamte im Vertrag vorgesehene Beförderung, der 
zweitgenannte nur für die Beförderung, die er ausführt.  

 
Art. 41 Wechselseitige Zurechnung  
(1)  Die Handlungen und Unterlassungen des ausführenden Luftfrachtführers und seiner Leute, 

soweit diese in Ausführung ihrer Verrichtungen handeln, gelten bezüglich der von dem 
ausführenden Luftfrachtführer ausgeführten Beförderung auch als solche des vertraglichen 
Luftfrachtführers.  

(2)  Die Handlungen und Unterlassungen des vertraglichen Luftfrachtführers und seiner Leute, 
soweit diese in Ausführung ihrer Verrichtungen handeln, gelten bezüglich der von dem 
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 ausführenden Luftfrachtführer ausgeführten Beförderung auch als solche des ausführenden 

Luftfrachtführers. Der ausführende Luftfrachtführer kann jedoch durch solche Handlungen oder 
Unterlassungen nicht einer Haftung unterworfen werden, welche die in den Artikeln 21, 22, 23 
und 24 genannten Beträge übersteigt. Eine besondere Vereinbarung, wonach der vertragliche 
Luftfrachtführer Verpflichtungen eingeht, die nicht durch dieses Übereinkommen auferlegt 
werden, oder ein Verzicht auf Rechte oder Einwendungen nach diesem Übereinkommen oder 
eine betragsmäßige Angabe des Interesses an der Lieferung nach Artikel 22 ist gegenüber dem 
ausführenden Luftfrachtführer nur mit seiner Zustimmung wirksam.  

 
Art. 42 Beanstandungen und Weisungen  

Beanstandungen oder Weisungen, die nach diesem Übereinkommen gegenüber dem 
Luftfrachtführer zu erklären sind, werden wirksam, gleichviel ob sie an den vertraglichen 
Luftfrachtführer oder an den ausführenden Luftfrachtführer gerichtet werden. Die Weisungen 
nach Artikel 12 werden jedoch nur wirksam, wenn sie an den vertraglichen Luftfrachtführer 
gerichtet werden.  

 
Art. 43 Leute der Luftfrachtführer  

Soweit der ausführende Luftfrachtführer die Beförderung vorgenommen hat, können sich 
sowohl seine als auch die Leute des vertraglichen Luftfrachtführers, sofern sie nachweisen, dass 
sie in Ausführung ihrer Verrichtungen gehandelt haben, auf die Haftungsvoraussetzungen und 
-beschränkungen berufen, die nach diesem Übereinkommen für den Luftfrachtführer gelten, zu 
dessen Leuten sie gehören; dies gilt nicht, wenn der Nachweis erbracht wird, dass sie in einer 
Weise gehandelt haben, welche die Berufung auf die Haftungsbeschränkungen nach diesem 
Übereinkommen ausschließt.  

 
Art. 44 Betrag des gesamten Schadenersatzes  

Soweit der ausführende Luftfrachtführer die Beförderung vorgenommen hat, darf der Betrag, 
den dieser Luftfrachtführer, der vertragliche Luftfrachtführer und ihre Leute, sofern diese in 
Ausführung ihrer Verrichtungen gehandelt haben, als Schadenersatz zu leisten haben, den 
höchsten Betrag nicht übersteigen, der nach diesem Übereinkommen von dem vertraglichen 
oder dem ausführenden Luftfrachtführer als Schadenersatz beansprucht werden kann; keine der 
genannten Personen haftet jedoch über den für sie geltenden Höchstbetrag hinaus.  

 
Art. 45 Beklagter  

Soweit der ausführende Luftfrachtführer die Beförderung vorgenommen hat, kann eine Klage 
auf Schadenersatz nach Wahl des Klägers gegen diesen Luftfrachtführer, den vertraglichen 
Luftfrachtführer oder beide, gemeinsam oder gesondert, erhoben werden. Ist die Klage nur 
gegen einen dieser Luftfrachtführer erhoben, so hat dieser das Recht, den anderen 
Luftfrachtführer aufzufordern, sich an dem Rechtsstreit zu beteiligen; Rechtswirkungen und 
Verfahren richten sich nach dem Recht des angerufenen Gerichts.  

 
Art. 46 Weiterer Gerichtsstand  

Eine Klage auf Schadenersatz nach Artikel 45 kann nur im Hoheitsgebiet eines der 
Vertragsstaaten, und zwar nach Wahl des Klägers entweder bei einem der Gerichte erhoben 
werden, bei denen eine Klage gegen den vertraglichen Luftfrachtführer nach Artikel 33 erhoben 
werden kann, oder bei dem Gericht des Ortes, an dem der ausführende Luftfrachtführer seinen 
Wohnsitz oder seine Hauptniederlassung hat.  

 
Art. 47 Unwirksamkeit vertraglicher Bestimmungen  

Jede vertragliche Bestimmung, durch welche die Haftung des vertraglichen oder des 
ausführenden Luftfrachtführers nach diesem Kapitel ausgeschlossen oder der maßgebende 
Haftungshöchstbetrag herabgesetzt werden soll, ist nichtig; ihre Nichtigkeit hat nicht die 
Nichtigkeit des gesamten Vertrags zur Folge; dieser unterliegt weiterhin den Bestimmungen 
dieses Kapitels.  
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Art. 48  Innenverhältnis von vertraglichem und ausführendem Luftfrachtführer  

Dieses Kapitel, mit Ausnahme des Artikels 45, berührt nicht die Rechte und Pflichten der 
Luftfrachtführer untereinander, einschließlich der Rechte auf Rückgriff oder Schadenersatz.  

 
 

Kapitel VII: Sonstige Bestimmungen 
 
Art. 49 Zwingendes Recht  

Alle Bestimmungen des Beförderungsvertrags und alle vor Eintritt des Schadens getroffenen 
besonderen Vereinbarungen, mit denen die Parteien durch Bestimmung des anzuwendenden 
Rechts oder durch Änderung der Vorschriften über die Zuständigkeit von diesem 
Übereinkommen abweichen, sind nichtig.  

 
Art. 50 Versicherung  

Die Vertragsstaaten verpflichten ihre Luftfrachtführer, sich zur Deckung ihrer Haftung nach 
diesem Übereinkommen angemessen zu versichern. Der Vertragsstaat, in den ein 
Luftfrachtführer eine Beförderung ausführt, kann einen Nachweis über einen angemessenen 
Versicherungsschutz zur Deckung der Haftung nach diesem Übereinkommen verlangen.  

 
Art. 51 Beförderung unter außergewöhnlichen Umständen  

Die Bestimmungen der Artikel 3 bis 5, 7 und 8 über die Beförderungsurkunden sind nicht auf 
Beförderungen anzuwenden, die unter außergewöhnlichen Umständen und nicht im Rahmen 
des gewöhnlichen Luftverkehrs ausgeführt werden.  

 
Art. 52 Bestimmung des Begriffs „Tage“  
 Der Begriff „Tage“ im Sinne dieses Übereinkommens bedeutet Kalendertage, nicht Werktage. 
 
 

Kapitel VII: Schlussbestimmungen 
 
Art. 53 Unterzeichnung, Ratifikation und Inkrafttreten  
(1)  Dieses Übereinkommen liegt am 28. Mai 1999 in Montreal für die Staaten zur Unterzeichnung 

auf, die an der Internationalen Konferenz über Luftrecht vom 10. bis zum 28. Mai 1999 in 
Montreal teilgenommen haben. Nach dem 28. Mai 1999 liegt das Übereinkommen am Sitz der 
Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation in Montreal für alle Staaten zur Unterzeichnung auf, 
bis es nach Absatz 6 in Kraft tritt.  

(2)  Dieses Übereinkommen liegt ebenso für Organisationen der regionalen Wirtschaftsintegration 
zur Unterzeichnung auf. Im Sinne dieses Übereinkommens bedeutet eine „Organisation der 
regionalen Wirtschaftsintegration“ eine von souveränen Staaten einer bestimmten Region 
gebildete Organisation, die für bestimmte, durch dieses Übereinkommen geregelte 
Gegenstände zuständig ist und gehörig befugt ist, dieses Übereinkommen zu unterzeichnen und 
es zu ratifizieren, anzunehmen, zu genehmigen oder ihm beizutreten. Eine Bezugnahme auf 
einen „Vertragsstaat“ oder „Vertragsstaaten“ in diesem Übereinkommen mit Ausnahme des 
Artikels 1 Absatz 2, Artikels 3 Absatz 1 Buchstabe b, Artikels 5 Buchstabe b, der Artikel 23, 33 
und 46 sowie des Artikels 57 Buchstabe b gilt gleichermaßen für eine Organisation der 
regionalen Wirtschaftsintegration. Die Bezugnahmen in Artikel 24 auf „eine Mehrheit der 
Vertragsstaaten“ und „ein Drittel der Vertragsstaaten“ gelten nicht für eine Organisation der 
regionalen Wirtschaftsintegration.  

(3)  Dieses Übereinkommen bedarf der Ratifikation durch die Staaten und Organisationen der 
regionalen Wirtschaftsintegration, die es unterzeichnet haben.  

(4)  Staaten oder Organisationen der regionalen Wirtschaftsintegration, die dieses Übereinkommen 
nicht unterzeichnen, können es jederzeit annehmen oder genehmigen oder ihm beitreten.  

(5)  Die Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunden werden bei der 
Internationalen Zivilluftfahrt- Organisation hinterlegt; diese wird hiermit zum Depositar 
bestimmt.  
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(6)  Dieses Übereinkommen tritt am sechzigsten Tag nach Hinterlegung der dreißigsten Ratifikations-, 
 Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde beim Depositar zwischen den Staaten in Kraft, 

die eine solche Urkunde hinterlegt haben. Eine von einer Organisation der regionalen 
Wirtschaftsintegration hinterlegte Urkunde wird insoweit nicht gezählt.  

(7)   Für andere Staaten und für andere Organisationen der regionalen Wirtschaftsintegration tritt 
dieses Übereinkommen sechzig Tage nach Hinterlegung der Ratifikations-, Annahme-, 
Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde in Kraft.  

(8)   Der Depositar notifiziert allen Unterzeichnern und Vertragsstaaten umgehend  
 a)  jede Unterzeichnung dieses Übereinkommens und deren Zeitpunkt;  

b)  jede Hinterlegung einer Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde 
und den Zeitpunkt der Hinterlegung;  

 c)  den Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Übereinkommens;  
 d)  den Zeitpunkt, zu dem eine nach diesem Übereinkommen vorgenommene Anpassung 

der Haftungshöchstbeträge in Kraft tritt;  
 e)  jede Kündigung nach Artikel 54.  
 
Art. 54 Kündigung  
(1)  Jeder Vertragsstaat kann dieses Übereinkommen durch eine an den Depositar gerichtete 

schriftliche Notifikation kündigen.  
(2)  Die Kündigung wird einhundertachtzig Tage nach Eingang der Notifikation beim Depositar 

wirksam.  
 
Art. 55 Verhältnis zu anderen mit dem Warschauer Abkommen zusammenhängenden Übereinkünften  

Dieses Übereinkommen geht allen Vorschriften vor, die für die Beförderung im internationalen 
Luftverkehr gelten  

 1.  zwischen Vertragsstaaten dieses Übereinkommens aufgrund dessen, dass diese Staaten 
gemeinsam Vertragsparteien folgender Übereinkünfte sind:  

  a)  Abkommen zur Vereinheitlichung von Regeln über die Beförderung im 
internationalen Luftverkehr, unterzeichnet in Warschau am 12. Oktober 1929 (im 
Folgenden als „Warschauer Abkommen“ bezeichnet);  

  b)  Protokoll zur Änderung des Abkommens zur Vereinheitlichung von Regeln über 
die Beförderung im internationalen Luftverkehr, unterzeichnet in Warschau am 
12. Oktober 1929, beschlossen in Den Haag am 28. September 1955 (im 
folgenden als „Haager Protokoll“ bezeichnet);  

  c)  Zusatzabkommen zum Warschauer Abkommen zur Vereinheitlichung von Regeln 
über die von einem anderen als dem vertraglichen Luftfrachtführer ausgeführte 
Beförderung im internationalen Luftverkehr, unterzeichnet in Guadalajara am 18. 
September 1961 (im folgenden als „Abkommen von Guadalajara“ bezeichnet);  

  d)  Protokoll zur Änderung des am 12. Oktober 1929 in Warschau unterzeichneten 
Abkommens zur Vereinheitlichung von Regeln über die Beförderung im 
internationalen Luftverkehr in der Fassung des Haager Protokolls vom 28. 
September 1955, unterzeichnet in Guatemala-Stadt am 8. März 1971 (im 
Folgenden als „Protokoll von Guatemala- Stadt“ bezeichnet);  

  e)  Zusatzprotokolle Nr. 1 bis 3 und Protokoll von Montreal Nr. 4 zur Änderung des 
Warschauer Abkommens in der Fassung des Haager Protokolls oder des 
Warschauer Abkommens in der Fassung des Haager Protokolls und des Protokolls 
von Guatemala-Stadt, unterzeichnet in Montreal am 25. September 1975 (im 
folgenden als „Protokolle von Montreal“ bezeichnet) oder  

 2.  innerhalb des Hoheitsgebiets eines einzelnen Vertragsstaats dieses Übereinkommens 
aufgrund dessen, dass dieser Staat Vertragspartei einer oder mehrerer der in Ziffer 1 
Buchstaben a bis e genannten Übereinkünfte ist.  

 
Art. 56 Staaten mit mehreren Rechtsordnungen  
(1)  Umfasst ein Staat zwei oder mehr Gebietseinheiten, in denen auf die durch dieses 

Übereinkommen geregelten Gegenstände unterschiedliche Rechtsordnungen angewendet 
werden, so kann er bei der Unterzeichnung, der Ratifikation, der Annahme, der Genehmigung 
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 oder dem Beitritt erklären, dass dieses Übereinkommen sich auf alle seine Gebietseinheiten 

oder nur auf eine oder mehrere derselben erstreckt; er kann seine Erklärung jederzeit durch 
eine neue Erklärung ersetzen.  

(2)  Die Erklärungen werden dem Depositar notifiziert und müssen ausdrücklich angeben, auf 
welche Gebietseinheiten sich das Übereinkommen erstreckt.  

(3)  Hinsichtlich eines Vertragsstaats, der eine solche Erklärung abgegeben hat,  
 a)  sind Bezugnahmen auf die „Landeswährung“ in Artikel 23 als Bezugnahmen auf die 

Währung der betreffenden Gebietseinheit dieses Staates zu verstehen und  
 b)  ist die Bezugnahme auf das „nationale Recht“ in Artikel 28 als Bezugnahme auf das 

Recht der betreffenden Gebietseinheit dieses Staates zu verstehen.  
 
Art. 57 Vorbehalte  

Zu diesem Übereinkommen dürfen keine Vorbehalte angebracht werden; allerdings kann ein 
Vertragsstaat jederzeit durch eine an den Depositar gerichtete Notifikation erklären, dass dieses 
Übereinkommen nicht gilt für  

 a)  die Beförderung im internationalen Luftverkehr, die unmittelbar von diesem 
Vertragsstaat zu nicht gewerblichen Zwecken im Hinblick auf seine Aufgaben und 
Pflichten als souveräner Staat ausgeführt und betrieben wird;  

 b)  die Beförderung von Personen, Gütern und Reisegepäck für seine militärischen 
Dienststellen mit in diesem Vertragsstaat eingetragenen oder von ihm gemieteten 
Luftfahrzeugen, die ausschließlich diesen Dienststellen vorbehalten sind.  

 
 
ZU URKUND DESSEN haben die unterzeichneten, hierzu gehörig befugten Bevollmächtigten dieses 
Übereinkommen unterschrieben.  
 
GESCHEHEN zu Montreal am 28. Mai 1999 in arabischer, chinesischer, englischer, französischer, russischer und 
spanischer Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. Dieses Übereinkommen wird im 
Archiv der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation hinterlegt; beglaubigte Abschriften werden vom Depositar 
allen Vertragsstaaten dieses Übereinkommens sowie allen Vertragsstaaten des Warschauer Abkommens, des 
Haager Protokolls, des Abkommens von Guadalajara, des Protokolls von Guatemala-Stadt und der Protokolle 
von Montreal übermittelt.  
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Einheitliche Rechtsvorschriften für 
den Vertrag über die 

internationale Eisenbahnbeförderung 
von Gütern (CIM) 

Anhang B zum Übereinkommen über den internationalen Eisenbahnverkehr (COTIF) vom 09. Mai 1980 in der 
Fassung des Änderungsprotokolls vom 03. Juni 1999 gültig ab 01. Juli 2006 (Deutsche Übersetzung) (BGBl. 2002 

II 2140 ff.). Im Falle von Abweichungen ist die französische Fassung maßgebend (s. Art. 45 COTIF). 
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Titel I: Allgemeine Bestimmungen  
 
Art. 1 Anwendungsbereich 
§ 1.  Diese Einheitlichen Rechtsvorschriften gelten für jeden Vertrag über die entgeltliche 

Beförderung von Gütern auf der Schiene, wenn der Ort der Übernahme des Gutes zur 
Beförderung und der für die Ablieferung vorgesehene Ort in zwei verschiedenen Mitgliedstaaten 
liegen. Dies gilt ohne Rücksicht auf den Sitz und die Staatszugehörigkeit der Parteien des 
Beförderungsvertrages.  

§ 2.  Diese Einheitlichen Rechtsvorschriften gelten auch für Verträge über die entgeltliche 
Beförderung von Gütern auf der Schiene, wenn der Ort der Übernahme des Gutes zur 
Beförderung und der für die Ablieferung vorgesehene Ort in zwei verschiedenen Staaten liegen, 
von denen nur einer Mitgliedstaat ist, und die Parteien des Vertrages vereinbaren, dass der 
Vertrag diesen Einheitlichen Rechtsvorschriften unterliegt.  

§ 3.  Schließt eine internationale Beförderung, die Gegenstand eines einzigen Vertrages ist, in 
Ergänzung der grenzüberschreitenden Beförderung auf der Schiene eine Beförderung auf der 
Straße oder auf Binnengewässern im Binnenverkehr eines Mitgliedstaates ein, so finden diese 
Einheitlichen Rechtsvorschriften Anwendung.  

§ 4.  Schließt eine internationale Beförderung, die Gegenstand eines einzigen Vertrages ist, in 
Ergänzung der Beförderung auf der Schiene eine Beförderung zur See oder eine 
grenzüberschreitende Beförderung auf Binnengewässern ein, so finden diese Einheitlichen 
Rechtsvorschriften Anwendung, sofern die Beförderung zur See oder auf Binnengewässern auf 
Linien durchgeführt wird, die in die in Artikel 24 § 1 des Übereinkommens vorgesehene Liste der 
Linien eingetragen sind.  

§ 5.  Diese Einheitlichen Rechtsvorschriften finden keine Anwendung auf Beförderungen zwischen 
Bahnhöfen auf dem Gebiet von Nachbarstaaten, wenn die Infrastruktur dieser Bahnhöfe von 
einem oder mehreren Infrastrukturbetreibern, die einem einzigen dieser Staaten zugehören, 
betrieben wird.  

§ 6.  Jeder Staat, der Vertragspartei eines anderen mit diesen Einheitlichen Rechtsvorschriften 
vergleichbaren Übereinkommens über die durchgehende internationale Beförderung von 
Gütern auf der Schiene ist und der einen Antrag auf Beitritt zum Übereinkommen stellt, kann 
sich dabei vorbehalten, diese Einheitlichen Rechtsvorschriften nur auf Beförderungen auf einem 
Teil der in seinem Gebiet gelegenen Eisenbahninfrastruktur anzuwenden. Dieser Teil der 
Eisenbahninfrastruktur muss genau bezeichnet sein und an eine 1 Im Falle von Abweichungen ist 
die französische Fassung maßgebend (s. Art. 45 COTIF) Eisenbahninfrastruktur eines 
Mitgliedstaates anschließen. Hat ein Staat einen solchen Vorbehalt eingelegt, so gelten diese 
Einheitlichen Rechtsvorschriften nur,  

 a)  wenn der im Beförderungsvertrag vorgesehene Ort der Übernahme des Gutes zur 
Beförderung oder der für die Ablieferung vorgesehene Ort sowie der vorgesehene 
Beförderungsweg zur bezeichneten Eisenbahninfrastruktur gehören, oder  

 b)  wenn die bezeichnete Eisenbahninfrastruktur die Eisenbahninfrastruktur zweier 
Mitgliedstaaten verbindet und sie im Beförderungsvertrag als Beförderungsweg für 
einen Transitverkehr vereinbart wurde.  

§ 7.  Der Staat, der einen Vorbehalt gemäß § 6 eingelegt hat, kann ihn jederzeit durch Mitteilung an 
den Depositar zurücknehmen. Die Rücknahme wird einen Monat nach dem Tag wirksam, an 
dem der Depositar die Mitgliedstaaten darüber unterrichtet hat. Der Vorbehalt wird 
wirkungslos, wenn das in § 6 Satz 1 genannte Übereinkommen für diesen Staat außer Kraft tritt.  

 
Art. 2 Öffentlich-rechtliche Vorschriften 

Beförderungen, auf die diese Einheitlichen Rechtsvorschriften Anwendung finden, unterliegen 
im Übrigen den öffentlich-rechtlichen Vorschriften, insbesondere den Vorschriften über die 
Beförderung gefährlicher Güter sowie den Vorschriften des Zollrechtes und des 
Tierschutzrechtes.  

 
Art. 3 Begriffsbestimmungen 

Für Zwecke dieser Einheitlichen Rechtsvorschriften bezeichnet der Ausdruck 
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 a)  “Beförderer” den vertraglichen Beförderer, mit dem der Absender den 

Beförderungsvertrag gemäß diesen Einheitlichen Rechtsvorschriften geschlossen hat, 
oder einen aufeinander folgenden Beförderer, der auf der Grundlage dieses Vertrages 
haftet;  

 b)  “ausführender Beförderer” einen Beförderer, der mit dem Absender den 
Beförderungsvertrag nicht geschlossen hat, dem aber der Beförderer gemäß Buchstabe 
a) die Durchführung der Beförderung auf der Schiene ganz oder teilweise übertragen 
hat;   

 c)  “Allgemeine Beförderungsbedingungen” die in Form von Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen oder Tarifen in jedem Mitgliedstaat zu Recht bestehenden 
Bedingungen des Beförderers, die mit Abschluss des Beförderungsvertrages dessen 
Bestandteil geworden sind;  

 d)  “intermodale Transporteinheit” Container, Wechselbehälter, Sattelauflieger oder 
sonstige vergleichbare Ladeeinheiten, die im intermodalen Verkehr verwendet werden.  

 
Art. 4 Abweichungen  
§ 1.  Die Mitgliedstaaten können Abkommen schließen, die Abweichungen von diesen Einheitlichen 

Rechtsvorschriften für Beförderungen ausschließlich zwischen zwei beiderseits der Grenze 
gelegenen Bahnhöfen vorsehen, wenn sich zwischen ihnen und der Grenze kein weiterer 
Bahnhof befindet.  

§ 2.  Für Beförderungen zwischen zwei Mitgliedstaaten im Transit durch einen Staat, der nicht 
Mitgliedstaat ist, können die beteiligten Staaten Abkommen schließen, die von diesen 
Einheitlichen Rechtsvorschriften abweichen.  

§ 3.  Die Abkommen gemäß den §§ 1 und 2 sowie ihre Inkraftsetzung werden der 
Zwischenstaatlichen Organisation für den internationalen Eisenbahnverkehr mitgeteilt. Der 
Generalsekretär der Organisation unterrichtet hierüber die Mitgliedstaaten und die 
interessierten Unternehmen.  

 
Art. 5  Zwingendes Recht 

Soweit diese Einheitlichen Rechtsvorschriften es nicht ausdrücklich zulassen, ist jede 
Vereinbarung, die unmittelbar oder mittelbar von diesen Einheitlichen Rechtsvorschriften 
abweicht, nichtig und ohne Rechtswirkung. Die Nichtigkeit solcher Vereinbarungen hat nicht die 
Nichtigkeit der übrigen Bestimmungen des Beförderungsvertrages zur Folge. Dessen ungeachtet 
kann ein Beförderer seine Haftung und seine Verpflichtungen nach diesen Einheitlichen 
Rechtsvorschriften erweitern.  

 
 

Titel II: Abschluss und Ausführung des Beförderungsvertrages 
 
Art. 6 Beförderungsvertrag 
§ 1.  Durch den Beförderungsvertrag wird der Beförderer verpflichtet, das Gut gegen Entgelt zum 

Bestimmungsort zu befördern und es dort an den Empfänger abzuliefern.  
§ 2.  Der Beförderungsvertrag ist in einem Frachtbrief nach einem einheitlichen Muster festzuhalten. 

Das Fehlen, die Mangelhaftigkeit oder der Verlust des Frachtbriefes berührt jedoch weder den 
Bestand noch die Gültigkeit des Vertrages, der weiterhin diesen Einheitlichen Rechtsvorschriften 
unterliegt.  

§ 3.  Der Frachtbrief wird vom Absender und vom Beförderer unterschrieben. Die Unterschrift kann 
durch einen Stempelaufdruck, einen maschinellen Buchungsvermerk oder in sonst geeigneter 
Weise ersetzt werden.  

§ 4.  Der Beförderer hat die Übernahme des Gutes auf dem Frachtbriefdoppel in geeigneter Weise zu 
bescheinigen und das Doppel dem Absender zu übergeben.  

§ 5.  Der Frachtbrief hat nicht die Bedeutung eines Konnossementes.  
§ 6.  Für jede Sendung ist ein Frachtbrief zu verwenden. Soweit zwischen dem Absender und dem 

Beförderer nichts anderes vereinbart ist, darf ein Frachtbrief nur die Ladung eines einzigen 
Wagens zum Gegenstand haben.  
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§ 7.  Im Falle einer Beförderung, die das Zollgebiet der Europäischen Gemeinschaft oder das Gebiet, 

in dem das gemeinsame Versandverfahren angewendet wird, berührt, muss jede Sendung von 
einem Frachtbrief, der den Erfordernissen des Artikels 7 entspricht, begleitet sein.  

§ 8.  Die internationalen Verbände der Beförderer legen im Einvernehmen mit den internationalen 
Verbänden der Kundschaft und den in den Mitgliedstaaten für Zollfragen zuständigen Stellen 
sowie mit jeder zwischenstaatlichen Organisation, die in einer regionalen Wirtschafts-
gemeinschaft besteht und die über eine eigene Gesetzgebungsbefugnis auf dem Gebiet des Zolls 
verfügt, einheitliche Muster der Frachtbriefe fest.  

§ 9.  Der Frachtbrief einschließlich des Frachtbriefdoppels kann auch in elektronischen 
Datenaufzeichnungen bestehen, die in lesbare Schriftzeichen umwandelbar sind. Die zur 
Aufzeichnung und Verarbeitung der Daten verwendeten Verfahren müssen, insbesondere 
hinsichtlich der Beweiskraft des verkörperten Frachtbriefes, funktional gleichwertig sein.  

 
Art. 7 Inhalt des Frachtbriefes  
§ 1.  Der Frachtbrief muss folgende Angaben enthalten: 
 a)  Ort und Datum der Ausstellung; 
 b)  Namen und Anschrift des Absenders; 
 c)  Namen und Anschrift des Beförderers, der den Beförderungsvertrag geschlossen hat; 
 d)  Namen und Anschrift desjenigen, dem das Gut tatsächlich aufgeliefert wird, wenn dies 

nicht der Beförderer gemäß Buchstabe c) ist;  
 e)  die Stelle sowie das Datum der Übernahme des Gutes; 
 f)  die Stelle der Ablieferung; 
 g)  Namen und Anschrift des Empfängers;  
 h)  die Bezeichnung der Art des Gutes und der Verpackung, bei gefährlichen Gütern die in 

der Ordnung für die internationale Eisenbahnbeförderung gefährlicher Güter (RID) 
vorgesehene Bezeichnung;  

 i)  die Anzahl der Frachtstücke und die zur Identifizierung der Stückgüter erforderlichen 
besonderen Zeichen und Nummern; 

  j) die Nummer des Wagens bei Beförderungen im Wagenladungsverkehr;  
 k)  die Nummer des Eisenbahnfahrzeugs, wenn es auf eigenen Rädern rollt und als 

Beförderungsgut aufgegeben wird; 
 l) außerdem, bei intermodalen Transporteinheiten, die Art, die Nummer oder die zu ihrer 

Identifizierung erforderlichen sonstigen Merkmale;  
 m)  die Bruttomasse des Gutes oder die Angabe der Menge in anderer Form;  
 n)  ein genaues Verzeichnis der von den Zoll- und sonstigen Verwaltungsbehörden 

verlangten Urkunden, die dem Frachtbrief beigegeben sind oder dem Beförderer bei 
einer näher bezeichneten amtlichen Stelle oder bei einer vertraglich vereinbarten Stelle 
zur Verfügung stehen;  

 o)  die mit der Beförderung verbundenen Kosten (Fracht, Nebengebühren, Zölle und 
sonstige Kosten, die vom Vertragsabschluss bis zur Ablieferung anfallen), soweit sie vom 
Empfänger zu zahlen sind, oder einen anderen Hinweis, dass die Kosten vom Empfänger 
zu zahlen sind;  

 p)  die Angabe, dass die Beförderung auch bei einer gegenteiligen Abmachung diesen 
Einheitlichen Rechtsvorschriften unterliegt.  

§ 2.  Zutreffendenfalls muss der Frachtbrief ferner folgende Angaben enthalten: 
 a)  bei Beförderungen durch aufeinander folgende Beförderer den zur Ablieferung des 

Gutes verpflichteten Beförderer, sofern er seine Zustimmung zur Eintragung in den 
Frachtbrief erteilt hat;  

 b)  die Kosten, die der Absender übernimmt; 
 c)  den Betrag einer bei der Ablieferung des Gutes einzuziehenden Nachnahme;  

 d)  die Angabe des Wertes des Gutes und des Betrages des besonderen Interesses an der 
Lieferung; 

 e)  die vereinbarte Lieferfrist; 
 f) den vereinbarten Beförderungsweg;  
 g)  ein Verzeichnis der dem Beförderer übergebenen, nicht unter § 1 Buchst. n) erwähnten 

Urkunden;  
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 h)  die Angaben des Absenders über die Anzahl und die Bezeichnung der Verschlüsse, die er 

am Wagen angebracht hat.  
 

§ 3.  Die Parteien des Beförderungsvertrages können in den Frachtbrief weitere Angaben eintragen, 
die sie für zweckmäßig halten.  

 

Art. 8  Haftung für die Angaben im Frachtbrief 
§ 1.  Der Absender haftet für alle Kosten und Schäden, die dem Beförderer dadurch entstehen, dass 
 a)  die Angaben des Absenders im Frachtbrief unrichtig, ungenau oder unvollständig sind 

oder nicht an der für sie vorgesehenen Stelle stehen, oder  
 b)  der Absender die im RID vorgeschriebenen Angaben unterlassen hat. 
§ 2.  Trägt der Beförderer auf Verlangen des Absenders Angaben in den Frachtbrief ein, wird bis zum 

Beweis des Gegenteils vermutet, dass der Beförderer hierbei im Namen des Absenders 
gehandelt hat.  

§ 3.  Enthält der Frachtbrief die in Artikel 7 § 1 Buchst. p) bezeichnete Angabe nicht, so haftet der 
Beförderer für alle Kosten und Schäden, die dem Verfügungsberechtigten infolge dieser 
Unterlassung entstehen.  

 

Art. 9  Gefährliche Güter 
Hat der Absender die im RID vorgeschriebenen Angaben unterlassen, so kann der Beförderer 
das Gut jederzeit, wie es die Umstände erfordern, ausladen, vernichten oder unschädlich 
machen, ohne dass Ersatz zu leisten ist, sofern er nicht bei Übernahme des Gutes Kenntnis von 
seiner gefährlichen Beschaffenheit hatte.  

 

Art. 10  Zahlung der Kosten  
§ 1.  Soweit zwischen dem Absender und dem Beförderer nichts anderes vereinbart ist, sind die 

Kosten (Fracht, Nebengebühren, Zölle und sonstige Kosten, die vom Vertragsabschluss bis zur 
Ablieferung anfallen) vom Absender zu zahlen.  

§ 2.  Sind die Kosten auf Grund einer Vereinbarung zwischen dem Absender und dem Beförderer auf 
den Empfänger überwiesen und hat der Empfänger weder den Frachtbrief eingelöst noch seine 
Rechte aus dem Beförderungsvertrag gemäß Artikel 17 § 3 geltend gemacht, noch den 
Beförderungsvertrag gemäß Artikel 18 abgeändert, so bleibt der Absender zur Zahlung der 
Kosten verpflichtet.  

 

Art. 11  Nachprüfung  
§ 1.  Der Beförderer ist berechtigt, jederzeit nachzuprüfen, ob die Beförderungsbedingungen 

eingehalten sind und ob die Sendung mit den Angaben des Absenders im Frachtbrief 
übereinstimmt. Wenn sich die Nachprüfung auf den Inhalt der Sendung bezieht, erfolgt diese 
nach Möglichkeit in Anwesenheit des Verfügungsberechtigten; ist dies nicht möglich, zieht der 
Beförderer zwei unabhängige Zeugen bei, sofern die Gesetze und Vorschriften des Staates, in 
dem die Nachprüfung stattfindet, nicht etwas anderes bestimmen.  

§ 2.  Stimmt die Sendung mit den Angaben im Frachtbrief nicht überein oder sind die Bestimmungen 
für die Beförderung der bedingt zugelassenen Güter nicht eingehalten, so ist das Ergebnis der 
Nachprüfung in dem das Gut begleitenden Blatt des Frachtbriefes und, soweit der Beförderer 
noch über das Frachtbriefdoppel verfügt, auch in diesem zu vermerken. In diesem Fall ist das 
Gut mit den durch die Nachprüfung verursachten Kosten belastet, falls sie nicht sofort beglichen 
werden.  

§ 3.  Der Absender kann, wenn er das Gut verlädt, vom Beförderer verlangen, dass dieser den 
Zustand des Gutes und seiner Verpackung sowie die Richtigkeit der Angaben im Frachtbrief 
betreffend die Anzahl der Frachtstücke, ihre Zeichen und Nummern sowie die Bruttomasse oder 
die anders angegebene Menge nachprüft. Der Beförderer ist nur dann verpflichtet, die 
Nachprüfung vorzunehmen, wenn ihm angemessene Mittel hierfür zur Verfügung stehen. Der 
Beförderer hat Anspruch auf Ersatz der Kosten der Nachprüfung. Das Ergebnis der Nachprüfung 
ist im Frachtbrief einzutragen.  

 
Art. 12 Beweiskraft des Frachtbriefes  
§ 1.  Der Frachtbrief dient bis zum Beweis des Gegenteils als Nachweis für den Abschluss und den 

Inhalt des Beförderungsvertrages sowie für die Übernahme des Gutes durch den Beförderer.  
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§ 2.  Hat der Beförderer das Gut verladen, beweist der Frachtbrief bis zum Beweis des Gegenteils den 

Zustand des Gutes und seiner Verpackung gemäß den Angaben im Frachtbrief und bei Fehlen 
solcher Angaben den äußerlich guten Zustand bei der Übernahme des Gutes durch den 
Beförderer und die Richtigkeit der Angaben im Frachtbrief betreffend die Anzahl der 
Frachtstücke, ihre Zeichen und Nummern sowie die Bruttomasse oder die anders angegebene 
Menge.  

§ 3.  Hat der Absender das Gut verladen, beweist der Frachtbrief bis zum Beweis des Gegenteils den 
Zustand des Gutes und seiner Verpackung gemäß den Angaben im Frachtbrief und bei Fehlen 
solcher Angaben den äußerlich guten Zustand und die Richtigkeit der Angaben nach § 2 nur, 
wenn der Beförderer sie nachgeprüft und das übereinstimmende Ergebnis seiner Nachprüfung 
im Frachtbrief vermerkt hat.  

§ 4.  Der Frachtbrief dient jedoch nicht als Beweis, wenn er einen mit Gründen versehenen Vorbehalt 
aufweist. Ein Vorbehalt kann insbesondere damit begründet werden, dass dem Beförderer keine 
angemessenen Mittel zur Verfügung standen, um die Richtigkeit der Angaben im Frachtbrief 
nachzuprüfen.  

 

Art. 13  Verladen und Entladen des Gutes  
§ 1.  Der Absender und der Beförderer vereinbaren, wem das Verladen und das Entladen des Gutes 

obliegt. Fehlt eine solche Vereinbarung, trifft die Pflicht zum Verladen und Entladen bei Stückgut 
den Beförderer, während bei Wagenladungen die Pflicht zum Verladen den Absender und die 
Pflicht zum Entladen nach der Ablieferung den Empfänger trifft.  

§ 2.  Wird das Gut vom Absender verladen, so haftet er für alle Folgen der mangelhaften Verladung 
und hat dem Beförderer insbesondere den ihm daraus entstandenen Schaden zu ersetzen. Der 
Beförderer hat die mangelhafte Verladung nachzuweisen.  

 

Art. 14  Verpackung  
Der Absender haftet dem Beförderer für alle durch das Fehlen oder die Mangelhaftigkeit der 
Verpackung des Gutes verursachten Schäden und Kosten, es sei denn, dass der Mangel 
offensichtlich oder dem Beförderer bei der Übernahme des Gutes bekannt war und er 
diesbezüglich keine Vorbehalte gemacht hat.  

 

Art. 15  Erfüllung verwaltungsbehördlicher Vorschriften  
§ 1.  Der Absender hat dem Frachtbrief die Urkunden beizugeben, die für die vor der Ablieferung des 

Gutes zu erfüllenden zoll- oder sonstigen verwaltungsbehördlichen Vorschriften notwendig sind, 
oder diese Urkunden dem Beförderer zur Verfügung zu stellen und diesem alle erforderlichen 
Auskünfte zu erteilen.  

§ 2.  Der Beförderer ist nicht verpflichtet zu prüfen, ob diese Urkunden und Auskünfte richtig und 
ausreichend sind. Der Absender haftet dem Beförderer für alle aus dem Fehlen, der 
Unvollständigkeit oder Unrichtigkeit der Urkunden und Auskünfte entstehenden Schäden, es sei 
denn, dass den Beförderer ein Verschulden trifft.  

§ 3.  Der Beförderer haftet für die Folgen des Verlustes oder der unrichtigen Verwendung der im 
Frachtbrief bezeichneten und diesem beigegebenen oder dem Beförderer ausgehändigten 
Urkunden, es sei denn, dass der Verlust oder der durch die unrichtige Verwendung dieser 
Urkunden verursachte Schaden auf Umständen beruht, die der Beförderer nicht vermeiden und 
deren Folgen er nicht abwenden konnte. Er hat jedoch keinen höheren Schadenersatz zu leisten 
als bei Verlust des Gutes.  

§ 4.  Der Absender kann durch einen Vermerk im Frachtbrief oder der Empfänger durch eine 
Verfügung gemäß Artikel 18 § 3 verlangen, 

 a) dass er selbst oder sein Beauftragter der Erfüllung der zoll- oder sonstigen 
verwaltungsbehördlichen Vorschriften beiwohnt, um alle Auskünfte zu geben und 
sachdienliche Erklärungen vorzubringen; 

 b)  dass er selbst oder sein Beauftragter die Erfüllung der zoll- oder sonstigen 
verwaltungsbehördlichen Vorschriften betreibt, soweit die Gesetze und Vorschriften des 
Staates, in dem sie vorgenommen wird, es zulassen;  

 c)  dass, sofern er selbst oder sein Beauftragter der Erfüllung der zoll- oder sonstigen 
verwaltungsbehördlichen Vorschriften beiwohnt oder sie betreibt, er die Zölle und  
andere Kosten zahlt, soweit die Gesetze und Vorschriften des Staates, in den sie 
vorgenommen wird, die Zahlung durch ihn zulassen. 
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In diesen Fällen dürfen weder der Absender noch der verfügungsberechtigte Empfänger, noch 
ihr Beauftragter das Gut in Besitz nehmen.  

§ 5.  Hat der Absender für die Erfüllung der zoll- oder sonstigen verwaltungsbehördlichen 
Vorschriften einen Ort bezeichnet, an dem dies wegen der geltenden Vorschriften nicht möglich 
ist, oder hat er dafür ein anderes Verfahren vorgeschrieben, das nicht ausführbar ist, so handelt 
der Beförderer so, wie es ihm für den Berechtigten am vorteilhaftesten zu sein scheint, und teilt 
dem Absender die getroffenen Maßnahmen mit.  

§ 6.  Hat der Absender die Zahlung der Zölle übernommen, so darf der Beförderer die Zollbehandlung 
nach seiner Wahl unterwegs oder am Bestimmungsort betreiben.  

§ 7.  Löst der Empfänger den Frachtbrief nicht innerhalb der Frist ein, die in den am Bestimmungsort 
geltenden Vorschriften vorgesehen ist, so kann der Beförderer gemäß § 5 verfahren.  

§ 8.  Der Absender hat für eine den zoll- oder sonstigen verwaltungsbehördlichen Vorschriften 
entsprechende Verpackung und Bedeckung der Güter zu sorgen. Hat der Absender die Güter 
nicht gemäß diesen Vorschriften verpackt oder bedeckt, so kann der Beförderer dies besorgen; 
die entstandenen Kosten belasten das Gut.  

 
Art. 16  Lieferfristen 
§ 1.  Die Lieferfrist wird zwischen dem Absender und dem Beförderer vereinbart. Fehlt eine 

Vereinbarung, darf die Lieferfrist jedoch nicht länger sein als diejenige, die sich aus den §§ 2 bis 
4 ergibt.  

§ 2.  Vorbehaltlich der §§ 3 und 4 betragen die Höchstlieferfristen: 
 a)  für Wagenladungen 
  - Abfertigungsfrist 12 Stunden, 
  - Beförderungsfrist je angefangene 400 km 24 Stunden;  
 b)  für Stückgut 
  - Abfertigungsfrist 24 Stunden,  
  - Beförderungsfrist je angefangene 200 km 24 Stunden. Die Entfernung bezieht 

sich auf den vereinbarten, mangels eines solchen auf den kürzestmöglichen 
Beförderungsweg.  

§ 3.  Der Beförderer kann Zuschlagsfristen von bestimmter Dauer für folgende Fälle festsetzen: 
 a)  Sendungen, die  
  - über Linien mit unterschiedlicher Spurweite,  
  - zur See oder auf Binnengewässern,  
  - auf einer Straße, wenn keine Schienenverbindung besteht, befördert werden; 
 b)  außergewöhnliche Verhältnisse, die eine ungewöhnliche Verkehrszunahme oder 

ungewöhnliche Betriebsschwierigkeiten zur Folge haben. 
Die Dauer der Zuschlagsfristen muss aus den Allgemeinen Beförderungsbedingungen ersichtlich 
sein.  

§ 4.  Die Lieferfrist beginnt mit der Übernahme des Gutes; sie verlängert sich um die Dauer des 
Aufenthaltes, der ohne Verschulden des Beförderers verursacht wird. Die Lieferfrist ruht an 
Sonntagen und gesetzlichen Feiertagen.  

 
Art. 17  Ablieferung  
§ 1.  Der Beförderer hat dem Empfänger an dem für die Ablieferung vorgesehenen Ort gegen 

Empfangsbescheinigung und gegen Zahlung der sich aus dem Beförderungsvertrag ergebenden 
Forderungen den Frachtbrief zu übergeben und das Gut abzuliefern. 

§ 2.  Eine gemäß den am Ort der Ablieferung geltenden Vorschriften erfolgte 
 a)  Übergabe des Gutes an die Zoll- oder Steuerverwaltung in deren Abfertigungs- oder 

Lagerräumen, wenn diese nicht unter der Obhut des Beförderers stehen,  
 b)  Einlagerung des Gutes beim Beförderer oder seine Hinterlegung bei einem Spediteur 

oder in einem öffentlichen Lagerhaus steht der Ablieferung an den Empfänger gleich.  
§ 3.  Nach Ankunft des Gutes am Ort der Ablieferung kann der Empfänger vom Beförderer die 

Übergabe des Frachtbriefes und die Ablieferung des Gutes verlangen. Ist der Verlust des Gutes 
festgestellt oder ist das Gut innerhalb der in Artikel 29 § 1 vorgesehenen Frist nicht 
angekommen, so kann der Empfänger seine Rechte aus dem Beförderungsvertrag im eigenen 
Namen gegen den Beförderer geltend machen.  
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§ 4.  Der Berechtigte kann die Annahme des Gutes auch nach Einlösung des Frachtbriefes und 

Zahlung der sich aus dem Beförderungsvertrag ergebenden Forderungen so lange verweigern, 
bis seinem Verlangen auf Feststellung eines behaupteten Schadens Folge geleistet ist.  

§ 5.  Im Übrigen erfolgt die Ablieferung des Gutes gemäß den am Ort der Ablieferung geltenden 
Vorschriften.  

§ 6.  Ist das Gut dem Empfänger ohne vorherige Einziehung einer das Gut belastenden Nachnahme 
abgeliefert worden, so hat der Beförderer dem Absender den Schaden bis zum Betrag der 
Nachnahme zu ersetzen, vorbehaltlich seines Rückgriffes gegen den Empfänger.  

 
Art. 18  Verfügungsrecht über das Gut  
§ 1.  Der Absender ist berechtigt, über das Gut zu verfügen und den Beförderungsvertrag 

nachträglich zu ändern. Er kann insbesondere verlangen, dass der Beförderer  
 a)  das Gut nicht weiterbefördert;  
 b)  die Ablieferung des Gutes aussetzt;  
 c)  das Gut an einen anderen als den im Frachtbrief angegebenen Empfänger abliefert;  
 d)  das Gut an einem anderen als dem im Frachtbrief angegebenen Ort abliefert.  
§ 2.  Das Recht des Absenders zur Änderung des Beförderungsvertrages erlischt, auch wenn er das 

Frachtbriefdoppel besitzt, in den Fällen, in denen der Empfänger  
 a)  den Frachtbrief eingelöst hat;  
 b)  das Gut angenommen hat;  
 c)  seine Rechte gemäß Artikel 17 § 3 geltend gemacht hat;  
 d)  gemäß § 3 verfügungsberechtigt ist; von diesem Zeitpunkt an hat der Beförderer die 
  Verfügungen und die Anweisungen des Empfängers zu befolgen.  
§ 3.  Das Recht zur Änderung des Beförderungsvertrages steht vorbehaltlich eines gegenteiligen 

Vermerks des Absenders im Frachtbrief dem Empfänger bereits von der Ausstellung des 
Frachtbriefes an zu.  

§ 4.  Das Recht des Empfängers zur Änderung des Beförderungsvertrages erlischt, wenn er  
 a)  den Frachtbrief eingelöst hat;  
 b)  das Gut angenommen hat;  
 c)  seine Rechte gemäß Artikel 17 § 3 geltend gemacht hat;  
 d)  gemäß § 5 vorgeschrieben hat, dass das Gut an einen Dritten abzuliefern ist, und dieser  

seine Rechte gemäß Artikel 17 § 3 geltend gemacht hat.  
§ 5.  Hat der Empfänger vorgeschrieben, dass das Gut an einen Dritten abzuliefern ist, so ist dieser 

nicht berechtigt, den Beförderungsvertrag zu ändern.  
 
Art. 19  Ausübung des Verfügungsrechtes  
§ 1.  Will der Absender oder, im Fall des Artikels 18 § 3, der Empfänger den Beförderungsvertrag 

durch nachträgliche Verfügungen ändern, hat er das Frachtbriefdoppel, in das die Änderungen 
einzutragen sind, dem Beförderer vorzulegen.  

§ 2.  Der Absender oder, im Fall des Artikels 18 § 3, der Empfänger hat dem Beförderer alle Kosten 
und Schäden zu ersetzen, die durch die Ausführung der nachträglichen Änderungen entstehen.  

§ 3.  Die Ausführung der nachträglichen Änderungen muss zu dem Zeitpunkt, in dem die Verfügungen 
denjenigen erreichen, der sie ausführen soll, möglich, zulässig und zumutbar sein und darf 
insbesondere weder den gewöhnlichen Betrieb des Beförderers beeinträchtigen noch die 
Absender oder Empfänger anderer Sendungen schädigen.  

§ 4. Nachträgliche Änderungen dürfen nicht zu einer Teilung der Sendung führen.  
§ 5.  Kann der Beförderer mit Rücksicht auf die Bedingungen des § 3 die erhaltenen Verfügungen 

nicht ausführen, so hat er unverzüglich denjenigen zu benachrichtigen, der die Änderung verfügt 
hat.  

§ 6.  Trifft den Beförderer ein Verschulden, so haftet er für die Folgen, die sich daraus ergeben, dass 
er eine nachträgliche Änderung nicht oder nur mangelhaft ausführt. Er hat jedoch keinen 
höheren Schadenersatz zu leisten als bei Verlust des Gutes.  

§ 7.  Führt der Beförderer nachträgliche Änderungen des Absenders aus, ohne sich das 
Frachtbriefdoppel vorlegen zu lassen, so haftet er dem Empfänger für den dadurch verursachten 
Schaden, wenn dem Empfänger das Frachtbriefdoppel übergeben worden ist. Der Beförderer 
hat jedoch keinen höheren Schadenersatz zu leisten als bei Verlust des Gutes.  
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Art. 20 Beförderungshindernisse  
§ 1.  Bei einem Beförderungshindernis entscheidet der Beförderer, ob es zweckmäßig ist, das Gut 

ohne weiteres unter Abänderung des Beförderungsweges weiterzuleiten, oder ob es im 
Interesse des Verfügungsberechtigten liegt, ihn um eine Anweisung zu ersuchen, wobei er ihm 
alle nützlichen Angaben mitteilt, über die er verfügt.  

§ 2.  Ist die Weiterbeförderung nicht möglich, so ersucht der Beförderer den Verfügungsberechtigten 
um eine Anweisung. Kann der Beförderer innerhalb angemessener Frist keine Anweisungen 
erhalten, so hat er die Maßnahmen zu ergreifen, die ihm im Interesse des 
Verfügungsberechtigten die vorteilhaftesten zu sein scheinen.  

 
Art. 21 Ablieferungshindernisse  
§ 1.  Bei einem Ablieferungshindernis hat der Beförderer den Absender davon unverzüglich in 

Kenntnis zu setzen und seine Anweisungen einzuholen, sofern der Absender nicht durch eine 
Angabe im Frachtbrief verlangt hat, dass ihm das Gut bei Eintritt eines Ablieferungshindernisses 
ohne weiteres zurückgesandt wird.  

§ 2. Entfällt das Ablieferungshindernis, bevor Anweisungen des Absenders beim Beförderer 
eingetroffen sind, so ist das Gut dem Empfänger abzuliefern. Der Absender ist davon 
unverzüglich zu benachrichtigen.  

§ 3.  Verweigert der Empfänger die Annahme des Gutes, so steht dem Absender das 
Anweisungsrecht auch dann zu, wenn er das Frachtbriefdoppel nicht vorlegen kann.  

§ 4.  Tritt das Ablieferungshindernis ein, nachdem der Empfänger den Beförderungsvertrag gemäß 
Artikel 18 §§ 3 bis 5 abgeändert hat, so hat der Beförderer diesen Empfänger zu 
benachrichtigen.  

 
Art. 22  Folgen der Beförderungs- und Ablieferungshindernisse 
§ 1.  Der Beförderer hat Anspruch auf Erstattung der Kosten, die ihm dadurch entstehen, dass er   
 a)  Anweisungen einholt,   
 b)  Anweisungen ausführt,  
 c)  Anweisungen, um die er ersucht hat, nicht oder nicht rechtzeitig erhält,  
 d)  ohne eine Anweisung einzuholen, eine Entscheidung gemäß Artikel 20 § 1 trifft,  

 es sei denn, diese Kosten sind durch sein Verschulden entstanden. Er kann insbesondere 
die Fracht über den tatsächlichen Beförderungsweg erheben und die entsprechende Lieferfrist 
beanspruchen.  

§ 2.  In den in Artikel 20 § 2 und in Artikel 21 § 1 bezeichneten Fällen kann der Beförderer das Gut 
sofort auf Kosten des Verfügungsberechtigten ausladen. Nach dem Ausladen gilt die 
Beförderung als beendet. Der Beförderer hat sodann das Gut für den Verfügungsberechtigten zu 
verwahren. Er kann es jedoch auch einem Dritten anvertrauen und haftet dann nur für die 
sorgfältige Auswahl des Dritten. Das Gut bleibt mit den sich aus dem Beförderungsvertrag 
ergebenden Forderungen sowie mit allen anderen Kosten belastet.  

§ 3.  Der Beförderer kann den Verkauf des Gutes veranlassen, ohne Anweisungen des 
Verfügungsberechtigten abzuwarten, wenn es sich um verderbliche Güter handelt oder der 
Zustand des Gutes eine solche Maßnahme rechtfertigt oder die Kosten der Verwahrung nicht in 
einem angemessenen Verhältnis zum Wert des Gutes stehen. Er kann auch in anderen Fällen 
den Verkauf des Gutes veranlassen, wenn er innerhalb einer angemessenen Frist gegenteilige 
Anweisungen des Verfügungsberechtigten, deren Ausführung ihm billigerweise zugemutet 
werden kann, nicht erhält.  

§ 4.  Ist das Gut verkauft worden, so ist der Erlös nach Abzug der auf dem Gut lastenden Kosten dem 
Verfügungsberechtigten zur Verfügung zu stellen. Ist der Erlös geringer als diese Kosten, so hat 
der Absender den Unterschied zu zahlen.  

§ 5.  Art und Weise des Verkaufs bestimmen sich nach den am Ort, an dem sich das Gut befindet, 
geltenden Gesetzen und Vorschriften oder nach den Gebräuchen dieses Ortes.  

§ 6.  Erteilt der Absender bei Beförderungs- oder Ablieferungshindernissen innerhalb angemessener 
Zeit keine Anweisung und kann das Beförderungs- oder Ablieferungshindernis nicht gemäß §§ 2 
und 3 beseitigt werden, so kann der Beförderer das Gut an den Absender auf dessen Kosten 
zurücksenden oder, sofern dies gerechtfertigt ist, vernichten.  



 

131 

 

 9 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 CIM 

 

Titel III Haftung 
 
Art. 23  Haftungsgrund 
§ 1.  Der Beförderer haftet für den Schaden, der durch gänzlichen oder teilweisen Verlust oder durch 

Beschädigung des Gutes in der Zeit von der Übernahme des Gutes bis zur Ablieferung sowie 
durch Überschreitung der Lieferfrist entsteht, unabhängig davon, welche Eisenbahninfrastruktur 
benutzt wird.  

§ 2.  Der Beförderer ist von dieser Haftung befreit, soweit der Verlust, die Beschädigung oder die 
Überschreitung der Lieferfrist durch ein Verschulden des Berechtigten, eine nicht vom 
Beförderer verschuldete Anweisung des Berechtigten, besondere Mängel des Gutes (inneren 
Verderb, Schwund usw.) oder durch Umstände verursacht worden ist, welche der Beförderer 
nicht vermeiden und deren Folgen er nicht abwenden konnte.  

§ 3.  Der Beförderer ist von dieser Haftung befreit, soweit der Verlust oder die Beschädigung aus der 
mit einer oder mehreren der folgenden Tatsachen verbundenen besonderen Gefahr entstanden 
ist:  

 a)  Beförderung in offenen Wagen gemäß den Allgemeinen Beförderungsbedingungen oder 
wenn dies ausdrücklich vereinbart und im Frachtbrief vermerkt worden ist; vorbehaltlich 
der Schäden, die Güter infolge von Witterungseinflüssen erleiden, gelten Güter in 
intermodalen Transporteinheiten und in geschlossenen Straßenfahrzeugen, die auf 
Eisenbahnwagen befördert werden, nicht als in offenen Wagen befördert; benutzt der 
Absender für die Beförderung der Güter in offenen Wagen Decken, so haftet der 
Beförderer nur in dem Umfang, wie ihm dies für die Beförderung in offenen Wagen 
ohne Decken obliegt, selbst dann, wenn es sich hierbei um Güter handelt, die gemäß 
den Allgemeinen Beförderungsbedingungen nicht in offenen Wagen befördert werden;  

 b)  Fehlen oder Mängel der Verpackung bei Gütern, die ihrer Natur nach bei fehlender oder 
mangelhafter Verpackung Verlusten oder Beschädigungen ausgesetzt sind;  

 c)  Verladen der Güter durch den Absender oder Ausladen durch den Empfänger;  
 d)  natürliche Beschaffenheit gewisser Güter, derzufolge sie gänzlichem oder teilweisem 

Verlust oder Beschädigung, insbesondere durch Bruch, Rost, inneren Verderb, 
Austrocknen, Verstreuen, ausgesetzt sind;  

 e)  unrichtige, ungenaue oder unvollständige Bezeichnung oder Nummerierung der 
Frachtstücke;  

 f)  Beförderung lebender Tiere;  
 g)  Beförderung, die gemäß den maßgebenden Bestimmungen oder einer in den  

Frachtbrief aufgenommenen Vereinbarung zwischen dem Absender und dem 
Beförderer unter Begleitung durchzuführen ist, wenn der Verlust oder die Beschädigung 
aus einer Gefahr entstanden ist, die durch die Begleitung abgewendet werden sollte.  

 
Art. 24  Haftung bei Beförderung von Eisenbahnfahrzeugen als Gut  
§ 1.  Bei Beförderungen von Eisenbahnfahrzeugen, die auf eigenen Rädern rollen und als Gut 

aufgegeben worden sind, haftet der Beförderer für den Schaden, der durch Verlust oder 
Beschädigung des Eisenbahnfahrzeuges oder seiner Bestandteile in der Zeit von der Übernahme 
bis zur Ablieferung sowie durch Lieferfristüberschreitung entsteht, sofern er nicht beweist, dass 
der Schaden nicht durch sein Verschulden verursacht worden ist.  

§ 2.  Der Beförderer haftet nicht für den Verlust loser Bestandteile, die an den Fahrzeuglängsseiten 
nicht angeschrieben oder in einem im Fahrzeug angebrachten Verzeichnis nicht angegeben sind.  

 
Art. 25 Beweislast  
§ 1.  Der Beweis, dass der Verlust, die Beschädigung oder die Überschreitung der Lieferfrist durch 

eine der in Artikel 23 § 2 erwähnten Tatsachen verursacht worden ist, obliegt dem Beförderer.  
§ 2.  Legt der Beförderer dar, dass der Verlust oder die Beschädigung nach den Umständen des Falles 

aus einer oder mehreren der in Artikel 23 § 3 erwähnten besonderen Gefahren entstehen 
konnte, so wird vermutet, dass der Schaden daraus entstanden ist. Der Berechtigte hat jedoch 
das Recht nachzuweisen, dass der Schaden nicht oder nicht ausschließlich aus einer dieser 
Gefahren entstanden ist.  
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§ 3.  Die Vermutung gemäß § 2 gilt im Falle des Artikels 23 § 3 Buchst. a) nicht bei außergewöhnlich 

großem Verlust oder bei Verlust ganzer Frachtstücke.  
 
Art. 26  Aufeinander folgende Beförderer 

Wird eine Beförderung, die Gegenstand eines einzigen Beförderungsvertrages ist, von mehreren 
aufeinander folgenden Beförderern durchgeführt, so tritt jeder Beförderer dadurch, dass er das 
Gut mit dem Frachtbrief übernimmt, in den Beförderungsvertrag nach Maßgabe dieses 
Frachtbriefes ein und übernimmt die sich daraus ergebenden Verpflichtungen. In diesem Fall 
haftet jeder Beförderer für die Ausführung der Beförderung auf der ganzen Strecke bis zur 
Ablieferung.  

 
Art. 27  Ausführender Beförderer  
§ 1.  Hat der Beförderer die Durchführung der Beförderung ganz oder teilweise einem ausführenden 

Beförderer übertragen, gleichviel, ob er auf Grund des Beförderungsvertrags dazu berechtigt 
war oder nicht, so bleibt der Beförderer dennoch für die gesamte Beförderung verantwortlich.  

§ 2.  Alle für die Haftung des Beförderers maßgeblichen Bestimmungen dieser Einheitlichen 
Rechtsvorschriften gelten auch für die Haftung des ausführenden Beförderers für die von ihm 
durchgeführte Beförderung. Artikel 36 und 41 sind anzuwenden, wenn ein Anspruch gegen die 
Bediensteten und anderen Personen, deren sich der ausführende Beförderer bei der 
Durchführung der Beförderung bedient, geltend gemacht wird.  

§ 3.  Eine besondere Vereinbarung, wonach der Beförderer Verpflichtungen übernimmt, die ihm 
nicht durch diese Einheitlichen Rechtsvorschriften auferlegt werden, oder auf Rechte verzichtet, 
die ihm durch diese Einheitlichen Rechtsvorschriften gewährt werden, berührt den 
ausführenden Beförderer nur, wenn er dem ausdrücklich schriftlich zugestimmt hat. Unabhängig 
davon, ob der ausführende Beförderer eine solche Zustimmung erklärt hat, bleibt der 
Beförderer an die sich aus einer solchen besonderen Vereinbarung ergebenden Verpflichtungen 
oder Verzichtserklärungen gebunden.  

§ 4.  Wenn und so weit sowohl der Beförderer als auch der ausführende Beförderer haften, haften 
sie als Gesamtschuldner.  

§ 5.  Der Gesamtbetrag der Entschädigung, der von dem Beförderer, dem ausführenden Beförderer 
sowie ihren Bediensteten und anderen Personen, deren sie sich bei der Durchführung der 
Beförderung bedienen, erlangt werden kann, übersteigt nicht die in diesen Einheitlichen 
Rechtsvorschriften vorgesehenen Höchstbeträge.  

§ 6.  Dieser Artikel lässt die Rechte des Beförderers und des ausführenden Beförderers, 
untereinander Rückgriff zu nehmen, unberührt.  

 
Art. 28  Schadensvermutung bei Neuaufgabe  
§ 1.  Wurde eine gemäß diesen Einheitlichen Rechtsvorschriften aufgegebene Sendung gemäß 

denselben Rechtsvorschriften neu aufgegeben und wird nach dieser Neuaufgabe ein teilweiser 
Verlust oder eine Beschädigung festgestellt, so wird vermutet, dass der teilweise Verlust oder 
die Beschädigung während des letzten Beförderungsvertrages eingetreten ist, sofern die 
Sendung im Gewahrsam des Beförderers verblieben und unverändert in dem Zustand neu 
aufgegeben worden ist, in dem sie am Ort der Neuaufgabe angekommen ist.  

§ 2.  Diese Vermutung gilt auch dann, wenn der der Neuaufgabe vorangehende Beförderungsvertrag 
diesen Einheitlichen Rechtsvorschriften nicht unterstellt war, sofern sie bei direkter Aufgabe 
vom ursprünglichen Versandort bis zum Ort der endgültigen Ablieferung anzuwenden gewesen 
wären.  

§ 3. Diese Vermutung gilt ferner, wenn der der Neuaufgabe vorangehende Beförderungsvertrag 
einem anderen mit diesen Einheitlichen Rechtsvorschriften vergleichbaren Übereinkommen 
über die durchgehende internationale Beförderung von Gütern auf der Schiene unterstellt war 
und dieses Übereinkommen eine gleiche Rechtsvermutung zugunsten von Sendungen enthält, 
die gemäß diesen Einheitlichen Rechtsvorschriften aufgegeben wurden.  

 
Art. 29  Vermutung für den Verlust des Gutes  
§ 1.  Der Berechtigte kann das Gut ohne weiteren Nachweis als verloren betrachten, wenn es nicht 

binnen 30 Tagen nach Ablauf der Lieferfrist dem Empfänger abgeliefert oder zu seiner 
Verfügung bereitgestellt worden ist.  
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§ 2.  Der Berechtigte kann bei Empfang der Entschädigung für das verlorene Gut schriftlich verlangen, 

dass er unverzüglich benachrichtigt wird, wenn das Gut binnen einem Jahr nach Zahlung der 
Entschädigung wieder aufgefunden wird. Der Beförderer stellt eine Bescheinigung über dieses 
Verlangen aus.  

§ 3.  Der Berechtigte kann binnen 30 Tagen nach Empfang der Nachricht gemäß § 2 verlangen, dass 
ihm das Gut gegen Bezahlung der sich aus dem Beförderungsvertrag ergebenden Forderungen 
und gegen Rückzahlung der erhaltenen Entschädigung, gegebenenfalls abzüglich der in der 
Entschädigung enthaltenen Kosten abgeliefert wird. Er behält jedoch seine Ansprüche auf 
Entschädigung wegen Überschreitung der Lieferfrist gemäß Artikel 33 und 35.  

§ 4.  Wird das in § 2 erwähnte Verlangen nicht gestellt oder ist keine Anweisung in der in § 3 
vorgesehenen Frist erteilt worden oder wird das Gut später als ein Jahr nach Zahlung der 
Entschädigung wieder aufgefunden, so verfügt der Beförderer darüber gemäß den am Ort, an 
dem sich das Gut befindet, geltenden Gesetzen und Vorschriften.  

 
Art. 30  Entschädigung bei Verlust  
§ 1.  Bei gänzlichem oder teilweisem Verlust des Gutes hat der Beförderer ohne weiteren 

Schadenersatz eine Entschädigung zu zahlen, die nach dem Börsenpreis, allenfalls nach dem 
Marktpreis, und mangels beider nach dem gemeinen Wert von Gütern gleicher Art und 
Beschaffenheit an dem Tag und an dem Ort, an dem das Gut übernommen worden ist, 
berechnet wird.  

§ 2.  Die Entschädigung beträgt höchstens 17 Rechnungseinheiten je fehlendes Kilogramm 
Bruttomasse.  

§ 3.  Bei Verlust eines auf eigenen Rädern rollenden und als Beförderungsgut aufgegebenen 
Eisenbahnfahrzeuges, einer intermodalen Transporteinheit oder ihrer Bestandteile ist die 
Entschädigung ohne weiteren Schadenersatz auf den gemeinen Wert des Fahrzeugs, der 
intermodalen Transporteinheit oder ihrer Bestandteile am Tag und am Ort des Verlustes 
beschränkt. Sind der Tag oder der Ort des Verlustes nicht feststellbar, ist die Entschädigung auf 
den gemeinen Wert am Tag und am Ort der Übernahme beschränkt.  

§ 4.  Der Beförderer hat außerdem Fracht, entrichtete Zölle und sonstige im Zusammenhang mit der 
Beförderung des verlorenen Gutes gezahlte Beträge mit Ausnahme der Verbrauchsabgaben auf 
Gütern, die im Steueraussetzungsverfahren befördert werden, zu erstatten.  

 
Art. 31  Haftung bei Schwund 
§ 1.  Bei Gütern, die infolge ihrer natürlichen Beschaffenheit durch die Beförderung in der Regel 

einem Schwund ausgesetzt sind, haftet der Beförderer ohne Rücksicht auf die Länge der 
durchfahrenen Strecke nur für den Teil des Schwundes, der die folgenden Prozentsätze 
überschreitet:  

 a)  zwei Prozent der Masse bei flüssigen oder in feuchtem Zustand aufgegebenen Gütern;  
 b) ein Prozent der Masse bei trockenen Gütern.  
§ 2.  Auf die Einschränkung der Haftung gemäß § 1 kann sich der Beförderer nicht berufen, wenn 

nachgewiesen wird, dass der Verlust nach den Umständen des Falles nicht auf die Ursachen 
zurückzuführen ist, die für die zugelassenen Prozentsätze maßgebend gewesen sind.  

§ 3.  Werden mehrere Frachtstücke mit demselben Frachtbrief befördert, so wird der Schwund für 
jedes Frachtstück berechnet, sofern dessen Masse beim Versand entweder im Frachtbrief 
einzeln angegeben ist oder auf andere Weise festgestellt werden kann.  

§ 4.  Bei gänzlichem Verlust des Gutes oder bei Verlust einzelner Frachtstücke wird bei der 
Berechnung der Entschädigung kein Abzug für Schwund vorgenommen.  

§ 5.  Durch diesen Artikel werden die Artikel 23 und 25 nicht berührt.  
 
Art. 32  Entschädigung bei Beschädigung  
§ 1.  Bei Beschädigung des Gutes hat der Beförderer ohne weiteren Schadenersatz eine 

Entschädigung zu zahlen, die der Wertminderung des Gutes entspricht. Der Berechnung dieses 
Betrages ist der Prozentsatz zu Grunde zu legen, um den der gemäß Artikel 30 ermittelte Wert 
des Gutes am Bestimmungsort gemindert ist.  

§ 2.  Die Entschädigung übersteigt nicht  
 a)  den Betrag, der im Fall ihres gänzlichen Verlustes zu zahlen wäre, wenn die ganze 

Sendung durch die Beschädigung entwertet ist;  
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 b)  den Betrag, der im Falle des Verlustes des entwerteten Teiles zu zahlen wäre, wenn nur 

ein Teil der Sendung durch die Beschädigung entwertet ist.  
§ 3.  Bei Beschädigung eines auf eigenen Rädern rollenden und als Beförderungsgut aufgegebenen 

Eisenbahnfahrzeuges, einer intermodalen Transporteinheit oder ihrer Bestandteile ist die 
Entschädigung auf die Instandsetzungskosten ohne weiteren Schadenersatz beschränkt. Die 
Entschädigung übersteigt nicht den Betrag, der im Fall des Verlustes zu zahlen wäre.  

§ 4.  Der Beförderer hat außerdem in dem in § 1 bezeichneten Verhältnis die in Artikel 30 § 4 
erwähnten Kosten zu erstatten.  

 
Art. 33  Entschädigung bei Überschreitung der Lieferfrist  
§ 1.  Ist durch die Überschreitung der Lieferfrist ein Schaden, einschließlich einer Beschädigung, 

entstanden, so hat der Beförderer eine Entschädigung zu zahlen, die höchstens das Vierfache 
der Fracht beträgt.  

§ 2.  Bei gänzlichem Verlust des Gutes wird die Entschädigung gemäß § 1 nicht neben der 
Entschädigung gemäß Artikel 30 geleistet.  

§ 3.  Bei teilweisem Verlust des Gutes beträgt die Entschädigung gemäß § 1 höchstens das Vierfache 
der auf den nicht verlorenen Teil der Sendung entfallenden Fracht.  

§ 4.  Bei einer Beschädigung des Gutes, die nicht Folge der Lieferfristüberschreitung ist, wird die 
Entschädigung gemäß § 1 gegebenenfalls neben der Entschädigung gemäß Artikel 32 geleistet.  

§ 5.  In keinem Fall ist die Entschädigung gemäß § 1 zuzüglich der Entschädigungen gemäß Artikel 30 
und 32 insgesamt höher als die Entschädigung bei gänzlichem Verlust des Gutes.  

§ 6.  Ist gemäß Artikel 16 § 1 die Lieferfrist durch Vereinbarung festgesetzt, so kann darin eine von § 1 
abweichende Entschädigungsregelung vorgesehen werden. Sind in diesem Fall die Lieferfristen 
gemäß Artikel 16 §§ 2 bis 4 überschritten, so kann der Berechtigte entweder die Entschädigung 
gemäß der genannten Vereinbarung oder die in den §§ 1 bis 5 vorgesehene Entschädigung 
verlangen.  

 
Art. 34 Entschädigung bei Wertangabe 

Der Absender und der Beförderer können vereinbaren, dass der Absender im Frachtbrief einen 
Wert des Gutes angibt, der den in Artikel 30 § 2 vorgesehenen Höchstbetrag übersteigt. In 
diesem Fall tritt der angegebene Betrag an die Stelle dieses Höchstbetrages.  

 
Art. 35 Entschädigung bei Angabe des Interesses an der Lieferung  

Der Absender und der Beförderer können vereinbaren, dass der Absender, für den Fall des 
Verlustes oder der Beschädigung und für den Fall der Überschreitung der vereinbarten 
Lieferfrist, durch Eintragung eines bezifferten Betrages in den Frachtbrief ein besonderes 
Interesse an der Lieferung angibt. Bei Angabe eines Interesses an der Lieferung kann außer den 
in Artikel 30, 32 und 33 vorgesehenen Entschädigungen der Ersatz des Weiteren 
nachgewiesenen Schadens bis zur Höhe des angegebenen Betrages verlangt werden.  

 
Art. 36  Verlust des Rechtes auf Haftungsbeschränkung  

Die in Artikel 15 § 3, Artikel 19 §§ 6 und 7, Artikel 30, 32 bis 35 vorgesehenen 
Haftungsbeschränkungen finden keine Anwendung, wenn nachgewiesen wird, dass der Schaden 
auf eine Handlung oder Unterlassung des Beförderers zurückzuführen ist, die entweder in der 
Absicht, einen solchen Schaden herbeizuführen, oder leichtfertig und in dem Bewusstsein 
begangen wurde, dass ein solcher Schaden mit Wahrscheinlichkeit eintreten werde. 

 
Art. 37  Umrechnung und Verzinsung 
§ 1.  Müssen bei der Berechnung der Entschädigung in ausländischer Währung ausgedrückte Beträge 

umgerechnet werden, so sind sie nach dem Kurs am Tag und am Ort der Zahlung der 
Entschädigung umzurechnen.  

§ 2.  Der Berechtigte kann auf die Entschädigung Zinsen in Höhe von fünf Prozent jährlich verlangen, 
und zwar vom Tag der Reklamation gemäß Artikel 43 oder, wenn keine Reklamation 
vorangegangen ist, vom Tag der Klageerhebung an.  
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§ 3.  Legt der Berechtigte dem Beförderer die zur abschließenden Behandlung der Reklamation 

erforderlichen Belege nicht innerhalb einer ihm gestellten angemessenen Frist vor, so ist der 
Lauf der Zinsen vom Ablauf dieser Frist an bis zur Übergabe dieser Belege gehemmt.  

 
Art. 38 Haftung im Eisenbahn-Seeverkehr  
§ 1.  Bei Eisenbahn-Seebeförderungen über Linien zur See gemäß Artikel 24 § 1 des Übereinkommens 

kann jeder Mitgliedstaat, indem er die Aufnahme eines entsprechenden Vermerkes in die Liste 
der diesen Einheitlichen Rechtsvorschriften unterstellten Linien verlangt, die Gründe für die 
Befreiung von der Haftung gemäß Artikel 23 um die nachstehenden Gründe, jedoch nur in ihrer 
Gesamtheit, ergänzen:  

 a)  Feuer, sofern der Beförderer beweist, dass es weder durch sein Verschulden noch durch 
Verschulden des Kapitäns, der Schiffsbesatzung, des Lotsen oder der in seinem Dienst 
stehenden Personen entstanden ist;  

 b)  Rettung oder Versuch der Rettung von Leben oder Eigentum zur See;  
c)  Verladung des Gutes auf Deck, sofern der Absender seine Einwilligung dazu im 

Frachtbrief gegeben hat und sofern das Gut nicht in Eisenbahnwagen befördert wird;  
 d)  Gefahren oder Unfälle der See oder anderer schiffbarer Gewässer.  
§ 2.  Der Beförderer kann sich auf die in § 1 genannten Haftungsbefreiungsgründe nur berufen, wenn 

er beweist, dass der Verlust, die Beschädigung oder die Überschreitung der Lieferfrist auf der 
Seestrecke vom Beginn des Einladens der Güter in das Schiff bis zu ihrer Ausladung aus dem 
Schiff entstanden ist.  

§ 3.  Beruft sich der Beförderer auf die in § 1 genannten Haftungsbefreiungsgründe, haftet er 
dennoch, wenn der Berechtigte nachweist, dass der Verlust, die Beschädigung oder die 
Überschreitung der Lieferfrist auf einem Verschulden des Beförderers, des Kapitäns, der 
Schiffsbesatzung, des Lotsen oder der im Dienste des Beförderers stehenden Personen beruht.  

§ 4.  Wird eine Seestrecke durch mehrere Unternehmen bedient, die in die Liste der Liniengemäß 
Artikel 24 § 1 des Übereinkommens eingetragen sind, so müssen für alle Unternehmen die 
gleichen Haftungsvorschriften gelten. Sind diese Unternehmen auf Antrag mehrerer 
Mitgliedstaaten in die Liste eingetragen worden, so muss außerdem über die Anwendung dieser 
Haftungsvorschriften vorher ein Einverständnis unter diesen Staaten erzielt werden.  

§ 5.  Die gemäß §§ 1 und 4 getroffenen Maßnahmen sind dem Generalsekretär mitzuteilen. Sie 
treten frühestens nach Ablauf von 30 Tagen in Kraft, gerechnet vom Tag der vom 
Generalsekretär an die anderen Mitgliedstaaten gerichteten Mitteilung über diese Maßnahmen. 
Unterwegs befindliche Sendungen werden von diesen Maßnahmen nicht betroffen.  

 
Art. 39  Haftung bei nuklearem Ereignis 

Der Beförderer ist von der ihm gemäß diesen Einheitlichen Rechtsvorschriften obliegenden 
Haftung befreit, wenn der Schaden durch ein nukleares Ereignis verursacht worden ist und wenn 
gemäß den Gesetzen und Vorschriften eines Staates über die Haftung auf dem Gebiet der 
Kernenergie der Inhaber einer Kernanlage oder eine ihm gleichgestellte Person für diesen 
Schaden haftet.  

 
Art. 40 Personen, für die der Beförderer haftet  

Der Beförderer haftet für seine Bediensteten und für andere Personen, deren er sich bei der 
Durchführung der Beförderung bedient, soweit diese Bediensteten und anderen Personen in 
Ausübung ihrer Verrichtungen handeln. Die Betreiber der Eisenbahninfrastruktur, auf der die 
Beförderung erfolgt, gelten als Personen, deren sich der Beförderer bei der Durchführung der 
Beförderung bedient.  

 
Art. 41  Sonstige Ansprüche  
§ 1.  In allen Fällen, auf welche diese Einheitlichen Rechtsvorschriften Anwendung finden, kann 

gegen den Beförderer ein Anspruch auf Schadenersatz, auf welchem Rechtsgrund er auch 
beruht, nur unter den Voraussetzungen und Beschränkungen dieser Einheitlichen 
Rechtsvorschriften geltend gemacht werden.  

§ 2.  Das Gleiche gilt für Ansprüche gegen die Bediensteten und anderen Personen, für die der 
Beförderer gemäß Artikel 40 haftet.  
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Titel IV: Geltendmachung von Ansprüchen 
 
Art. 42  Tatbestandsaufnahme  
§ 1.  Wird ein teilweiser Verlust oder eine Beschädigung vom Beförderer entdeckt oder vermutet 

oder vom Verfügungsberechtigten behauptet, so hat der Beförderer je nach Art des Schadens 
den Zustand des Gutes, seine Masse und, soweit möglich, das Ausmaß und die Ursache des 
Schadens sowie den Zeitpunkt seines Entstehens unverzüglich und, wenn möglich, in Gegenwart 
des Berechtigten in einer Tatbestandsaufnahme festzuhalten.  

§ 2.  Dem Berechtigten ist eine Abschrift der Tatbestandsaufnahme unentgeltlich auszuhändigen.  
§ 3.  Erkennt der Berechtigte die Feststellungen in der Tatbestandsaufnahme nicht an, so kann er 

verlangen, dass der Zustand und die Masse des Gutes sowie die Ursache und der Betrag des 
Schadens von einem durch die Parteien des Beförderungsvertrages oder ein Gericht bestellten 
Sachverständigen festgestellt werden. Das Verfahren richtet sich nach den Gesetzen und 
Vorschriften des Staates, in dem die Feststellung erfolgt.  

 
Art. 43  Reklamationen 
§ 1.  Reklamationen aus dem Beförderungsvertrag sind schriftlich an den Beförderer zu richten, 

gegen den die Ansprüche gerichtlich geltend gemacht werden können.  
§ 2.  Reklamationen können von den Personen eingereicht werden, die zur gerichtlichen 

Geltendmachung von Ansprüchen gegen den Beförderer berechtigt sind.  
§ 3.  Reicht der Absender eine Reklamation ein, so hat er das Frachtbriefdoppel vorzulegen. 

Andernfalls muss er die Zustimmung des Empfängers beibringen oder nachweisen, dass dieser 
die Annahme des Gutes verweigert hat.  

§ 4.  Reicht der Empfänger eine Reklamation ein, so hat er den Frachtbrief vorzulegen, wenn dieser 
ihm übergeben worden ist.  

§ 5.  Der Frachtbrief, das Frachtbriefdoppel und die sonstigen Belege, die der Berechtigte der 
Reklamation beigeben will, sind im Original oder in Abschrift, auf Verlangen des Beförderers in 
gehörig beglaubigter Form, vorzulegen.  

§ 6.  Bei der Regelung der Reklamation kann der Beförderer die Vorlage des Frachtbriefes, des 
Frachtbriefdoppels oder der Bescheinigung über die Nachnahme im Original verlangen, um 
darauf die abschließende Regelung zu vermerken.  

 
Art. 44  Zur gerichtlichen Geltendmachung von Ansprüchen berechtigte Personen  
§ 1.  Vorbehaltlich der §§ 3 und 4 sind zur gerichtlichen Geltendmachung von Ansprüchen aus dem 

Beförderungsvertrag berechtigt  
 a)  der Absender bis zu dem Zeitpunkt, in dem der Empfänger  
  1.  den Frachtbrief eingelöst,  
  2. das Gut angenommen oder  
  3. die ihm gemäß Artikel 17 § 3 oder Artikel 18 § 3 zustehenden Rechte geltend 

gemacht hat. 
 b)  der Empfänger von dem Zeitpunkt an, in dem er 
  1. den Frachtbrief eingelöst,  
  2. das Gut angenommen oder  
  3. die ihm gemäß Artikel 17 § 3 oder Artikel 18 § 3 zustehenden Rechte geltend 

gemacht hat.  
§ 2.  Das dem Empfänger zustehende Klagerecht erlischt jedoch, sobald die vom Empfänger gemäß 

Artikel 18 § 5 bezeichnete Person den Frachtbrief eingelöst, das Gut angenommen oder die ihr 
gemäß Artikel 17 § 3 zustehenden Rechte geltend gemacht hat.  

§ 3.  Zur gerichtlichen Geltendmachung von Ansprüchen auf Erstattung von Beträgen, die auf Grund 
des Beförderungsvertrages gezahlt worden sind, ist nur berechtigt, wer die Zahlung geleistet 
hat.  

§ 4.  Zur gerichtlichen Geltendmachung von Ansprüchen aus Nachnahmen ist nur der Absender 
berechtigt. 

§ 5.  Der Absender hat bei der gerichtlichen Geltendmachung der Ansprüche das Frachtbriefdoppel 
vorzulegen. Andernfalls muss er die Zustimmung des Empfängers beibringen oder nachweisen, 
dass dieser die Annahme des Gutes verweigert hat. Erforderlichenfalls hat der Absender das 
Fehlen oder den Verlust des Frachtbriefes zu beweisen.  
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§ 6.  Der Empfänger hat bei der gerichtlichen Geltendmachung der Ansprüche den Frachtbrief 

vorzulegen, wenn er ihm übergeben worden ist.  
 
Art. 45  Beförderer, gegen die Ansprüche gerichtlich geltend gemacht werden können  
§ 1.  Vorbehaltlich der §§ 3 und 4 können Ansprüche aus dem Beförderungsvertrag nur gegen den 

ersten, den letzten oder denjenigen Beförderer geltend gemacht werden, der den Teil der 
Beförderung durchgeführt hat, in dessen Verlauf die den Anspruch begründende Tatsache 
eingetreten ist.  

§ 2.  Ist bei Beförderungen durch aufeinander folgende Beförderer der zur Ablieferung verpflichtete 
Beförderer mit seiner Zustimmung im Frachtbrief eingetragen, können Ansprüche gemäß § 1 
auch dann gegen ihn gerichtlich geltend gemacht werden, wenn er weder das Gut noch den 
Frachtbrief erhalten hat.  

§ 3.  Ansprüche auf Erstattung von Beträgen, die auf Grund des Beförderungsvertrages gezahlt 
worden sind, können gegen den Beförderer gerichtlich geltend gemacht werden, der den Betrag 
erhoben hat, oder gegen den Beförderer, zu dessen Gunsten der Betrag erhoben worden ist.  

§ 4.  Ansprüche aus Nachnahmen können nur gegen den Beförderer geltend gemacht werden, der 
das Gut am Versandort übernommen hat.  

§ 5.  Im Wege der Widerklage oder der Einrede können Ansprüche auch gegen einen anderen als die 
in den §§ 1 bis 4 genannten Beförderer geltend gemacht werden, wenn sich die Klage auf 
denselben Beförderungsvertrag gründet.  

§ 6.  Soweit diese Einheitlichen Rechtsvorschriften auf den ausführenden Beförderer Anwendung 
finden, können die Ansprüche auch gegen ihn gerichtlich geltend gemacht werden.  

§ 7.  Hat der Kläger die Wahl unter mehreren Beförderern, so erlischt sein Wahlrecht, sobald die 
Klage gegen einen der Beförderer erhoben ist; dies gilt auch, wenn der Kläger die Wahl zwischen 
einem oder mehreren Beförderern und einem ausführenden Beförderer hat.  

 
Art. 46 Gerichtsstand  
§ 1.  Auf diese Einheitlichen Rechtsvorschriften gegründete Ansprüche können vor den durch 

Vereinbarung der Parteien bestimmten Gerichten der Mitgliedstaaten oder vor den Gerichten 
eines Staates geltend gemacht werden, auf dessen Gebiet  

 a)  der Beklagte seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt, seine Hauptniederlassung 
oder die Zweigniederlassung oder Geschäftsstelle hat, durch die der 
Beförderungsvertrag geschlossen worden ist, oder  

 b)  der Ort der Übernahme des Gutes oder der für die Ablieferung vorgesehene Ort liegt. 
Andere Gerichte können nicht angerufen werden.  

§ 2.  Ist ein Verfahren bei einem nach § 1 zuständigen Gericht wegen eines auf diese Einheitlichen 
Rechtsvorschriften gegründeten Anspruches anhängig oder ist durch ein solches Gericht in einer 
solchen Streitsache ein Urteil erlassen worden, so kann eine neue Klage wegen derselben Sache 
zwischen denselben Parteien nicht erhoben werden, es sei denn, dass die Entscheidung des 
Gerichtes, bei dem die erste Klage erhoben worden ist, in dem Staat nicht vollstreckt werden 
kann, in dem die neue Klage erhoben wird.  

 
Art. 47  Erlöschen der Ansprüche 
§ 1.  Mit der Annahme des Gutes durch den Berechtigten sind alle Ansprüche gegen den Beförderer 

aus dem Beförderungsvertrag bei teilweisem Verlust, Beschädigung oder Überschreitung der 
Lieferfrist erloschen. 

§ 2.  Die Ansprüche erlöschen jedoch nicht 
 a)  bei teilweisem Verlust oder bei Beschädigung, wenn  
  1. der Verlust oder die Beschädigung vor der Annahme des Gutes durch den 

Berechtigten gemäß Artikel 42 festgestellt worden ist;  
  2.  die Feststellung, die gemäß Artikel 42 hätte erfolgen müssen, nur durch 

Verschulden des Beförderers unterblieben ist;  
 b)  bei äußerlich nicht erkennbarem Schaden, der erst nach der Annahme des Gutes durch 

den Berechtigten festgestellt worden ist, wenn er  
  1.  die Feststellung gemäß Artikel 42 sofort nach der Entdeckung des Schadens und 

spätestens sieben Tage nach der Annahme des Gutes verlangt und  
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  2.  außerdem beweist, dass der Schaden in der Zeit zwischen der Übernahme des 

Gutes und der Ablieferung entstanden ist;  
 c)  bei Überschreitung der Lieferfrist, wenn der Berechtigte binnen 60 Tagen seine 

Ansprüche gegen einen der in Artikel 45 § 1 genannten Beförderer geltend gemacht hat;  
 d)  wenn der Berechtigte nachweist, dass der Schaden auf eine Handlung oder 

Unterlassung zurückzuführen ist, die entweder in der Absicht, einen solchen Schaden 
herbeizuführen, oder leichtfertig und in dem Bewusstsein begangen wurde, dass ein 
solcher Schaden mit Wahrscheinlichkeit eintreten werde.  

§ 3.  Ist das Gut gemäß Artikel 28 neu aufgegeben worden, so erlöschen die Ansprüche bei 
teilweisem Verlust oder bei Beschädigung aus einem der vorangehenden Beförderungsverträge, 
als handelte es sich um einen einzigen Vertrag.  

 
Art. 48  Verjährung 
§ 1.  Ansprüche aus dem Beförderungsvertrag verjähren in einem Jahr. Die Verjährungsfrist beträgt 

jedoch zwei Jahre bei Ansprüchen  
 a)  auf Auszahlung einer Nachnahme, welche der Beförderer vom Empfänger eingezogen 

hat;  
 b)  auf Auszahlung des Erlöses eines vom Beförderer vorgenommenen Verkaufs;  
 c)  wegen eines Schadens, der auf eine Handlung oder Unterlassung zurückzuführen ist, die 

entweder in der Absicht, einen solchen Schaden herbeizuführen, oder leichtfertig und in 
dem Bewusstsein begangen wurde, dass ein solcher Schaden mit Wahrscheinlichkeit 
eintreten werde;  

 d)  aus einem der der Neuaufgabe vorangehenden Beförderungsverträge in dem in Artikel 
28 vorgesehenen Fall.  

§ 2.  Die Verjährung beginnt bei Ansprüchen 
 a)  auf Entschädigung wegen gänzlichen Verlustes mit dem dreißigsten Tag nach Ablauf der 

Lieferfrist;  
 b)  auf Entschädigung wegen teilweisen Verlustes, Beschädigung oder Überschreitung der 

Lieferfrist mit dem Tag der Ablieferung;  
 c)  in allen anderen Fällen mit dem Tag, an dem der Anspruch geltend gemacht werden 

kann. Der als Beginn der Verjährung bezeichnete Tag ist in keinem Fall in der Frist 
inbegriffen.  

§ 3.  Die Verjährung wird durch eine schriftliche Reklamation gemäß Artikel 43 bis zu dem Tag 
gehemmt, an dem der Beförderer die Reklamation schriftlich zurückweist und die beigefügten 
Belege zurücksendet. Wird der Reklamation teilweise stattgegeben, so beginnt die Verjährung 
für den noch streitigen Teil der Reklamation wieder zu laufen. Wer sich auf die Einreichung einer 
Reklamation oder auf die Erteilung einer Antwort und die Rückgabe der Belege beruft, hat dies 
zu beweisen. Weitere Reklamationen, die denselben Anspruch betreffen, hemmen die 
Verjährung nicht.  

§ 4.  Verjährte Ansprüche können auch nicht im Wege der Widerklage oder der Einrede geltend 
gemacht werden.  

§ 5.  Im Übrigen gilt für die Hemmung und die Unterbrechung der Verjährung Landesrecht. 
 
 

Titel V: Beziehungen der Beförderer untereinander 
 
Art. 49  Abrechnung  
§ 1.  Jeder Beförderer, der bei der Auf- oder Ablieferung des Gutes die Kosten oder sonstige sich aus 

dem Beförderungsvertrag ergebende Forderungen eingezogen hat oder hätte einziehen müssen, 
ist verpflichtet, den beteiligten Beförderern den ihnen zukommenden Anteil zu zahlen. Die Art 
und Weise der Zahlung wird durch Vereinbarungen zwischen den Beförderern geregelt.  

§ 2.  Artikel 12 gilt auch für die Beziehungen zwischen aufeinander folgenden Beförderern.  
 
Art. 50  Rückgriffsrecht  
§ 1.  Hat ein Beförderer gemäß diesen Einheitlichen Rechtsvorschriften eine Entschädigung gezahlt, 

so steht ihm ein Rückgriffsrecht gegen die Beförderer, die an der Beförderung beteiligt gewesen 
sind, gemäß den folgenden Bestimmungen zu:  
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 a)  der Beförderer, der den Schaden verursacht hat, haftet ausschließlich dafür; 
 b)  haben mehrere Beförderer den Schaden verursacht, so haftet jeder für den von 

ihm verursachten Schaden; ist eine Zuordnung nicht möglich, so wird die 
Entschädigung unter den Beförderern gemäß Buchstabe c) aufgeteilt;  

 c)  kann nicht bewiesen werden, welcher der Beförderer den Schaden verursacht 
hat, wird die Entschädigung auf sämtliche Beförderer aufgeteilt, mit Ausnahme 
derjenigen, die beweisen, dass der Schaden nicht von ihnen verursacht worden 
ist; die Aufteilung erfolgt im Verhältnis der den Beförderern zustehenden Anteile 
am Beförderungsentgelt.  

§ 2.  Bei Zahlungsunfähigkeit eines dieser Beförderer wird der auf ihn entfallende, aber von ihm nicht 
gezahlte Anteil unter allen anderen Beförderern, die an der Beförderung beteiligt gewesen sind, 
im Verhältnis des ihnen zustehenden Anteils am Beförderungsentgelt aufgeteilt.  

 
Art. 51  Rückgriffsverfahren 
§ 1.  Ein Beförderer, gegen den gemäß Artikel 50 Rückgriff genommen wird, kann die Rechtmäßigkeit 

der durch den Rückgriff nehmenden Beförderer geleisteten Zahlung nicht bestreiten, wenn die 
Entschädigung gerichtlich festgesetzt worden ist, nachdem dem erstgenannten Beförderer 
durch gehörige Streitverkündung die Möglichkeit gegeben war, dem Rechtsstreit beizutreten. 
Das Gericht der Hauptsache bestimmt die Fristen für die Streitverkündung und für den Beitritt.  

§ 2.  Der Rückgriff nehmende Beförderer hat sämtliche Beförderer, mit denen er sich nicht gütlich 
geeinigt hat, mit ein und derselben Klage zu belangen; andernfalls erlischt das Rückgriffrecht 
gegen die nicht belangten Beförderer.  

§ 3.  Das Gericht hat in ein und demselben Urteil über alle Rückgriffe, mit denen es befasst ist, zu 
entscheiden.  

§ 4.  Der Beförderer, der sein Rückgriffsrecht gerichtlich geltend machen will, kann seinen Anspruch 
vor dem zuständigen Gericht des Staates erheben, in dem einer der beteiligten Beförderer seine 
Hauptniederlassung oder die Zweigniederlassung oder Geschäftsstelle hat, durch die der 
Beförderungsvertrag geschlossen worden ist.  

§ 5.  Ist die Klage gegen mehrere Beförderer zu erheben, so hat der klagende Beförderer die Wahl 
unter den gemäß § 4 zuständigen Gerichten.  

§ 6.  Rückgriffsverfahren dürfen nicht in das Entschädigungsverfahren einbezogen werden, das der 
aus dem Beförderungsvertrag Berechtigte angestrengt hat.  

 
Art. 52  Vereinbarungen über den Rückgriff 

Den Beförderern steht es frei, untereinander Vereinbarungen zu treffen, die von den Artikeln 49 
und 50 abweichen. 
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Haftungsübersicht Fracht- und Speditionsrecht 
 

 Nat. Frachtrecht der Verkehrsträger nach HGB Internationales Frachtrecht Verkehrsträger Speditionsrecht und AGB des 
Speditionsgewerbes 

Frachtrecht Lagerrecht Multimodal Straße Eisenbahn Luftfracht Binnenschiff Speditionsrecht ADSp 2017 

Rechtsgrundlage HGB §§ 407-450 HGB §§ 467-475 HGB §§ 452-452d CMR CIM WA MÜ CMNI HGB §§ 453-466 AGB 

Haftungsgrundsatz Obhutshaftung Vermutete 
Verschuldenshaftung 

Unbekannter Schadenort: 
wie Frachtführer/HGB 
Bekannter Schadenort: 
Recht der Teilstrecke, 
sofern nicht zwingend und 
nicht HGB vereinbart 

Obhutshaftung Obhutshaftung Vermutete 
Verschuldenshaftung 

Obhutshaftung; 
Vermutetes Verschulden 
bei Vermögensschäden 

Vermutete 
Verschuldenshaftung 

Obhutshaftung bei Obhut, 
Fixkosten, Sammelladung und 
Selbsteintritt; 
Verschuldenshaftung bei rein 
speditioneller Tätigkeit 

Obhutshaftung bei 
Fixkosten, Sammelladung und 
Selbsteintritt; 
Verschuldenshaftung bei rein 
speditioneller   Tätigkeit 

Haftungsumfang Güterschäden, 
Vermögensschäden 

Güterschäden, 
Vermögensschäden 

Güterschäden, 
Vermögensschäden 

Güterschäden, 
Vermögensschäden 

Güterschäden, 
Vermögensschäden 

Güterschäden, 
Vermögensschäden 

Güterschäden, 
Vermögensschäden 

Güterschäden, 
Vermögensschäden 

Güterschäden, 
Vermögensschäden 

Güterschäden, 
Vermögensschäden 

Haftungsgrenzen Güterschäden: 
Wert des Gutes,  
max. SZR 8,33/kg 
 
 
 
 
 
Lieferfristüber-schreitung: 
3-fache Fracht 
 
 
Sonstige Vermögens-
schäden: 
3-facher Betrag wie 
Verlust 

Unbegrenzt, durch AGB 
oder Vertrag 
einschränkbar 

Unbekannter Schadenort: 
wie Frachtführer/HGB; 
Bekannter Schadenort: 
Recht der Teilstrecke, 
sofern nicht zwingend und 
nicht HGB vereinbart 

Güterschäden: 
Wert des Gutes,  
max. SZR 8,33/kg 
 
 
 
 
 
Lieferfristüber-schreitung: 
1-fache Fracht 
Nachnahmefehler: 
Bis Nachnahmebetrag 
Sonstige Vermögens-
schäden: 
Nur bei Art. 24/26/29 

Güterschäden: 
SZR 17/kg 
 
 
 
 
 
 
Lieferfristüber-schreitung: 
4-fache Fracht 

Güter- oder 
Vermögensschäden: 
250 Goldfranken = 
ca. € 27,35/kg 

Güter- oder 
Vermögensschäden: 
SZR 22/kg 

SZR 666,67/Einheit oder 
SZR 2/kg, nach Wahl des 
Geschädigten 
Container: 
SZR 26.500 
(1500/CTR/ 
25000/Ware); 
Lieferfristüber-schreitung: 
1-fache Fracht 

Güterschäden: 
Wert des Gutes,  
max. SZR 8,33/kg 
 
 
 
 
 
Lieferfristüberschreitung: 
3-fache Fracht 
Sonstige Vermögens-schäden: 
3-facher Betrag wie bei Verlust 

Güterschäden: 
SZR 8,33/kg; max. 1,25 Mio/ 
Schadenfall; 
Bei reiner Seebeförderung: 2 
SZR/kg. Bei multimodal unter 
Einschluss d. Seebe-förderung 
und unbekan-ntem 
Schadenort: 2 SZR/kg 
Lieferfristüberschreitung: 
3-fache Fracht 
Sonstige Vermögens-schäden: 
3 x Verlust, max. 
€ 125.000,00 
Lager: 
Güterschäden SZR 8,33/kg, 
max. € 35.000,00/Schaden- 
fall; 
Inventurdifferenzen: 
SZR 8,33/kg, max. 
€ 70.000,00/Jahr; 
Andere als Güterschäden: 
Max. € 35.000,00/Schaden-fall,  
Insgesamt: 
max. € 2,5 Mio./Ereignis 

Änderung der 
Haftungsgrenzen 

Durch AGB Güter-schäden 
im Korridor 
2-40 SZR/kg; 
durch Individual- 
vereinbarung ohne 
Einschränkung 

AGB oder Vertrag  Deklaration Wert/ 
Interesse 

Deklaration Wert/ 
Interesse 

Deklaration Wert Deklaration Wert/ 
Interesse 

Deklaration Wert/ 
Interesse 

Durch AGB Güterschäden im 
Korridor 2-40 SZR/kg; 
durch Individual-vereinbarung 
ohne Einschränkung 

Durch Individualverein-barung 
unbegrenzt, wenn nicht 
zwingendes Recht dagegen 
steht; 
Wertdeklaration Ziff. 24.2 

Wegfall der Haftungsgrenzen Vorsatz, bewusste 
Leichtfertigkeit 

 Vorsatz, bewusste 
Leichtfertigkeit 

Vorsatz, bewusste 
Leichtfertigkeit 

Vorsatz, bewusste 
Leichtfertigkeit 

Vorsatz, bewusste 
Leichtfertigkeit 

Deklaration Interesse; 
Wertvereinbarung 

Vorsatz, bewusste 
Leichtfertigkeit 

Vorsatz, bewusste 
Leichtfertigkeit 

Vorsatz, bewusste 
Leichtfertigkeit 

Wichtige Haftungsausschlüsse 
(Beispiele) 

Unabwendbares Ereignis, 
Be- oder Entladefehler 
oder Verpackungsmangel 

Mangelndes Verschulden  Unabwendbares Ereignis, 
Absender-verschulden bei 
Be-/ Entladung, Verpack-
ungsmangel, Kenn-
zeichnungsfehler 

Unabwendbares Ereignis, 
Absender-verschulden, 
Beför-derung mit offenem 
Wagen, natürliche 
Beschaffenheit des Gutes 

Fehlendes Verschulden Absenderverschulden, 
natürliche Beschaffen-heit 

Unabwendbares Ereignis, 
Be- oder Entladefehler 
oder Verpackungsmangel, 
Funktionsstörung 
technischer Geräte 

Unabwendbares Ereignis, Be- 
oder Entladefehler oder 
Verpackungsmangel 

Unabwendbares Ereignis, 
Absenderverschulden, 
Verschulden Auftraggeber 

Mängelrügefristen (jeweils 
nach Ablieferung) 

Äußerlich erkennbar:  
sofort 
Verdeckter Mangel:  
7 Tage 
Lieferfristüber- 
schreitung:  
21 Tage 

  Äußerlich erkennbar: 
sofort 
Verdeckter Mangel: 
7 Tage 
Lieferfristüber-schreitung: 
21 Tage 

Äußerlich erkennbar: 
sofort 
Verdeckter Mangel: 
7 Tage 
Lieferfristüber-schreitung: 
60 Tage 

Äußerlich erkennbar: 
sofort 
Verdeckter Mangel:  
14 Tage 
Lieferfristüber-schreitung: 
21 Tage 

Äußerlich erkennbar: 
sofort 
Verdeckter Mangel:  
14 Tage 
Lieferfristüber-schreitung: 
21 Tage 

Äußerlich erkennbar: 
sofort 
Verdeckter Mangel:  
14 Tage 
Lieferfristüber-schreitung: 
21 Tage 

Äußerlich erkennbar: 
sofort 
Verdeckter Mangel:  
7 Tage 
Lieferfristüberschreitung: 
21 Tage 

Äußerlich erkennbar: 
sofort 
Verdeckter Mangel:  
7 Tage 
Lieferfristüberschreitung: 
21 Tage 

Verjährung 1 Jahr im Regelfall; 
3 Jahre bei Vorsatz/ 
bewusster Leichtfertigkeit; 
schriftliche Geltend-
machung hemmt 
Verjährungsfrist 

1 Jahr im Regelfall; 
3 Jahre bei Vorsatz/ 
bewusster Leichtfertigkeit; 
schriftliche Geltend-
machung hemmt 
Verjährungsfrist 

1 Jahr im Regelfall; 
3 Jahre bei Vorsatz/ 
bewusster Leichtfertigkeit; 
schriftliche Geltend-
machung hemmt 
Verjährungsfrist 

1 Jahr im Regelfall; 
3 Jahre bei Vorsatz/ 
bewusster Leichtfertigkeit; 
schriftliche Geltend-
machung hemmt 
Verjährungsfrist 

1 Jahr im Regelfall; 
2 Jahre bei leicht-fertiger 
Schaden-herbeiführung, 
schriftliche Geltend-
machung hemmt 
Verjährungsfrist 

2 Jahre Ausschlussfrist 2 Jahre Ausschlussfrist 1 Jahr; 
schriftliche Geltend-
machung hemmt 
Verjährungsfrist 

1 Jahr im Regelfall; 
3 Jahre bei Vorsatz/ bewusster 
Leichtfertig-keit; schriftliche 
Geltend-machung hemmt 
Verjährungsfrist 

1 Jahr im Regelfall; 
3 Jahre bei Vorsatz/ bewusster 
Leichtfertigkeit; 
schriftliche Geltend-machung 
hemmt Verjährungsfrist 

 

Erstellt von Werner Förg/Philipp Stein, Aktiv Assekuranz Makler GmbH, 2020 (keine Haftung für Vollständigkeit, Richtigkeit, Aktualität und technische Exaktheit der zusammengestellten Informationen). 


